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1. · Uebersicht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

01.019 s Arbeitslosenversicherungsgesetz. 3. Revision 
Botschaft vom 28. Februar 2001 zu einem revidierten 
Arbeitslosenversicherungsgesetz (AVIG) (BBI 2001 2245) 
NR Kommission fOr Wirtschaft und Abgaben 
SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 
Siehe Geschäft 01.3643 Po. W AK-NR (01.019) 
Bundesgesetz Ober die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung 
(Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG) 
19.08.2001 Stlnderat. Beschluss abweichend vom 
Entwurf des Bundesrates. 
12.12.2001 Nationalrat. Abweichend. 
07.03.2002 Stlnderat. Abweichend. 
12.03.2002 Nationalrat. Abweichend. 
14.03.2002 Stlnderat Abweichend. 
19.03.2002 Nationalrat Zustimmung. 
22.03.2002 Stlnderat Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
22.03.2002 Nationalrat Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 

01.019 e Lol sur l'assurance-ch6mage. 3eme revlslon 
Message du 28 fevrier 2001 concemant la revision de la loi 
sur l'assurance-chömage (FF 2001 2123) 
CN Commission de l'economie et des redevances 
CE Commission de la s~curiM socia/e et da la sant~ 
publiqua 
Voir objet 01.3643 Po. CER-CN (01.019) 
Loi federale sur l'assurance-chömage obligatolre et 
l'indemnlte en cas d'lnsolvabillte (Loi sur l'assurance­
chömage, LACI) 
19.06.2001 Conseil des Etats. Decision modifiant le pro]et 
du Conseil federal. 
12.12.2001 Consell national. Divergences. 
07.03.2002 Consell des Etats. Divergences. 
12.03.2002 Conseil national. Dlvergences. 
14.03.2002 Conseil des Etats. Divergences. 
19.03.2002 Conseil national. Adhesion. 
22.03.2002 Conseil des Eta1s. La loi est adoptee en 
votatlon finale. 
22.03.2002 Conseil national. La loi est adoptee an 
votation finale. 
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Leglslaturrückblick 1999-2003 

01.019 Arbeitslosenversicherungsgesetz. 3. Revision 
Botschaft vom 28. Februar 2001 zu einem revidierten Arbeitslosenversicherungsgesetz (AVIG) (BBI 
2001 2245) 

Ausgangslage 

Mit dringlichem Bundesbeschluss vom 16. Dezember 1994 war für die Sicherung der Finanzierung der 
Arbeitslosenversicherung der Beitragssatz auf den 1. Januar 1995 von 2,0 auf 3,0 Prozent angehoben 
worden. Durch die Revision vom 23. Juni 1995 wurde festgehalten, dass der erhöhte Beitragssatz nur 
zur Tilgung der bis Ende 1995 aufgelaufenen Schulden verwendet werden durfte. Mit dem 
Bundesgesetz über das Stabilisierungsprogramm vom 19. März 1999 wurde in der Folge die 
Erhöhung bis Ende 2003 verlängert, damit auch neu aufgelaufene Schulden abgebaut werden 
können. Damit die Finanzierung der Versicherung langfristig gesichert. werden kann, muss diese 
deshalb spätestens auf Ende 2003 neu geregelt werden. Zudem war auch in den 
Kommissionsdebatten zum Stabilisierungsprogramm und in parlamentarischen Vorstössen die 
Forderung nach einer Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) erhoben worden. 
Unter Begleitung und Beratung einer Expertenkommission ist dieser Revisionsentwurf von der 
Direktion für Arbeit des Staatssekretariates für Wirtschaft (seco) erarbeitet worden. 
Die mit der 95er-Revislon neu eingeführten Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) und die 
gleichzeitig erfolgte Intensivierung der arbeitsmarktlichen Massnahmen (AMM) werden durch diese 
Revision nicht grundsätzlich tangiert. 
Der Revisionsentwurf betrifft im Wesentlichen die folgenden zwei Hauptpunkte: 
A. Finanzierung 
Mit dem Auslaufen der Notmassnahme von Artikel 4a wird der Beitragssatz wieder auf 2,0 
Lohnprozente sinken. Auf Grund verschiedener von Experten durchgeführten Berechnungen ergibt 
sich für die Schweiz eine Schätzung der über den Konjunkturverlauf gemittelten Zahl von rund 
100 000 Arbeitslosen. In konjunkturellen Auf• und Abschwungphasen wird diese Zahl 
selbstverständlich unter- oder überschritten werden. Ausgehend von dieser mittleren Arbeitslosigkeit 
wird ein neues Finanzierungs system (Art. 90-90c) vorgeschlagen, das konjunkturresistenter sein soll. 
Dabei sollen sich Bund und Kantone fest an den Kosten der Regionalen Arbeitsvermittlungszentren 
und der arbeitsmarktlichen Massnahmen beteiligen. Auch dadurch wird eine über einen 
Konjunkturzyklus ausgeglichene Rechnung des Ausgleichsfonds der Arbeitslosenversicherung 
ermöglicht. Im Gegenzug wird vom Beizug von Bund und Kantonen für die Finanzierung bei 
ausserordentlichen Verhältnissen und von der Beteiligung der Kantone an den Kosten der 
arbeitsmarktlichen Massnahmen in der heutigen Form abgesehen. Die Gewährung von allfälligen 
Darlehen an die Versicherung soll neu in der Form von Tresoreriedarlehen durch den Bund erfolgen. 
Diese werden zu Marktbedingungen gewährt und belasten die Finanzrechnung des Bundes nicht. 
Daneben muss die teilweise Deplafonierung (zusätzliche Beiträge auf Lohnsummen zwischen 
106 800 und 267 000 Fr.) wieder aufgenommen werden, aber nur noch in der Höhe von einem statt 
von zwei Prozent (wie es bereits infolge der 95er-Revision bis 1999 der Fall war). 
B. Arbeitslosenentschldigung 
Hier werden im Wesentlichen zwei Änderungen vorgeschlagen. Einerseits soll die Mindestbeitragszeit, 
die einen Entschädigungsanspruch auslöst, von heute sechs auf zwölf Monate erhöht werden (Art. 13 
Abs. 1 ). Andererseits soll die maximale Entschädigungsdauer von heute 520 (zwei Jahre) auf 400 
Tage (eineinhalb Jahre) gekürzt werden, wobei für ältere Arbeitnehmer sowie IV- und UV-Rentner die 
heutige Dauer beibehalten wird (Art. 27). Mit diesen Massnahmen können Einsparungen von 415 
Millionen Franken erzielt und der Senkung des Lohnprozentes auf wieder 2,0 Prozent Rechnung 
getragen werden. 
Weitere wichtige Punkte Im Revisionsentwurf sind: Anrechnung der Abgangsentschädigung (Art. 11 a), 
Übernahme eines Drittels der NSU-Prämien (Art. 22a), Missbrauchsbestimmung bei 
Zwischenverdienst (Art. 24), von Krankheit und Unfall entkoppelte Regelung des Taggeldbezugs bei 
Mutterschaft (Art. 28), Vereinheitlichung der Taggelder (Art. 59b), Regelung des Verfahrens bei 
Gesuchen für arbeitsmarktliche Massnahmen (Art. 59c). 
Verschiedene mögliche Revisionspunkte wurden zudem untersucht und wieder verworfen. Eine 
Zusammenstellung dieser Punkte ist in der Botschaft enthalten (Ziff. 1.2.3). 

Verhandlungen 

19.06.2001 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
12.12.2001 NR Abweichend 
07.03.2002 SR Abweichend. 
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12.03.2002 NR Abweichend. 
14.03.2002 SR Abweichend. 
19.03.2002 NR Zustimmung. 

LeglslaturrOckbllck 1999-2003 

22.03.2002 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (114:58) 
22.03.2002 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (36:5) 

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK) des Ständerates folgte in wesentlichen 
Teilen dem Bundesrat und nahm dessen Vorlage mit 5 zu 1 Stimme bei 1 Enthaltung an. Nicht 
einverstanden war sie mit der teilweisen Deplafonierung des beitragspflichtigen Lohnes. Die 
Kommission stimmte zudem einem Antrag zu, wonach die freiwilligen Leistungen des Arbeitgebers 
(Abgangsentschädigungen) soweit zu berücksichtigen sind, als sie den vollen - und nicht nur den 
halben - Höchstbetrag des versicherten Verdienstes übersteigen. Der Ständerat folgte seiner 
Kommission und dem Bundesrat und stimmte der Verlängerung der Mindestbeitragszelt von sechs auf 
zwölf Monate sowie der Verkürzung der Bezugsdauer von 520 auf 400 Tage zu. Er schloss sich mit 25 
zu 12 Stimmen der Kommission an und lehnte die vom Bundesrat vorgeschlagene teilweise 
Deplafonierung, d.h. die zusätzlichen Beiträge von 1 Prozent auf Lohnsummen zwischen 106 800 und 
267 000 Franken, ab. In der Gesamtabstimmung passierte die Revision mit 29 zu 4 Stimmen. 
Die Kommission fOr Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates trug der mit dem Swissairdebakel 
entstandenen neuen Arbeitsmarktlage Rechnung, ohne dabei die dritte Revision des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes zu einer „Lex Swissair" machen zu wollen, wie 
Kommissionspräsident Rudolf Strahm (S, BE) festhielt. Der Nationalrat folgte den Anträgen der 
Kommissionsmehrheit und schuf damit Differenzen zum Ständerat. So verzichtete er auf eine 
sofortige Senkung des Beitragssatzes von 3 auf 2 Prozent. Auch hielt er an den vom Bundesrat 
vorgeschlagenen zusätzlichen Beitrag von 1 Prozent für Einkommen zwischen 106 800 und 267 000 
Franken fest. Im Weiteren sprach er sich für ein neues Instrument zur Bewältigung des 
Konjunkturrisikos aus. Demnach muss der Bundesrat die Kompetenz haben, die Beitragssätze bei 
einem gewissen Schuldenstand (ca. 5 Milliarden Franken) der Arbeitslosenkasse um 0,5 Prozent zu 
erhöhen beziehungsweise sie bei guter Fondsausstattung (ca. 7 Milliarden Franken) zu senken. 
Ferner sollen die Kantone, die von erhöhter Arbeitslosigkeit betroffen sind, die Zahl der Taggelder 
wieder (von 400) auf 520 erhöhen können. Diesem Beschluss gingen ein Nichteintretensantrag einer 
Minderheit (SP, Grüne) sowie zahlreiche ebenfalls abgelehnte Minderheitsanträge voraus, die 
entweder am arbeltslosenfreundlicheren geltenden Recht festhalten wollten, eine solidarischere 
Finanzierung der Arbeitslosenversicherung (fester Beitrag von 2%) oder aber eine restriktivere 
Gesetzgebung (Kürzung der Beitragsdauer, Aufhebung des zusätzlichen Beitrags für gewisse 
Einkommen) anstrebten. 
Die Gesamtabstimmung brachte diese Zwietracht deutlich zum Ausdruck: Die Revision wurde mit 
lediglich 32 Ja-Stimmen gegenüber 22 Nein-Stimmen und 72 Enthaltungen bei 73 Abwesenheiten 
angenommen. Den Ausschlag gaben die Christlichdemokraten, während die Neinstimmen aus dem 
Lager der Sozialdemokraten und SVP-Mitglieder kamen. 
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01.019 Loi sur l'assurance-chömage. 3eme revision 
Message du 28 fevrier 2001 concemant la revision de la loi sur l'assurance-chömage (FF 2001 2123) 

Situation initiale 

Afin d'assurer le financement de l'assurance-chömage, le Conseil federal avait, par l'amlte urgent du 
16 decembre 1994, releve de 2 a 3 %, au 1 er janvier 1995, le taux de cotisation maximum fixe dans la 
loi. La revision du 23 juin 1995 stipulait que ce point de pourcentage supplementaire devait Atre 
exclusivement affecte a l'amortissement des dettes accumulees jusqu'a la fin de 1995. La loi federale 
sur le programme de stabilisation du 19 mars 1999 a ensuite prolonge cette augmentation du taux 
jusqu'a la finde 2003 pour permettre d'amortir egalement les nouvelles dettes. II faut des lors mettre 
en place, au plus tard a la fin de 2003, de nouvelles regles qui assurent le financement a long terme 
de l'assurance. Par ailleurs, une revision de la loi sur l'assurance-chömage (LACI) a ete reclamee 
dans les debats des commissions autour du programme de stabilisation et dans des interventions. 
parlementaires. 
Ce projet de revislon a ete prepare par la Direction du travail du Secretarlat d'Etat a l'economie (seco) 
avec l'assistance et les conseils d'une commission d'experts. 
La revision ne tauche pas au prlncipe des offices regionaux de placement (ORP) institues par la 
revision de 1995, ni au developpement corollaire des mesures de marche du travail (MMT). Elle porte 
pour l'essentiel sur les deux points suivants: 
A. Le flnancement 
A l'expiration des mesures exceptionnelles prevues a l'art. 4a, le taux de cotisation redescendra a 2 
%. Selon divers calculs effectues par des experts, le nombre moyen de chömeurs devrait se situer en 
Suisse aux alentours de 100 000, independamment de l'evolution conjoncturelle. II sera certes 
Interieur ou superieur selon qu'il y a expansion ou recession economique. Tablant sur cette moyenne, 
le projet propose un nouveau systeme de financement (art. 90 a 90c) plus resistant aux fluctuations 
conjoncturelles. II prevolt une participation fixe de Ja Confederation et des cantons aux frais des 
Offices regionaux de placement et des mesures de marche du travall. Ce mode de financement devrait 
garantir l'equilibre des comptes du tonds de compensation de l'assurance sur l'ensemble du cycle 
conjoncturel. En revanche, la mise a contribution de la Confederation et des cantons lorsque les 
deficits deviennent trop lourds et la participation des cantons aux mesures de marche du travail, sous 
leur forme actuelle, seront supprlmees. La charge de la Confederation et des cantons n'augmentera 
que peu par rapport a aujourd'hui (Confederation: 300 millions de francs apres la revision contre 246 
millions en 1999; cantons: 100 millions apres la revision contre 75 millions en 1999). L'octroi 
d'eventuels pr~ts a l'assurance se fera dorenavant par la seule Confederation sous la forme de prAts 
hors budget, dlts de tresorerie, qui porteront inter~ts aux conditions usuelles du marche. Par ailleurs, 
le deplafonnement partial du salaire soumis a cotisation (cotisation supplementaire sur la tranche 
allant de 106 800 a 267 000 francs) devra ~tre repris mais avec une cotisation de 1 % au lieu de 2 % 
(comme cela avalt deja ete le cas jusqu'en 1999 a la suite de la revision de 1995). 
B. L'indemnite de chömage 
Le projet propose pour l'essentlel deux modifications: la periode minimale de cotisation ouvrant droit a 
l'indemnite est portee a douze mois contre six mois aujourd'hui (art. 13, al. 1 ), et la duree maximale 
d'indemnisatlon est ramenee de 520 (deux ans) a 400 jours (un an et demi). La duree d'indemnisation 
est capendant laissea inchangee pour les travailleurs äges et les allocataires da rentes Al et da 
l'assurance-accidants (art. 27). Gräce a ces mesures, l'assurance realisera des economies de 
quelque 415 millions de francs et le taux de cotisatlon pourra Atre ramene a 2 %. Autres points 
importants du projet de revision: la prise en campte des indamnites de depart (art. 11 a), la prise en 
charge d'un tiers des prlmas de l'assuranca-accidents non professionnels obllgatoire (art. 22a), la 
definitlon des abus en cas de gain intermediaira (art. 24), la distinction, concemant le droit a 
l'indemnite en cas d'incapacite de travail, entre la maternite et la maladie ou l'accident (art. 28), le 
retour a un seul type d'indemnites joumalieres (art. 59b), la reglementation de la procedure de 
demanda de subvention pour las mesures de marche du travail (art. 59c). 

Deliberatlons 

19-06-2001 CE Decision modifiant le proJet du Conseil federal. 
12-12-2001 CN Divergances 
07-03-2002 CE Dlvergences. 
12-03-2002 CN Divergences. 

-
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14-03-2002 CE Divergences. 
19-03-2002 CN Adhesion. 
22-03-2002 CE La loi est adoptee an votation finale. (114:58) 
22-03-2002 CN La loi est adoptee en votation finale. (36:5) 

Retrospeotive de la leglslature 1999-2003 

La Commission de la securite sociale et de la sante publique (CSSS) du Conseil des Etats s'etait pour 
l'essentlel ralliee aux propositions du Conseil federal et avait approuve, par 5 voix contre 1 et 1 
abstention, le projet elabore par ca demier. Elle avait cependant rejete l'idee d'un deplafonnement 
partial des salaires soumis a cotisation. La commission avait en outre approuve une proposition visant 
a ce que les prestations volontaires de l'employeur (indemnites de depart) ne soient prises en compte 
que pour la part qui depasse l'integrallte du montant maximum du gain assure (et non uniquement la 
moitie du montant maximum). La Conseil des Etats a suivi sa commission et le Conseil federal, 
portant notamment la periode minimale de cotisation de six a douze mois et ramenant la duree 
maximale d'indemnisation de 520 a 400 jours. Contra l'avis du gouvemement, mais en accord avec sa 
commission, las deputes ont egalement supprime, par 25 voix contre 12, la cotisation additionnelle de 
1 % sur las parts de salaires entre 106 800 et 267 000 francs. Au vote sur l'ensemble, la revision a ete 
acceptee par 29 voix contre 4. 
La Commission de l'economie et des redevances du Conseil national sans vouloir faire de la revision 
de la loi sur l'assurance-chömage une lex Swissair selon les mots de son president, Rudolf Strahm (S, 
BE) a toutefois tenu compte de la nouvelle situation economique. 
Le Conseil national a suivl les propositions de la majorite de sa commission et de ce fait cree des 
divergences avec le Conseil des Etats. II a ainsi renonce a baisser immediatement le taux de 
cotisation de 3 a 2 %. II n'a pas voulu non plus supprimer le pourcent additionnel pour les revenus 
entre 106 800 et 267 000 francs, s'alignant ainsi sur le Conseil federal. II a, d'autre part, propose 
d'lntroduire un nouvel instrument destine a compenser les risques conjoncturels : le Conseil federal 
doit avoir la competence d'augmenter de 0,5 % las cotisations si las dettes de l'assurance-chOmage 
atteignent un certaln plancher (envlron 5 milllards) et de les reduire si les reserves sont assez larges 
(7 milliards). D'autre part, las cantons touches par un taux de chömage trop eleve devraient pouvoir 
revenir a une duree d'indemnisation de 520 jours au lieu de 400. Pour en arriver la, la Chambre du 
peuple a dO d'abord rejeter une proposition de non entree en matiere d'une minorlte rose-verte, puis 
repousser de nombreuses propositions de minorite qui voulaient tantöt conserver le droit actuel, plus 
favorable aux ch0meurs, voire rendre le financement de l'assurance-chOmage plus solidaire (taux de 
cotisation fixe a 2 %) tantöt durcir la loi (diminuer la duree d'indemnisation, supprimer le pourcent 
additionnel de cotlsation pour certains revenus). 
Le vote sur l'ensemble a mis en lumiere ces tiraillements puisque la loi a ete acceptee par 32 oui, 22 
non, 72 abstentions et 73 absents. Ce sont les democrates-chretiens qui ont falt pencher la balance 
alors que socialistes et membres de l'UDC se sont retrouves dans le camp du non. 
Le Conseil des Etats a campe sur ses positions. II a aussi bien refuse de laisser les cantons f rappes 
par un fort taux de chOmage prolonger la periode d'indemnisation (33 volx contre 6) que persiste dans 
sa volonte de supprimer le pourcent de solldarite pour las hauts revenus (30 voix contre 11 ). La 
Chambre haute a toutefois accepte d'inscrire dans la revision de la loi l'obligation pour le Conseil 
federal de mettre a contribution las hauts salaires lorsque las dettes de l'assurance atteignent quelque 
5 milllards de francs, geste qualifie de premier pas an vue d'un compromis par Pascal Couchepin. La 
Chambre des cantons a maintenu d'autres divergences allant plutöt dans le sens d'un durcissement 
de la loi pour les chOmeurs, particulierement pour les chömeurs en fin de droit. 
Le Conseil national s'est rallie de justesse au Conseil des Etats en supprimant le pourcent de 
solidarlte pour les hauts salaires par 85 voix contre 81, blen que le conseiller federal Pascal 
Couchepln, soutenu par las sociallstes, las Verts et les liberaux, ait plaide pour conserver cette 
mesure. Le National a par contre malntenu son geste en faveur des cantons frappes par un fort taux 
de chömage. Ces demiers pourront accorder des lndemnites durant 520 jours, mals devront financer 
20 % des coüts supplementaires, solution a laquelle s'est finalement rallle le Conseil des Etats. 
Au vote final, les concessions faites par le Consell national ont laisse des traces et la loi a ete refusee 
par las Verts et les sociallstes. Las democrates-chretlens, partages durant les debats ont rallie le 
camp du oui. 
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Beerll Christine (R, BE), fOr die Kommission: Mit drlngll­
chem Bundesbeschluss vom 16. Dezember 1994 war fQr die 
Sicherung der Finanzierung der Arbeitslosenversicherung 
der Beitragssatz auf den 1. Januar 1995 von zwei auf drei 
Prozent angehoben worden. Durch die Revision vom 23. Juni 
1995 wurde festgehalten, dass der erhöhte Beitragssatz nur 
zur TIigung der bis Ende 1995 aufgelaufenen Schulden ver­
wendet werden durfte. Mit dem Bundesgesetz vom 19. März 
1999 über das Stabilisierungsprogramm wurde In der Folge 
die Erhöhung bis Ende 2003 verlängert, damit auch neu auf­
gelaufene Schulden abgebaut werden können. 
Am 31. Dezember 2003 fällt diese In Artikel 4a des Arbeits­
losenversicherungsgesetzes (Avlg) geregelte ausserordent­
llche Finanzierung dahin. Auf diesen Zeltpunkt hin muss 
demzufolge die Finanzierung neu geregelt werden. 
Da auch In der Kommissionsdebatte zum Stabilisierungspro­
gramm und In diversen parlamentarischen Vorstössen eine 
Revision des Avlg gefordert wurde, erarbeitete der Bundes­
rat unter Begleitung und Beratung einer Expertenkommis­
sion den Revlsionsentwurf, wie er Ihrer Kommission vorlag. 
Diese Vorlage umfasst einen Finanzierungsteil und einen 
Tell, der sich mit den Voraussetzungen und der Ausgestsl­
tung der Arbeitslosenentschädigung befasst. 
1. Zur Finanzierung: Mit dem Auslauten der Notmassnahme 
gemäss Artikel 4a Avlg wird der Beitragssatz wieder auf 
2 Lohnprozente sinken. Der Bundesrat geht bei der Erarbei­
tung seiner Vorlage von einer Ober den Konjunkturverlauf 
gemlttelten Schätzung von rund 100 ooo Arbeitslosen In der 
Schweiz aus. Basierend auf dieser Schätzung einer mittle­
ren Arbeitslosigkeit hat er ein Finanzierungssystem erarbei­
tet, das konjunkturreslstent sein soll. Dabei sollen sich Bund 
und Kantone fest an den Kosten der Regionalen Arbeitsver­
mittlungszentren und der arbeltsmarktllchen Massnahmen 
betelllgen. Daneben soll die teilweise Deplafonlerung - sie 
betrifft die zusätzlichen Beiträge auf Lohnsummen zwischen 
106 800 und 267 000 Franken - wieder aufgenommen wer­
den, aber nur noch In der Höhe von einem statt von zwei 
Prozent. 
Die Mehrheit Ihrer Kommission vertritt bei der Frage der 
Finanzierung eine andere Meinung als der Bundesrat. Sie 
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geht davon aus, dass man der Bevölkerung anlässlich der 
Einführung der Deplafonlerung ganz klar versprochen hat, 
diese aussemrdentllche Flnanzlerungsmassnahme nach 
dem Abzahlen der aufgelaufenen Schulden wegfallen zu 
lassen. 
Die Kommissionsmehrheit beantragt Ihnen daher, In dem 
zu beschllessenden Gesetz die Einkommensanteile aber 
108 800 Franken Im Normalfall keiner Beitragspflicht mehr 
zu unterstellen. Dies bedeutet einen Wegfall der mit den 
Notmassnahmen eingefOhrten Deplafonlerung. Um jedoch 
fQr schlechte Zeiten gewappnet zu sein, will die Kommis­
sionsmehrheit dem Bundesrat aufgrund von Artikel 90c 
die Möglichkeit geben, bei Erreichen eines Schuldenstan­
des des Ausgleichsfonds von 2,5 Prozent der von der Bei­
tragspflicht erfassten Lohnsumme die Einkommensanteile 
zwischen 108 800 und 287 000 Franken wieder einer 
Beltragspfllcht von höchstens einem Prozent zu unterstel­
len. 
Bel den Arbeltslosenentschädlgungen werden Im Wesentli­
chen zwei Änderungen vorgelegt Einerseits soll - In Arti­
kel 13 Absatz 1 - die Mindestbeitragszelt, die Ja einen Ent• 
schädlgungsanspruch auslöst, von heute sechs Monaten 
auf neu zwölf Monate erhöht werden. Andererseits soll die 
maximale Entschädigungsdauer von heute 520 Tagen auf 
neu 400 Tage gekürzt werden, wobei fQr ältere Arbeitnehmer 
sowie IV- und UV-Rentner die heutige Dauer beibehalten 
wird. Mit diesen Massnahmen können Einsparungen von 
415 MIiiionen Franken erzlelt und kann somit der Senkung 
des Lohnprozentes und der Aufhebung der Deplafonlerung 
Rechnung getragen werden. 
Weitere wichtige Punkte im Revlsionsentwurf sind die An­
rechnung der Abgangsentschädigungen, die Übernahme 
eines Drittels der Nlchtbetrlebsunfallprämlen, die Miss­
brauchsbestimmungen beim Zwischenverdienst, eine von 
Krankheit und Unfall entkoppelte Regelung des Taggeldbe­
zuges bei Mutterschaft, die Vereinheitlichung der Taggelder 
sowie die Regelung des Verfahrens bei Gesuchen fOr ar­
beltsmarktllche Massnahmen. 
Die Kommission beantragt einstimmig Eintreten auf die Vor­
lage. 

Jenny Thls (V, GL): In der Rezession wurde der Beitrags­
satz an die Arbeitslosenversicherung auf dringlichem Weg 
von 2 auf 3 Prozent erhöht. Nachdem das Defizit der Ar­
beitslosenkasse 1999 Immer noch alarmierend war, wurde 
der Satz von 3 Prozent mittels dringlichem Bundesbeschluss 
bis Ende 2003 verlängert. Zurzeit betragen die Schulden der 
Kasse Immer noch 5,7 MIiiiarden Franken, wobei die Aus­
sichten Jedoch gut sind, dass bis Ende 2003 eine vollstän-­
dlge Rückzahlung möglich sein sollte. Deshalb kann man 
auf der Einnahmenseite den Satz wieder auf die ursprüngli­
chen 2 Prozent senken, wobei fOr Lohnanteile zwischen 
108 800 und 287 000 Franken offenbar nur noch 1 Prozent 
erhoben werden soll. 
Hier gehe Ich mit der Kommissionsmehrheit einig: Eine 
gänzliche Aufhebung des Solldarltätsbeltrages wäre nun 
wirklich gerechtfertigt. Die Erhebung eines Lohnprozentes 
auf höheren Löhnen kommt letztlich einer Relchtumssteuer 
gleich. 
Da vermag die von der Kommission eingeführte Bestim­
mung, wonach der Bundesrat befugt sein soll, dieses Lohn­
prozent ohne Gesetzesänderung wieder einzufahren, 
Oberhaupt nicht zu Oberzeugen. Im Zuge der Notmassnah­
men zur Finanzierung der Arbeltslosenverslcherung wurde 
vom Bundesrat Immer wieder versichert, diese zusätzllchen, 
vorher nicht erhobenen 2 Prozent fOr Elnkommensantelle 
zwischen 108 800 und 287 000 Franken warden wieder ge­
strichen, sobald der Schuldenberg abgetragen sein werde. 
Der Bundesrat negiert das Inzwischen, aber er kann dann 
diese Frage Ja beantworten. 
Ende 2003 wird der Schuldenberg abgebaut sein. Wenn der 
Bundesrat das nun nicht macht, verstösst er gegen Treu und 
Glauben, und es wird einmal mehr ein Umvertellungsappa­
rat geschaffen. Solche Steuern beeinträchtigen zusätzlich 
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die Attraktivität des Werkplatzes Schweiz, der uns Ja be­
kanntlich allen am Herzen liegt. 
Die Vorschläge des Bundesrates sind ein absolutes Mini­
mum. Grundsätzlich wäre die Entschädigungsdauer auf 
unter 400 Tage herabzusetzen. Die Mindestbeitragsdauer 
sollte mehr als sechs Monate betragen. Es Ist schade, dass 
keine Minderheitsanträge In dieser Richtung vorliegen; sie 
verdienten tatsächlich unsere volle Unterstützung. 

Couchepln Pascal, conselller federal: L!assurance-chO­
mage evolue. SI l'on regarde quelles ont ete les dernleres 
declslons prlses dans ce domalne, II taut remonter a 1995, 
lorsque l'on a falt la grande reforme de l'assurance-chO­
mage, avec l'lntroductlon des mesures actlves et la creatlon 
des offlces reglonaux de placement (ORP). Au mols de Jan­
vier 2000, on a mls en vlgueur des contrats entre mon de­
partement et les cantons, qul ont pour but d'arnellorer 
l'efflcaclte des ORP, et Je crols que le resultat est attelnt. Au 
1 er Janvler 2001, on a procede a une revlslon technlque de 
la lol qul permet de donner une base legale aux contrats 
passes entre la Confederation et les offlces reglonaux de 
placement, avec des bonus et malus en fonctlon de l'effica­
clte. On a un systeme qul n'est pas parfalt et qul peut tou­
Jours Otre arnellore, mals qul a attelnt un bon nlveau 
d'efflcaclte. 
Cette fols-cl, nous essayons d'attelndre un autre obJectlf qul 
appartlent a ce que l'on peut appeler le developpement du­
rable pulsque l'obJectlf de cette revlslon, c'est d'avolr un sys­
teme durable, qul raste stable au-dela des evolutlons con-­
Joncturelles, qul raste stable en perlode de recesslon comme 
en perlode de crolssance economlque. Durable, cela veut 
dlre stable et prevlslble, et Je revlendral sur l'lmprevlslblllte 
qu'introdulsent partlellement - II faut blen le reconnattre -
les dlsposltlons que souhalte la maJorlte de 1a commlsslon, 
relatives au fameux pour cent au-dela de 107 000 francs, 
avec un systeme de Jauge qul permet des changements ou 
qul obllge a revenir en arrlere en d'autres perlodes. Je crols 
que notre systeme est plus durable en ce sens qu'II est plus 
stable et prevlslble pour tout le monde, ce qui est souvent ce 
que demandent les partenalres de l'economie. lls preferent 
souvent un petlt effort supplementalre mals connu a 
l'avance, systematlque et reguller, plutOt que des balanclers 
lmprevlslbles avec des debats polltiques 1168 a ce type d'evo­
lutlon. 
Comment est-ce que nous allons attelndre cette durablllte, 
cette stablllte et cette prevlslblllte? En partant cfhypotheses 
de travall. La premlere hypothese de travall, c'est que sur 1a 
longue duree, on aura envlron 100 ooo chOmeurs en 
moyenne. Comment en est-on arrtve a ce chlffre? Par l'ob­
servatlon de l'evolutlon du nombre de chOmeurs et chOmeu­
ses au cours de ces demläre annees. Ce chlffre se revele 
exact; II est conflrme par l'evolutlon. Je me souviens que 
lorsque f etals encore parlementalre, on a dlscute la lol de 
1995. Certalns avalent conteste le chlffre de 100 000 pro­
pose par le Biga de l'epoque. On avalt mOme lronlse sur le 
«wlshful thlnklng» du Biga en pretendant que jemals on ne 
retrouveralt des nlveaux de chömage avec des effectlfs lnfe­
rleurs a 1 oo 000 chOmeurs, que le travall etalt en traln de 
dlsparaitre. C'etalt l'epoque ou Rlfkln et quelques auteurs 
qul etalent a la mode dens las mllleux progresslstes de tous 
les partls pretendalent qu'on allalt vers la fln du travall et qu'II 
fallalt rapldement se repartlr le gäteau qul allalt dlmlnuer. 
Cela n'a pas ete le cas. Chypothese de ctepart - 100 000 
chOmeurs sur ia longue duree - est quelque chose qul est 
credlble et qul correspondra probablement a la reallte. 
Deuxleme hypothl)se de travall est qu'II taut un flnancement, 
ll faut des rentrees pour l'assurance-chömage. Nous propo­
sons 2 pour cent Jusqu'a 107 000 francs, et 1 pour cent de 
107 000 a 267 000, c'est-a-dlre que nous proposons une re­
ductlon de 1 pour cent pour tout le monde, pour tous ceux 
qul sont soumls a cotlsatlon aujourd'hul. Nous proposons 
une reductlon de 1 pour cent pour tout le monde. Quand 
J'entends certalns dlscours, fal l'lmpresslon qu'on propose 
d'augmenter le taux de cotlsatlon pour la categorle de 
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107 000 ä 267 000 francs de revenu. C'est naturellernent 
faux. on propose une reductlon pour cette categorle-la, mals 
on propose une reductlon egale pour tous ceux qul paient 
des cotlsatlons aujourd'hul. Nous proposons aussl une partl­
clpatlon de la Confederatlon flxee dans la lol. Elle est de 
o, 15 pour cent de 1a somme soumlse a cotlsatlon, cela falt 
300 mllllons de francs envlron sur la moyenne; pour las can­
tons de 0,05 pour cent, ce qul talt 100 mllllons de francs. 
Nous proposons egalement des mesures de reduction de 
prestatlons. Le delal-cadre de cotlsation raste fixe a deux 
ans, mals la duree qul donne drolt aux prestatlons est portee 
ä 12 mols. C'est une reponse ä des soucls qul avaient ete 
exprlmes lors de la dlscusslon sur l'approbatlon des accords 
bllateraux, en partlculler de celul sur la libre clrculatlon des 
personnes. Tout le monde etalt d'accord ä ce moment-lä que 
si las accords bllateraux etalent acceptes, avec la libre clrcu­
latlon des personnes, II fallalt prevolr une augmentatlon de la 
duree de cotlsatlon donnant drolt ä des prestatlons. Puls, 
nous avons prevu aussl une reductlon moderee de la duree 
maximale d'lndemnlsatlon, de 520 a 400 Jours, seulement 
pour les travallleurs äges de moins de 55 ans. Ce sont des 
travallleurs qul peuvent plus facllement retrouver un emplol 
que ceux qul sont äges de plus de 55 ans. 
II faut aussl rappeler, M. Jenny l'a talt, la sltuatlon actuelle de 
l'assurance-ch0mage. On a attelnt, au maxlmum, 8,8 mllliards 
de francs de dette. Aujourd'hul, comme l'a dlt M. Jenny, on est 
a 5, 7 mllllards de francs de dette. A la fln de l'annee 2001, si 
nos pronostlcs se conflrment, nous serons a 2,3 mllllards de 
francs de dette. A la fln de 2002, nous devrions avoir 
rembourse la dette. A la fln de 2003 ou au mllleu de l'annee 
2003 - cela dependra un peu des declslons qul seront prlses 
aujourd'hul au Parlament -, lorsqu'on redulra le taux de cotJ. 
satlon - on dolt le faire au plus tard a la fln decembre 2003 -, 
on devralt avolr attelnt 2,5 a 3 mllliards de trancs de reserves 
pour aborder la prochalne evolutlon conjoncturelle que f es­
pere la plus lolntalne posslble. 
La aussl, on veut un syst~me durable dans lequel on ne talt 
pas de la polltlque antlcycllque comme le souhaiteralt votre 
commlsslon. Celle-cf talt une erreur sur le plan economlque, 
pas grave mals une erreur tout de möme, car alle falt de la 
polltlque procyclique, en ce sens qu'elle dlt qu'on peut aug­
menter les cotlsatlons lorsque les choses vont mal. C'est 
preclsement lorsque les choses vont mal qu'II ne taut pas 
faire des pret~vements supplementalres, qu'II taut relächer 
aussl blen la polltlque monetalre qua la presslon flscale ou la 
presslon sur les cotlsatlons. 
C'est ce qua nous voulons faire avec un syst~me durable 
qul prevolt que, pendant les perlodes eonJoncturelles negatl• 
ves, on ploche dans le tresor de guerre accumlile pendent la 
perlode positive, qu'on reconstltue quelques dettes qul peu­
vent !tre amortles pendant la perlode sulvante et qu'on 
lalsse las cotlsatlons au nlveau qu'elles avalent durant la pe­
rlode conJoncturelle positive. C'est un syst~me qul a son lm­
portanee parce qu'une augmentatlon de 1 pour eent des 
cotlsatlons lt l'assurance-ch0mage represente 2 mllllards de 
francs. Je le dls de temps en temps, y comprls lt M. Vllllger, 
conselller federal. Le prograrnme de reductlon d'lmpOts 
prevolt des all~gernents pour un montant se sltuant entre 
1 et 2 mllllards de francs sulvant las declslons qul seront prl­
ses. 1 pour cent represente 2 mllllards de francs qul sont re­
dlstrlbues lt la populatlon, qul lul sont donnes et qul lul 
permettent d'en faire ce qu'elle veut. C'est un programme 
qul a un certaln Impact economlque. 
Or, sl on dolt, en perlode conjoncturelle negative, parce 
qu'on a depasse une certalne dette, prelever des montants, 
Je vous garantls qua - non pas au Conseil des Etats dont la 
sagesse est blen connue, mals au Parlament - II s'el~era 
des volx pour dire: «C'est le moment d'avolr un programme 
d'lmpulslon, parce qu'II taut absolument redonner de la llqul­
dlte sur le marche pour relancer la machlne.» Alors, ne faltes 
pas le contralre en prelevant des llquldltes au moment ou on 
auralt, au contralre, besoln que le pouvolr d'aehat du con­
sommateur sott soutenu. C'est la ralson pour laquelle vous 
devez accepter notre sy~me durable qul vlse lt ne pas mo­
ditler las taux en fonctlon de l'evolutlon conjoncturelle. 

Je erols que le debat polltlque le plus Interessant va ötre 
sur ce fameux pour cent pour las galns en dessus de 
107 000 francs. Alors, on nous dlt - M. Jenny vlent de le 
dlre - que le Conseil federal a talt une promesse. J'al eher­
ehe dans les documents et, nulle part, Je n'al vu de pro­
messe du Conseil federal. II n'y a pas de promesse du Con­
seil federal. Au contralre, en 1995, le Conseil federal propo­
salt, dans son message, un rel~vement partlel du plafond de 
3 pour cent, pour une duree llllmltee (cf. Beerll, BO 1994 
E 229). II est vral qua la Commlsslon de l'economle et des 
redevance du Conseil national avalt transforrne 1a proposi­
tlon du Conseil federal en une mesure temporaire. Le pour 
cent supplementalre devalt servlr lt amortlr les dettes et las 
lnteröts accumules Jusqu'lt fln 1995, puls, ce but attelnt, ötre 
supprlme. C'etalt une proposltlon d'une commlsslon. Lä, II y 
a eu, en effet, de la part de l'un ou l'autre, le souhalt qua ce 
poureentage supplementalre dlsparaisse en cas d'amortls­
sement des dettes. 
Dans le cadre du programme de stablllsatlon, II n'y a pas eu 
de promesse non plus de la part du Conseil federal. Donc, sl 
quelqu'un dlt lcl qu'II y a une promesse, II n'a pas le drolt de 
dlre, s'II veut ötre honnöte, qua cette promesse a ete falte 
. par le Consell federal. Elle a ete falte par l'un ou l'autre de­
pute, peut-ätre, mais le Conseil federal ne l'a pas falte. Celul 
qui dlt qua e'est «gegen Treu und Glauben» contrevlent lt la 
verlte. Le Conseil federal n'a Jamals talt cette promesse. Au 
contralre, II souhaltalt l'lntroductlon definitive de ce pourcen­
tage en son temps. Les promesses etant ecartees, pulsqu'II 
n'y en a pas eu, eneore une Jois, le seul erltbre real, c'est de 
savolr quelle est la mellleure solutlon. Je vous al donne las 
argurnents du Conseil federal: e'est la durablllte. 
Je vals aller plus loln, et je le fals dejlt dans le debat d'entree 
en rnatl«e. Je crols qua le ~me eholsl par la majorlte de la 
commlsslon est un syst~me un peu etrange. II est le sulvant 
Lorsque vous avez atteint envlron 5 mllllards de trancs de det­
tes- en reallte ta lol mentlonne des pourcentages, mals eeux­
el correspondent a 5 mllllards de francs de dettes -vous pou­
vez augmenter le pourcentage aussl blen sur las cotlsatlons or­
dlnalres que sur les revenus depassant 107 000 francs, dans 
des llmites flxees par l'artlele pertlnent et, ensuite, le Conseil 
federal, apr. ces mesures provlsolres, dolt presenter une mo­
dlflcatlon de la lol. Mals, II peut malntenlr ee pourcentage sup­
plementalre aussl longtemps qu'on n'a pas ettelnt les reserves 
qu'on souhalte avolr, c'est-a-dlre de !'ordre de 5 mllliards de 
trancs. Cela slgnlfle done qua, au moment ou l'on a 5 mllliards 
de trancs de dettes, on peut introdulre une augmentatlon sur 
les cotlsatlons ordlnalres et on peut lntrodulre cette cotlsatlon 
de solldarlte sur las montants qul depassent le rnontant d'assu­
rance. On peut la malntenlr Jusqu'au moment ou l'on a attelnt 
5 mllllards de trancs de reserves. Cela slgnlfle qua, jusqu'lt ce 
qu'on alt recupere 1 o mllllards de francs - 5 mllllards de francs 
de dettes et 5 mllllards de trancs de reser-ves - on peut maln­
tenlr ces cotlsatlons. 
Je crois que le probl~me n'est pas resolu par cette solutlon. 
On aura pratlquement, apr. avolr accumule ees dettes, tou­
Jours cette cotlsatlon supplementalre. 10 mllllards de francs 
a recuperer, c;a. ne se recup~re pas en quelques annees. 
Alnsl, vous allez etabllr un systbme dans lequel vous tarde­
rez lt lntrodulre la cotlsatlon, mals ou vous finlrez par l'lntro­
dulre. Elle y demeurera pratlquement toujours, parce qua 
redulre les dettes de 5 mllllards de francs et refalre des re­
serves de 5 mllllards de francs, c;a. eorrespond exactement 
au cycle conjoncturel. 
Avec le ~me previslble honnöte qua nous vous proposons, 
nous dlsons aujourd'hul le prlx du voyage, ehacun le sa1t, et, en 
plus, cela a reffet conJoncturel posltlf que j'al evoque tout a 
!'heure. C'est pour cette ralson que Je vous suggbre, et je vous 
le suggereral aussl lorsqu'on dlscutera de cet artlcle, d'a.ccep­
ter la clarte, l'honn!tete a l'egard du contrlbuable et, en plus, 
aussl l'efficaelte economlque. Lors de l'examen de detall, Je 
vous proposeral d'accepter la solutlon du Conseil tederal. 
En conclusion, je vous remercle de l'accuell generalement 
posltlf reserve lt la solutlon du Conseil federal. Nous nous 
battrons sur ce polnt avec convlctlon, parce que nous som­
mes convalncus qua c;a. ajoute un aspect durable au sys-
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ti:lme, aspect que vous risquez de supprimer en adoptant 1a 
proposftlon de la rnaJorite de la commlssion. 

Die Beratung dieses Geschältes wird unterbrochen 
Le dsbat sur cet ob/et est lnterrompu 
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marktllchen Massnahmen» gesprochen. Ich wollte diese Be­
merkung lediglich einleitend als Erklärung dafQr anbringen, 
warum bei einigen Artikeln dann keine Wortmeldung erfol­
gen wird. 

Angenommen -Adopte 

Art. 1 a Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.1a al. 2 
Proposition de /a commlss/on 
Adherer au proJet du Conseil fäderal 

Angenommen --Adopte 

Art.3 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1, 2, 4, 5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
streichen 

Minderheit 
(Brunner Christiane, Langenberger, Saudan, Studer Jean} 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.3 
Proposition de 1a commission 
Ma}orfts 
Al. 1, 2, 4, 5 
Adherer au projet du Conseil fäderal 
Al. 3 
Blffer 

Mlnorfts 
(Brunner Christiane, Langenberger, Saudan, studer Jean} 
Adherer au projet du Conseil fäd6ral 

La presldente (Saudan Frangolse, pr6sldente}: Nos debats 
porteront egalement sur l'artlcle 90c alln6a 1 er. 

Beerll Christine (R, BE), fOr die Kommission: Bel Artikel 3 
kommen wir bereits zur wichtigen Bestimmung, welche die Fi­
nanzierung betrlffl. Wie die Ratspräsidentin bereits erklärt hat, 
schlage Ich vor, parallel dazu auch Artikel 90c zu behandeln. 
lnArtlkel3Absatz2wurdefestgehalten,dassderBeitragssatz 
fQr den versicherten Verdienst auf 2 Prozent gesenkt wird. Ich 
möchte das festhalten, weil es doch ein wichtiger Punkt dieser 
Revlslonsvorlage Ist. Das Ist vom Ausmass der Senkung her 
wohl die wichtigste Bestimmung der ganzen Revision. 
Bel Artikel 3 Absatz 3 beantragt die Mehrheit Ihrer Kommis­
sion, die Deplafonlerung aufzuheben und den Verdienst­
anteil zwischen 106 800 und 267 000 Franken keinerlei 
Beitragspflicht mehr zu unterstellen. Die Kommissionsmehr­
heft Ist der Ansicht, dass keine Beiträge auf Vorrat erhoben 
werden sollen und dass hier zudem ein Versprechen elnzu­
lösen Ist Auch wenn es sich nicht explizit um ein Verspre­
chen des Bundesrates handelt, so handelt es sich eben 
doch um ein Versprechen, des In der politischen Diskussion 
abgegeben worden Ist Es Ist von den Kommissionen und 
dem Parlament abgegeben worden und In der politischen 
Diskussion generell wirklich verstärkt und klar herOberge­
kommen. Es handelt sich um ein Versprechen, das gegen­
Ober der Bevölkerung anlässllch der ElnfQhrung der Depla­
fonlerung als Notmassnahme abgegeben wurde. Es wurde 
Immer wieder betont, es handle sich hier um eine Notma,ss.. 
nahme, um die aufgelaufenen Schulden abzutragen. 



5 
01.019 Conseil des Etats 392 19 Juln 2001 

Um in schlechten Zelten Jedoch flexibel zu sein, beantragt 
Ihnen die Mehrheit Ihrer Kommission, bei Artikel 90c Ab­
satz 1 einen Zusatz einzufügen, der dem Bundesrat die 
Möglichkeit gibt, auf Einkommen der besagten Höhe erneut 
einen Beitrag von höchstens 1 Prozent zu erheben, sollte 
der Schuldenstand des Ausgleichsfonds Ende Jahr 2,5 Pro­
zent der von der Beitragspflicht erfassten Lohnsumme er­
reichen. In diesem Fall hat der Bundesrat ebenfalls die 
Möglichkeit, den ordentlichen Beitragssatz um 0,5 Prozent 
zu erhöhen. Das Argument der antizyklischen Wirkung, das 
bereits von Herrn Bundesrat Couchepln angefQhrt worden 
Ist, hat In Ihrer Kommission nicht verfangen, weil die Kom­
mission der Ansicht Ist, dass keine Beiträge auf Vorrat erho­
ben werden sollen. 
Wir sind bereit, zu einem Zeltpunkt, zu dem wirklich wieder 
Not am Mann Ist, eine Beitragserhöhung auch auf längere 
Zelt In Kauf zu nehmen, damit aufgelaufene Schulden wie­
der abgetragen werden können. 
Eine Minderheit beantragt, hier bei der Lösung des Bundes­
rates zu bleiben. 

Brunner Christiane (S, GE): J'appule completement et avec 
convlctlon le pro]et presente par le Conseil f~eral. II y a tout 
un 6quillbre dans cette lol, d'ou le falt que je ne voulals pas 
necessalrement prendre la parole lors du debat d'entree en 
matlere pulsque je suls favorable a l'entree en matlere. II y a 
tout un 6qulllbre, mals on ne peut pas se permettre de dlre 
que de passer de 520 a 400 lndemnltes Joumalleres, ce 
n'est rien. M6me sl la llmlte est fixee a 55 ans, cela repre­
sente une dlmlnutlon des prestatlons qul est ressentle par 
les Interesses comme lmportante. Lorsqu'on passe d'une 
duräe minimale de cotlsatlon ouvrant drolt a l'lndemnlte de 
6 mols a 12 mols, on 1a double, ce n'est pas rlen. C'est 
aussl un polnt qul donnera lleu a des contestatlons dans un 
debat polltlque ulterieur, s'll a lleu. 
Je crols que le Conseil federal a blen cholsl en dlsant qu'II 
fallait, d'un cOte, r6dulre la duree maximale d'indemnlsatlon 
et augmenter 1a duräe minimale de cotlsatlon, et, de l'autre, 
garantlr 1'6qulllbre flnancler en malntenant le taux de cotlsa­
tlon de 1 pour cent sur la part du salalre deplafonnee. C'est 
ce qua M. Couchepln, conselller f~eral, appelle 1'6qulllbre 
des sacriflces. Je n'alme pas trop cette expresslon, mals je 
reconnals au molns la tentative de parvenlr a un equlllbre 
general, de garantir 1'6qu1Ubre financler, d'une part, en ga­
rantlssant un montant suffisant de cotlsation, d'autre part, en 
dimlnuant le nombre d'lndemnltes. 
l!obJectlon prlnclpale qul a ete emise en commlsslon, 
c'est que le pour cent supplementalre sur la part de salalre 
deplafonnäe ne correspond pas au prlnclpe d'assurance. 
II me parait faclle de coller au princlpe d'assurance dans 
son Interpretation etrolte. II n'y a qu'a dlre que jusqu'a 
267 000 francs, le gain est assure. Cela ne coOteralt pas 
beaucoup plus eher parce qu'II n'y a pas tellernent de chö­
meuses et de chömeurs, de personnes qul perdent leur tra­
vall et se retrouvent au chömage, dans la categorle de 
revenu entre 107 000 francs et 267 000 francs. 
Mals enfln, II pourralt se trouver que, surtout avec la valse des 
managers a laquelle on asslste actuellement, II y en alt un qul 
gagne 250 000 francs, qul se vole renvoye avec effet plus ou 
molns Immediat et qul fasse valolr un drolt aux lndemnltes de 
chömage parce qu'II ne retrouve pas de travall et qu'II n'a pas 
r09u quelques mllllons en compensatlon. Si un tel cas se pre-­
sentalt, on appllqueralt le prlnclpe d'assurance; II seralt dans 
le fond juste de l'appllquer de cette manlere. Mals rendez­
vous compte du tolle general que cela provoqueralt sl une 
personne qul gagne 250 000 francs recevalt eo pour cent de 
son salalre par le blals des lndemnltes Joumalleres dans ras­
surance-chömagel C'est lmpensable et c'est a juste tltre que, 
deja a l'epoque, nous y avlons renonce, non pas pour battre 
en breche le princlpe d'assurance, mais parce que polltique­
ment, dans ce ca&-la, II n'est pas posslble de faire coller le sa­
lalre assure, le galn assure avec le galn sur lequel on preleve 
des cotisatlons, slmplement parce que polltlquement ce ne 
seralt pas admls dans la populatlon que l'assurance-chö-

mage pale des montants aussl eieves. Donc, je crols qu'II est 
Justa de faire cette distlnctlon entre le galn assure et le salalre 
sur lequel II convlent de payer des cotisatlons. 
Je releveral egalement que dans I' AVS, II en va de rn6me. La 
rente AVS, comme tout le monde le satt, est plafonnäe et les 
cotisatlons sont prelevees de manlere llllmltee, pas comme 
dans l'assurance-chömage, mals c'est une variante posslble 
aussl dans l'assurance-chömage. Et on ne met pas en 
cause l'AVS en dlsant que ce n'est pas verltablement une 
assurance soclale parce qu'elle ne respecte pas verltable­
rnent le principe d'assurance. Donc, Je crols qu'on peut sans 
autre contlnuer d'aller dans ce sens en ce qul concerne fas­
surance-chömage. 
Ensulte, a l'artlcle 90c, l'argument est de dlre que c'est en 
perlode de mauvalse conjoncture, de crise, de chömage que 
les gens sont dlsposes a payer et que c'est a ce moment-la 
qu'II faut prelever des cotisatlons supplementalres et non 
pas;comme vous dltes sl jollment, «auf Vorrat», c'est-a-dire 
qu'on ne peut pas se rnettre un coussln de reserves de cOte. 
Mol, j'etals deja dans ce Parlament au debut de la crlse des 
annees nonante, deJa syndlcallste a pleln temps, et Je vous 
assure que Je l'al vu: on a balsse la cotisatlon normale d'as­
surance-chömage parce que, Justement, on ne pouvalt pas 
constltuer des reserves et qu'on etalt obllge de balsser. Et la 
crlse, on la voyalt arrlver. 
Dans le secteur des machlnes par exemple, dont j'etals pro­
che, on voyalt arrlver la crlse, mais eile ne s'etalt pas encore 
tradulte en terme de taux de chömage important On bals­
salt les cotlsations, justa aprt.s on les relevalt et ensulte on 
les reievalt encore, quand on etalt vralment au plus profond 
de la crise economlque, et ce n'etalt pas vral que les gens 
etalent d'accord de payer quand fi8 allalt mal, blen au con­
tralre. lndependamment des crlteres economlques releves 
tout a l'heure par le Conseil federal, a ce moment-la les gens 
dlsaient: «Non, on a Justement besoln d'argent SI vous fal­
tes encore une ponctlon, tant chez les employeurs que chez 
les travallleurs, nous ne sommes finalement pas d'accord de 
payer dans ces perlodes-lal» Alors, je crols qu'll est faux de 
dlre que les gens sont d'accord de payer dans des periodes 
dlfflclles et que c'est unlquement dans des perlodes dlfflclles 
qu'II faut faire las rentrees necessalres. 
Je partage donc plelnement l'avls du Conseil tederal qu'en 
perlode de haute conjoncture, on fasse des reserves. Cela 
m'a touJours frappee que l'on ne pulsse pas faire de reser­
ves, qu'on ne l'alt pas falt parce qu'on ne pouvalt pas le faire 
dans la mouture pr~ente de la lol, et que lorsque la crise 
arrive, on se trouve devant une sltuation ou rlen n'a ete 
prevu. Encore qu'en Sulsse on devralt 6tre prevoyant et se 
constltUer un bes de lalne, c'est quelque chose qul est ac­
cepte. Cela veut donc dlre que les polltlques, l'economle 
n'ont rlen prevu en cas de crise. A ce moment-la, ce n'est 
pas tellement l'economle, mals les polltlques qu'on crltlque. 
Et je crols que nous devons avolr ce mecanlsme dans la du­
räe, tel que le prevolt le Conseil tederal. 
Je vous lnvlte donc a suivre le projet du Conseil federal dans 
son mecanlsme qul me para1t Atre bon, qul tlent 1a route 
dans 1a duräe, qul corrlge la lol actuelle en permettant quand 
m6me de faire les reserves dont nous aurons besoln sl une 
nouvelle crlse economlque se proflle a l'horizon. 
Je vous lnvlte donc a accepter la proposltlon de mlnorlte et 
le proJet du Conseil tederal. 

Forster-Vannlnl Erika (R, SG): Auch Ich habe die Ratspro­
tokolle aus dem Jahre 1994 Ober die Im Dringlichkeitsverfah­
ren elngefOhrte Zusatzfinanzierung nochmals angesehen. 
Ich komme, Herr Bundesrat, zu einem anderen Schluss, das 
Ergebnis Ist eindeutig: Die Erhebung des dritten Lohnpro­
zentes bis zum maximalen UVG-Verdlenst sowie die Depla­
fonlerung bis zum zwelelnhalbfachen UVG-Verdlenst waren 
eine Notmassnahme, ein Bremsmanöver Im Uchte der zu­
nehmenden Verschuldung und ein Instrument zur Rilckzah­
lung dieser Schulden. 
Ich äussere mich hier primär zur Oeplafonlerung. Sie haben 
es schon erwähnt, Herr Bundesrat: Frau Beerll sagte 1994 als 
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Berichterstatterin der SGK bei der Einführung der Deplafonlaa 
rung wörtllch: «Die Erhöhung dieses Beltragsplafonds war In 
der SGK umstritten und gab zu ausgedehnten Diskussionen 
Anlass; dies vor allem darum, well der Lelstungsplafond beim 
einfachen Betrag des UVG-Maxlmums belassen wird, was 
bedeutet, dass natürlich die Erhöhung eine reine Besteue­
rungsmassnahme damellt und somit eine erhebliche Aus­
dehnung der Solidarität mit sich bringt. Trotzdem hat die SGK 
nach langer Diskussion mit sehr grosser Mehrheit der vorge­
schlagenen Erhöhung um den Faktor 2.5 auf maximal 
243 000 Franken zugestimmt, weil sie der Meinung war, es 
handle sich um einen zumutbaren Solldarltätsbeltrag der bes­
ser verdienenden Arbeitnehmer an die dringend notwendige 
Sanierung der Arbeitslosenversicherung.» (AB 1994 5 229) 
Ähnlich war die Argumentation bezüglich des dritten Lohn­
prozentes für alle, und unterstrichen wurde der ausseror­
dentllche Charakter der Massnahme durch die Befristung. 
Auch der Nationalrat war gleicher Meinung. Schuldentilgung 
stand Im Vordergrund. Das haben besonders die damals 
noch Im Nationalrat sitzenden Frau Spoerry und Herr David 
betont, die heute ja unserem Rat angehören. Der Bundes­
rat - Sie haben darauf hingewiesen, Herr Bundesrat Cou­
chepln - hat Im Rat kein Versprechen abgegeben, aber das 
Parlament sehr wohl. 
Nun zeichnet sich glücklicherweise eine Entspannung der 
Lage der Kasse ab, und die seinerzeit abgegebenen Ver­
sprechen sind meines Erachtens einzulösen. Beim dritten 
Lohnprozent tor alle sind wir uns einig und nehmen es Im 
Hinblick auf die voraussichtlich Im Jahre 2003 getilgten 
Schulden zurück. 
Der Solidaritätsbeitrag der Besserverdlenenden soll nun ge­
mäss Entwurf des Bundesrates und gemass Antrag der Min­
derheit reduziert, nicht aber eliminiert werden. Solches 
Handeln mag Im Hinblick auf Konsensflndung opportun er­
scheinen, das gebe Ich geme zu. Es wäre aber gegen0ber 
denjenigen, die sich seinerzeit Im Hinblick auf das gemachte 
Versprechen solidarisch zeigten, unfair. 
Ich bin nicht bereit, die GlaubWOrdlgkelt dem Opportunismus 
zu opfern. Mit der Streichung von Artlkel 3 Absatz 3 wird das 
Richtige getan. Dies umso mehr, als wir bereit sind, dem 
Bundesrat - wie er es In seinem Entwurf vorsieht - die Kom­
petenz einzuräumen, den Grundbeitrag bei schlechter Kas­
senlage um 0,5 Prozent zu erhöhen. Die Mehrheit der SGK 
Ist auch bereit, gemäss Artlkel 90c bei schlechter Kassen­
lage dem Bundesrat die Kompetenz einzuräumen, den Soli­
daritätsbeitrag von maximal 1 Prozent wieder elnzutohren. 
Ich finde es richtig, wenn man dann Solidarität fordert, wenn 
es notwendig Ist, statt auf Vorrat Gelder einzufordern, die 
letztendllch einfach zu Mehrausgaben verlatten. 
Deshalb bitte Ich Sie, der Mehrheit der Kommission zuzu­
stimmen. 

Leuenberger Emst (S, SO): Erlauben Sie mir, In dieser 
Frage kurz In die Geschichte zurückzublenden und ein paar 
Worte zur AHV zu sagen. Ich habe mir die beiden folgenden 
Ereignisse gemerkt: 
1. Im Jahre 1947 wird die Finanzierung der AHV mit dieser 
einzigartig solidarischen Beitragsskala, die nach oben abso­
lut offen Ist, diskutiert. Die Erfahrungen des zweiten Welt­
krieges, das «Ein-bisschen-näher-Rücken» oder die Soli­
darität, wie man dazu sagt, haben demals zu dieser vermut­
lich weltweit einzigartigen Finanzierungsart gefOhrt. 
2. Drelsslg Jahre später- es geht dem Land recht gut-wird 
das Obligatorium der Arbeitslosenversicherung eingeführt. 
Das Erste, was dem Parlament einfällt - der Bundesrat hat 
den Entwurf dazu vorgelegt -: Es braucht eine Plafonlerung. 
Solidarität Ist da gar nicht so nötig, Ist gar nicht so gefragt. 
Erst nochmals rund zwanzig Jahre später - In recht grosser 
Not mit gegen 200 000 registrierten Erwerbslosen - kommt 
man dazu, bei der Arbeltslosenverslcherung ein klein wenig 
von diesem AHV-Solldarltätsflnanzlerungsmodell zu Ober­
nehmen und zu bitten, dass auch die Besserverdlenenden 
Ihr Scherflein beitragen. Der Bundesrat hat damals elgent­
llch nicht so sehr mit Solidarität, sondern rein finanzpolitisch 
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argumentiert. Er hat gesagt: Das Loch, das durch die Auf­
wendungen der Arbeltslosenverslcherung In die Bundes­
kesse gerissen wird, wird zu gross. Wir brauchen unbedingt 
neue Einnahmen. So hat er sich In ganz schwacher Anleh­
nung an das AHV-Modell auf diese Geschichte besonnen. 
Wir stehen hier in doppelter Hinsicht vor einem schwierigen 
Entscheid. Ich habe das Wort nur ergriffen, weil mir aufgefal­
len Ist, dass dieser Minderheit der Kommission ausschlless­
llch tranzOSlschsprachlge Ständeretsmltglleder angehören. 
In der Sulsse romande hat man die ganze Arbeitslosigkeit, 
auch die Diskussion darüber, viel Intensiver erlebt als Im 
Durchschnitt In der Deutschschweiz. Ich spreche hier auch 
als Solothumer: Wir hatten nämUch In diesen ganzen Neun­
zlgerjahren unter sämtlichan Deutschschweizer Kantonen 
Immer den Rekordsatz an Arbeitslosigkeit In diesem Grenz­
bereich. 
Wir stehen also vor der Frage: Ist denn nicht In dieser Situa­
tion ein Zeichen angemessen - nach dem Motto «Spare In 
der Zelt, so hast du In der Not»-, auch vls-a-vls der In dieser 
Frage sehr sensiblen Sulsse romande? Das Ist die eine 
Frage. Die zweite Frage Ist - dem Herrn sers geklagt - eine 
pelnllche Frage: Wären wir nicht praktisch alle von dieser 
Zusatzleistung, die da zu erbringen wäre, betroffen? Filr 
mich Jedenfalls trifft das zu. 
Ich sage Ihnen hier, Ich wOrde des von Herzen gerne ma­
chen, weil Ich - wie vermutlich Sie alle - zu den selten privi­
legierten Menschen gehöre, die noch nie Im Leben eine 
Stunde lang arbeitslos waren. Ich habe noch nie eine Stem­
pelkerte haben und noch nie Arbeitslosenunterstützung be­
ziehen müssen. 
Ich treue mich darüber und bin dankbar dafür, und Ich 
möchte diese Dankbarkeit auch ausdrOcken, Indem Ich ein 
gewisses Opfer bringe. Ich finde es richtig und mache das 
mit Wollust, den Bundesrat zu unterstOtzen, namentlich 
Herrn Couchepln. Ich finde, hier hat der Bundesrat das rich­
tige Mass gefunden. 
Ich bitte uns alle, dass wir uns diesem Solldarltätsgedanken 
anschllessen - diesmal nicht fOr die Bundeskasse, sondern 
tm Sinne des Anlegens einer bescheidenen Reserve auch 
Im Hinblick auf Jene Landesregionen, die häufig stärker von 
Arbeltsloslgkelt betroffen sind als andere. 
Ich stimme hier dem Bundesrat und der Kommissionsmin­
derheit zu. 

Couchepln Pascal, conselller ftidtiral: Probablement, les 
oplnlons sont faltes, mals ya vaut quand mAme la pelne de 
dlre deux mots une nouvelle fols. D'abord, le dtibat a montrti 
que, sl promesse II y a eu, elle titait lmpllcite de la part du 
Parlament et pas expllclte, parce qu'II n'y a pas eu de d~l­
slon. II y a eu des dticlaratlons qul ont titti faltes expllclte­
ment par tel ou tel parlementalre, mals II n'y a pas eu de 
dticlslon du Parlament flxant cette conditlon. Quant au Con­
seil ftideral, II n'a Jamals falt cette promesse parce que, prti­
cldment, II voyait qu'elle ne pouvait pas Atre tenue sl on 
voulalt le systeme durable que nous essayons d'obtenlr. 
Le dewdeme argument est celul de l'assurance. Je crols qu'll 
est exact que la cotlsatlon prtilevee sur les montants qul dti­
passent 107 000 trancs ne relllve pas de la technlque d'as­
surance. Elle est une sorte de contrlbutlon de solldarltti. On 
peut dlscuter sur le terme, mals je crols que qa ne releve pas 
de l'assurance. On a essayti de calculer a comblen aurait 
fallu porter le montant maxlmum assurti pour retrouver les 
130 mllllons de francs qu'on veut obtenlr a travers cette me­
sure; II auralt fallu le monter a envfron 150 000 trancs. Les 
gens qul ont des revenus du travall entre 107 000 trancs et 
150 000 trancs tombent molns facllement au chömage que 
les gens qul ont des revenus lnftirleurs. Donc, du polnt. de 
vue actuarlel, on a un lnttirAt a augmenter le montant assurti. 
SI on consldere le 80 pour cent de 150 000 francs, on aurait 
eu a ce moment-la des montants verstis par l'assurance-chO­
mage de 120 000 trancs, ce qul aurait probablement provo­
quti quelques surprlses dans l'oplnlon publlque de penser 
que l'assuranc&-chOmage verse des montents mensuels de 
1 o ooo francs. On y a renoncti. Mals cela, 9'aurait titti la re-
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ponse actuarlelle au drolt d'assurance. Cela n'auralt pas ete 
polltlquement tr~ habile. On y a renonce; on prefere malnte­
nlr ce pour cent. 
Madame Beerll, II y a une chose qui est fausse dans votre ar­
gumentation quand vous dltes, ce qui est l'argument de la ma­
jorlte: «II ne taut pas accumuler des reserves a l'avance a 
travers cette mesure.» Vous avez ralson auJourd'hui, mals 
dans votresysteme, vous le ferez quand mtlme puisqu'on aug­
mente les cotlsations lorsqu'on depasse 5 mllllards de francs 
de dettes - la, le molns qu'on pulsse dlre, c'est qu'on n'accu­
mute pas des reserves, on accumule des dettes -, et qu'on 
peut prelever des cotisatlons supplementalres jusqu'au mo­
ment oiJ la sltuation se renverse, solt jusqu'au moment oi.l on 
aura accumule 5 mllllards de francs de reserves. Donc, dans 
votre systtlme, on accumule aussl des reserves a l'avance. 
Slmplement, on le falt au plre moment. Au moment oiJ les 
dettes sont importantes, on commence a prelever les mon­
tants supplementalres, tandls que dans notre systeme, on a 
une vlslon plus longue et plus prevlslble et on veut que ce 
montant solt recolte, solt accumule dans les perlodes sta­
bles et on ne veut pas de polltlque procycllque. Au fond, 
c'est sur cet argument-la qua f aurals alme vous entendre: 
votre polltlque n'est-elle pas procycllque et, dans ce sens-la, 
plutOt negative sur le resultat pratlque? Dans les deux cas, 
on accumule de l'argent en reserve. Simplement, vous, vous 
prevoyez de le faire au moment le plus dlfficile et nous, nous 
proposons de le faire au moment le plus faclle. Je crols que 
c'est une questton prattque, mals dans les deux cas on ac­
cumule des reserves quand mtlme, parce qu'on ne peut pas 
faire autrement sl on veut un systeme qul marche blen. 
Alors, decldezl 
Mme Forstar a dlt qu'elle s'opposalt a l'opportunlsme. Admi­
rable! Cependant, II taut quand mtlme se poser une ques­
tlon. Vous savez qua tout ce qul tauche a l'assurance­
chOmage susclte des passlons, et notamment en Sulsse ro­
mande. Souvenez-vous qul a lance le referendum la der• 
nlere fols. II est tr~ faclle d'obtenlr 50 000 signatures dans 
un cllmat un peu plus trouble. Alors, au lieu de quallfler d'op­
portunlsme cette vlslon des choses, mol, je la quallfle plutOt 
de reallsme. lmaglnez la force de l'argumentatlon avec ou 
sans ce pour cent. Sans ce pour cent, vous n'avez qua des 
durclssements; avec ce pour cent, II y a un element d'equlll­
bre, de solldarlte qul permet de faire evoluer rassurance­
chOmage. Alors, on peut appeler cela de l'opportunlsme. A 
1a fln, II taut qu'une polltlque sociale solt portee par la majo­
rlte du peuple et des cantons. C'est ce qu'on a reussl en 
Sulsse. On a toujours cherche a evlter 1a confrontatlon. 
C'est ce que je vous propose de faire de manlere palslble 
malntenant en acceptant ce petlt sacrtflce qui n'est pas 
douloureux. N'en faltes pas une affalre de prlnclpe. Soyons 
pragmattques et reallstas. 

Plattner Glan-Reto {S, BS): Entschuldigen Sie meine späte 
Intervention. Mich hat als Nlchtkommlsslonsmltglled einfach 
gewundert, dass Im Zusammenhang mit der Diskussion die 
Schuldenbremse nie erwähnt worden Ist. 
Sie erinnern sich, dass ich Ihnen In der FrOhJahrssesslon 
2001 in Lugano vom Gutachten der Konjunkturforschungs­
stelle der ETH berichtet habe, In welchem sehr deutlich ge­
sagt worden ist Wenn man eine solche Schuldenbremse 
elnfOhrt, mosste man aus KohärenzgrOnden dasselbe Prin­
zip auch bei der Arbeitslosenversicherung und bei anderen 
Problemen einbringen. Eine kohärente Politik wOrde nun 
also darin bestehen, genau das zu tun, was .Bundesrat Cou­
chepln sagt, nämlich in guten Zeiten die UberschOsse zu 
äufnen und nicht in dem Moment, In dem die Situation mit 
5 MIiiiarden Franken Schulden wirklich schon am Umlt Ist, 
prozykllsch zu agieren. 
Wenn Sie also eine kohärente Finanzpolitik nach dem Mus­
ter Ihres Finanzministers machen wollen, mOssen Sie mei­
nes Erachtens dem Antrag der Minderheit zustimmen. 

Couchepln Pascal, consellier federai: Je ne veux pas pro­
longer la dlscusslon sur ce polnt. Je voudrals slmplement ra-

jouter un element qul me paratt interessant et que faurals dO 
lntroduire deja peut-tltre dans le debat d'entree en matiere. 
Dans le systtlme qu'on preconlse, on veut en plus que les 
avances et le remboursement de 1a Confederatlon sortent 
des comptes ordlnaires et passent dlrectement par 1a treso­
rerle. C'est aussl un element de durablllte sur lequel je vou­
lals attirer votre attentlon. Dans le systeme actuel, cette 
annee, on va rembourser de !'ordre de 3 mllllards de francs a 
la Confederatlon et aux cantons. Cela apparatt comme des 
recettes ordlnalres de la Confederatlon, ce qui amellore les 
comptes, et puls, dans une annee ou deux, lorsqu'on n'aura 
plus de dettes a rembourser, ia Confederatlon aura 2 ou 
3 mllilards de francs de molns de ressources, ce qul fera que 
le minlstre des flnances devra parattre devant vous en expli­
quant la chute brutale des recettes de la Confederation, 
parce qu'il n'y aura plus ce remboursement de dettes. Alors, 
dans le systeme qu'on preconlse, on veut sortlr les avances 
et le remboursement des comptes pour las faire passer di­
rectement par la tresorerle, d'oi.l la necesslte pour nous que, 
sur le long terme, ce solt vralment equllibre et qu'on casse 
ces crtltes conjoncturelles negatives et positives. 

Abstimmung- Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 25 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 12 Stimmen 

Art90c 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
.. .. 0,5 Lohnprozente und den beitragspflichtigen Lohn um 
maximal das Zweielnhalbfache des versicherten Verdienstes 
zu erhöhen. FOr den Betrag zwischen dem Höchstbetrag 
und dem Zweieinhalbfachen des versicherten Verdienstes 
darf der Beitrag höchstens 1 Prozent betragen. 
Abs.2 
.... senken. Glelchzeltfg muss er auch die Beteiligung des 
Bundes nach Artikel 90 Buchstabe b und die Beteiligung der 
Kantone nach Artikel 92 Absatz 7bls Im gleichen Verhältnis 
senken. Er kann .... 

Minderheit 
(Brunner Christiane, Langenberger, Saudan, Studer Jean) 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... Jahr die Beitragssätze nach den Absätzen 2 und 3 von 
Artikel 3 senken. Gleichzeitig muss er auch die Betelllgung 
des Bundes nach Artikel 90 Buchstabe b und die Betelllgung 
der Kantone nach Artikel 92 Absatz 7bls im gleichen Verhält­
nis senken. Er kann von einer Senkung absehen, wenn auf­
grund der Konjunkturaussichten ein unmittelbarer starker 
Anstieg der Arbeltsloslgkelt zu erwarten Ist. Verschlechtert 
sich der Stand des Eigenkapitals wieder, so kann er die Bei­
tragssätze bis zu den ordentlichen Höchstbeträgen nach 
den Absätzen 2 und 3 von Artikel 3 erhöhen. 

Art90c 
Proposltlon de la commlsslon 
Majorits 
Al. 1 
.... II peut augmenter au prealable le taux de cotisatlon fixe a 
l'artlcle 3 allnea 2 de 0,5 polnt de pourcentage au maxlmum 
et le salalre soumls a cotlsatlon jusqu'a deux fols et damle le 
montant maximum du galn assure. La cotlsatlon perc;ue sur 
1a tranche de salalre sltuee entre le montant maxlmum du 
gain assure et deux fols et damle ce montant ne peut depas­
ser 1 pour cent. 
AJ.2 
•••. le Consell federal dolt abalsser le taux de cotlsatlon fixe a 
l'artlcle 3 allnea 2 dans un delai d"un an. II dolt abaisser 
aussl slmultanement et dans la mtlme proportlon 1a partlcl­
pation de la Confederation flxee a fartlcle 90 lettre b et la 
partlclpation des cantons flxee a l'artlcle 92 allnea 7bls. II 
peut renoncer a abalsser le taux •••. 
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Mlnorite 
(Brunner Chrlsttane, Langenberger, Saudan, Studer Jean) 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil fedllral 
Al.2 
.•.. le Conseil federal dolt abalsser les taux de cottsatlon 
fixlls aux allnllas 2 et 3 de l'artlcle 3 dans un delal d'un an. II 
dolt abalsser aussl slmultanllment et dans 1a mAme propor­
tlon la partlclpatlon de la Confllderatlon fixee a l'artlcle 90 
lettre b et la partlclpatlon des cantons flxlle a rartlcle 92 all­
nlla 7bls. II peut renoncer a abalsser le taux sl les perspectl­
ves conjoncturelles lalssent prllsager une augmentatlon 
forte et Imminente du chOmage. SI la fortune du fonds de 
compensatlon se dllgrade de nouveau, II peut augmenter les 
taux de cotlsatlon Jusqu'a hauteur des taux maxlmaux flxlls 
aux allnllas 2 et 3 de l'artlcle 3. 

Beerll Christine (R, BE}, tor die Kommission: Ich schlage 
Ihnen vor, den ganzen Artikel 90c zu bereinigen, sodass wir 
ab Artikel 4 In numerischer Reihenfolge welterfahren können. 
Zu Artikel 90c Absatz 2 (der mit Art 3 In Zusammenhang 
steht): Er Ist das Gegenglelch zu Absatz 1. Hier wird die Si­
tuation besprochen, In der das "Eigenkapital des Ausgleichs­
fonds abzüglich des tor den Betrieb notwendigen Be­
triebskapitals von 2 Milliarden Franken Ende Jahr 2,5 Pro­
zent der von der Beitragspflicht erfassten Lohnsumme» um­
fasst In diesem Fall wird der Bundesrat verpflichtet, die 
Beitragssitze zu senken. Gleichzeitig hat er auch die Beteili­
gung des Bundes gemäss Artikel 90b und die Betelllgung der 
Kantone gemäss dem noch zu behandelnden Artikel 92 
Absatz 7bls Im gleichen Verhältnis zu senken. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on la proposltfon de la majorite 

Art.4,4a 
Antrag der Kommission 
zusttmmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au projet du Conseil fedllral 

Angenommen -Adopte 

Art. 7 Abs. 1, 2 Bat. b; Art. 9 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 7 al. 1, 2 let. b; art. 9 al. 4 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Beerll Chrlsttne (R, BE}, tor die Kommission: Bel der letzten 
Gesetzesrevision wurden ordentliche und besondere Tag­
gelder elngefOhrt. Im Vollzug fOhrten diese zwei Arten oft zu 
einem falschen Verhalten. Deshalb wird diese Dlfferenzle-

~ • rung aufgehoben. Dies erfolgt durch eine Anpassung In Arti­
kel 7, wo die besonderen Taggelder entfallen. In Artikel 9 
Absatz 4 wird dieselbe Anpassung vorgenommen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 9a 
Antrag der Kommission 
ZUstlmmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la comm/sslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Beerll Christine (R, BE), tor die Kommission: Dieser Artikel 
befasst sich mit dem Wechsel zur selbstständlgen Erwerbs­
tätigkeit Neu wird festgehalten, dass ein Versicherter vor 
diesem Wechsel nicht arbeitslos gewesen sein muss, um 
von der verlängerten Rahmenfrist zu profitieren. 

Angenommen -Adopte 

Amtlk:hes Bulletin der Bundesver&ammlung 

Art. 9b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de 1a commlsslon 
Adherer au projet du Consell federal 

Beerll Christine (R, BE}, tor die Kommission: Es geht hier 
um die Erziehungszelten. 1995 wurde eine Regel elngefOhrt, 
die denjenigen Personen den Bezug von Arbeitslosenent­
schädigung ermöglicht, die wegen der Erziehung ihrer Kin­
der während einer gewissen Zelt nicht gearbeitet haben. 
Diese Bestimmung fOhrte zu recht vielen Missbräuchen; bei­
spielsweise Hessen ausländische Arbeitnehmer Ihre Frauen 
nachziehen und versuchten, von dieser Lösung zu profitie­
ren. Diesem Vorgehen wurde ein Riegel vorgeschoben, In­
dem alle Ansprüche geltend machenden Personen an einem 
Beschäftigungsprogramm tellnehmen mussten. 
Neu muss Jemand, der Ansprüche geltend macht, vorher In 
der SChwelz oder In einem EU-Land gearbeitet haben. In 
diesem Fall wird die Rahmenfrist auf vier Jahre verlängert 
Wenn also eine Frau unmittelbar vor der Niederkunft Ihre Be­
rufstätigkeit einstellt, kann sie sich während zwei bis drei 
Jahren dem Kind widmen und hat nachher genau denselben 
Anspruch, wie wenn sie direkt arbeitslos geworden wäre. 

Angenommen -Adopte 

Art. 11 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.11 al. 2 
Proposition de 1a commisslon 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.11a 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
... . soweit sie den Höchstbetrag nach Artikel 3 Absatz 2 
übersteigen. 

Art.11a 
Proposition de 1a commissfon 
Al. 1, 3 
Adhllrer au projet du Conseil fedllral 
Al.2 
.... la part qul dllpasse le montent'maximum vlsll a l'artlcle 3 
allnea2. 

Beerll Christine (R, BE), tor die Kommission: Hier geht es 
um die Regelung der Anrechnung von Abgangsentschädi­
gungen. Wenn solche Entschädigungen voll an die Taggel­
der der Arbeitslosenversicherung angerechnet werden, so 
hat dies zur Folge, dass In Sozialplänen keine Abgangsent­
schädigungen mehr vorgesehen werden. Es muss ein ange­
messener Grenzwert festgehalten werden, ab welchem eine 
Anrechnung zu erfolgen hat. Ihre Kommission Ist der An­
sicht, dass frelwllllge Leistungen des Arbeitgebers erst zu 
berücksichtigen sind, wenn sie den Höchstbetrag nach Arti­
kel 3 Absatz 2, das helsst 106 000 Frahken, übersteigen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 13 Abs. 1, 2bls, 2ter, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 13 al. 1, 2bls, 2ter, 3 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: In Artikel 13 
Absatz 1 wird die Mindestbeitragszelt, die einen Entschädi­
gungsanspruch auslöst, von heute sechs Monaten auf zwölf 
Monate erhöht Begründung fQr diese Änderung sind unter 
anderem auch die Auswirkungen der bilateralen Verträge. 
Es würde zu grossen Aufwendungen führen, wenn die Kurz• 
aufenthalter schon nach sechs Monaten entschädigt werden 
mllssten. 
Die Absätze 2bls und 2ter werden aufgehoben und durch Ar· 
tlkel 9b ersetzt 
In Absatz 3 wird der Verweis auf Artikel 7 wegen der Ande­
rung dieses Artikels angepasst 

Angenommen -Adopte 

Art. 14 Abs. 4-5bls; Art. 15 Abs. 1; Art. 17 Abs. 2, 3 Bat. a, 
b; Art.18 Abs. 2-5; Art.18a-18c; Art.19; Art. 22 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 14 al. 4-5bls; art. 15 al. 1; art. 17 al. 2, 3 let. a, b; 
art. 18 al. 2-5; art. 18a-18c; art. 19; art. 22 al. 3 
Proposfllon de Ja commlssfon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 22a Abs. 1, 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 22a al.1, 4 
Proposition de la commlss/on 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Eine kurze 
Bemerkung zu Artikel 22a: Hier geht es um die Bezahlung 
der Prämien fQr die Nlchtbetrlebsunfallverslcherung. Diese 
Prämie beträgt fQr arbeitslose Personen zurzeit 2,94 Pro­
zent, was hoch Ist und die arbeitslosen Personen flnanzlell 
belastet Es rechtfertigt sich, mit der Änderung von Artl· 
kel 22a Absatz 4 eine Entlastung vorzunehmen, Indem die 
Arbeltslosenverslcherung einen Drittel der Prämien über­
nimmt Zwei Drittel der Prämien sind nach wie vor von der 
arbeitslosen Person zu bezahlen. 

Angenommen -Adoptt§ 

Art. 23 Abs. 2bls, 4, 5; Art. 24 Abs, 1, 2, 3bls, 4 
Antrag der Kommissfon 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 23 al. 2bls, 4, 5; art. 24 al. 1, 2, 3bls, 4 
Proposition de la commlss/on 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.27 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Brunner Christiane, Studer Jean) 
Abs. 1, 3, 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 

b .••.. wenn er das 50. Altersjahr zurückgelegt hat .•.. 

Art. 27 
Proposition de la commlsslon 
Majorlte 
Adherer au projet du Conseil federal 
Mlnorlte 
(Brunner Christiane, Studer Jean) 
Al. 1, 3, 4 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 

b ..... s'II a 50 ans revolus •••. 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Mit den Re­
gionalen Arbeitsvermittlungszentren und den arbeltsmarkt­
llchen Massnahmen werden die folgenden vier Ziele an­
visiert: 
1. eine möglichst kurze Dauer der Arbeitslosigkeit; 
2. eine möglichst geringe Zahl von Personen, die langzeltar• 
beltslos werden, also länger als ein Jahr arbeitslos sind; 
3. möglichst wenige Ausgesteuerte; 
4. möglichst wenige Leute, die innerhalb von vier Monaten 
wieder In die Arbeitslosigkeit zurückfallen, nachdem sie vor­
her vermittelt wurden. 
Da dieses Konzept nunmehr bereits Früchte zu tragen be­
ginnt und die WJederelngllederung besser geworden ist, 
kann der maximale Anspruch von 520 Taggeldem auf 
400 Taggelder zurückgeführt werden. Für Personen, welche 
besonders schwierig zu vermitteln sind, braucht es Jedoch 
nach wie vor Ausnahmen. Davon betroffen sind vor allem 
Menschen, die älter sind als 55 Jahre, und solche mit einer 
IV- oder Suva-Rente. Solche Personen haben nach wie vor 
ein Anrecht auf 520 Taggelder. 
Eine Minderheit Ihrer Kommission möchte den Anspruch auf 
520 Taggelder nicht erst bei Erreichen des 55. Altersjahres, 
sondern bereits ab dem 50. Altersjahr eintreten lassen. 

Brunner Christiane (S, GE):. Cette dlsposltlon en general 
redult la duree des lndemnltes Joumallares de 520 a 400 ln­
demnltes joumallares, dans le cas normal. Comme Je l'al dlt 
tout a !'heure, II s'aglt d'une reductlon lmportante en matlere 
de duree des prestatlons. Reductlon lmportante qua l'on 
peut justlfler, pas necessalrement a mes yeux, rnals que l'on 
peut Justlfler par le falt qua, entre 1997, 1999 et malntenant, 
la sltuatlon du chOmage s'est nettement amelloree. 
Elle ne s'est cependant pas amelloree de manlere tout a falt 
linealre pour l'ensemble des categorles d'äge. On peut cons­
tater qua pour las personnes de plus de 50 ans, la sltuatlon 
an soi ne s'est pas tellement amelloree. Ce sont touJours las 
personnes qul ont le plus de pelne a retrouver un emplol. 
Les chlffres sont clalrs: 64 pour cent des personnes ägees 
de molns de 30 ans ont retrouve un emplol; 60 pour cent des 
personnes ägees de 30 a 49 ans egalement, alors qua seu­
lement 38 pour cent des personnes ägees de plus de 50 ans 
sont redevenues actlves. 
La duree des lndemnltes versees a ete augmentee dans les 
annees nonante. En m&me temps que l'augmentatlon de la 
duree des lndemnltes, on a masslvement augmente les con­
tralntes pour octroyer les prestatlons de rassurance-chO­
mage. Avec l'lntroductlon des offlces reglonaux de place­
ment, avec la mesure sttlcte de devolr accepter un travall 
convenable, avec l'obllgatlon de se soumettre a des mesu­
res actlves sl on ne trouve pas de travall convenable, avec 
rensemble de ces mesures on a falt an sorte qua les per­
sonnes qul restent au ch0mage sole vralment des person­
nes qul ont des dlfflcultes reelles, d'une part, a retrouver un 
travall pour X ralsons ou, d'autre part - on le constate dans 
la tranche d'äge entre 50 et 55 ans - qul n'anivent pas a ter­
mlner un recyclage, a termlner une formatlon complemen­
talre ou nouvelle pendent la duree de 400 Jours. 
C'est an faveur de ces personnes-la qua Je plalde. II y a 
quand mime 21,3 pour cent des demandeurs d'emplol dens 
la tranche d'äge entre 50 et 55 ans qul ne retrouvent pas un 
ernplol ou qul n'arrlvent pas a faire une formatlon dans la 
duree proposee de 400 Jours qul leur seralt appllcable. 
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Je crols que cela ne falt pas une grande dlffllrence au nl­
veau des coOts de rassurance, dans la mesure ou ce n'est 
pas slmplement une ouverture dans le sens ou toutes les 
personnes de plus de 50 ans au chömage rec;otvent des ln­
demnMs de chömage Jusqu'a llpulsement de leur drolt aux 
prestatlons. Mals, dans la sltuatlon conJoncturelle actuelle, 
leurs chances augmentent de retrouver un travall, comme 
pour toutes les autres personnes. II y a quand mAme encore 
une dlffllrence, dans la mesure ou la dlfflcultll a trouver un 
travall ou a acqullrlr la formatlon nooessalre pour pouvolr 
trouver un travall exlste dllJa a partlr de 50 ans, et pas seule­
ment a partlr de 55 ans. 
Je suls reconnalssante au Conseil flldllral d'avolr proposll 
une solutlon qul tlenne compte de l'äge et aussl d'autres fac­
teurs qul sont handlcapants dans la recherche d'un emplol. 
Nllanmolns, Je trouve que l'on pourralt pousser non pas la 
gllnllrosltll, mals la comprahenslon en falsant partlr le dlllal 
de 520 Jours a partlr de 50 ans, en sachant blen que sl la 
conJoncture est bonne, II n'y aura pas beaucoup de person­
nes qul llpulseront leur drolt a toucher des lndemnMs durant 
520 Jours. Par contre, sl alles en ont besoln pour retrouver 
un travall ou pour acqullrlr la formatlon n~essalre pour re­
trouver un travall, eh blen, dans ce cas-la, alles peuvent 
avolr drolt a 520 Jours au plus. 
C'est la ralson pour laquelle Je vous lnvlte a abalsser la llmlte 
d'Age de 55 a 50 ans. Je crols que cela faclllteralt aussl l'ac­
ceptatlon gllnllrale de la rllductlon de la durlle des lndemnl­
tlls journalleres de 520 a 400 Jours pour l'ensemble des 
autres personnes concernlles. 

Couchepln Pascal, conselller flldllral: Nous vous propo­
sons de sulvre la proposltlon de la majorltll. Mme Brunner a 
dlt avec raison que cette mesure n'auralt pas un Impact fl­
nancler lmportant, parce que le nombre de personnes tou­
chlles seralt, dans l'absolu, relatlvement llmltll. Cet ar­
gument est Juste, mals II taut l'opposer a un argument qul 
mlllte en faveur du rejet de la proposltlon de mlnorttll: sl on 
accepte de descendre de 55 a 50 ans, l'äge ou cette 
dlsposltlon d'exceptlon est appllqulle, !)n donne un slgnal 
nllgatlf a l'llgard des personnes entre 50 et 55 ans. On 
donne un slgnal nllgatlf parce qu'on dlt d'emblee, lllgale­
ment, ce qul n'est pas la rllalltll - la preuve, c'est qu'elles 
sont relatlvement peu nombreuses - que c'est une classe 
d'äge qul a de la pelne il retrouver du travall. t.:effet psycho­
loglque nllgatlf de cette mesure Justlfie qu'on s'en tlenne a 
55 ans mAme sl, comme l'a dlt Mme Brunner, cette dlmlnu­
tlon n'auralt pas d'effets nllgatlfs lmportants du polnt de vue 
financler. Cela auralt un effet psychologlque nllgetlf que 
nous souhaltons llvlter. 

Abstimmung - Vote 
F0r den Antrag der Mehrheit .... 26 Stimmen 
F0r den Antrag der Minderheit .... 5 Stimmen 

Art 28 Abs. 1, 1bls, 2; Art 29 Abs. 1; Art 30 Abs. 1 Bst. 
d, g, Abs. 3; Art. 30a; Art. 31 Abs. 1bls; Art. 43 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art 28 al. 1, 1 bis, 2; art. 29 al. 1; art. 30 al. 1 let. d, g, 
al. 3; art. 30a; art. 31 al. 1 bis; art. 43 al. 3 
Proposition de 1a commisslon 
Adhllrer au proJet du consell flldllral 

Angenommen -Adopte 

Arl52Abs.1 
Antrag der Kommission 
•••• des ArbeltsverhAltnlsses vor der Konkurseröffnung sowie 
allfilllge Lohnforderungen fOr Arbeitsleistungen nach der 
Konkurseröffnung, fOr Jeden .... 

Amtlk:hes Bulletin der Bundes\lenlammlu 

Art. 52 al.1 
Proposftlon de /a commlsslon 
.... du rapport de travall avant le prononcll de la fallllte, alnsl 
que sur l'llventuelle crllance de salalre due a la prestatlon de 
travall apres le prononcll de la failllte, Jusqu'il concurrence 

Beerll Christine (R, BE), fOr die Kommission: Diese Ergän­
zung, die Ihre Kommission diesem Artikel In Absatz 1 bel­
gefOgt hat, soll es ermöglichen, dass allfällig nach der 
Konkurseröffnung eines Arbeitgebers von den Arbeitneh­
mern Im Nichtwissen um die Konkurseröffnung noch ge­
lelstete Arbeit auch durch die Insolvenzentschädigung ab­
gedeckt Ist 

Angenommen -Adoptd 

Art. 58; Gllederungstltel vor Art 59; Art 59; Art 59a Tl• 
tel, Bst. a, c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 58; tltre prtlcedant l'art. 59; art. 59; art. 59a tltre, 
let.a, c 
Proposition de la comm/sslon 
Adhllrer au projet du Conseil flldllral 

Angenommen -Adoptd 

Arl59b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposftlon de ts comm/ss/on 
Adhllrer au proJet du COnsell flldllral 

Beerll Christine (R, BE), für die Kommission: Der Begriff 
der besonderen Taggelder wird abgeschafft; weiter wird auf 
die Unterscheidung «auf Weisung„ oder «auf Zustimmung 
der zuständigen Amtsstelle» verzichtet, weil diese zu Proble­
men geführt hat Neu helsst es einfach «aufgrund eines Ent­
scheides der zuständigen Amtsstelle». 

Angenommen -Adoptd 

Art 59c; Gllederungstltel vor Art 60; Art 60; Art 61 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art 59c; tltre pr6cedant l'art. 60; art. 60; art. 61 
Proposftlon de la commlsslon 
Adhllrer au projet du Consell flldllral 

Angenommen -Adoptd 

Arl62 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
•••• Ausbildungspraktika. Sie kann dabei die mit diesen 
Massnahmen erzielte Wirkung berOckslchtlgen. 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 62 
Proposftlon de 1a commlsslon 
Al. 1 
.... d'emplol. Elle peut modular ce remboursement en 
fonctlon des rllsultats de ces mesures. 
Al.2 
Adhllrer au projet du Conseil flldllral 

Beerll Christine (R, BE), fOr die Kommission: Hier hat Ihre 
Kommission Anregungen des Verbandes Schweizerischer 
Arbeitsämter und der Volkswirtschaftsdirektoren-Konferenz 
aufgenommen und die verpflichtende Bestimmung in eine 
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Kann-Bestimmung umgewandelt, da noch keine klaren Kri­
terien fOr die Wirkungsanalyse vorhanden sind. 

Angenommen -Adopte 

Art. 63; Art. 64; Gllederungstttel vor Art. 648; Art. 64a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 63; art. 64; tltre precedant l'art. 64a; art. 64a 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.64b 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Beschäftlgungsmassnahmen. Sie kann dabei die mit die­
sen Massnahmen erzielte Wirkung berClcksichtlgen. 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.64b 
Proposition de Ja commlsslon 
Al.1 
.... cfemploi. Elle peut modular ce remboursement en fonc­
tlon des r~ultats de ces mesures. 
A/.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gllederungstttel vor Art. 65; Art. 65 Titel, Bst. a; Art. 65a; 
Art. 66 Titel; Art. 66a Titel, Abs. 1 Bat. a, Abs. 2, 4; 
Art. 66b; Art. 66c Abs. 1, 3, 4; Art. 67; Gllederungstltel 
vor Art. 68; Art. 68; Art. 70 Tltel; Art. 71; Gllederungstltel 
vor Art. 71a; Art. 71a Tltel, Abs. 1; Art. 71b Abs. 1 Bat. 
a, b, Abs. 2, 3; Art. 71c; Art. 71d; Gllederungstltel vor 
Art. 72; Art. 72-72c; Gllederungstltel vor Art. 73; Art. 73 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre precedant l'art. 65; art. 65 tltre, let. a; art. 65a; 
art. 66 tltre; art. 66a tltre, al. 1 let. a, al. 2, 4; art. 66b; 
art. 66c al. 1, 3, 4; art. 67; tltre precedant l'art. 68; art. 68; 
art. 70 tltre; art. 71; tltre precedant l'art. 71a; art. 71a 
tltre, al.1; art. 71b al. 1 let. a, b, al. 2, 3; art. 71c; art. 71d; 
tltre precedant l'art. 72; art. 72-72c; tltre precedant 
l'art. 73; art. 73 
Proposition de Ja commlssion 
Adherer au projet du Consell federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 73a 
Antrag der Kommission 
.... zur Kenntnis gebracht und veröffentlicht. 

Art. 73a 
Proposition de Ja commlsslon 
.... au Conseil federal et publles. 

Beerll Christine (R, BE), für die Kommission: Hier vertritt 
Ihre Kommission die Ansicht, dass wichtige Evaluationser­
gebnlsse nicht einzig dem Bundesrat zur Kenntnis gebracht 
werden mQssen, sondern dass sie auch zu veröffentlichen 
sind. 

Angenommen -Adopte 

Art. 74; Art. 75; Art. 75a; Art. 75b; Gllederungstltel vor . 
Art. 76; Art. 76 Abs. 1; Art. 77 Abs. 3; Art. 78; Art. 79 
Abs. 3; Art. 81 Abs. 1 Bst. e, Abs. 2; Art. 82 Abs. 5; 
Art. 83 Abs. 1 Bst. k, m, r, Abs. 2 Bst. c, d, e; Art. 83a; 
Art. 84 Abs. 4; Art. 85 Abs. 1 Bst. h-k; Art. 85b Abs. 1; 
Art. 85c-85e 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 74; art. 75; art. 75a; art. 75b; tltre precedant l'art. 76; 
art. 76 al. 1; art. 77 al. 3; art. 78; art. 79 al. 3; art. 81 al. 1 
let. e, al. 2; art. 82 al. 5; art. 83 al. 1 let. k, m, r, al. 2 let. c, 
d, e; art. 83a; art. 84 al. 4; art. 85 al. 1 let. h-k; art. 85b 
al. 1; art. 85c-85e 
Proposition de Ja commissfon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 85f 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

b. den Sozialdiensten; 

Abs.2-4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 85f 
Proposition de Ja commlssion 
Al. 1 

b. les servlces sociaux; 

Al.2-4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 85g; Art. 85h; Art. 88 Abs. 2, 2bIs, 2ter; Art. 89 
Abs.2-4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 85g; art. 85h; art. 88 al. 2, 2bls, 2ter; art. 89 al. 2-4 
Proposition de 1a commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 90 
Antrag der Kommission 

b. eine Betelllgung des Bundes an die Kosten fOr Vermittlung 
und administrative Massnahmen; 

Art. 90 
Proposition de Ja commlsslon 

b. une partlclpatlon de la Confederatlon aux coOts du servlce 
de l'emplol et des mesures de marche du travall; 

Art.90a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Betelllgung des Bundes 
Abs.1 
.... betragt o, 15 Prozent der von der Beitragspflicht erfassten 
Lohnsumme. (Rest des Absatzes streichen) 
Abs.2 
Streichen 
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Art.90a 
Proposition de la commlsslon 
Tltre 
Partlclpatlon de la Confederatlon 
Al. 1 
.... s'eleve ä 0,15 pour cent de la somme des salalres sou• 
mts a cotlsatlons. (Blffer le reste de l'allnea) 
Al.2 
Biffer 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Die Artikel 90 
und 90a behandeln unter den 11teln "Beschaffung der Mit­
tel» und "Beteiligung von Bund und Kantonen» (= Entwurf 
des Bundesrates) die Finanzierung der Arbeitslosenver­
sicherung. Der Bundesrat sieht In seinem Entwurf vor, dass 
sich Bund und Kantone f est an den Kosten der Regio­
nalen Arbeitsvermittlungszentren und der arbeltsmarktllchen 
Massnahmen betelllgen. Im Gegenzug dazu wird vom Bei­
zug von Bund und Kantonen fQr die Finanzierung bei aus­
serordentllchen Verhältnissen und von der Beteiligung der 
Kantone an den Kosten der arbeltsmarkHichen Massnahmen 
In der heutigen Form abgesehen. 
Im Entwurf des Bundesrates wird die Belastung von Bund 
und Kantonen Im Vergleich zu heute gerlngfQglg erhöht: 
1999 gab der Bund 246 MIiiionen Franken aus, nach der Re­
vision werden es 300 MIiiionen Franken sein. 1999 trugen 
die Kantone 75 MIiiionen Franken bei, nach der Revision 
werden es 100 Millionen Franken sein. Die Gewährung von 
allfälligen Darlehen an die Versicherung soll neu In der Form 
von Tresorerledarlehen durch den Bund erfolgen. Diese 
werden zu Marktbedingungen gewährt und belasten die Fi­
nanzrechnung des Bundes nicht. 
Ihre Kommission schlägt Ihnen In Bezug auf die Betelllgung 
der Kantone an den Kosten der arbeltsmarkHlchen Mass­
nahmen eine Lösung vor, die zwar von denselben Beträgen 
ausgeht wie die Fassung des Bundesrates, sich jedoch or­
ganisatorisch klarer an eine Verteilung der Aufgaben nach 
dem neuen Flnanzausglelch hält Es werden auch keine Bei­
träge mehr hin- und hergeschoben, sondern es wird von An­
beginn an eine Verrechnung vorgenommen. In Artikel 90 
Litera b wird einzig noch eine Beteiligung des Bundes an 
den "Kosten tar Vermittlung und administrative Massnah­
men» festgehalten. Folgerichtig wird In Artikel 90a Absatz 1 
auch nur noch von der Kostenbeteiligung des Bundes In der 
Höhe von "0,15 Prozent der von der Beitragspflicht erfas.. 
sten Lohnsumme» gesprochen. 

Angenommen -Adopts 

Art.90b 
Antrag der Kommission 
ZUstlmmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au projet du Consell tederal 

Angenommen -Adopte 

La presldente (Saudan FranQOlse, presldente): L'.artlcle 90 c 
a ete tralte avec l'artlcle 3. 

Art. 92 
Antrag der Kommission 
Abs.7 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 7bls 
Die Kantone beteiligen sich mit einem Betrag, der 0,05 Pro­
zent der von der Beitragspflicht erfassten Lohnsumme ent­
spricht, an den Kosten tar die DurchfOhrung der öffentlichen 
Arbeitsvermittlung und der arbeltsmarktllchen Messnahmen. 
Der Bundesrat setzt die Anteile der Kantone in einem Vertel­
lungsschlOssel fest; er berOckslchtlgt dabei die Finanzkraft 
und die jährßche Anzahl der Tage kontrollierter Arbeltslostg­
kelt. Der Kantonsantell wird den Kantonen von Ihrer VergQ­
tung nach Absatz 7 abgezogen. 

Amtliches Bullelln der Bundell'versammh.mg 

Art. 92 
Proposition de la commlss/on 
Al. 7 
Adherer au proJet du Consell tederal 
Al. 7bls 
Les cantons particlpent aux coOts du servlce de remplol et 
des mesures de marche du travall; cette partlctpatlon s'eleve 
il 0,05 pour cent de la somme des salalres soumls ä cotlsa­
tlon. Le Consell federal fixe 1a part il la charge de chaque 
canton au moyen d'une cle de repartltlon en tenant compte 
de la capaclte flnanclere et du nombre annuel de Jours de 
ch0mage contr0le. Le montant d0 par un canton au tltre de 
sa partlclpatlon est dedult du montant qul lul est rembourse 
au tttre de l'allnea 7. 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: In Artikel 92 
Absatz 7 Ist festgehalten, dass der Ausgleichsfonds den 
Kantonen die anrechenbaren Kosten erstattet, die Ihnen bei 
der DurchfQhrung der öffentlichen Arbeitsvermittlung und der 
ErfQHung weiterer Aufgaben entstehen. In einem neu elnge­
tagten Absatz 7bls will die Kommission die Betelllgung der 
Kantone an diesen Kosten regeln, Indern festgehalten wird, 
dass sie sich mit einem Betrag von 0,05 Prozent der von der 
Beitragspflicht erfassten Lohnsumme an den Kosten fQr die 
DurchfQhrung der öffentlichen Arbeitsvermittlung und der ar­
beltsmarktllchen Massnahmen betelllgen. Dieser Kostenan­
teil wird den Kantonen von Ihrer Vergatung nach Artikel 92 
Absatz 7 abgezogen und gemäss einem vom Bundesrat 
festzusetzenden VertellschlQssel auf die Kantone verteilt. 
Diese Regelung entspricht, wie bereits gesagt, betragsmäs­
sfg dem Entwurf des Bundesrates, kommt jedoch den von 
den Kantonen und vom Verband Schweizerischer Arbeits­
ämter gemachten Einwendungen betreffend Organisation 
und Aufgabenverteilung entgegen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 94 Abs. 1, 1bls; Art. 95 Abs. 1bls, 1ter; Art. 100 
Abs. 3; Art.105 fOnftea Lemma; Art. 108 viertes Lemma; 
Art. 1108-112; Zlff. II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 94 al. 1, 1bls; art. 95 al. 1bls, 1ter; art. 100 al. 3; 
art. 105 clnqulltme tlret; art. 108 quatrlMle tlret; 
art.110a-112; eh. II 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au projet du consell federal 

Angenommen -Adopte 

Zlff.111 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Titel 
ZUstlmmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 1 
.... Beitragssatz nach Artikel 3 Absatz 2 drei Prozent. 
Abs. 1bls 
Zwischen dem Höchstbetrag nach Artikel 3 Absatz 2 und 
dem ZWeletnhalbfachen dieses Betrages beträgt der Bei­
tragssatz bis zum 31. Dezember 2003 zwei Prozent. 
Abs.2 
.... die Beitragssätze nach den Absätzen 1 und 1 bis .••• 

Minderheit 
(Brunner Christiane, Langenberger, Saudan, studer Jean) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. HI 
Proposition ds 1a commlsslon 
Majorlts 
Tltre 
Adherer au projet du Conseil tederal 
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Al.1 
Jusqu'au 31 decembre 2003, le taux de cotlsation vlse a. l'ar­
tlcle 3 allnea 2 s'eleve a trols pour cent 
Al. 1bls 
Jusqu'au 31 decembre 2003, le taux de cotlsatlon sur la tran• 
ehe de salaire sltuee entre le montant maxlmum du galn assure 
et deux fols et damle ce montant s'eleve a deux pour cent 
Al.2 
.... vlse aux allneas 1 er et 1 bis. 

Minorit(§ 
(Brunner Christiane, Langenberger, Saudan, Studer Jean) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Beerll Christine (R, BE), für die Kommission: Die Über· 
gangsbestlmmungen enthalten die Umsetzung dessen, was 
Sie bereits In Artikel 3 beschlossen haben. 'rnls Ist entschl&­
den. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehmelt 
Adopts ss/on 1a proposltion de 1a majorfts 

Zlff. IV 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. IV 
Proposition de 1a comm/sslon 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -Adoptt§ 

Gesamtabstimmung - Vote sur renssmble 
Für Annahme des Entwurfes •.•. 29 Stimmen 
Dagegen .... 4 Stimmen 

Abschreibung - C/assement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil fiklera/ 
Classer les Interventions parlementalres 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adoptt§ 
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Arbeitslosenverslcherungsgesetz. 
3. Revision 
Loi sur l'assurance-chom•ge. 
3e revlslon 

Zweitrat- Dewdeme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 28.02.01 (BBI 2001 2245) 
Message du ConseU fllderal 28.02.01 (FF 2001 2123) 
StAnderat/Conseß des Etats 19.06.01 (Erstrat- Premier Consel~ 
StAndemt/Consell des Etats 19.06.01 (Fortsetzung- Suite) 
Nallonalrat/Conseß national 12.12.01 (Zweitrat- Deuxlllme Conseil) 
Nallonalrat/Consell natlonal 12.12.01 (Fortsetzung- Suite) 
Nallonalrat/Conseß national 12.12.01 (Fortsetzung - Suite) 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 

Minderheit 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Rerno, Rechstelner 
Paul, Rennwald) 
Nichteintreten 

Minderheit 
(Rennwald, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, Rech­
stelner Paul) 
ROckwelsung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, dem Parlament eine neue Vorlage zu un­
terbreiten, welche Insbesondere folgende Ziele zu erfüllen 
hat: 
- Verhinderung eines Leistungsabbaus und Insbesondere 
einer Kürzung der Entschädigungsdauer; 
- Sicherstellung der Finanzierung des Systems, dies Insbe­
sondere dadurch, dass der massgebende Lohn, auf dem die 
zwei Beitragsprozente erhoben werden, bis zum Zweleln­
halbfachen des maximalen versicherten Verdienstes beträgt. 
In diesem ZUsammenhang wären auch die negativen Folgen 
zu prQfen, welches das vom Nationalrat angenommene 
steuerpaket auf die Finanzierung der Arbeitslosenversiche­
rung haben könnte. 
Die neue Vortage des Bundesrates soll sich zudem auf eine 
aktualisierte Analyse der Wirtschafts.. und Soziallage unse­
res Landes stützen, welche Insbesondere dem SWlssalr-De­
bakel und den Problemen gewisser Sektoren der Schweizer 
Wirtschaft, vor allem der Exportbranchen, Rechnung trägt. 

Proposition de la commlsslon 
MaJorlte 
Entrer en matl4llre 

Mlnorlte 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald) 
Ne pas entrer en matl4llre 

Mlnorlte 
(Rennwald, Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, 
Rechsteiner Paul) 
Renvol au Conseil federal, 
avec mandat de sournettre un nouveau projet au Parlament 
Ce nouveau proJet devra notamment permettre de reallser 
les obJectlfs sulvants: 
- empächer une dlmlnutlon des prestatlons et evlter en par­
tlculler une reductlon de la duree d'lndemnlsatlon; 
- assurer le flnancement du syst4llme, en prwoyant notam­
ment que les deux pour cent de cotlsatlons sont prelev6s sur 
un revenu determlnant s'elevant jusqu'a deux fols et damle 
le montant du galn maximum assure. Dans ce contexte, II y 
aura aussl Heu d'analyser les effets negatlfs que le paquet 

flscal, tel qu'approuve par le Conseil national, pourralt avolr 
sur le flnancement de l'assurance-chömage. 
Le nouveau projet du Conseil tederal devra par allleurs se 
fonder sur une analyse actuallsee de la sltuatlon econo­
mlque et soclale de notre pays, analyse qul devra notarn­
rnent tenlr campte de la debäcle de SWlssalr et des 
probl4llmes que rencontrent certalns secteurs de l'economle 
sulsse, en partlculler les branches orlentees vers l'exporta­
tlon. 

Baader Caspar (V, BL), für die Kommission: In der Rezes­
sion Mitte der Neunzlge~ahre, bei Arbeitslosenzahlen von 
Ober 150 000, wurde mit dringlichem Bundesbeschluss vom 
16. Dezember 1994 zur Sicherung der Finanzierung der Ar­
beitslosenversicherung der Beitragssatz per 1. Januar 1995 
von 2 auf 3 Prozent des versicherten Lohnes erhöht In der 
Folge wurde diese Erhöhung mit dem Bundesgesetz Ober 
das stablllslerungsprogramm vom 19. März 1999 zwecks 
Abbaus der Schulden des Arbeitslosenversicherungsfonds 
bis Ende 2003 verlängert. Ende 2000 hatten wir In der 
Schweiz gut 70 000 Arbeitslose; heute sind es etwa 65 000. 
Der Arbeitslosenversicherungsfonds wies eine Unterde­
ckung von 3,8 MIiiiarden Franken und Schulden von 5,7 MIiii­
arden Franken aus. Wegen der Befristung der Massnahmen 
gemäss stablllslerungsprogramm Ist per 1. Januar 2004 für 
die Arbeitslosenversicherung eine Neuregelung erforderlich. 
Der vorliegende Revlslonsentwurf beinhaltet zwei Haupt­
punkte: einerseits eine Neuregelung der Finanzierung und 
andererseits eine Neuregelung der Arbeltslosenentschädl­
gungen. 
Zuerst zur Finanzierung: Mit dem Auslauten der Notmass­
nahmen von Artikel 4a wird der Beitragssatz auf Lohnsum­
men bis 106 800 Franken wieder von 3 auf 2 Prozent 
gesenkt. Hingegen will der Bundesrat die teilweise Deplafo­
nlerung, d. h. die zusätzlichen Beiträge auf Lohnsummen 
zwischen 106 800 und 267 000 Franken nicht vollständig 
aufheben, wie vom Parlament ursprilngllch verlangt wurde, 
sondern nur von heute 2 auf 1 Lohnprozent senken. Dies 
führt für die Arbeitslosenversicherung zu Mindereinnahmen 
von 135 MIiiionen Franken. Die vom Bundesrat angestellten 
Berechnungen, welche dem neuen Flnanzlerungsmodeli zu­
grunde liegen, gehen von einer Ober den Konjunkturverlauf 
gemlttelten Zahl von 100 000 Arbeitslosen aus, wobei diese 
Zahl In Zeiten des konjunkturellen Aufschwunges tiefer und 
In Abschwungphasen höher sein kann. Aufgrund dieser mitt­
leren Arbeltsloslgkelt wird mit den Artikeln 90 bis 90c ein 
neues, konJunkturreslstenteres Finanzierungsmodell vorge­
schlagen. Danach sollen sich Bund und Kantone fest an den 
Kosten der regionalen Arbeitsvermittlungszentren und der 
arbeltsmarktllchen Massnahmen beteiligen. 
Im Gegenzug wird vom Beizug des Bundes und der Kantone 
zur Finanzierung bei ausserordentllchen Verhältnissen und 
von der Beteiligung der Kantone an den Kosten der arbelts­
marktllchen Massnahmen In der heutigen Form abgesehen. 
Die Belastung des Bundes und der Kantone wird dabei Im 
Verhältnis zu heute leicht erhöht. Heute - das helsst: stand 
1999 - bezahlt der Bund 246 MIiiionen Franken; neu soll er 
300 Mllllonen Franken bezahlen, was einer Erhöhung von 
50 MIiiionen Franken entspricht. 1999 beglichen die Kantone 
75 MIiiionen Franken; neu sollen sie 100 MIiiionen Franken 
bezahlen, was einer Erhöhung von 25 MIiiionen Franken ent­
spricht. Damit belaufen sich die Beiträge der Offentllchen 
Hand auf Insgesamt 400 MIiiionen Franken, das sind 75 MIi­
iionen Franken mehr als 1999. 
Der zweite Hauptpunkt der Revision betrifft die Arbeitslosen­
entschädigungen. Hier sind zwei Änderungen massgebend: 
1. Die Mindestbeitragszelt soll von heute sechs auf neu 
zwölf Monate angehoben werden. Dies Ist nicht zuletzt eine 
Folge des Abschlusses der bllateralen Verträge, Insbeson­
dere des Personenfrelzilglgkeltsabkommens, aufgrund des­
sen wir die Totallslerung vornehmen mOssen. Das helsst, 
dass wir bei EU-Kurzaufenthaltem die Beitragszelt Im Aus­
land an die Inländische Beitragszelt anrechnen mossen. 
Bei Belassung der Mindestbeitragszelt bei sechs Monaten 
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dOrften sich gemäss einer Expertise Mehrkosten von etwa 
600 MIiiionen Franken fOr die Schweiz ergeben. 
2. Die zweite Änderung bei den Entschädigungen betrifft die 
Reduktion der maximalen Entschädigungsdauer: Sie soll 
von heute 520 Taggeldem auf 400 Taggelder reduziert wer­
den, wobei f0r ältere Personen, lnvalidenrentner und Unfall­
versicherungsrentner die heutige Dauer beibehalten wird. 
Mit diesen beiden Massnahmen können Einsparungen von 
415 Millionen Franken erzielt werden, und es kann damit der 
Senkung des Beitragssatzes auf 2 Prozent Rechnung getra­
gen werden. 
Die Kommission stimmte nach zwei Sitzungstagen und ein­
gehender Diskussion mit 14 zu 7 Stimmentor Eintreten und 
lehnte Im gleichen Stimmenverhältnis den Rückweisungs­
antrag der Minderheit Rennwald ab, da dieser die Deplato­
nlerung vollumfänglich beibehalten und weder eine Verlän• 
gerung der Beitragsdauer noch eine Verkürzung der Be­
zugsdauer akzeptieren will. 
Gestatten Sie mir noch eine persönliche Bemerkung: Ich 
wurde In Abwesenheit zum Kommissionssprecher ernannt, 
obschon ich relativ viele Minderheitsanträge anführe. Ich 
werde hier selbstverständlich die Kommissionsmeinung ver­
treten, behalte mir aber vor, fOr meine Minderheitsanträge zu 
stimmen. 

Meler-SChatz Lucrezla (C, SG), pour la commission: La 
commlsslon s'est penchee sur 1a lol sur l'assurance-chö­
mage (LACI) au cours de deux seances cons6cutives. Elle a 
lnvit6 des repr6sentants de l'Unlon syndlcale sulsse et de 
l'Assoclatlon patronale a s'exprlmer. Elle a sollicltll aussl le 
concours du chet de l'Offlce du travall du canton de Geneve 
alnsi que celul du responsable du dllveloppement du per­
sonnel de Zurlch. La commlsslon a llgalement sollicltll un 
avls de la Commlsslon de 1a s6curitll sociale et de 1a santll 
publlque de notre Conseil, laquelie s'est prononcee sur quel­
ques artlcles spllcfflques. 
La nMslon de la L.ACI porte pour ressentlel sur deux points: 
le flnancement et l'indemnltll de chömage. Cette rllvlslon, J'y 
revlendral, tlent trlts largement campte des amlllloratlons 
conjoncturelles et structurelles lntervenues depuls la deu­
xleme rllvlslon en 1995. 
Pennettez que je rappelle brllllvement quelques falts. Le 
Consell fllderal avalt, par l'arrAtll urgent du 16 decembre 
1994, corrigll la modalltll de flnancement, tout en stlpulant 
dans la rllvlslon du 23 juln 1995 que ce modlllle de flnance­
ment ne pouvalt Atre affectll qu'a l'amortlssement de la 
dette. Dans la lol fedllrale du 19 mars 1999 sur le pro­
gramme de stablllsatlon, vous avez proposll de prolonger ce 
mode de flnancement Jusqu' a la fln de 2003 pour permettre 
d'amortlr llgalement les nouvelles dettes. C llchllance de 
2003 nous lmpose donc une reconsldllratlon de cette lol. Par 
allleurs, diffllrentes motlons demandant une rllvlslon de la 
LACI ont entre-temps lltll dllposlles par votre Conseil. 
La commlsslon s'est penchee sur le proJet soumls par le 
Conseil flldllral et a, de surcrott, examlnll las d6clsions du 
Conseil des Etats. Dans l'ensemble, la majorltll de la com­
mlsslon estlme que le projet du Conseil flldllral constltue 
une solutlon llqulllbree, permettant d'assurer au-dela des 
cycles conjoncturels, et J'y revlendral plus d'une tois, le fl­
nancement de rassurance-chömage. Comme vous le cons­
taterez, une mlnorltll Goll propose de ne pas entrer en 
matllllre. Cette mlnorltll est d'avls que la rlllntllgratlon dans la 
vle actlve nooessiteralt une optlmlsatlon de la mise en 
oeuvre de la L.ACI plut0t que sa revlslon. Pour une mlnorltll 
Rennwald, las proposltlons du Conseil fedllral et du Conseil 
des Etats, nous le verrons dans l'examen de detail, artlcle 
par artlcle, sont per9ues comme trop gllnllreuses. 
En analysant ces proposltlons, vous constaterez par vous­
m!mes que la rllvlslon et les proposltlons de la majorltll de 
1a commlsslon, donc celles que nous vous presentons, tlen­
nent compte des sltuatlons spllcfflques, personnelles et rll­
glonales. Elle est equlllbree, Judlcleuse, ce d'autant plus 
qu'elle pennet de la sorte de soustralre le flnancement du 
systlllme aux aleas de la conjoncture. 
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Las prestatlons de l'assurance-chömage ont llte reconslde­
rlles et adaptlles en ralson des pertormances des offlces re­
gionaux de placement Ceux-cl offrent les prestatlons d'un 
servlce publlc a la fois professlonnallse et plus pertormant. 
Par allleurs, cette readaptatlon se Justlfle llgalement en ral­
son des mesures du marche du travall, beaucoup plus dll­
veloppees. C'est aussi la ,ralson pour laquelle votre 
commlsslon, d'entente avec le Consell federal et le Conseil 
des Etats, n'entend pas toucher au prlnclpe des offlces rll­
gionaux de placement lnstltull en 1995, sulte a rentrlle en vt­
gueur de la 2e revlslon de la L.ACI. Elle n'entend pas non 
plus toucher au developpement des mesures du marche du 
travall. 
De toute llvldence, ces mesures ont falt leurs preuves, et 
l'analyse de cet Instrument permet de constater d'une part 
son efflcacitll et, d'autre part, de reconsldllrer la durlle des 
lndemnlsatlons, pulsque la rlllnsertlon professlonnelle est 
auJourd'hul beaucoup plus rapide. 
La revislon porte pour l'essentlel sur la modalltll de flnance­
ment et sur l'lndemnltll de ch0mage. Les depenses de l'as­
surance-ch0mage dllpendent tras lltroltement du taux de 
chömage et donc de la sltuatlon du marche du travall. L'.ex­
pllrlence falte II y a dlx ans, alors que le taux de cotlsatlon 
n'lltalt que de 0,4 pour cent, ne sauralt !tre replltlle. 
Le financement a dQ !tre reconsldllre en ralson de !'enorme 
dllflclt cumulll du fonds de compensatlon, lequel a attelnt un 
sommet de 8,8 mllllards de trancs au cours des annlles no­
nante. Des adaptatlons ont dQ donc !tre faltes au cours des 
annlles, prllclsllment dans une perlode de r6cesslon, renfor• 
c;ant par lä l'effet antlcycllque. Des adaptatlons ont eu Heu et 
nous devons essayer d'en tenlr compte. 
L'.objectlf est donc aujourd'hul clalr. II Importe de rllatiser un 
llquillbre a long terme, c'est-a-dlre au-dela du cycle conjonc­
turel. II s'aglt d'assurer a long terme a l'assurance-chömage 
le flnancement ordlnaire sur la base d'un taux de chömage 
moyen, dlltermlnll actuellement a quelque 100 000 person­
nes. Malgre la stagnatlon que semble traverser notre pays, 
le nombre de personnes prlvlles d'une actMtll lucratlve ne 
sauralt depasser - aux dtres du SECO tout au molns - un 
effectlf annuel de 100 000 personnes. C'est proolsllment sur 
la base de ce scllnarlo de refllrence que nous analysons le 
projet de lol avec pour polnt de mire un systeme de finance­
ment flable a long terme. Cet objectlf ne pourra cependant 
!tre attelnt sans toucher au systeme de prestatlons et aux 
modalltes de flnancement 
Un rallongement de la perlode minimale de cotlsatlon - J'y 
revlendral a l'article 13-, de la rllductlon du nombre des in­
demnltlls journalllllres pour une majorltll des chömeurs, que 
nous aborderons a l'artlcle 27, alnsl que le malntlen du de­
plafonnement avec un taux de cotlsatlon de 1 pour cent et 
non plus de 2 pour cent permettent d'attelndre l'objectlf flxll, 
a savolr, et Je le rllplllte, l'llqulllbre flnancler des comptes du 
fonds de compensatlon de l'assurance sur l'ensemble d'un 
cycle conjoncturel, soft un flnancement Insensible aux fluc­
tuatlons conjoncturelles. 
Nous tlrons alnsl les l990ns d'experlences douloureuses fal­
tes par le passll. Las dlibats en commlsslon ont donnll Heu a 
de nombreuses proposltlons. II a fallu, par consequent, dll­
gager une llgne polltlque susceptlble de trouver un soutlen 
dans notre encelnte. 
Nous vous lnvltons a sulvre la proposltlon de la maJorltll de 
votre commlsslon, tout en sachant que le projet n'a lltll ap­
prouvll que par 15 membres, alors que 15 personnes se 
sont abstenues. Le camp des abstentionnlstes montre blen 
que nous avons tel dQ trouver un compromis, solt Je malntlen 
du statu quo, d'un cOte, et la reductlon massive des presta• 
tlons alnsl que l'abandon du prlnclpe de solldarltll, d'autre 
part: quand on compare ces deux objectlfs, seul un chemln 
median est detendable. 
Je vous propose donc d'entrer en matllllre et surtout de sul­
vre la majorltll. 

Goll Christine (S, ZH): Bereits der Bundesrat - Herrn Cou­
cheptn kann Ich direkt ansprechen - hat uns mit dieser 
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3. Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes eine 
eigentliche Abbauvorlage präsentiert Es ist eine Abbau­
vorlage mit der KOrzung der Bezugsdauer von 520 auf 
400 Tage, mit der Verdoppelung der Beitragszelt von 6 auf 
12 Monate und Insbesondere einmal mehr auf dem ROcken 
der Frauen, weil gerade Frauen In wirtschaftlichen Zwangs­
lagen Im Anschluss an eine Erziehungsarbeit von Ihren 
Rechten nicht mehr Gebrauch machen können. 
Wenn wir die Finanzierungsseite und die heutige Ausgangs­
lage anschauen, dann stellen wir fest, dass die Arbeitslosig­
keit In unserem lande bereits wieder ansteigt. Ich erwähne 
hier auch das Stichwort SWlssalr-Debakel. Bel dieser Aus­
gangslage Ist es gerade auf der Finanzierungsseite nicht 
nachvollzlehbar, mit welcher Euphorie das dritte Lohnpro­
zent der Arbeitslosenversicherung möglichst schnell abge­
schafft werden soll. Damit sind FeuerwehrObungen In kOnftl­
gen Krlseozelten vorprogrammiert, wie wir das Ja l:Jerelts 

, · auch In den Neunztgerjahren erlebt haben. 
Ich bedauere auch, dass wir In unserer Kommission nicht Im 
Sinne einer Gesamtschau, die ja Immer auch von der bOr­
gerllchen Seite gefordert wird, die prekäre Lage der Invali­
denversicherung diskutiert haben. Es Ist nämlich klar, dass 
beisplelswelse mit dem dritten Lohnprozent, das möglichst 
bald abgeschafft werden soll, das defizitäre Sozialwerk Jnva­
lldenverslcherung sehr schnell entschuldet werden könnte. 
Wenn wir anschauen, was der Ständerat verbrochen hat, 
dann Ist diese Vorlage tor uns völlig Inakzeptabel. Eine voll­
ständige Entlastung von Einkommen Ober 107 ooo Franken 
hat zur Folge, dass Spitzenverdiener und Spitzenverdiene­
rinnen in diesem Land kOnftlg Ihre Solidarität mit den Ar­
beitslosen aufkOnden können. Das hat weiter zur Folge, 
dass Insbesondere Langzeitarbeitslose durch die geplante 
KOrzung der Bezugsdauer bestraft werden. 
ich gebe zu: Gewisse minimale Korrekturen hat unsere WAK 
vorgenommen, allerdings mit äusserst knappen Mehrheiten. 
Ich denke hier nicht nur an die Verschlechterung der Vorlage 
Im Ständerat, sondern auch an die Minderheitsanträge, die 
nach wie vor auf dem llsch sind - Anträge der Minderheiten 
Schneider und BOhrer von der FDP, Im Verbund mit der 
SVP -, mit welchen noch drastischere BeltragskOrzungen 
auf dem Buckel der Arbeltslosen vorgenommen werden 
sollen, und zy;a.r mit einer Halbierung der Bezugsdauer auf 
280 Tage und Insbesondere mit der Bestrafung von älteren 
Erwerbslosen, die, wie wir wissen, auf dem Arbeitsmarkt be­
sondere Schwierigkeiten haben. Auch Ihnen soll die Bezugs­
dauer gekOrzt werden, wenn es nach dem WIiien von Herrn 
Schneider und Co. gehl 
Ich staune Ober die Vergessllchkelt der Sozlalabbauer In die­
sem lande. Ich möchte Sie daran erinnern: 1997 haben wir 
ein Referendum gegen die KOrzung der Arbeltslosentaggel­
der gewonnen. Wir haben uns in einer Volksabstimmung ge­
gen Jene Zyniker durchgesetzt, die damals den Arbeitslosen 
In diesem lande weismachen wollten, dass sie nur auf einen 
Cafe cr~me pro Tag zu verzichten hätten. Das war damals 
die Kampagne der Sozlalabbauer, derjenigen, die die Tag­
gelder tor Arbeltslose kOrzen wollten. Sie hatten damit keine 
Chance. Wenn wir jetzt aber die Avlg-Revtslon anschauen, 
stellen wir fest, dass sie sich als reine SparObung _entpuppt, 
und eine solche SparObung, eine solch einseitige Ubung auf 
dem Buckel der Erwerbslosen, lehnen wir ab. 
Die Folgen dieses Leistungsabbaus wurden von Ihnen auch 
nicht zur Kenntnis genommen. Es Ist ganz klar: Wenn Sie 
Leistungen Im Bereich der Arbeitslosenversicherung kOrzen, 
dann hat das nichts anderes als höhere soziale Folgekosten 
zur Konsequenz. Ich erinnere Sie an die zahlreichen Ausge­
steuerten. die am Schluss bei der Sozialhilfe landen, und vor 
allem an die defizitäre Lage der Invalidenversicherung, die 
vor allem deshalb In die roten Zahlen gerutscht Ist, weil sie In 
der Krisensituation der Neunztgerjahre als Auffangbecken 
tor Menschen herhalten musste, die vom Arbeitsmarkt ver­
drängt wurden. 
Ich frage Sie: Wie glaubWOrdlg kann eine bürgerliche Polltlk 
sein, die mit der einen Hand Steuergeschenke In Mllllarden­
hOhe an Reiche macht und mit der anderen Hand unsere 
Sozialwerke aushöhlt und den Versicherten LelstungskOr-
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zungen aufzwingt? Ich bitte Sie: Unterschätzen Sie den' Soli­
daritätsgedanken auch In der Arbeitslosenversicherung 
nicht 

Rennwald Jean-Claude (S, JU): La proposltlon de renvol de 
la mlnorlte s'lnsplre de deux reflexlons. La preml~re, c'est 
que la precedente revlslon de 1a LACI etalt equlllbree et re­
presentalt un compromls acceptable pour toutes les partles. 
Le flnancement etalt assuree, les prestatlons etalent correc­
tes, les chances de placement et les posslbllltes de relnte­
gratlon des chömeurs etalent amellorees. 
Le projet que nous examlnons rompt par contre cet equlllbre. 
Certes, campte tenu des modHlcatlons epportees par la 
commlsslon, le projet peut Mre consldere comme accepta­
ble au nlveau du flnancement de l'assurance, pulsque nous 
avons relntrodult la cotlsatlon de solldarlte sur les hauts re­
venus qui avalt ete supprlmee par le Conseil des Etats. II 
n'est pas inutlle de rappeler que ce 1 pour cent sur les hauts 
salalres rapporte quelque 135 mllllons de francs et qu'II per­
met de constltuer des reserves lorsque la sltuatlon economl­
que est favorable. 
Cette revlslon n'est, en revanche, pas acceptable, et mflme 
pas acceptable du tout, au chapltre des prestatlons. Pour 
avolr drolt aux prestatlons, II faudralt avolr cotlse un an, alors 
qu'aujourd'hul slx mols sufflsent. De plus, la duree d'lndem­
nlsatlon passe de 520 Jours a 400 Jours. Ce deuxl~me abals­
sement des prestatlons est encore plus grave, car sa mlse 
en oeuvre poseralt de douloureux probl~mes aux personnes 
peu ou pas qualHlees. Contralrement aux afflrrnatlons des 
mllleux economlques, H est lllusolre de crolre qu'une reduc­
tion des prestatlons aura des effets sur le taux de chömage 
et les coOts de l'assurance. Une 6tude du Bureau Internatio­
nal du travall montre que, dans la plupart des pays lndustrla­
llses, le nlveau des prestatlons n'a pas ou n'a que ~ peu 
d'effet sur le moment oQ les chOmeurs retrouvent un emplol. 
C'est encore plus vraJ en Sulsse oQ notre assurance-chO­
mage ne relM pas d'un syst~me d'asslstance, mals blen 
d'un veritable syst~me d'assurance. En d'autres termes, le 
drolt a des lndemnltes repond a des c~res precls, a quol 
s'ajoute le falt que des mesures actlves - fonnation, cours, 
programmes d'occupation - ont un effet lncltatlf sur 1a re­
cherche d'un nouvel emplol. 
Deuxl~ reflexlon: la 3e revlslon de 1a lol sur l'assurance­
chömage repose sur le falt que le taux de chömage est re­
descendu de 5, 7 pour cent au debut de 1997 a un taux 
beaucoup plus falble aujourd'hul, ce qul Justlfle aux yeux du 
Conseil federal un all~ement des cotlsatlons et un abalsse­
ment de la duree des prestatlons. Le drame, c'est que de­
puls la publlcation du message du Conseil federal en fevrler 
dernler les choses ont passablement chang6. On a souvent 
falt alluslon aux evenements du 11 septembre, mals les af­
falres ont commence a se gäter avant, dans plusleurs seo­
teurs economlques. 
Sous les effets de la deconflture de Swlssalr, mals pas seu­
lement, Je taux de chOmage a bondl de 1, 7 pour cent en sep­
tembre a 2, 1 pour cent en novembre, et le nombre des 
personnes lnscrltes au chOmage s'est eleve a prn de 
80 000. La barre des 100 000 chOmeurs pourralt malheureu­
sement Atre franchle dans quelques mols, sous l'effet no­
tamment de plusleurs vagues de llcenclements qul sont 
lntervenues ces dernlers temps, comme chez Tornos Be­
chler, Von Roll, Henrl Glrod, lsmeca, Metallor, Polytyp, Vago, 
Bulltech, Malllefer ou encore Sapal, pour ne prendre que 
quelques exemples en Sulsse romande. 
En d'autres termes, le Conseil federal a con(iU son projet 
comme une assurance-chOmage de haute conJoncture, alors 
qu'aujourd'hul, et sans tomber dans le catastrophlsme, la re­
cesslon menace. A cela s'ajoute le falt que, selon !'Office fe­
deral de la statistlque, II y a 460 000 personnes sans emplol 
en Sulsse. Dans ces condltlons, une balsse aussl drastlque 
du nlveau des prestatlons que celle qul est prevue aura des 
consequences dramatiques, notamment dans les cantons 
ou les reglons oQ le chömage est eleve, et eile ne pourra 
qu'entrainer un report des coOts sur les cantons et les com­
munes, au tltre de l'alde soclale. 

Bußatin offlclel de r Assel1ll,Me fed6rale 
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Cette affalre pose aussl la questlon de la crediblllte· des mi­
lleux lndustriels et flnanclers. Lorsque c'est le chOmage qul 
est sur la table, lls afflrment que l'~nomie sulsse ne se 
porte pas sl mal. Mals lors des negoclatlons salarlales, les 
m&mes mllleux peignent le dlable sur la murallle et brandls­
sent la menace de grosses dlfficultes, volre d'une recesslon. 
J'almerals encore vous rappeler qu'a la sulte d'un raferen­
dum en 1997, l'an-Ate federal urgent sur le flnancement de 
l'assurance-chOmage rejete par le peuple pravoyalt une 
degradatlon molndre des prestatlons que celle qui est pro­
posee lcl. II vaut sans doute la pelne de raflechlr serleuse­
ment a cette remarque. Vous aurez l'occasion de le faire tres 
concretement a l'artlcle 27 du projet, ofJ 1a majorlte de la 
commlsslon propose de donner au Conseil federal la com­
petence de relever temporalrement le nombre d'lndemnltes 
de 120 Jours, donc de 400 a 520, en cas de chömage eleve. 
La posltlon qu'adoptera la majorlte de ce Conseil a propos 
de cet artlcle jouera assurament un röle cle dans notre ap­
preclatron d'ensemble. 
Mals comme cette appreclatlon reste pour l'instant negative, 
je vous demande de soutenlr la proposltlon de renvoi de la 
mlnorlte. 

Polla Barbara (L, GE): Le groupe llberal salue cette nou­
velle rev!slon de la LACI et votera, blen sOr, l'entree en ma­
tlere. Cette nouvelle ravlslon, la premlere depuls celte de 
juln 1995, repond en effet tant a l'evolutlon de la sltuatlon 
economlque de notre pays - globalement favorable Jusqu'a 
cet automne - qu'a de nombreuses proposltlons perlemen­
talres. Elle tlent egalement compte des lncertltudes econo­
mlques actuelles, qu'elle a en quelque sorte antlclpees dans 
une vlslon de flnancement a long terme qul se dolt de resis• 
ter aux fluctuatlons conjoncturelles. 
Dans l'ensemble, le projet du Conseil federal, affine par la 
majorlte de la commisslon, nous paratt adequat et equlllbre. 
En effet, les llberaux ont regullerement defendu dans la 
questlon du chßmage une posltlon equlllbrae qul prenne en 
compte a la fols les besolns de l'~nomle et ceux des chß­
meurs. En l'occurrence, blen que nl les organlsatlons d'em­
ployeurs, nl les syndlcats ne se dlsent satlsfalts du projet du 
Conseil federal - evldemment pour des ralsons opposees -, 
le groupe liberal, quant a lul, estlme que le projet du Consell 
federal se tlent au plus pres de ses propres objectlfs cfequlll­
bre et de durabillte. 
En effet. le falt d'assurer les flnancements soclaux dans la 
duree a touJours falt partie des objectlfs giobaux des llbe­
raux. 
Venons-en aux projets concrets: les deux polnts cruciaux de 
la revislon - comme l'a dlt la rapporteure - sont, d'une part, 
son ffnancement. d'autre part, l'adaptation des lndemnltes.. 
Je me concentreral, lors de l'entree en matlere, sur la ques­
tlon du flnancement qul est conteste par les organlsatlons 
d'employeurs et je revtendral sur la questlon des lndemnltes 
lorsque nous dlscuterons de l'artlcle 27. 
En terme de flnancement, l'objectlf prlnclpal de la ravlslon 
est la durablllte. Afln d'assurer cette durablllte sans alourdlr 
ni le budget federal nl les charges qul pesent sur l'~nomle, 
le projet de rev!slon propose un nouveau mode de flnance­
ment avec: premlerement, un taux de cotlsation de 2 pour 
cent au lleu de 3 pour cent; deuxlemement, une partlclpa­
tlon - fixe et lnscrlte dans la lol - de la Confederatlon et des 
cantons au coat des offlces raglonaux de placement, les 
ORP; et trolslemement. le malntlen d'une deductlon operae 
sur la tranche de salalre non assurae se sltuant entre 
107 000 et 267 000 francs - donc un deplafonnement - mals 
en ramenant le taux de 2 a 1 pour cent. C'est ce deplafonne­
ment qul est partlcullerement conteste au tltre des lourdes 
charges qul pesent deja sur les classes moyemes et 
moyennes superleures, alnsl que le malntlen du deplafonne­
ment en tant que mode de flnancernent ordlnalre. Pourtant 
le malntlen, en tout cas dans la presente revlslon de la LACI, 
du pralevement de 1 pour cent sur les hauts salalres - ou 
cotisatlon de solldarlte - nous semble somme toute accep-
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table, volre equltable, pulsqu'II s'aglt en falt d'une dimlnutlon . 
de 1 pour cent pour tout le monde, une reductlon egale pour 
tous ceux qul payent des cotlsatlons aujourd'hul. 
De plus, ce que le Conseil federal propose, avec le malntlen 
d'une cotlsatlon de 1 pour cent sur la tranche des salalres 
non assuree, c'est en fall un mecanlsme qul correspond de 
tres pres a celul que nous avons absolument pleblsclte avec 
le freln a l'endettement. II s'aglt en effet de faire des reserves 
en perlode de haute conjoncture, de constltuer un bas de 
lalne en quelque sorte, d'antlclper - et la polltlque, c'est blen 
l'art d'antlclperl - plutßt que d'annuler cette cotlsatlon et de 
devolr certalnement la redlscuter, la renegocler, plus proba­
blement cfallleurs a 2 pour cent qu' a 1 pour cent. et cecl, des 
le retour des mauvaises salsons. Faut-11 rappeler lcl que le 
groupe liberal soutlent pourtant systematlquement toutes les 
mesures flscales favorables a l'a::onomle, notamment celles 
qul vlsent ä decharger la classe moyenne et les entrepre­
neurs? SI nous ne soutenons pas la suppresslon de la eo-· 
tlsatlon a 1 pour cent sur les hauts salalres, c'est qu'en 
l'occurrence, nous sommes persuades que dans le long 
terme, nous apportons ainsl un mellleur soutlen aux classes 
moyennes superleures, aux entrepreneurs et a l'~nomle 
toute entlere en adherant au projet du Conseil federal, et ce, 
d'autant plus qu'II nous semble blen entendre deja, devant 1a 
porte, souffler le vent qul annonce ces mauvalses salsons, 
notamment du cßte de Zurlch. SI cela s'averalt faux et que le 
chlffre pravu de 100 000 chömeurs fondalt comme neige au 
solell dans les annees a venlr, nous pourrons toujours reve­
nlr a la charge et abollr alors deflnltlvement une cotlsatlon de 
solidarlte devenue lnutlle. 
Mals, en attendant. les llberaux soutlendront l'objectlf global 
de durabillte du Conseil federal et l'equßlbre qul eidste entre, 
d'une part, la reductlon de la duree maximale d'lndemnlsa­
tlon et l'augmentat/on de la duree minimale de cotlsatlon et, 
d'autre part, l'assurance d'un flnancement durable par le 
malntlen justement de ce taux de cotlsatlon de 1 pour cent 
sur la part de salalre deplafonnee. Comme Mme Brunner 
Chrlstlane, une fois n'est pas coutume, j'almerals dlre, au 
nom du groupe liberal, et je la clte: «J'appule completement 
et avec convlctlon le projet presente par le Conseil federal. II 
y a tout un equlllbre dans cette 101 ... Peut-Atre est-ce une ca­
racterlstlque de l'esprlt de Geneve que cet amour d'un equl­
libre, un equillbre que, clalrement, M. Rennwald ne perQOlt 
pasl 
Flnalement. j'almerals dlre que Je falt de savolr sl le malntlen 
du deplafonnement correspond ou non a Ja rupture d'une 
promesse du Parlament ou du Conseil federal, nous lndlffere 
passablement. Lorsqu'une proposltlon est adequate, pau 
nous chaut qu'on en alt promis une molns bonne precedem­
ment. 
Le groupe liberal votera donc l'entrae en mattere et sulvra la 
majorlte ä l'artlcle 3, alnsl d'allleurs qu'aux artlcles 9b et 13. 
Je ne reprendral la parole que lorsque nous dlscuterons de 
l'artlcle 27 sur la questlon des lndemnltes joumalleres. 

ZUpplger Bruno (Y. ZH): Im Zuge der Rezession wurde 
1995 das Arbeitslosenversicherungsgesetz (Avlg) revidiert. 
Die Leistungen wurden massiv ausgebaut. So wurde die 
maximale Bezugsdauer deutlich erhöht. Weiter wurde mit 
der ElnfOhrung von regionalen Arbeitsvermittlungszentren 
(RAV) eine mögllchst rasche und dauerhafte Wiederintegra­
tion von Arbeitslosen Ins Erwerbsleben angestrebt. Zudem 
wollte man mit der Einführung verschiedener Arbeitsmarkt­
und Blldungsmassnahmen erreichen, dass vor allem die 
Langzeltarbeltsloslgkelt auf möglichst tlefem Stand gehalten 
wQrde. Mit der befristeten Erhöhung des Beitragssatzes von 
2 auf 3 Prozent und der Erweiterung der Beiträge bis auf das 
Zwelelnhalbfache dar AHV-versicharten Löhne an die Ar­
beitslosenversicherung wollte man die aufgelaufenen Schul­
den möglichst rasch tilgen. Da jedoch die bis 1999 befristete 
Massnahme nicht ausreichte, musste mit dem Stabilisie­
rungsprogramm 1999 die Erhöhung der Beitragssätze bis 
2003 verlängert werden. 
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In der Stellungnahme auf eine Motion, welche eine RückfQh­
rung der Beiträge auf 2 Prozent der AHV-verslcherten Löhne 
verlangte und welche hier Im Rat auch überwiesen wurde, 
stellte der Bundesrat Ende 1998 eine Avlg-Revlslon auf 
Ende 2000 In Aussicht. Die SVP-Fraktlon begrüsst die vor­
Hegende Revision grundsätzlich. Nachdem die Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung Im Zuge der letzten Rezession 
jedoch deutlich ausgebaut worden sind, findet es die SVP­
Frakllon nur recht und bllllg, dass mit der anstehenden Revi­
sion ein Tell dieses Immensen Ausbaus den heutigen Ver­
hältnissen angepasst und auch wieder rückgängig gemacht 
wird. 
Generell muss die Vorlage für uns zwei Ziele haben, die mit 
den Absichten des Bundesrates übereinstimmen: Einerseits 
Ist die heutige, auf eine Rückzahlung der Schulden konzi­
pierte Finanzierung durch eine konjunkturreslstente Alterna­
tive zu ersetzen, andererseits Ist die maximale Bezugsdauer 
wieder auf ein vernünftlges und der Wirtschaftslage ange­
passtes Mass zu reduzieren. Denn nach wie vor - das gilt 
auch bei dieser Gesetzesrevision - steht für die SVP-Frak­
tlon das eigenverantwortliche Handeln des Menschen Im 
Zentrum. Daher Ist es für uns auch nur schwer begreiflich, 
dass der Bundesrat In seiner Schätzung über den künftigen 
Konjunkturverlauf von einer Zahl von 1 oo ooo Arbeitslosen 
ausgehen will. 
Die SVP Ist überzeugt, dass mit tieferen Zahlen gerechnet 
werden kann, sofern die Rahmenbedingungen für die Wirt­
schaft nicht Immer schlechter werden. Für unsere Partei 
müssen mit der Gesetzesrevision vor allem folgende fünf 
Ziele erfüllt werden: 
1. Die Gesetzesrevision muss eine möglichst rasche Rück­
führung der Arbeitslosen Ins Erwerbsleben bringen. Sie darf 
auf keinen Fall zu einer so genannten Kultivierung der Ar­
beltsloslgkalt führen und nicht zu Missbräuchen verleiten, 
und zwar sowohl auf Arbeitgeber- wie auch auf Arbeitneh­
merseite. 
2. Bel der Revision muss dem Frelzüglgkeltsabkommen mit 
der EU Rechnung getragen werden, Indem die Mindestbei­
tragsdauer erhöht und die maximale Bezugsdauer reduziert 
wird. 
3. Die In der Rezession eingeführte Deplafonlerung der bei­
tragspflichtigen Löhne, welche als so genannter Solidaritäts-­
beitrag für die TIigung der Schulden erhoben wurde, muss 
unbedingt wieder aufgehoben werden. Dies wurde bei der 
Aufhebung des Plafonds versprochen, und das, was der 
Bundesrat und eine Minderheit der vorberatenden Kommis­
sion vorschlagen, werten wir klar als Verstoss gegen Treu 
und Glauben. Ich bitte Sie daher Jetzt schon, bei Artikel 3 
Absatz 3 dem Ständerat bzw. der Kommissionsminderheit 
zu folgen. 
4. Die maximale Bezugsdeuer der Taggelder wurde mit der 
Revision von 1995 massiv erhöht Im Rahmen dervorllegen­
den Revision muss sie der Konjunkturlage angepasst und 
wieder wesentlich reduziert werden. Wenn die Mehrheit des 
Nationalrates bereit Ist, bei Artikel 27 dem Antrag der Min­
derheit 1 (Schneider) zu folgen, und eine gestaffelte Bezugs­
dauer unterstützt, wie sie dort vorgeschlagen Ist, bietet die 
SVP-Frakllon Hand dazu, den Bundesrat bei erhöhter Ar­
beitslosigkeit In einzelnen Regionen oder Kantonen zu er­
mächtigen, den Höchstanspruch befristet um 120 Taggelder 
anzuheben. 
5. Neben der Finanzierung und der Regelung der Taggeld· 
bezüge dürfen nach Ansicht der SVP-Fraktlon kalne weite­
ren, ordnungspolltlsch zum Tell fragwürdigen und vom 
Parlament bereits mehrfach abgelehnten Forderungen be­
treffend Ausweitung der Bezüge und Begünstigungen via 
Avlg aufgenommen werden. Vielmehr Ist eine Konsolldle­
rung und eine Anrelzstrategie für eine möglichst rasche Wie­
deraufnahme der Beschäftigung anzustreben. 
Die SVP-Frakllon Ist bereit, auf die Vorlage einzutreten. 
Falls Jedoch In der Detailberatung die Deplafonlerung weiter­
geführt oder die Vorlage mit weiteren Forderungen von llnkar 
und gewerkschaftllcher Seite angereichert werden sollte, be­
hält sich die SVP-Frakllon vor, die Vorlage am Schluss abzu­
lehnen. 

Genner Ruth (G, ZH): Die Revision des Arbeltslosenversl­
cherungsgesetzes von 1995 hat sich grundsätzllch bewährt 
Wir sehen, dass bei den einzelnen regionalen Arbeitsver­
mittlungszentren z. T. noch Aspekte zu optimieren sind. Wir 
denken da z. B. an die Begleitung von Teilinvaliden. Das Ist 
ein Aspekt, der auch Im Zusammenhang mit der IV-Revision 
behandelt wird und der leider nicht besser mit dieser Revl• 
sion hier zusammengeführt wurde. 
Die hohen Ausgaben des Arbeltslosenverslcherungsfonds 
und dessen entsprechende Verschuldung sind die direkten 
Folgen der gravierenden Rezession der Neunzlgerjahre. Der 
Druck, die Beitragssätze zu senken, die entsprechend den 
Kosten 3 Prozent betrugen, wurde bereits Im Zusammen­
hang mit dem «runden Tisch" aufgebaut Aus unserer Sicht 
Ist es aber falsch, die Jetzige Revision allein unter der Flagge 
des Sparens abzuhandeln. Kosten fQr Arbeitslosigkeit ent­
stehen, wenn die wirtschaftllche Situation - eine Krise - Ar­
beitslose produziert oder wenn Missmanagement wie Im 
Falle der Swlssalr Arbeitslose generiert. Wenn Innovation 
verhindert wird, wenn Weiterbildung nicht gewährt wird, sind 
das bereits Elemente, die dazu führen können, dass einmal 
Arbeltsloslgkelt entsteht. Es gibt also In diesem Zusammen­
hang auch präventive Massnahmen zu treffen; es gibt hier 
auch die Mögllchkelt, einer Entwicklung zuvorzukommen, 
statt einfach im Sinne der Reparatur nachher Arbeitslosen­
gelder bzw. lntegratlonsmassnahmen bereitzustellen. 
Wir halten fest: Die vom Bundesrat vorgelegte Revision geht 
von einer guten Wirtschaftssituation aus. Es wird davon aus­
gegangen, dass die Arbeltsloslgkalt Im Grfff gehalten wer­
den könne, und es wird gleichsam - Ich sage das etwas 
zynisch - eine obere Wunschllmlte der Zahl der Arbeitslosen 
stlpullert. Man sagt, man wolle nicht Ober hunderttausend 
Arbeitslose gehen. Man sagt, well die Wirtschaftssituation 
so gut sei, könne man Leistungen und entsprechend die 
Zahlungsdauer kürzen. 
Gerade das Beispiel der SWlssalr macht klar, dass Arbeits­
willige nicht unbedingt eine Stelle haben. Im Falle der PIioten 
zeigt es sich auch, dass eine berufliche Neuorientierung not­
wendig Ist, dass sie aber nicht einfach Ober Nacht zu haben 
Ist. Die Realität zeigt, dass eine gute Arbeitslosenversiche­
rung nicht Arbeitslosigkeit schafft Das Ist eine alte Befürch­
tung, die mit dem Arbeitslosenversicherungsgesetz, wie es 
seit 1995 vorliegt, klar widerlegt werden konnte. 
Die grüne Fraktion wird den Nlchtelntretensantrag unterstüt• 
zen. Wir wollen keine Kürzung von Beiträgen und Bezugs­
dauer, weil wir den Arbeitslosen die Chance für die Wieder­
eingliederung geben wollen und gleichzeitig die Betroffenen 
nicht auf den Fürsorgeämtern der Gemeinden antreffen wol­
len. Das Ziel muss es doch sein, so wenig Arbeltslose wie 
möglich zu haben, aber diese so gut wie möglich zu beglei­
ten, damit sie auf Dauer wieder In den Arbeitsprozess inte­
griert werden können. Die Schulden der Neunzlgerjahre sind 
noch nicht abgebaut, und bereits sind wieder dunkle Wolken 
am Horizont. Auch Im Hinblick auf eine allfällige wirtschaft­
liche Rezession betrachten wir den Abbau der Beltragslel­
stungen als verfrüht. 
Die grüne Fraktion unterstützt ebenfalls den Rückweisungs­
antrag der Minderheit Rennwald - dies Insbesondere mit 
dem Ziel, dass der aktuelle Kontext, der wirtschaftliche und 
soziale Kontext bei dieser Revision mit einbezogen wird. Der 
Bundesrat wird dabei aufgefordert, nicht einfach auf gut 
Wetter zu machen, sondern der gegebenen Lage Rechnung 
zu tragen und unsere Beschlüsse -wir haben In diesem Rat 
massive Steuersenkungen beschlossen - hier entsprechend 
mit einzubeziehen. Bel genauer Analyse wird nämllch sicht­
bar, dass einzelne Branchen nicht gerade blendend daste­
hen. Die als so hoch gelungen gepriesene Akte SWlssalr­
Crossalr entpuppt sich bei näherer Betrachtung, Insbeson­
dere Im Beschäftlgungssektor, als wenig rosig. Viele Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer In der Luftfahrtbranche 
haben Grund zur Beunruhigung. Vlele - Sie können das 
auch In der Zeitung wieder lesen - stehen ohne Aussicht auf 
die Erfüllung von Sozlalplänen da. Der gelungene Akt des 
Take-off hat markante Spuren hinterlassen, die nicht so 
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leicht wegzuwischen sind. Die Auswirkungen werden bei der 
Arbeltslosenverslcherung und In den entsprechenden Kan­
tonen und Wohngemeinden der Betroffenen noch spürbar 
werden. 
Die grüne Fraktion setzt sich mit aller Deutlichkeit tor einen 
einheitlichen Beitragssatz von zwei Prozent ein. Meinen An­
trag werde Ich nachher an entsprechender Stelle begrün­
den. Bel Artikel 27, dem Schlüsselartikel dieser Revision, 
setzen wir uns dafOr ein, dass es keine Kürzungen der 
Bezugsdauer bei älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmern gibt Gerade die älteren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sind von den strukturellen Veränderungen oft 
besonders betroffen. Sie brauchen deshalb tor Veränderun­
gen und Umschulungen sowie fOr die Reintegration In den 
Arbeitsprozess länger. 
Ich komme zum Fazit: Wir Grünen widersetzen uns dem Ab­
bau, der In dieser Vorlage vorgeschlagen. wird. Die allge­
meine gesamtwirtschaftliche Lage sehen wir nicht so 
optimistisch wie der Bundesrat. Die Beschlüsse des Stände­
rates sind überhaupt nicht zu akzeptieren, am allerwenlg­
sten die Plafonlerung der Beiträge ab 106 000 Franken 
Einkommen. Ausgerechnet die Gutverdlenenden sollen bei 
einem Einkommen von Ober 100 000 Franken voll von der 
Zahlung der Beiträge an die Arbeitslosenversicherung entla­
stet werden. Das Ist nicht nur stossend, sondern das ist un­
sozial. Es Ist Ausdruck der unglaubwürdigen Politik der 
bOrgerffchen Mehrheit Im Bereich der Sozialversicherungen. 
Wir stimmen den Anträgen Goll und Rennwald zu. 

Donze Walter (E, BE): Die evangelische und unabhängige 
Fraktion hält das vorllegende Geschäft fOr einen gelungenen 
Wurf. Sie ist fOr Eintreten und lehnt den ROckwelsungs• 
antrag der Minderheit Rennwald ab. Dieser scheint uns un­
logisch, denn der Ständerat hat das Geschäft schon 
behandelt, und wir müssen zu den BeschlQssen des Stände­
rates Stellung nehmen. 
Im Grundsatz soll gelten: Wer seine Arbeitsstelle unver­
schuldet verliert, soll nicht von Sozialhilfe abhängig werden, 
sondern durch eine '!_ersicherung, an welche er vorher Prä­
mien geleistet hat, Uberbrückungshllfe erhalten. Die Bel­
träge an diese Versicherung sind hälftig vom Arbeitgeber 
und vom Arbeitnehmer zu leisten. 
Wir widersetzen uns dem Ansinnen von Arbeitgeberseite, 
die Prämie möglichst niedrig zu halten. Wir wollen, dass die 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung dem Stellenlosen 
während einer befristeten Zeit eine Existenz ermögllchen. 
ZUdem soll die Solldarltät zwischen Arbeitnehmern mit ho­
hen und solchen mit niedrigen Salären spielen. Deshalb soll 
die Bemessung des Beitrages nach oben nicht begrenzt 
werden. Prämie und Leistung sollen einander entsprechen. 
Schliessllch soll unserer Ansicht nach auch dem Missbrauch 
ein Riegel geschoben werden; eine leichtfertige Aufgabe der 
Erwerbstätigkeit darf nicht hingenommen werden. Keiner 
soll auf Kosten der anderen die Beine hochlagern. 
Zu den einzelnen Anträgen werden wir uns nach Bedarf 
noch melden. Im Grundsatz hatten wir es mit der Minderheit 
Genner: ein Beitragssatz von 2 Prozent. Wir bekämpfen den 
Antrag der Minderheit Baader Caspar, wir wollen keine Be­
grenzung fOr höhere Einkommen, und wir liegen bei Artikel 9 
auf der Linie kinderfreundliche Rahmenbedingungen. ZU 
den weiteren Anträgen werden wir uns nach Bedarf melden. 
Das Postulat 01.3636 der Minderheit der WAK fOr einen Mln­
dest-Taggeldbezug wird von uns unterstützt, ebenso das Po­
stulat 01.3643 der WAK für eine Erwerbsersatzordnung Im 
Krankheitsfall. 

Schneider Johann N. (R, BE): Die FDP-Fraktion wlll eine 
Gesetzesrevision, allerdings nicht um jeden Preis. 
Wir treten auf die Vorlage ein. Die Revision Ist nötig. Sie Ist 
In den Neunzlgerjahren auf den Zeitpunkt In Aussicht gestellt 
worden, zu dem die Wirtschaftslage wieder besser und da­
mit die Arbeitslosigkeit geringer sei. Dies Ist seit einigen Mo­
naten der Fall. 
Die zwingend nötige Korrektur kommt spät Wir diskutieren 
sie sogar zu einem Zeitpunkt, In dem die Unsicherheit wie-
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der steigt. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Revision trägt 
dieser Unsicherheit offenbar Rechnung, denn der Bundesrat 
will nicht bis dorthin zurückkorrlgieren, als das Instrument 
vor der Rezession der NeunzJgerjahre noch genOgte und der 
Bundesrat versprach, dereinst etwas tun zu wollen. Die Vor­
aussetzungen sind heute erfüllt oder zumindest noch erfüllt 
Die FDP-Fraktion ist sich der momentanen Konjunkturunsi­
cherheit bewusst. Wir beurteilen aber vor allem die makro­
ökonomischen Parameter und ziehen die einschlägigen 
Prognosen heran. Sie zeigen: Nach einem kOrzer dauern­
den und weniger einschneidenden Rückgang dürfte sich das 
Wirtschaftswachstum In der zweiten Hälfte des nächsten 
Jahres wieder einstellen. Wenn ich diese Einschätzung als 
Repräsentant der Maschinen-, Elektro- und Metalllndustrle 
mittrage, so vor allem deshalb, weil unsere Armen mit 
grösster Energie versuchen, die länger dauernde Baisse Im 
wichtigsten Exportmarkt Deutschland durch Öffnungen In 
fernöstlichen und östlichen Märkten zu kompensieren. Ne­
benbei bemerkt: Wir kämpfen tor die Absicherung des priva­
ten Delkredere In diesen Ost- und Fernostmärkten einzig mit 
der Zielsetzung, Geschäfte aus der Schweiz heraus und zur 
Sicherstellung schweizerischer Arbeitsplätze realisieren zu 
können. 
Die dritte Revision des Avlg behandalt vor allem zwei Haupt­
punkte: Es geht um die Anpassung der Finanzierung einer• 
selts, und es geht um die Entschädigung andererseits. Die 
Notmassnahmen werden aufgehoben, die Artikel 4 und 4a 
gestrichen. Konsequent ist, wenn der Beitragssatz von 
2 Prozent nur bis zur Höhe des Höchstbetrages des versl• 
cherten Verdienstes der obllgatorlschen Unfallversicherung 
erhoben wird. Die Deplafonlerung - vor allem eine Mlttel­
standssteuer, auch eine Relchtumssteuer - gehört abge­
schafft 
Im Übrigen finden wir den Einbezug der Kantone In die Aus­
gestaltung und Finanzierung der Regionalen Arbeltsvermltt­
lungszentren und der arbeltsmarktllchen Massnahmen 
richtig. Je näher am Markt operiert wird, desto schneller und 
richtiger kann auf die Angebotsveränderung des Arbeits­
marktes reagiert werden. 
Die FDP-Fraktion will, dass die Arbeitslosen möglichst rasch 
In den Arbeitsprozess zurückkehren. Dabei gilt Je kürzer die 
Arbeltsloslgkeltsperlode eines Einzelnen, desto geringer ist 
die Unsicherheit beim anvisierten neuen Arbeitgeber, und 
folglich ist auch die Chance grösser, In den Arbeitsprozess 
zurückzufinden. Weiter gilt Je näher das Ende der Bezugs­
dauer rückt, desto engagierter und wllllger wird Arbeit ge­
sucht bzw. vermlttelt. Wir wollen also nicht nur die Baltrags­
dauer erhöhen, sondern auch die Bezugsdauern altersab­
hängig, d. h. abhängig von den Chancen auf dem Arbeits­
markt, verkürzen. Wir sind überzeugt, dass dies vor allem Im 
Interesse der betroffenen Arbeitslosen, aber auch der Pa­
trons und letztlich des Staates sein muss. 
In diesem Sinne tritt die FDP-Fraktion auf die Vorlage ein. 
Auch wir behalten uns allerdings vor, die Revision abzuleh­
nen, sollte sich ein Leistungsausbau einstellen. Wir erwarten 
auch, dass Wort gehalten wird. Wort halten helsst, dass die 
Deplafonlerung wieder aufgehoben werden muss. 

BOhrer Gerold (R, SH): FOr die Freisinnigen ist die finanzi­
elle Sicherung der Arbeitslosenversicherung ein zentrales 
Postulat, vor allem auch deswegen, weil wir natürlich über­
zeugt sind, dass In unserer marktwirtschaftlichen Ordnung 
Strukturanpassungen nur dann unter stabllen Bedingungen 
vorgenommen werden können, wenn diese soziale Absiche­
rung gewährleistet Ist Nebst diesem sozialen Aspekt Ist tor 
die FDP aber auch Wlehtlg, dass dieses Versicherungswerk 
so ausgestaltet Ist, dass es erstens den volkswirtschaftli­
chen Wachstumszielen nicht zuwiderläuft und dass es zwei­
tens natorllch auch flnanzpolltlsch In Bezug auf die 
Belastung der Wirtschaftssubjekte bezahlbar sein muss. 
Aufgrund dieser Leitplanken und auch aufgrund von Leis­
tungsvergleichen Innerhalb der OECD kommen wir zum 
Schluss, dass die vorliegende Revision In die richtige Rich­
tung geht, und empfehlen Ihnen daher Eintreten. 
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Wir tun dies nicht mit einer Blauäuglgkeit In dem Sinn, dass 
wir meinen, wir würden In Zukunft von wirtschaftlichen Rück­
schlägen verschont werden. Sie alle wissen, dass gerade 
unser Land auch vor weltwlrtschaftllchen Krisen nicht abso­
lut gefeit Ist Dafilr haben wir - Ich werde darauf zurückkom­
men - aber Massnahmen vorgesehen. 
Wir sind Jedoch auch der Meinung, dass diese Revision auf 
der Seite der Leistungen und auf der Seite der Finanzierung 
nicht zusätzlich noch durch BeschlOsse Im Rat belastet wer­
den darf. SOiite dies geschehen, dann könnten wir dieser 
Revision nicht mehr zustimmen. 
Einige Bemerkungen zur Seite der Finanzierung und zur 
Seite der Leistungen: Wir stimmen In Artlkel 3 bezüglich De­
plafonlerung mit der Minderheit Baader Caspar. Wir lehnen 
eine weiter gehende Depla1onlerung auch nur auf 1 Lohn­
prozent aus folgenden Gründen ab: 
Ich persönlich habe Im Zusammenhang mit dem stablllsle­
rungsprogramm 1998 filr Krisensituationen einer Weiterfüh­
rung des dritten Lohnprozentes und der Deplafonlerung das 
Wort geredet. 
Wir haben aber dazumal klar versprochen, dass diese De­
pla1onlerung und das dritte Lohnprozent für ausserordentll­
che Lagen vorbehalten bleiben. Das helsst, wenn sich die 
Lage normalisiert hat und die Schulden abgebaut sind, wol­
len wir erstens auf 2 Prozent zurück und uns zweitens die 
Deplafonlerung filr Krisen vorbehalten. Wir pflegen In der 
Politik Wort zu halten. Wall wir das versprochen haben, stim­
men wir In Artlkel 3 mit der Minderheit 
Ich betone noch einmal, filr uns Ist klar: SOiite In der Wirt­
schaftssituation eine neue Anspannung zutage treten, dann 
sind wir bereit, Ober die Deplafonlerung zu sprechen - aber 
nicht In einer Normalsituation. Es Ist auch lnternatlonal nicht 
üblich, Ober die Verslcherungsmaxlmalgrenze hinaus wei­
tere Progresslonselemente hineinzubringen. 
In Bezug auf den Mechanismus In Artikel 90 sind wir der 
Auffassung, dass Innert Jahresfrist eine Reduktion der Lohn­
prozente erfolgen muss, wenn das Eigenkapital Im Aus­
gleichsfonds 2,5 Lohnprozente übersteigt Wir sind nicht der 
Auffassung, dass hier weitere Reservenbildungen zugelas­
sen werden sollten. Wenn wir dies zulassen, dann fördern 
wir höchstens die Anspruchsmentalität nach neuen Leistun­
gen. Das Ist nicht unser Ziel. 
Zur Leistungsseite: Wir schllessen uns einer Reduktion der 
Bezugstage an. Wir stimmen mit der Minderheit Schneider. 
Falls diese hier nicht zur Mehrheit wird, dann wollen wir aber 
unter allen Umständen, dass die Lösung von Bundesrat und 
Mehrheit durchkommt und keine weitere Aufstockung Platz 
greift 
Zum Schluss noch an die Adresse von Frau Goll und Frau 
Genner: Sie haben uns auf die GlaubWOrdlgkelt ange­
sprochen und meinen nach wie vor, dass eine Politik des 
attraktiven Steuerumfelds mit einer sozlalverträgllchen Poli­
tik nicht kongruent sei. Wir wollen Ja, dass die Arbeltsloslg­
kelt tief bleibt. Wir wollen, dass das «Beschäftigungswunder 
Schweiz» auch In Zukunft erhalten bleibt. Frau Genner, des­
wegen Ist unsere Steuerpolltlk, welche ein attraktives, Lels-

F • tung und lnvestltlonen förderndes Umfeld schaffen wlll, letzt­
lich sehr wohl eine sozlale Politik. Wenn Sie meinen, Sie 
müssten die steuersplrale und die Lohnprozente hochhal­
ten, dann vernichten Sie Arbeitsplätze. Das zeigen die Bel­
splele. Aber Sie können uns nicht von einer steuerpolltlk 
überzeugen, die Beschäftigung zerstört. 

Rechstelner Paul (S, SG): Die Arbeltslosenverslcherung Ist 
ein elementarer, ein unverzichtbarer Tell des Sozialstaates 
Schweiz. stellen Sie sich einmal kurz vor, was In der 
Schweiz passiert wäre, wenn wir während der Krise der 
Neunzlgerjahre keine funktionierende Arbeltslosenverslche­
rung gehabt hätten! Die sozialen, die psychischen Folgen, 
die flnanzlellen Einbussen waren filr die Betroffenen auch so 
noch gewaltig. Aber um wie viel schlimmer wären sie ror die 
Betroffenen und Ihre Familien gewesen, wenn die Arbeits­
losenversicherung nicht funktioniert hätte? Die wlrtscha1-
tllchen, die sozialen, auch die gesellschaftlichen Verhee­
rungen In diesem Land waren schwer vorstellbar. 

Die Revlslonsvorlage, die wir Jetzt behandeln, muss sich -
genau wie das gegenwärtige Gesetz, das nicht so schlecht 
funktioniert hat - an diesem sozialen Schutzzweck messen 
lassen. Die Revision von 1995 - darauf muss noch einge­
gangen werden - hat zwar eine gewisse Ausdehnung der 
Entschädigungsdauer auf 520 Tage gebracht, sodass wir 
diesbezüglich - das Ist einzuräumen - Inzwischen Im oberen 
europäischen Mittelfeld Hegen. Gleichzeitig Ist aber unser 
System eines der restriktivsten Oberhaupt, wenn wir es an 
den Sanktionen und am Zwang der Erwerbslosen messen, 
eine neue stelle anzutreten und an arbeltsmarktllchen 
Messnahmen teilnehmen zu müssen. Bel uns genügt es filr 
den Bezug von Taggeldern nicht, dass man filr die Arbeltslo­
senverslcherung während seines ganzen Erwerbslebens 
Prämien bezahlt hat. Man muss bei uns fQr den Bezug von 
Leistungen eine ganze Reihe von weiteren Pflichten erfüllen, 
die dem Versicherungsprinzip «Prllmlenzahlung als Gegen­
stück des Leistungsbezugs Im Versicherungsfall» widerspre­
chen. Vergessen wir auch nicht, dass mit der Revision von 
1995-auch das war eine einschneidende Messnahme - die 
Mögllchkelt abgeschafft wurde, durch die Teilnahme an Be­
schäftigungsprogrammen wiederum neue Leistungsansprü­
che zu begründen. 
Die «Suppe», die uns nun der ständerat als Erstrat mit die­
ser Vorlage serviert, Ist vollkommen Inakzeptabel und unge­
nlessbar. Einerseits prlvlleglert der ständerat die hohen 
Einkommen, Indem sie von der Beitragspflicht nun auch 
noch befreit werden sollen; er privilegiert also ausgerechnet 
diejenigen, die In den letzten Jahren überaus stark, zum Tell 
schamlos, profitiert haben. Andererseits wird die Bezugs­
dauer der Arbeitslosen, zusätzlich zu einer Verdoppelung 
der Mindestbeitragsdauer, auf 400 Tage verkürzt. Das sind 
alles massive Verschlechterungen filr die von Langzeltar­
beltsloslgkelt Betroffenen. Eine solche Provokation müsste 
mit dem Referendum zu Fall gebracht werden. Wir sind 
überzeugt, dass das Stimmvolk die mit neuen Geschenken 
an die höchsten Einkommen - die mit neuen Geschenken 
fQr die Managerlöhne Ja sonst schon belohnt werden - ver­
bundene Bestrafung der Langzeitarbeitslosen nicht schlu­
cken würde. 
Die Kommissionsmehrheit hat sich bemüht - das Ist einzu­
räumen -, In den zentralen Punkten ein Paket zu schnüren, 
das gewisse Aussichten hat, nicht von vornherein zu schei­
tern. Kernelemente sind auf der einen Seite die Öffnungs­
klausel bei der Bezugsdauer für ältere Arbeitslose sowie ror 
die von der Arbeltsloslgkelt stark betroffenen Kantone - das 
betrifft Artikel 27 und 59 des Gesetzes. Auf der anderen 
Seite gibt es als Minimum der solidarischen Mitfinanzierung 
den bundesrlltllchen Kompromissvorschlag bei der Deplafo­
nlerung der Beiträge. Wir anerkennen, dass der Revlslons­
entwurf In einer Reihe von Detal!punkten begrüssenswerte 
Verbesserungen bringt. Der neue Finanzierungsmodus mit 
der BIidung eines Fonds, der auf eine Arbeitslosenzahl von 
100 000 Peraonen ausgelegt Ist, Ist ein begrüssenswerter 
Fortschritt Im Vergleich zu den Verzerrungen beim bisheri­
gen System, In dem die Beiträge ausgerechnet In der kriti­
schen Zelt einer Krise erhöht werden müssen. 
Wir begrüssen die Mitfinanzierung der arbeltsmarktllchen 
Messnahmen durch die öffentliche Hand, auch wenn sie uns 
noch zu wenig weit geht Diese arbeltsmarktllchen Messnah­
men sind Ja eine Aufgabe der öffentlichen Hand und keine 
Aufgabe der Versicherung, die mit Beiträgen der Arbeitneh­
mer und Arbeitgeber bezahlt werden muss. Aber all diese 
Fortschritte In den Details werden sich nur reallsleren las­
sen, wenn die wesentlichen Elemente bei den Beiträgen und 
bei der Entschädigungsdauer gewahrt bleiben. Dazu gehört, 
wenigstens rar besonders betroffene Gruppen, auch eine 
gewisse Öffnung bei der Verlängerung der Beitragsdauer. 
Die Arbeitslosenversicherung muss eine leistungsfähige So­
zlalverslcherung bleiben. Sie wird es aber nur bleiben, wenn 
die zentralen Eckwerte In diesem Sinne gewahrt sind. 
Die Arbeitslosenzahlen der letzten beiden Monate haben ge­
zeigt, wie labil die wirtschaftliche Lage Inzwischen wieder Ist 
Die Zahl der Arbeltslosen Ist In nur einem Monat um 1 o 000 
gestiegen, das ergibt plus 14 Prozent. 
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Und dabei sind die K0ndlgungsfrlsten fOr die vielen K0ndi­
gungen, die In den letzten beiden Monaten ausgesprochen 
worden sind, noch nicht ausgelaufen. Es kann also noch 
dramatischer kommen, dies trotz der Eingriffe des Staates 
Im Fall Swlssalr. Besorgnis erregend Ist, wie Immer wieder 
viele ältere, langjährige Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer entlassen werden. Zu den Älteren gehören die meisten 
bereits ab tonfzlg Jahren. Oft werden die Betroffenen nach 
Jahrzehntelanger, engagierter Tätigkeit aus Ihrer Stellung 
gerissen. Sie erleben einen massiven flnanzlellen und sozia­
len Abstieg; sie haben die grösste M0he, wieder etwas zu 
finden. Es helsst dann wie ein Hohn: 0berquallflzlert. Dies 
geschieht, obwohl es fast aussichtslos Ist, eine Stelle zu 
finden. Diese Menschen und Ihre Famlllen brauchen eine 
funktionierende Arbeitslosenversicherung, gerade bei Lang­
zeitarbeitslosigkeit. Sie warden eine funktionierende vorzei­
tige Pensionierung brauchen, aber das Ist ein anderes 
Kapitel, eines der 11. AHV-Revlslon. 
Im Namen der SP-Fraktlon und tor die Gewerkschaften 
muss Ich Sie auffordern, die Arbeitslosenversicherung als 
das zu erhalten, was sie Ist: eine Versicherung gegen das 
Risiko Arbeitslosigkeit. Das Risiko mag statistisch gesehen 
eher gering sein, aber wenn man davon betroffen Ist - und 
es Ist nicht Immer vorhersehbar-, dann sind die Folgen äus­
serst gravierend. Das Ist der Sinn einer Versicherung, und 
dafür lohnen sich auch die Beiträge. Diese Revision darf 
keine unsoziale SparObung auf dem Buckel der Langzeitar­
beitslosen werden. Sonst werden wir sie mit allen uns zur 
Vertagung stehenden Mitteln bekämpfen m0ssen. Sie tra­
gen mit Ihren Beschl0ssen eine grosse Verantwortung, nicht 
nur tar das Gelingen dieses Revlslonspaketes, sondern 
auch tor eine Sozialversicherung, die diesen Namen ver­
dient 

Maltre Jean-Phlllppe (C, GE): Dans les grandes llgnes, le 
groupe democrate-chretien est en faveur de 1a revlslon de la 
lol sur l'assurance-chömage, teile que presentee par le Con­
seil federal dans le cadre de cette trolsl~me revlsion. L'.ob­
Jectlf essential est en effet d'assurer un flnancement 
suffisamment stable du dlsposltlf. La stabillte de ce flnance­
ment est necessalre, parce qu'II s'aglt d'evlter autant que 
posslble de repeter un certaln nombre d'erreurs du passe. 
On a asslste, en effet, au cours de ces dernl~res annees, a 
une veritable partle de yoyo quant au taux de cotlsatlon et 
cela, alors mAme que c'etalt pour partle necessalre, a provo­
que des effets evldemment lndeslrables. La loglque adoptee 
Jusqu'lcl etalt que quand la sltuatlon economlque allalt blen 
on balssalt les cotlsations et quand la sltuation economique 
allalt mal on les augmentalt. II sufflt de se souvenlr qu'en 
1995, en sltuatlon extrAmement dlfficlle, on a falt passer le 
taux de cotlsatlon de base de 2 a 3 pour cent, on a lntrodult 
une cotlsatlon supplementalre de solldarlte de 1 pour cent et 
puls, en 1999, on a falt passer cette cotlsation supplemen­
talre de solidarlte de 1 a 2 pour cent. 
Certes, a l'epoque, c'etalt Indispensable pour assurer le fi­
nancement adequat a l'ensemble de ce dlsposltlf. Du polnt 
de vue de la polltfque economlque, c'etait evldemment taux, 
parce qu'en perlode de dlfficultes economlques maJeures on 
devralt en reallte au contralre pouvolr dimlnuer les cotlsa­
tlons, a tout le molns evlter de les augmenter. Cette revision 
de la lol aglt sur plusleurs fronts. 
II y a tout d'abord le taux de cotlsatlon de base, que l'on re­
dult de 3 a 2 pour cent, et le taux de cotlsatlon de solldarlte 
que l'on redult de 2 a 1 pour cent. 
On aglt egalement sur la duree de la perlode de cotlsatlon, 
sur la perlode de cotlsatlon necessalre pour avolr drolt aux 
prestatlons qul passe de 6 a 12 mols. lnd6pendamment du 
falt que cette modlflcatlon est justlflee pour les motlfs d'as­
slse flnancl~re qua Je vlens d'6voquer, eile est egalement 
Justlflee, compte tenu de l'lntroductlon de la llbre clrculatlon 
des personnes. 
En trolsl~me Heu, on aglt sur la duree des prestatlons qui 
passe de 520 a 400 Jours. 
Le tout ne dolt pas occulter un autre polnt dont on ne parle 
pas dans cette revlslon qul est le taux de couverture offert 
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par la lol sur l'assurance-chömage. II ne taut pas oubller que, 
sl, d'un c0te, on augmente la perlode de cotlsatlon neces­
salre pour avoir drolt aux prestatlons, et sl, d'un autre cOte, 
on redult la duree d'lndemnisatlon de 520 a 400 Jours, slmul­
tanement on ne touche pas au taux de couverture qul est de 
80 pour cent et de 70 pour cent respectlvement et qul, en 
comparaison Internationale, est l'un des plus eleves qu'on 
pulsse connaitre. On a donc un edlflce qul est, sur ce polnt, 
parfaltement equillbre. 
On a blen vu dans le cadre des dlscusslons en commls­
slon - et c;:a se conflrme encore auJourd'hul - qu'on a affalre 
a trols fronts assez dlstlncts. 
On a, d'un cOte, le groupe de l'Unlon democratlque du cen­
tre et une partle du groupe radlcal-democratlque qul sont 
pour une reduction plus massive encore du taux de cotlsa­
tlon et des prestatlons. Je pense que cette posltlon va au­
dela de l'objectlf recherche, qul est d'assurer la stablllte du 
flnancement En reallte, on veut durclr la lol et c;:a merlteralt 
un debat beaucoup plus approfondl plut0t que de lancer ce 
type d'lnltiative comme c;:a malntenant, un peu a la sauvette. 
On a d'un autre cöte, et a l'autre extrAme, le groupe socla­
llste qul veut en rester au statu quo alors qu'en commlsslon 

• nous avons pu trouver 'tB et la un certain nombre de solu­
tions medianes qul nous semblalent Atre valablement nego­
clees. AuJourd'hul, nous sommes un peu surprls de cette 
volonte d'en rester a un statu quo assez conservateur, d'en 
rester a cette attltude flgee: on ne touche rlen et on ferme 
les yeux sur les probl~mes exlstants. Cela est evldemment 
regrettable. 
Le groupe democrate-chretlen se dlstancle de ces deux attl­
tudes et reJoint la llgne fixee par le Conseil federal, parce 
qu'elle nous parait efflcace sur le plan soclal et qu'elle nous 
parait apporter les rem~es necessalres a l'etabllssement 
d'un flnancement sufflsamment stable du dlsposltlf. 
Bien s0r, on l'a deJa vu malntenant et on le reverra encore 
dans l'examen de detall, le debat essential va porter en par­
ticuller sur la cotlsatlon de solldarlte. On peut deJa en tou­
cher deux mots. II ne taut pas oubller que la cotlsatlon de 
solldarlte, d'abord, dlmlnue de 2 a 1 pour cent, ce qul repre­
sente 135 mllllons de francs qul sont redonnes, en quelque 
sorte, aux tranches de revenus qul sont concern6es. II ne 
taut pas oubller non plus que la cotlsatlon de base passe de 
3 a 2 pour cent, ce qul perrnet en gros de restltuer 2 mllllards 
de francs a l'economle, 1 mllllard dans le cadre des cotlsa­
tlons d'employe - c'est donc 1 mllllard disponible pour la 
consommatlon - et 1 mllllard qul raste dans les calsses des 
entreprlses, et c'est evldemment une bonne chose. Dans ce 
contexte-la, le maintlen d'une cotlsatlon de solldarlte redulte 
a 1 pour cent est un effort - un effort de type un peu transac­
tlonnel, c'est vral - qu'on peut largement demander. 
D'autre part, l'autre volet en dlscusslon est celul de la reduc­
tlon de 520 a 400 Jours. II taut admettre que cette reductlon, 
compte tenu de la sltuatlon actuelle, s'lmpose sans grande 
dlscusslon. En reallte, II est ralsonnable d'abalsser auJour­
d'hul le nombre de Jours lndemnlses a 400 Jours. La encore, 
en comparalson internationale, on se sltue plut0t dans la 
moyenne des pays les plus genereux sur ce polnt. II ne pa­
rait pas Judlcleux de malntenlr le statu quo. 
Reste la question d'un rallongement de 120 Jours dans cer­
talnes reglons tr~ touchees. La dlscusslon sera evldem­
ment beaucoup plus vive. Notre groupe, sur ce polnt, est 
tout a falt partage sur la necesslte de malntenlr une clause 
ou une soupape de securlte pour permettre au Conseil fede­
ral d'attrlbuer 120 Jours de plus en cas de dlfficultes econo­
mlques conslderables dans teile ou teile reglon. Nous 
aurons l'occaslon d'en redlscuter dans le cadre de rexamen 
de detall. 
Pour ces ralsons, le groupe democrate-chretlen conflrrne lcl 
qu'II est pour ce paquet dans la llgne du Conseil federal et, 
par consequent, qu'll entrera en matl~re et reJettera la pro­
posltfon de renvol. 

Meler-SChatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: Perrnet­
tez, apr~s ce debat d'entree en matl~re, que Je rappelle slm-
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plement qu"un refus d'entrer en mattere comme le propose 
la mlnorlte Goll a pour consequence que le taux de cotl­
satlon sera porte, en vertu des dlsposltlons actuelles, dlts 
2004 a 2 pour cent sur la tranche de salalre deplafonn~. 
Sans revlslon de 1a LACI, c'est-a-dlre sl nous refusons d'en­
trer en matlere, nous acceptons le falt qu'une leQ41,re remon­
tee du chOmage - a laquelle nous asslstons d'allleurs 
presentement - provoqueralt d' enormes deflclts. Actuelle­
ment, avec un taux de chömage de 2. 1 pour cent et quelque 
n ooo chOmeurs, nous ne pourrfons couvrlr deja aujour­
d'hul les depenses actuelles. Or, les evenements des der­
nlers mols, tout comme ceux de la demlere dbnnle, mon­
trent qu'une balsse du taux de chOmage est peu realiste et 
qu'un renversement de la conjoncture peut se produlre a 
tout Instant. 
SI vous refusez d'entrer en matlere, nous serons trlts raplde­
ment confrontes a de nouveaux deflclts, lesquels devront 
une nouvelle fols Atre assumes par la collectlvlte publlque. 
Sans les dlsposltlons p~ et partant d'un·taux de chO­
mage annuel moyen de 100 000 personnes, les experts estl­
ment que le deflclt annuel seralt deja de !'ordre de 954 mll­
llons de francs. A rheure actuelle, sachant que le taux de 
cotlsatlon tomberalt a 2 pour cent dlts Janvter 2004, II est 
donc Irresponsable de refuser l'en~ en matlere. 
Je rappelleral slmplement a Mme Goll et a M. Rennwald que 
la presldente de leur partl - Mme Polla l'a deJa dlt - a tenu 
des propos trlts clalrs et trlts slgnlffcatlfs au Consell des 
Etats. Elle a dlt «appuyer completement et avec convlctlon 
le projet presente par le Conseß federal, lequel a blen cholsl 
en dlsant qu'II fallalt, d'un cOte, redulre la duree maximale 
d'lndemnlsatlon et, d'autre part, augmenter la dur~ mini­
male de cotlsatlon, afln de garantlr un equlllbre flnancler tout 
en malntenant le taux de cotlsatlon de 1 pour cent sur 1a part 
de salalre deplafon•... Ce sont les propos de la presl­
dente de votre partl, et f espere que vous serez a mAme de 
suivre sa posltlon lcl, dans cette salle. 
La proposltlon de renvol, avec pour obllgatlon de prendre en 
compte les dlfferents elements defendus par la minortte 
Rennwald, repousseralt, eile aussl, conslderablement l'en­
tree en vlgueur d"une LACI rev~. Or, ,:ious devons tout en­
treprendre pour evlter les fluctuatlons passees avec leur 
cortege de deflclts. 
t:analyse actuallsee de 1a sltUatlon economlque nous a ete 
presentee en commlsslon par le chef du Departement fede­
ral de l'anomle publlque. II a repete que le scenario ser­
vant de base a cette revlslon demeuralt realiste et qu'II n'y 
avalt pas actuellement n6cesslte de le rernettre en questlon. 
Quant au refus d'entrer en matlere afln de mettre en relatlon 
le mode de flnancement retenu par la majorlte et les effets 
du paquet flscal, en partlculler par rapport aux allegements 
flscaux consentls aux personnes soumlses a l'lmpOt federal 
dlrect, je perslste a crolre qu'II ne s'aglt la que d'une strate­
gle polltlque pour rappeler a certalns les declslons prlses 
iors de la sesslon d'automne, declslons qul n'ont pas trouve 
raval des milleux qul, aujourd'hul, sont prAts a remettre en 
desequillbre une assurance qu'lls entendent pourtant de­
fendre. 
Je vous propose donc, au nom de la majorlte de la commls­
slon, de rejeter les proposltlons de mlnorlte Goll et Renn­
wald et d'entrer en mattere. Notre obJectlf est clalr: pre­
mlerement, permettre une relnsertlon rapide de toutes les 
personnes touchees par Je chOmage; deuxlemement, sous­
tralre le flnancement aux aleas de la conjoncture; et trolsie­
mement, reconslderer les prestatlons en ralson des per­
formances des ORP. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Quelques mots tout 
d'abord sur l'evolutlon du chOmage. A 1a fln novembre de 
cette annee, nous avlons n 000 personnes lnscrltes auprlts 
des ORP. Cela representalt un taux de chOmage de 2. 1 pour 
cent Au mois de-mars 2001, nous avions prevu que nous 
aurlons en moyenne 1,8 pour cent de chOmage sur l'annee 
en cours. Nous ne pensons pas que ces chlffres dolvent Atre 
revlses; lls sont plutOt tendanclellement plus hauts que cela, 

mals ce n'est pas sar que CjB fasse le diXleme de pour cent 
qui entraTneralt une augmentatlon du chOmage moyen de 
1,8 a 1,9 pour cent. 
Par contre, II est vral que l'evolutfon du chOmage en dbrn­
bre est negative. II y a les effets salsonnlers; II y a aussl les 
effets conjoncturels et le cas SWlssalr, mals qul n'entre pas 
pour beaucoup dans cette evolutlon. C'est essentlellement 
la conjoncture qul falt que, probablement, on attelndra 
85 000 personnes au chOmage d'lcl a la fln de l'ann~. Pro­
bablement, le taux de chOmage en dbrnbre sera-t-11 de 
l'ordre de 2,4 pour cent. volre mAme peut-Atre de 2,5 pour 
cent contre 2, 1 pour cent en novembre. 
Pour 2002, le taux de chOmage sera en moyenne plus eleve 
que cette annee. On peut estlmer le taux moyen a 2,2 ou 
2,3 pour cent, ce qul slgnlfle qu"on rlsque, en tout cas au 
prlntemps, de depasser 2,5 pour cent en valeur mensuelle et 
attelndre peut-Atre mAme prlts de 3 pour cent. J'espere que 
CjB ne sera pas le cas, mals on ne peut pas ecarter cette 
posslblllte. 
On constate que l'evolutfon du chömage est trlts rapide lors­
que la conjoncture est negative mals que, en contrepartle, la 
dlmlnutlon du chOmage est aussi rapide lorsque la conJonc­
ture s'amellore. II y a deux concluslons a tlrer: 1a premlere, 
c'est que nous avons un marche du travall flexible, qul reaglt 
trlts rapldement aux Impulsions conjoncturelles et, en sens 
Inverse, le systeme d'assurance-chOmage est, lul aussl, 
souple et repond bien aux besolns de l'anomle.11 n'a pas 
d'effets negatlfs, notamment II ne provoque pas la prolonga­
tlon du chOmage par lul-mAme. C'est un systeme qul favo­
rlse la relntegratlon dans le monde du travall, dlts que la 
conjoncture ie permet. 
Deux slgnes conflrment cette lmpresslon. Premiere consta­
tatlon, le chOmage de longue duree a beaucoup dlmlnue au 
cours de ces demleres annees. II est actuellement de l'ordre 
de 16 pour cent II etalt beaucoup plus eleve II y a deux a 
trols ans. A mon avls, cela est quelque chose de trlts lmpor­
tant, cela slgnlfle que la proportlon des gens qul entrent au 
chOmage pour une trlts longue perlode est en balsse. L:effl­
caclte des ORP est ainsl demontree. La duree moyenne du 
chOrnage a fortement dlmlnue: c'est la deuxleme constata­
tlon. Beaucoup de personnes entrent au chömage, mals 
beaucoup de personnes en sortent. La rOle des ORP est de­
clsif et Je crols qu'a travers les modlflcatlons de la lol que 
nous vous proposons, ce rOle est renforce. 
Quels sont les objectlfs du present proJet? Le premler objec­
tlf, c'est d'assurer un flnancement qul realste aux fluctua• 
tlons conjoncturelles et qul n'a pas d'effet macroeconomlque 
negatlf. Je voudrals dlre a M. Bohrer, qul a souhalte que ron 
en revtenne au flnancement d'avant la perlode de crlse - et 
qui par allleurs accepte qu'en perlode de crlse on augmente 
les cotlsatlons de chOmage -, que du polnt de vue economl­
que, ce n'est pas juste. C'est Justement au mornent oi:I les 
affalres ne vont pas blen qu'II faudralt redonner du mou a la 
consommatlon. Avec la solutfon que vous preconlsez, Mon­
sieur Bohrer, c'est exactement le contralre: lorsque la sltUa­
tlon conjoncturelle est negative, on augmente les cotlsa­
tlons, on retlre alnsl un pouvolr d'achat et on redult les 
posslbllltes de reprlse economlque. Nous voulons faire exac­
tement le contralre. Nous voulons la stablllte sur le long 
terme et evlter que l'on alt ces effets negatlfs du polnt de vue 
economlque, en perlode de crlse. Premier objectlf donc: 
assurer le flnancement a long terme, un flnancement qul 
resiste aux fluctuatlons conjoncturelles. 
Le deuxleme objectif, c'est un objectlf qul a ete declare lors-­
que nous avons debattu des accords bllateraux et des me­
sures d'accompagnement. II etalt necessalre, parce que 
nous voulons la llbre clrculatlon des personnes, d'en ttrer un 
certaln nombre de concluslons en matlere d'assurance­
chOmage et, notamment, nous devons prolonger la duree a 
partlr de laquelle on peut obtenlr une lndemnlsatlon de chO­
mage de 6 a 12 mois. 
Ensulte, nous souhaltons adapter 1a duree d'lndemnisatlon 
pour tenir compte de l'amelioratlon qul est lntervenue dans 
1a qualite des prestatlons des ORP en matlere de relnsertlon 
sur le marche du travail. 
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Enfln, c'est un but secondaire, mals II a son lnttll'At nous 
voulons ameliorer diverses questlons d'executlon, la trans­
parence, la coherence et la systematlque de la lol. 
Le premler objectlf, je le redis, et c'est pour mol un objectlf 
aussl lmportant politiquement. c'est cfassurer un flnance­
ment qul reslste aux fluctuatlons conJoncturelles. Le but. 
c'est que l'on pulsse malntenlr la cotlsatlon ordlnalre de 
2 pour cent et une partlclpation fixe de 1a Confederatlon et 
des cantons, de teile sorte que, sur la duree, on pulsse faire 
face a un chOmage moyen de 100 000 personnes sans de­
volr faire appel a l'alde supplementalre de !'Etat 
Le Conseil des Etats a supprime la cotlsation prelevee sur la 
tranche de salalre entre 106 000 francs et 267 000 francs. 
Par rapport au projet du Conseil federal, cette modiflcation 
entrafne une perte de recettes d'envlron 135 mllllons de 
francs par an. C'est une perte qul devralt Atre compensee 
par des modiflcatlons faltes allleurs, qul ne sont pas polltl­
quement possibles. 
Je constate avec satisfactlon que la majorlte de la commfs... 
slon du Conseil national, par 13 volx contre 9, a declde de 
s'en tenlr au projet du Conseil federal et de malntenlr 1 pour 
cent, ce qul est quand mAme un taux redult par rapport a la 
sltuatlon actueUe, de cotlsatlon sur 1a tranche de salalre 
entre 106 000 francs et 267 000 francs. C'est vral que ce 
1 pour cent est une contrlbutlon de solldarlte, que cette con­
trlbutlon ne repond pas aux obllgatlons de la technlque de 
l'assurance, mals je crols que cette contrlbutlon est aussl fa­
vorable aux classes de revenus entre 106 000 trancs et 
267 000 francs, parce que ~ assure la stablllte du sysbllme. 
SI on cree auJourd'hul un systMle qul n'est pas stable, ä 
coup sQr au moment oO la crlse lntervlendra, II y aura des 
confllts entre ceux qul voudront seulement augmenter les 
cotlsatlons et ceux qul voudront seulement dlmlnuer les 
prestatlons de rassurance-chOmage. Et on saJt comment ce 
confllt se termlne, solt par un match nul, solt par la vlctolre 
d'un des deux carnps et une certalne trustratlon. 
Avec le systtlme que nous preconlsons, nous sommes con­
valncus de pouvolr offrlr sur la duree quelque chose de sta­
ble, acceptable soclalement, qul evlte les confllts dans les 
perlodes les plus dlfflclles de la vle economlque et qul evlte 
les confllts d'ordre soclal. 
Deuxleme polnt: l'ajustement de l'lndemnlte de chOmage. La 
perlode minimale de cotlsatlon ouvrant drolt ä l'lndemnlte est 
portee ä 12 mols contre 6 aujourd'hul. C'est une necesslte 
en fonctlon de la llbre clrculatlon des personnes qul lnter­
vtendra ~ l'entree en vlgueur des accords bllateraux. 
La duree maximale d'lndemnlsation est ramenee de 520 ä 
400 Jours. Ceux qui ont combattu cette reductlon ont oublie 
de dlre que Ja duree d'lndemnlsatlon reste lnchangee pour 
ies travallleurs äges de 55 ans et plus. La cornmlsslon pro­
pose en outre de conferer au Conseil federal 1a posslblllte de 
malntenlr la perlode d'lndemnltes Journalleres ä 520 Jours 
dans les cantons ä fort taux de chOmage. 
Le Conseil federal deslre que, sl une teile mesure est prlse, 
eile solt ä charge des cantons, ä raison de 50 pour cent, 
pour evlter que l'on fasse des demandes sans consequen­
ces de la part de certalns cantons. 
Ces deux mesures vont degager des economies de l'ordre 
de 415 mllllons de francs. Elles sont Indispensables pour as­
surer l'equlllbre flnancler du fonds de l'assurance-chOmage 
dans une perspectlve ä moyen terme. Elles sont justlflees 
par les remarques de M. Maltre, ä savolr que notre systeme 
d'assurance-chOmage est genereux en comparalson Inter­
nationale. Elles sont Justlflees aussl par le falt que le servlce 
de placement professlonnallse fouml par les ORP assure un 
placement plus rapide des chOmeurs. 
La trolsleme partle, ce sont les conslderations plus genera­
les qul dolvent Atre evoquees lcl et qul portent sur les polnts 
importants de la presente revlsion. Le premier polnt, c'est 
la prlse en compte des lndemnltes de depart, on y revlendra; 
le deuxleme, le retour ä un seul type d'lndemnltes journa­
lleres; le trolsleme, la dlscussion autour de la notlon de pe­
rlode educatlve; le quatrleme, la prlse en charge du tiers des 
cotlsatlons de l'assurance-acc:ldents non profasslonnels -
c'est une amelloratlon soclale que l'on a intentlonnellement 
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oubllee lorsqu'on combat cette revlslon; le cinquleme, la re­
glementatlon separee de l'lndemnlsation en cas d'lncapaclte 
de travall apres un accouchement; le slxleme, la preventlon 
des abus dans le domalne du galn lntermedialre; et enfln, le 
septleme, la procedure de demande pour les mesures de 
marche du travall. 
Ceux qul refusent d'entrer en mattere pretendent qu'II y a un 
demantelement soclal. Les debats demontreront - J'espere 
blen que l'entree en mattere sera adoptee - qu'II y a des dl­
mlnutlons de prestations, mals qu'elles seront compensees 
par une plus grande efflcaclte de l'autre cOte de l'assurance­
chOmage et des ORP et que, globalement. II n'y a pas de 
demantelement des prestations soclales: II y a reductlon sur 
certains polnts, II y a amelloration allleurs. 
Mals surtout, nous creons un systeme stable, et j'y revlen­
dral souvent, prevlslble pour les partenalres soclaux et qul, tl. 
l'echelle lnternatlonale, esfnon seulement tout ä falt honora­
ble mals mAme tres bon sur le plan soclal. Je ne pense pas 
qu'on pulsse faire beaucoup mleux dans une Europa com­
petitive, dans une Europe oO les systemes soclaux se rap­
prochent Je ne pense pas qu'on pulsse aller beaucoup plus 
loln sans rlsquer un desequlllbre qul seralt dangereux. 
Je vous lnvlte donc ä entrer en matiere et ä dlscuter les 
polnts les plus controverses en sulvant le proJet du Conseil 
federal. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, presldente): Nous 
votons sur la proposltlon de non-entree en mattere de la ml­
norlte Goll. 

Abstimmung - Vote 
Far Eintreten .... 93 Stimmen 
Dagegen .... 55 Stimmen 

La presldente (Maury Pasquler Llllane, presldente): Nous 
votons sur la proposltlon de renvol de la mlnorlte Rennwald. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Minderheit .... 54 Stimmen 
Dagegen .... 94 Stimmen 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est lnterrompu 

Schluss der Sitzung um 12.55 Uhr 
La ssance est levee ä 12 h 55 



2. 't 
01.019 Conseil national 1878 12 decembre 2001 

01.019 

Arbeltslosenverslcherungsgesetz. 
3. Revision 
Lol sur l'assurance-chömage. 
3e revlslon 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 28.02.01 (BBI 2001 2245) 
Message du ConseU federal 28.02.01 (FF 2001 2123) 
Stllndelat/Consefl des Etats 19.06.01 (Erstrat- Premier ConselQ 
StllndelatlConseß des Etats 19.08.01 (Fortsetzung-Suite) 
Natlonalrat/ConseD national 12.12.01 (Zweitrat- Oeuxleme ConselQ 
Natlonalrat/Conseß national 12.12.01 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 12.12.01 (Fortsetzung - Suite) 

Bundesgesetz Ober die obligatorische Arbeltslosenver" 
slcherung und die lnsolvenzentschldlgung 
Lol fedwale sur l'asaurane&eh6mage obllgatolre et l'lnw 
demnlte en cas d•lnsolvablllt6 

Detailberatung - Examen de deta/J 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Elnleltung, Art. 1 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et pr6ambula, eh. l lntroductlon, art. 1 al. 3 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 1a Abs. 2 
Antrag der Kommission 
...• und die rasche und dauerhafte Eingliederung In den Ar­
beitsmarkt fördern. 

Art.1a al. 2 
Proposition de la commlsslon 
.... !'Integration rapide et durable dans le marche du travall. 

Angenommen -Adopte 

Art.3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Genner, Berberat, Fässler, Goll, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 
Der Beitragssatz beträgt 2 Prozent 

Abs.3 
Mehrheit 
ZUstimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Baader Caspar, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, Laubacher, 
Loepfe, Oehrll, Speck, Trlponez, Zupplger) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 4, 5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 3 
Proposition de Ja commlsslon 
Al. 1 
Adherer tl la declslon du Conseil des Etats 

Al.2 
MaJortte 
Adherer tl la declslon du Conseil des Etats 
MJnorlte 
(Genner, Berberat, Fässler, Goll, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 
Le taux de cotlsatlon est de 2 pour cent 

Al. 3 
Ma]ortte 
Adherer au projet du Conseil federal 
MJnorlte 
(Baader Caspar, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, Laubacher, 
Loepfe, Oehrll, Speck, Trlponez, Zuppiger) 
Adherer tl la declslon du Conseil des Etats 

Al. 4, 5 
Adherer tl la declslon du Conseil des Etats 

Gannar Ruth (G, ZH): Dieser Artikel 3 Ist für unsere Frak­
tion ein sehr zentraler Artikel. Es gibt deren zwei In dieser 
ganzen Revision, einen bei den Beiträgen und einen bei der 
Bezugsdauer von Leistungen. 
Arbeitslosigkeit Ist ein gesellschaftliches, volkswlrtschaflll• 
ches Risiko, das kollektiv getragen werden muss. Deshalb 
mOssen aus unserer Sicht alle Ihren Beitrag dazu leisten. 
Der Druck, dass die Beiträge an die Arbeltslosenverslche­
rung reduziert werden mOssen, stammt bereits aus der De­
batte des «runden Tisches», wo vor allem von der Arbeit­
geberseite der Druck aufgebaut worden Ist, die ALV-Belträge 
um 1 Prozent zu reduzieren. Das bedeutet, dass bei der Wirt­
schaft 1 MIiiiarde Franken In der Tasche bleiben. 
Wir meinen, dass die Beiträge an die Arbeltslosenverslche­
rung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit bezahlt werden 
mOssen, und der Lohn Ist die Basis dafür. Deshalb entstand 
dieser Minderheitsantrag von 2 Prozent Arbeltslosenbeltrag 
Ober alles, aufgetellt nach Arbeitgeberseite und Arbeitneh­
merseite. Es Ist nach unserer Auffassung nicht einsehbar, 
warum auf der einen Seite die Putzfrau fQr Ihren ganzen 
Lohn beltragspfllchtlg Ist und sich auf der anderen Seite der 
Manager, der Ober 120 000 Franken verdient. nur einen Tell 
seines Verdienstes für den Beitrag an die Arbeitslosenversi­
cherung anrechnen lassen muss. Erklären Sie einmal Ihrer 
Wählerschaft, warum ausgerechnet diejenigen, die einen 
grossen Lohn beziehen, proportional weniger zahlen mQs.. 
san als diejenigen, die einen kleinen Lohn heben! 
Es Ist ohnehin so, dass die höheren Löhne - und es geht 
hier um die Löhne Ober 106 000 Franken - am Arbeitsmarkt 
andere Bedingungen haben. Sie kennen die verschiedenen 
PrMleglen: die Qberobllgatorlschen Beiträge an die zweite 
Säule belsplelswelse, möglicherweise ein Outplacement, 
wenn man die stelle vertiert, oder schöne Abgangsentschä­
digungen. Die Sozialversicherung Arbeltslosenverslcherung 
muss Ihren Namen verdienen, und zwar mit sozial ausge­
stalteten Beitragssätzen. Das helsst, dass die Beitragssätze 
eben Ober den ganzen Lohn gleich sein sollen und dass sie 
nicht bei etwa 100 000 Franken eine Plafonlerung erfahren 
dürfen. 
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Es ist Oberhaupt so, dass die Arbeitslosenversicherung In er­
heblichem Mass öffentliche Aufgaben übernimmt, Indem sie 
die regionalen Arbeltsvermlttlungszentren und die arbelts­
marktlichen Massnahmen finanziert. Die Kosten für solche 
öffentliche Massnahmen müssen von den Bürgern entspre­
chend der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit mitfinanziert 
werden. Das spricht für eine höhere öffentliche Betelllgung 
an den Kosten des Avlg, aber es spricht Insbesondere für 
die Betelllgung der hohen Einkommen an den Prämien. 
Ich bitte Sie namens der Minderheit, im Sinne einer sozialen 
Ausgestaltung der Arbeltslosenverslcherung auch diesem 
Beitrag zuzustimmen. Mit anderen Worten: 2 Prozent Ober 
alles, und zwar so ausgestaltet, dass alle mit dieser Revision 
eine Reduktion erfahren werden, nämlich die Reduktion, die 
bei den Löhnen bis zu 108 000 Franken anfällt. Nur der Bel­
trag bei den Löhnen Ober 108 000 Franken wird gleich blei­
ben. Es werden also alle von dieser Revision profitieren, 
aber sie muss sozlal ausgestaltet werden. 

Zupplger Bruno (V, 21-1): Die Deplafonlerung bei den bei­
tragspflichtigen Löhnen wurde 1995 Im Sinne einer befriste­
ten Notmessnahme und als ausserordentllcher Solidaritäts­
beitrag des Mittelstandes an den Abbau der Schulden In der 
Arbeltslosenkasse eingeführt. 1999 wäre diese Befristung 
eigentlich abgelaufen. Aber weil da die Schulden noch nicht 
zurückbezahlt oder der Abbau der Schulden noch nicht so 
weit fortgeschritten war, wurde dieser Beitrag im Rahmen 
des Stablllslerungsprogrammes bis spätestens 2003 beibe­
halten und noch erhöht. Ohne Gesetzesänderung, also 
wenn wir das Gesetz so behalten, wie es letzt Ist, wird die 
Erhebung dieser Beiträge Ende 2003 automatisch wieder 
auf die verslcherungsrechtllchen Löhne In der Höhe von 
108 800 Franken gesenkt. Damals, bei der Einführung die­
ser befristeten Notmassnahme, wurde von verschiedener 
Seite, auch vom Bundesrat, versichert, dass nach erfolgter 
Schuldentilgung die Deplafonlerung wieder aufgehoben 
werde. 
In der Vernehmlassung zu dieser Gesetzesrevision haben 
sich zudem alle bilrgerlichen Parteien, also CVP, FDP, die Li­
beralen und die SVP, aber auch die Arbeitgeberverbände 
klar fQr die Abschaffung der Deplafonlerung ausgesprochen. 
Einzig die SP und die Gewerkschaften - das verwundert ei­
gentlich nicht sehr -, welche die Arbeltslosenversicherung 
gegenilber der letzten Revision noch massiv ausbauen wol­
len, forderten die Beibehaltung einer Deplafonlerung mit 
einem Beitragssatz von 2 Prozent. Dies kommt Im Minder­
heitsantrag Genner auch zum Ausdruck. 
Ein Vorhaben, wie es der Bundesrat In Artikel 3 Absatz 3 mit 
einem Beitragssatz von 1 Prozent bis auf das Zwelelnhalbfa­
che des versicherten Verdienstes vorschlägt, aber auch der 
Minderheitsantrag Genner sind abzulehnen, und zwar aus 
folgenden Gründen: 
1. Das Vorgehen verstösst gegen Treu und Glauben, weil 
der Bundesrat und das Parlament damals versprochen ha• 
ben, bei der Deplafonlerung handle es sich um eine befris­
tete Messnahme. Die Arbeitgeber haben dieser befristeten 
Aufhebung der Plafonlerung denn auch zugestimmt. 
2. Die Erhebung von Prämien auf nicht versicherten Löhnen 
Ist ein ordnungs- und verslcherungspolltlsches Unding. 
Wenn Sie hier dem Bundesrat oder der Minderheit Genner 
folgen, besteht die Gefahr, dass auch bei anderen Geset­
zesänderungen, wie beispielsweise bei der Unfallversiche­
rung usw., von diesem Prinzip abgewichen werden könnte. 
Frau Genner, wenn Sie sagen, es sollten alle gleich behan­
delt werden, dann Ist es doch so, dass jemand bei den 
Arbeltslosenbezagen diese 80 Prozent nur auf dem versi­
cherten Lohn erhalten würde, aber die vollen Prämien auf 
dem ganzen Lohn entrichten müsste. Ein solches Abzocken 
beim Mittelstand kann nicht hingenommen werden, weli es 
sich hier auch um eine verkappte Relchtumssteuer und um 
eine UmvertellungsObung handelt. Ich glaube nicht, dass es 
slnnvoll Ist, auf diesem Weg eine Umvertellung anzustreben. 
In Namen der Minderheit Baader Caspar und Im Namen der 
SVP-Fraktlon bitte ich Sie, bei Artikel 3 Absatz 2 dem Bun-
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desrat zu folgen und den Absatz 3 gemäss dem Beschluss 
des Ständerates ersatzlos zu streichen. 

Genner Ruth (G, 21-1): Herr Zuppiger, Ich möchte von Ihnen 
wissen, ob Sie die Arbeltslosenverslcherung als eine Sozlal­
verslcherung anschauen und wenn ja, dann sagen Sie mir 
bitte, was daran sozial ist, wenn Sie diese 2 Prozent nicht 
bezogen auf den ganzen Lohn belassen wollen. 

ZUpplger Bruno (V, ZH): Es Ist eine Versicherung, die von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern getragen wird. Bel Arbelts­
losigkelt werden Beträge ausbezahlt. Aber Ich glaube, dass 
es nicht angeht, dass auf diesem Weg eine Urnvertellung 
stattfindet. Das macht man schon Ober die Steuem. 

GQnter Peul (S, BE): Herr Zupplger, Sie haben Jetzt zwei­
mal gesagt, es sei keine gute Idee, auf diese Welse eine 
Umverteilung vorzunehmen. Ich möchte Sie deshalb noch 
einmal fragen: Helfen Sie dann tatsächlich mit, dass wir Ober 
die Steuem eine Umverteilung vornehmen? 

Zupplger Bruno (V, 21-1): Nein, Ich bin selbstverständlich 
auch nicht dafür, dass bei den Steuern eine Umverteilung 
stattfindet. Aber diese findet beim heutigen Steuersystem 
schon statt. 

Schneider Johann N. (R, BE): Die FDP-Fraktion unterstützt 
die Kommissionsmehrheit. Es geht In Artikel 3 Absatz 2 um 
den Beitragssatz bis zum Höchstbetrag des versicherten 
Verdienstes. Der Minderheitsantrag Genner dehnt die De­
plafonlerung noch aus und Ist eine reine Umvertellungs­
massnahme, anders als bei der AHV, wo die Beitragszahler 
In Jedem Fall wenigstens eine adäquate Rente erhalten. Das 
Ansinnen der Minderheit Genner Ist eine Abkehr vom Versi­
cherungsprinzip. Es handelt sich um eine reine Relchtums­
steuer. Würde der Minderheitsantrag angenommen, so 
würde die Ausnahme der AHV hier Im Avlg zur Regel. Wol­
len Sie das? Denken Sie auch an die Zementierung zusätz­
licher Lohnnebenkosten. 
Der Minderheitsantrag Genner gehört abgelehnt. 
zu Absatz 3: In diesem Absatz geht es um die Deplafonle­
rung. Die FDP-Fraktion will die Deplafonlerung aufheben. 
Wir unterstützen daher die Minderheit Basder Caspar und 
damit den Ständerat. Wir sind damit In Linie mit allen Ver­
nehmlassungen der bürgerlichen Parteien und der Arbeitge­
berverbände. In der ausserordentllchen Lage der Rezession 
der Neunzlgerjahre war man bereit gewesen, die Deplafo­
nlerung elnzufOhren, aber aufgrund der Zusage, sie wieder 
abzuschaffen, wenn die Schulden bezahlt sein würden. Ob­
wohl dies nun der Fall Ist, wlll man sich nicht mehr an die 
Versprechen erinnern. Erneut: Die Mlttelstandssteuer der 
dauerhaften Deplafonlerung kann nicht akzeptiert werden. 
Wir sind der Ansicht, dass Artikel 90c zur Mltteläufnung ge­
nagt, sollte die Arbeltsloslgkelt wieder ansteigen, kurz: Wir 
wollen wieder plafonieren. 
Unterstützen Sie also die Minderheit Baader Caspar und da" 
mit auch den Beschluss des ständerates. 

Maltre Jean-Phlllppe (C, GE): La proposfflon de mlnorlbrl 
Genner voudralt deplafonner totalement le taux de cotlsatlon 
de base. A l'evfdence, cette proposfflon est excesslve. Elle 
auralt mEime une sorte d'effet pervers. SI on la sulvalt, elle 
pourralt donner un semblant de 16gltlmlte il la proposfflon de 
mlnorlt6 Baader Caspar concernant ta contrlbutlon de soll­
darlte. On ne peut vralment pas jouer sur tous les tableaux 
et la proposltlon de mlnorfte Genner dolt Atre rejetee. 
Quant a la proposfflon de mlnorfte Basder Caspar, on l'a 
evoqueE dans le cadre du debat d'entree en matlere; elle 
propose d'abendonner cette · contrlbutlon de solldarlte. Le 
motlf avance souvent est que certalns auralent promls, lors 
des dernieres revlslons, de supprfmer cette contrlbutlon d4lls 
que les clrconstances le permettralent, car une teile contri­
butlon n'auralt rlen ll volr dans un systeme qul est un sys­
teme d'assurance en tant que tel. 
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Je crols qu'II taut dlre a. cela trols choses. Tout d'abord, II ne 
faut pas oubller que la contrlbutlon de solldarlte, c'est alnsl 
qu'on l'appelle, est redulte de 2 a. 1 pour cent dans le projet 
qul est soumls. Cela redonne 1'6qulvalent de 135 mllllons de 
francs aux entreprlses, a. l'economle. Ensulte, II ne taut pas 
oubller non plus que la contrlbutlon de base, on l'a deja. sl­
gnale, est radulte de 3 a. 2 pour cent Cela repr6sente en 
gros environ 2 mllllards de francs redlstrlbu6s a. l'economie. 
La moltle se trouve dans la poche des employ6s et c'est bon 
pour la consommatlon, et l'autre moltle reste dans 1a calsse 
des entreprlses, et c'est evldemment utlle en tant que tel. 
Finalement, tace a. l'argument qul conslste a. dlre qu'une 
contrlbutlon de ce type n'a rlen a. volr dans une loi qul est 
une loi d'assurance, II taut dlre deux choses. D'abord, sl ce 
ralsonnement pourralt Atre juste dans une lol d'assurance 
prlvee oCI les mecanlsmes repondent a. une loglque tout a. 
falt speclflque, lcl, on a a. faire a. un paquet qul ressortlt au 
reglme de l'assurance soclale. Une teile contrlbutlon, par 
son prlnclpe, n'est en tant que telle pas Illegitime. 
D'autre part, sl ce ralsonnement quant au montent en ques­
tion est Juste et qu'on rentre dans un reglme d'assurance 
strlcte, II faudralt peut-Atre se poser la questlon de savolr sl, 
face a. un chOmage qul pourralt remonter malntenant et qul 
est en traln de remonter, on peut balsser le taux de cotlsa­
tlon de base de 3 a. 2 pour cent. Celles et ceux qul cherchent 
a. tout prlx a. decharger l'economie - ce qul est en sol Juste -
devralent blen le faire avec des arguments qul peuvent tenlr. 
En tout cas, l'argument qul est tlre de la loglque en matl&re 
d'assurance et des ressources qul lui sont necessalres pour 
faire tace a ses depenses ne tient pas. 
Ttolsl&mement, II ne taut pas oublier - II taut toujours avolr 
une vlslon d'ensemble dans cette affaire - que sl Ja contrl­
butlon de solldarlte est malntenue - ce falsant avec une 
balsse de 1 pour cent, pulsqu'on 1a malntlendralt a. 1 pour 
cent par rapport a. 2 pour cent precedemment -, cela s'ac­
compagne, d'une part, d'une raductlon des prestatlons -
520 Jours a. 400 Jours - et, d'autre part, d'un allongement de 
slx a. douze mols de la duree de cotlsatlon necessalre pour 
avolr drolt aux prestatlons. Tout bien falt, cela falt un equlli­
bre. 
Cette contrlbutlon de solldarlte, on peut en dlscuter a. perte 
de vue. Mals dans la perceptlon des equlllbres necessalres 
pour pouvolr avancer dans ce pays, eile a manlfestement sa 
place. 
C'est la ralson pour laquelle le groupe democrate-chretien 
vous propose de soutenlr la propositlon de la majorlte. 

Rechstelner Paul (S, SG): Namens der BP-Fraktion emp­
fehle Ich Ihnen, bei Absatz 2 dem Minderheitsantrag Genner 
zuzustimmen, bei Absatz 3 aber jedenfalls dem Antrag der 
Mehrheit. 
Die hier zu treffende Entscheidung Ist die Entscheidung zwi­
schen einer gewöhnlichen Versicherung und einer Sozialver­
sicherung: Eine gewöhnliche Versicherung Ist nach dem 
Prinzip der Beiträge, die frankenmässlg entsprechende Leis­
tungen auslösen, zu finanzieren. Eine Sozialversicherung Ist 
dadurch gekennzeichnet, dass sie zwar auch nach Verslche­
rungsprinzlplen finanziert wird, aber dass es bei der Finan­
zierung doch gewisse Elemente der Solidarität gibt, die zu 
beachten sind. 
Im vorliegenden Fall Ist es so, dass die Beiträge auf Lohnbe­
standtellen Ober 106 000 Franken keine Leistungen mehr 
auslösen können und_ In diesem Sinne keine Taggeldlelstun­
gen mehr bewirken. Uber diesem Einkommen wird das Ver­
sicherungsprinzip durch das Sozialversicherungsprinzip 
abgelöst Das Ist bei einer Sozialversicherung nicht mehr als 
richtig und angezeigt. 
Es hat Votanten gegeben, die sich auf das Jahr 1995, auf 
die gesetzgeberischen Entscheide rund um die Deplafonle­
rung bezogen haben. Hierzu muss einfach gesagt werden, 
dass der wesentlichste Entscheid eigentlich Im Grundge­
setz, In der Verfassung selber, gefällt wird. Die Verfassung -
und das haben bis heute die wenigsten bemerkt - enthält 
seit 1999 eine andere Formulierung. Bis 1999 war es noch 

so, dass die Beitragserhebung gegen oben· begrenzt werden 
musste; die Verfassung sagte zwar bis 1999 nicht, wo diese 
Grenze angesiedelt sein sollte, aber sie kannte eine Grenze. 
Seit 1999, seit der neuen Bundesverfassung, Ist die Arbeits­
losenversicherung beltragsmässlg eine Sozialversicherung 
geworden. Es gibt keinen Beltragsplafond gegen oben, des­
halb Ist der Minderheitsantrag Genner logisch und folgerich­
tlg. Bel der AHV käme auch niemand auf die Idee, fQr hohe 
und höchste Löhnen, die bei Hunderttausenden von Franken 
liegen, keine Beiträge mehr zu erheben. Dasselbe mOsste In 
dieser Logik auch fQr die Arbeitslosenversicherung gelten. 
Es kommt ein weiteres Argument dazu - ein soziales, ein 
ökonomisches Argument -: Wenn wir die Lohnentwicklung 
der letzten Jahre betrachten, stellen wir fest, dass die Löhne 
während der ganzen Neunzlgerjahre Insgesamt zurückge­
blieben sind. Erst jetzt, letztes und dieses Jahr, hat es bei 
den Löhnen einen gewissen bescheldeneri Aufholprozess 
gegeben. Hingegen hat eine besondere Kategorie von Lohn­
empfängern zum Tell schamlos profitiert: Es handelt sich um 
die Manager; gerade die hohen und höchsten Einkommen 
sind ausserordentllch stark angehoben worden, und dies bis 
hin zu den Betrieben, die der öffentlichen Hand gehören. Die 
Kader und die Topkader der SBB, der Post und der 
SWlsscom haben unglaublich profitiert. 
Ausgerechnet diesen Leuten WOrden Sie Jetzt die entspre­
chenden Beiträge ersparen. Es Ist halt so, dass In der Ar­
beitslosenversicherung ein gewisses Solldarltätsprlnzlp gnt 
Die Beamten unseres Landes messen beispielsweise auch 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge bezahlen, obwohl das 
Risiko, arbeitslos zu werden, fQr sie - wenigstens bisher -
gleich Null war. Das Solldarltätsprlnzlp verlangt Beiträge 
auch von den Beamten. Mit noch viel grösserer Berechti­
gung mOssen solche Solldarltätsbelträge bei denen verlangt 
werden, die es einkommensmässlg vermögen, die elnkom­
mensmässlg prMleglert sind und die ja auch sonst besser 
gestellt werden sollen. 
Es entspricht nicht einem Prinzip der Solidarität, das diesen 
Namen verdient, wenn Sie die obersten Einkommen Ober 
106 000 Franken entlasten. Das wäre eine seltsame Form 
von Solidarität. Unter den Reichen hier Ist es richtig, diese 
Mitbeitragspflicht der hohen Einkommen zu beschllessen. 
Die Arbeitslosen, die umgekehrt auf der anderen Beitrags­
seite stehen, sind ja von sehr viel schwereren Schicksalen 
betroffen als diejenigen, die von solch hohen Einkommen 
profitieren. 
Ich muss Sie deshalb einladen, bei Absatz 2 dem Antreg der 
Minderheit Genner, zumindest aber bei Absatz 3 der bun­
desrätllchen Fassung als Auffangvariante zuzustimmen. 

Studer Helner (E, AG): Es sind sehr viele staatspolltlsch In­
teressante Dinge gesagt worden aber Im Grunde genom­
men gehfs doch um handfeste lnferessen von allen Selten. 
Legen wir die doch offen! Deshalb möchte Ich gerne aus der 
Distanz mit Bruno Zupplger diskutieren. Mir Ist aufgrund der 
Wählerentwicklung der SVP bewusst, dass viele Leute mit 
kleineren, mittleren Einkommen die SVP wählen. Vlele da­
von sind In einem Anstellungsverhältnis, ein Tell davon Ist Im 
öffentlichen Dienst mit relativ sicheren Stellen beschäfflgt. 
Nun möchte Ich Bruno Zupplger bitten, einem dieser Wähler 
oder Parteimltgllader zu erklären, dass Ihm oder Ihr, wenn's 
eine Frau Ist, 1 Prozent abgezogen wird - die andere Hälfte 
bezahlt der Arbeitgeber -, dass aber jemand anders mit ei­
nem Einkommen In der Grössenordnung, die Herr Zupplger 
als «mittleres Einkommen» bezeichnet, nach seiner Variante 
nichts mehr bezahlt Dabei Ist es auch eine Frage der Defini­
tion, was «mittleres Einkommen» helsst Einfach das erklä­
ren! Und dann hören: «Gehfs noch! Ja, aber das Ist doch 
nicht logisch!» Jemandem Im öffentlichen Dienst mit einer 
relativ sicheren Stelle wird abgezogen, bei anderen, In lohn­
mässlg höheren Regionen, sieht es nicht mehr so ausl Das 
ist doch die Logik, die dahinter steckt Um das zu erklären, 
komme Ich sehr gerne mal an Podiumsgespräche, an denen 
wir das kontradiktorisch tun können. 
Also kann man doch ganz klar sagen: Zwischen Arbeitslo­
senversicherung und AHV besteht eben ein Unterschied: 
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AHV beziehen alle, die dieses Alter erreichen; bei der Ar­
beltslosenverslcherung Ist es, zum Glück, nur ein Tell. Wir 
hoffen, dieser Tell werde Immer kleiner und die Versicherung 
werde weniger beansprucht. Also Oben diejenigen bis zu ei­
nem Einkommen von ungefähr 106 000 Franken volle Soli­
darität, auch wenn sie nie arbeitslos werden. Das Ist richtig, 
begrOndbar. Aber warum sollen diejenigen, die reicher sind, 
nicht auch solidarisch bezahlen? Das Ist doch auch eine 
Logik - und gibt die Mittel, die wir brauchen. 
Das Ist, ganz schlicht, die Hauptoberlegung, weshalb Ich 
den Minderheitsantrag Genner unterzeichnet habe und wes­
halb auch wir diesen Minderheitsantrag unterstotzen. F0r 
den Fall, dass Sie nicht so weit gehen wollen: Gehen Sie au1 
keinen Fall bei Absatz 3 hinter den Bundesrat zurOck. Das 
WOrde dieses Werk In diesem zentralen Punkt gefährden. 

Fasel Hugo (G, FR): In Artikel 3 geht es tatsächlich um eine 
der Kernfragen dieser Vorlage. Der Bundesrat schlägt vor, 
die Beiträge bis zu einem Einkommen von 106 800 Franken 
auf 2 Prozent herabzusetzen - bisher waren es 3 Prozent -, 
und er schlägt vor, fQr die Einkommensspanne von 106 800 
bis zu einem Einkommen von 267 000 Franken nur noch 
1 Prozent zu erheben; bisher waren es 2 Prozent. 
Der Ständerat und die Minderheit Baader Caspar wollen nun 
sogar dieses eine Prozent beseitigen. Wenn wir genau Inter­
pretieren, was das bedeuten WOrde, dann können wir fest­
halten: Wenn die Revision so, wie das diese Leute WOn­
schen, durchgehen wOrde, mQssten wir sagen, bei der 
Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes seien Ein­
kommensstarke entlastet worden, und umgekehrt. den Ar­
beitnehmern mit kleinen Einkommen, die auch wesentlich 
mehr von Arbeltsloslgkelt betroffen sind, habe man die Leis­
tungen gek0rzt. Das WOrde eine gewaltige - man kann es ru­
hig sagen -, mehrere hundert MIiiionen schwere Umvertei­
lung von unten nach oben bedeuten. 
ZU den Argumenten, die schon vorgetragen wurden - Ich will 
das eine oder andere bewusst wiederholen; man darf ja 
auch die Hoffnung haben, dass es einmal verfängt und doch 
die eine oder andere Person bereit Ist dazuzulernen: 
1. Weil die Leistungen der Arbeitslosenversicherung plafo­
niert seien, mOssten auch die Beiträge plafoniert sein; so der 
logische Schluss. Wer Beiträge auf einem Einkommen von 
Ober 106 800 Franken bezahle, bekomme keine Leistungen 
mehr. Herr Schneider hat das als Relchtumssteuer bezeich­
net. Wenn wir den Blick etwas weiten, dann mOssen wir 
auch die betriebliche Realität mit einbeziehen; dann wird 
aus der Relchtumssteuer eine Armutssteuer. Was helsst 
das? Wir wissen, dass auf betrieblicher Ebene tar Gut- und 
Bestverdienende die Leistung an Weiterbildung um ein Viel­
faches höher Ist als bei der Schicht mit kleineren Einkom­
men; das zeigen alle Untersuchungen. Also wird Ober die 
betrieblichen Leistungen die arbeltsmarktllche Fitness der 
Gutverdlenenden wesentlich mehr gefördert. 
2. Arbeltnehrnende, deren Lohn jenseits der Hunderttau­
sendergrenze liegt, bekommen praktisch Immer auch gross­
z0glge Abgangsentschädigungen; das wissen wir aus zahl­
reichen Erfahrungen. Wenn Gutverdlenende und Leute In 
leitenden Funktionen die Stelle wechseln mOssen, weit der 
Betrieb es so will - Herr Schneider, das machen Sie wohl 
auch In Ihrem Unternehmen so -, bekommen sie heute im­
mer Outplacement-Lelstungen; das Ist legitim. Aber wer be­
zahlt diese Leistungen? Sie werden Im betrieblichen Kontext 
als so genannte «frlnge beneflts» bezeichnet Es sind genau 
die Arbeltnehmenden Im Betrieb, wiederum Jene, die klei­
nere Löhne haben, die diese Leistungen bezahlen. Das 
helsst, wenn Wir also arbeltsmarktllch Ober die Arbertslosen­
verslcherung In diesem Bereich einen Ausgleich schaffen, 
helsst das nicht einmal Solidarität, sondern nur ein blsscher, 
ausgleichende Gerechtigkeit. 
Im Namen der grOnen Fraktion lade Ich Sie deshalb ein, das 
einzig Konsequente zu tun, nämlich dem Antrag der Minder­
heit Genner zuzustimmen. Ich hoffe auch, dass der Bundes­
rat anschllessend noch klarstellen wird, dass es nie elr, 
Versprechen vonseiten des Bundesrates gegeben hat, da5$ 
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er die Deplafonlerung eines Tages beseitigen WOrde. Es 
wurde beschlossen, dass das eine zusätzliche Prozent vor­
Qbergehend sei, aber von einer absoluten Deplafonlerung 
war nie die Rede. 

Baader Caspar (V, BL), fOr die Kommission: Die Mehrheit der 
Kommission unterstotzt die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Reduktion der Beitragssätze, wobei die heutige Staffelung 
nach Lohnhöhe allerdings grundsätzlich beizubehalten ist. 
Gemäss Artikel 3 Absatz 2 bedeutet dies konkret, dass fOr 
einen Lohn bis 106 800 Franken der Beitragssatz von bisher 
3 au1 neu 2 Prozent reduziert wird, was 2 MIiiiarden Franken 
entspricht, die von Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht 
mehr bezahlt werden mOssten. Gemäss Absatz 3 soll der 
Beitragssatz fQr Löhne zwischen 106 800 und 267 000 Fran­
ken von bisher 2 auf 1 Prozent reduziert werden. Dies 
kommt einer tellwelsen Aufhebung der Deplafonlerung 
gleich und entspricht einer Reduktion der Beiträge von Ar­
beitgebern und Arbeitnehmern um 135 MIiiionen Franken. 
Dieses verbleibende 1 Prozent der Beiträge hat Steuercha­
rakter. In diesem ZUsammenhang Ist noch darauf hinzuwei­
sen, dass mit Artikel 90c ein Artikel geschaffen wird, welcher 
dem Bundesrat bei konjunkturellen Schwankungen die Kom­
petenz zur flexibel handhabbaren, beschränkten Anpassung 
dieser Sätze gibt. Darauf werden wir noch zu sprechen kom­
men. Die Variante des Bundesrates und der Mehrheit der 
Kommission stellt somit einen Kompromiss dar, Indem die 
Deplafonlerung zwar reduziert wird, aber trotzdem noch ein 
gewisser Solidaritätsbeitrag beibehalten wird. 
Nun zu den Anträgen der Minderheiten: Die Minderheit Gen­
ner will mit Ihrem Antrag zu Absatz 2 generell einen Bei­
tragssatz von 2 Prozent auf den ganzen Lohn, also nach 
oben unbeschränkt, erheben. Die Plafonlerung widerspricht 
nach Ihrer Meinung grundsätzlich dem Prinzip einer Sozial­
versicherung. Damit w0rde aber nach Meinung der Mehrheit 
der Kommission das Versicherungsprinzip verletzt und eine 
weitere Umverteilung elngetohrt werden, weil der versi­
cherte Verdienst nämlich nicht entsprechend erhöht WOrde. 
Ich selbst habe In der Kommission ebenfalls einen Minder­
heitsantrag mit dem Begehren eingereicht, die Deplafonle­
rung entsprechend dem Beschluss des Ständerates völlig 
aufzuheben und die Beiträge lediglich noch au1 dem Lohn 
bis zum Höchstbetrag des versicherten Verdienstes zu erhe­
ben. 
Die JeweHlge Kommissionsmehrheit beantragt Ihnen bei den 
beiden Minderheitsanträgen, diese abzulehnen. 

La pr'8ldente (Maury Pasquier Ullane, prnldente): Le 
groupe liberal communlque qu'II soutient la majorlte. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: l!ar­
tlcle 3 prevolt le regroupement dans un seul artlcle des trols 
elements: base de calcul des cotlsatlons, taux de cotlsatlon 
et deplafonnement partlel. 
l!allnea 2 preclse le taux de cotlsatlon pour le montant maxl­
mum du galn mensuel assure dans rassurance-accldents 
obligatolre. II est fixe a 2 pour cent et, on l'a entendu ä plus 
d'une reprlse, non plus a 3 pour cent Cette dlfference de 
1 pour cent reprnente, nl plus nl molns, 2 mllllards de francs 
que nous redonnons ä l'economle publlque. Nous remplls­
sons par lä une des promesses, lmportante, que nous avl­
ons falte en 1999. 
La proposltlon de mlnorlte souhalte que ce taux solt de 
2 pour cent, calcule sur l'ensemble du revenu et alle de­
mande, par consequent, que l'on renonce au plafond fixe 
egalement dans le cadre de l'assurance-accldents - II raut 
peut-itre lcl aussl le rappeler. 
Nous vous proposons par contre, ä l'allnea 3, la reprlse du 
deplafonnement des cotlsatlons avec un taux de cotlsatlon 
de 1 pour cent, et non plus de 2 pour cent. Le seul element 
nouveau concerne donc, du polnt de we materlel, ce depla­
fonnement partial. Aujourd'hui, une cotlsatlon supplemen­
talre de 2 pour cent est perc;ue sur la tranche de salalre non 
assuree, sltuee entre un montant maxlmum du galn assure 
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et deux fols et demle ce montant, solt entre 106 000 francs 
et 267 ooo francs par an. Ce deuxleme pour cent avalt ete 
lntrodult en 1999, dans le cadre du programme de stabillsa­
tlon. Cette reprlse du deplafonnement de 1 pour cent, II est 
vral, va 11 l'encontre de ce que vous avtez approuve en 1995, 
mals nous constatons que cette contrlbutlon est un apport 
Indispensable 11 l'lk!ulllbre flnancler, 11 long terme, de l'assu­
rance-ch6mage, quelle que solt la conJoncture. C'est 111 pre­
clsement un des obJecffls de cette revlslon et II faut peut-ttre 
le rappeler 11 l'lntentlon des representants du groupe de 
l'Unlon democratlque du centre et du groupe radlcal-demo­
cratlque. 
Cette cotlsatlon supplementalre, qul est aussl une cotisatlon 
de solldarlte des personnes dlsposant d'un revenu superleur 
11 la moyenne et, je le rappelle, beaucoup molns susceptl­
bles d'Atre au ch6mage, dolt Atre conservee, mAme lorsque 
des mesu~es exceptlonnelles ne seront plus en vlgueur. 

, Cette. mesure est Indispensable, pulsque 1a partlclpatlon fixe 
de 1a Confederatlon et des cantons ne sufflra pas, 11 elle 
seule, l malntenlr le nlveau des prestatlons des cantons et 
a malntenlr surtout le nlveau des prestatlons que nous 
vous proposons dans cette lol. La majorlte de la commlssion 
est cepandant d'avls que ce taux ne dolt pas depasser le 
1 pourcent. 
SI le taux de cotlsatlon restalt a 2 pour cent, comme le veut 
la mlnorlte Genner 11 l'artlcle 3 allnea 2, nous devrlons craln­
dre une reparcusslon negaUve sur le pouvolr d'achat, repar­
cusslon dlfflclle, certes, a evaluer. Un deplafonnement 
partlel et assortl d'une cotlsatlon de 1 pour cent apporte des 
recettes supplementalres de 135 mlllions de francs. Face 
aux opposltlons de gauche et de drolte, les uns exlgeant la 
suppresslon de ce pour cent, les autres un taux de 2 pour 
cent, nous constatons que le malntlen du deplafonnement 
avec un taux de 1 pour cent rep*ente une solutton de com­
promis, defendable aussl au nom de la solldarlte. Nous de­
vons, lcl, faire un effort d'ajustement. La suppresslon du 
deplafonnement se tradulralt par des partes de recettes de 
l'ordre de 535 mllllons de francs par annee. II faut peut-ttre 
aussl le rappeler. Nous serlons donc loln d'une assurance 
flnanclere equlllbree. Or, mAme une reductlon plus lmpor­
tante des prestatlons, comme le proposera la mlnorlte 1 
(Schneider) a l'artlcle 'Z1 et comme le reclarne une grande 
partle de la drolte - nous y revlendrons -, ne sufflralt pas, l 
eile seule, l compenser la parte de ces recettes. 
La declslon du Conseil des Etats a l'artlcle 3 allnea 3 et re­
prlse par 1a proposltlon de la mlnorlte Baader Caspar, ne 
parmettralt qu'une Intervention en perlode de crise, et cela 
seulement lorsque les dettes de l'assurance atteignent les 
5 mllliards de francs. 
Je vous propose donc, dens la loglque du systeme des as­
surances soclaies, de sulvre la majorlte de votre commlsslon 
qul falt, certes, appel l votre solldarite. Mais je vous le rap­
pelle: nous nous trouvons dans une sltuatlon of.l nous avons 
a faire a une assurance de type «assurance soclale». Elle 
dolt garder ce caractere. 
Je vous lnvlte, par consequent, l sulvre 1a proposltlon de la 
majorlte de la commlsslon. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Avec cet artlcle, nous 
abordons un des polnts polltlquement les plus dellcats de 
cette lol. C'est un point important car, sulvant la declslon que 
vous prenez, 1' lk!ulllbre ou le desequlllbre de la lol sera eta­
bll. Et puls, c'est un polnt lmportant aussl parce qu'II y va tout 
slmplement de ressources necessaires a la stablllte sur le 
long terme de la 101, pulsque la solutton du Conseil federal 
1mp11que des recenes supp1ementa.1res de pres de 150 m11-
llons de francs. 
Comme toujours lorsqu'on vise une solutlon mediane qul 
essale de trouver un compromls entre deux extrAmes, II y a 
une proposltlon qul veut aller plus loln et une proposltlon qul 
veut aller molns loln. 
La proposltlon de mlnorlte Genner veut aller plus loln; eile 
voudralt 2 pour cent sans plafonnernent. C'est le systeme 
des cotlsatlons de l'AVS, of.l II n'y a pas de plafonnement 

Dans le cas de l'AVS, c'est quelque chose de soclalement 
assez extraordlnalre. Dans aucun pays d'Europe, a ma con­
naissance, le systeme de cotlsatlons soclales est preleve 
sans limlte superleure de revenu. On l'oublle souvent 
lorsqu'on compare les systemes flscaux et l'lrnposltlon sur 
les revenus du travall de la Suisse et d'autres pays. Mais ce 
qul est exceptlonnel dans le cas de 1' AVS, ce qul a ete voulu 
depuls le depart par le peuple sulsse, ne dolt pas devenlr la 
regle; cela a ete conyu comme une exceptlon. Une excep­
tlon qul a ete voulue depuis le depart, qul etalt un gaste ex­
traordlnalre de solldarlte apres la guerre, lorsque le premler 
reglme de l'AVS a ete mls en place. 
Dans l'ensemble des systemes d'assurance sociale, on a 
malntenu le prlnclpe de l'assurance. Et icl, nous voulons res­
ter au plus pres du systeme de l'assurance, c'est-l-dlre un 
systeme dans lequel on pale des prlmes pour Atre couvert 
contre un rlsque eventual. 
Aller dans le sens de la proposltlon de mlnorlte Genner, c'est 
abandonner completement le prlnclpa de l'assurance et 
c'est ouvrlr la porte l un combat purement polltlque, mals 
aussl economlque, puisque c;a charge davantage encore les 
revenus du travall, sans compensatlon. Cela charge encore 
davantage les revenus du travall au-dessus d'un certaln 
montent. 
Une des caracterlstlques du systeme soclal sulsse, un chef 
d'entreprlse franc;ais me l'a conflrme II y a quelques Jours en­
core, c'est 1a relaUve etroltesse des revenus entre les reve­
nus les plus bas et les revenus les plus hauts. C'est vral, 
certalns pretendent qu'II y a de tres grandes dlfferences en­
tre les revenus les plus bas et les revenus les plus hauts. A 
l'echelle Internationale, ce n'est pas Je cas. La Sulsse est un 
des pays du monde of.l I' echelle des saiaires est la plus res­
serree. Faltes la comparalson avec un pays comme la 
France - je ne parle mAme pas des pays anglo-saxonsl 
Avec l'lmposltlon d'une cotlsatlon sur la totallte du salalre 
dans l'AVS, on accron encore le prelevement sur les saialres 
les plus eleves, on redult encore cette dlfference. SI lci on 
ajoute encore ces 2 pour cent, comme le souhalte la mlno­
rlte Genner, on exagere ce prelevement soclal et on restrelnt 
encore l'echelle des salalres, avec Je rlsque de volr d'abord 
la place economlque suisse rendue molns attracUve et, en­
sulte, un certaln nombre de beneflcialres de revenus lrnpor­
tants declder de qultter la Suisse, qultte a contlnuer a offrlr 
leurs services aux entreprlses suisses l partlr de contrats si­
tues a l'exterleur. On rlsque de volr des effets economlques 
negatlfs. Et surtout, on abandonne le prlnclpe de l'assurance 
et on passe a un systeme qul est regl par la polltlque pure. 
Je crols que ce n'est pas ce que veut la constltutlon, ce n'est 
pas ce que veulent les cltoyens et cltoyennes. C'est un chan­
gement que nous ne pouvons pas accepter. 
Dans l'autre sens, Je dlrai a M. Schneider et a la mlnorlte 
Baader Caspar que c'est du purlsme que de s'opposer a ce 
patlt pour cent supplementalre sur une part llmltee du re­
venu qul depasse le revenu assure. Nous ne voulons pas un 
deplafonnement total. Nous voulons redulre la cotlsatlon 
actuelle, passer de 2 a 1 pour cent, mals garder quand 
mAme ce pour cent supplementalre sur les revenus entre 
106 soo francs et 270 000 francs. 
Cela nous rapporte 135 mllllons de francs, mals surtout, 
c'est un slgne de solldarlte qul consollde l'ensemble du sys­
teme et qul pennet d'obtenlr un certaln nombre d'amellora­
tlons par rapport l l'efflcaclte de la lol, proposees a d'autres 
artlcles, notamment 1a reductlon de la duree des lndem­
nltes de 520 a 400 Jours pour les ch6meurs en dessous de 
55 ans. Je crols que sl, lcl, on abandonne la solutlon du Con­
seil federai qul est conslderee comme mlnlmum par une 
partle de ceux qul souttennent la proposltlon de mlnorlte 
Genner et par une grande partle de ceux qul la combettent, 
sl nous abandonnons ce 1 pour cent, nous desequlßbrons le 
systeme. Et sl nous allons en votatlon populalre, nous par­
drons une partle des arguments qul parmettent de convaln­
cre le pauple sulsse qu'II y all quelque chose d'lk!uillbre. 
Plusleurs orateurs l'ont rappele, l'avant-demlere votatlon 
populalre sur l'assurance-ch6mage, a la surprlse generale, 
s'est soldee par un echec devant le peuple sulsse, parce 

Bußelln offlclel de r Assembllle hlderale 
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qu'on avalt ete plus loin que cela etalt acceptable: II taut pen­
ser deja malntenant a la batallle populalre qul ne manquera 
pas d'arriver dans le domalne de l'assurance-chOmage. Le 
referendum est pratlquement assure d'avance, on l'a vu 
avec les comltes de chOmeurs qul l'avalent lance. Mals ce 
n'est pas la ralson sufflsante. La ralson princlpale, a mes 
yeux. c'est qu'avec ces 135 millions de francs, on assure la 
stabllite du systin'ne sur le long terme et on evlte de revenlr 
devant vous, comme le propose le Conseil des Etats, en pe­
rlode de difflcultes pour obtenlr des augmentattons, rouvrlr le 
dossler au moment le plus dlfflcile, au moment oO II y a la 
crlse. 
M. Schneider, dans ses arguments, a, je crols, evoque des 
problin'nes economlques. Pour ma part, j' evoque la doctrlne 
economlque en notre faveur. Votre solutlon est fausse du 
polnt de vue conjoncturel pufsque vous dltes en substance 
que sl c'est necessalre, on va augmenter les cotlsatlons, au 
moment oO, justement. II faudralt relancer 1a consommatlon, 
au moment oO, on l'a w au cours de ces dernferes annees, 
le Parlament est tente de lancer des programmes d'lmpul­
slon. 
C'est contralre ä la doctrlne economique; c'est peut-Otre 
conforme ä la defense de certalns fnterOts quf sont tout ä falt 
legitimes - je n'al pas de reproches a faire ä ceux qui les de­
fendent -, mals c'est contralre a la doctrlne economlque, et 
la doctrlne economlque dolt l'emporter sur la defense des 
lnterOts partlels de certalns groupes soclaux. Dans l'lnteröt 
mAme de l'economle, II taut accepter cette sofutlon, stablll­
ser le systin'ne ä fong terme. 
Prenez la pelne de llre la solutlon decldee par le Conseil des 
Bats ä l'artlcle 90 lettre b. Quand vous llsez le montage 
conQU par le Conseil des Etats, vous avez lmmedlatement 
!'Impression que c'est quelque chose d'extrAmement compli­
que et d'a pelne comprehenslble. Cela denote une certalne 
gAne qul n'est pas le slgne d'une solutlon ratlonnelle, logi­
que et simple comme celle que nous preconlsons. 
Je vous invlte ä adopter le projet du Consell federal, ä rejeter 
les proposltlons de mlnorite Genner ä l'allnea 2 et Baader 
Caspar ä l'allnea 3, et ä stablllser le systeme afln d'avolr de 
bonnes chances d'obtenlr l'approbatlon du peuple et alnsl, 
durant vlngt ans, d'avolr une assurance-chOmage solide, qui 
fera l'envle des generatlons futures de deputes. 

ZUpplger Bruno (Y, ZH): Herr Bundesrat, Sie haben vorhin 
meines Erachtens das Versicherungsprinzip sehr gut erklärt 
und auch ausgetohrt. dass es eigentlich nur bei der AHV 
durchbrochen werden sollte. Sind Sie nicht auch der An­
sicht, dass jetzt mit der Vorlage des Bundesrates dieses von 
Ihnen erklärte Versicherungsprinzip ebenfalls durchbrochen 
wird? Geben Sie also dieses Prinzip wegen der 135 Millio­
nen Franken auf? 

Couchepln Pascal, conselller federal: Monsieur Zupplger, je 
l'al dlt mol-mAme: c'est vral que pour ce pour-cent supple­
mentalre, II y a une petlte lnfractlon au prlncipe de l'assu­
rance - restez-la, J'al aussl une petlte questlon ä vous poser. 
J'al aussl admls que c'est une petlte lnfractlon, mals com­
pensee par des avantages conslderables, notamment pour 
les classes moyennes: 1a stablllte du systin'ne qul evlte qu'il 
y alt des debats polltlques au moment oo II y auralt une 
crlse. 
Alors, la questlon que je veux vous poser, pulsque vous me 
donnez l'occaslon de le faire, c'est celle-cl: vous avez pre­
tendu que le Conseil federal avalt falt la promesse de suppri­
mer ce pourcentage. Pouvez-vous me dlre quand et qul a falt 
cette promesse, car Je I·a1 cherchee. Personne au consell 
federal n'a falt cette promesse. Pouvez-vous me repondre: 
otl avez-vous lu cette promesse? 

Hess Peter (C, ZG): Herr Bundesrat Couchepln, Sie haben 
sich In Ihrem bemerkenswerten Votum fOr einen Weg der 
Mitte ausgesprochen. Man könnte meinen, es hätte ein 
CVP-Bundesrat gesprochen. 

Amtlk:hes Bulletin der Bundesversammlung 

Nun, meine Frage lehnt sich an Ihre vorherige Antwort an: . 
Sie sagen, man dürfe von der bundesrätllchen Lösung nicht 
abweichen, weder nach unten noch nach oben. Aber haben 
Sie denn nicht mitbekommen, dass man am ccrunden Tisch» 
gesagt hat, man erhöhe jetzt diese Beiträge, um dann, wenn 
die Schulden der Arbeitslosenversicherung zurClckbezahlt 
seien, wieder nach unten zu gehen? Haben Sie das wirklich 
Oberlesen? Oder müssen Sie nicht doch zugegeben, dass 
der Bundesrat Jetzt mit seinem neuen Vorschlag - eben dem 
Vorschlag der Mitte - ein Versprechen nicht mehr einhalten 
WIii? 

Couchepln Pascal, conselller federal: Tout d'abord, je vous 
repete que cette promesse a ete falte a l'epoque par cer­
talns membres du Parlament Lorsqu'en 1995, dans son 
message, le Conseil federal proposalt le relevement du pla­
fond ä 3 pour cent. c'etalt pour une duree llllmltee. Et c'est 
dans le cadre des debats au Parlament, notamment sur 1a 
proposltlon de la commlsslon du Conseil national, que l'aug­
mentation a ete llmltee dans le temps. Dans le message de 
1995, II n'y avalt pas de llmltes, c'est le Parlament qul l'a ln­
trodulte, je l'admets volontlers. 
Ensulte, II y a eu le programme de stablllsatlon de 1998. Se­
Ion les notes qul m'ont ete communlquees, M. Vllllger, chef 
du Departement federal des flnances, a lalsse ouverte la 
questlon de savolr sl le taux de cotlsatlon pouvalt Atre ra­
mene ä 2 pour cent (cf. Bulletin offlclel de r Assemblee fede­
rale, seence du Conseil national du 2 decembre 1998, 
p. 2430, et seance du Conseil des Etats du 3 mars 1999, 
p. 64). Voyez, je peux clter mes sources, ce qul est plus dlffl­
clle pour vous, parce que je crols que le Conseil federal, 
dont M. Vllllger, n'ont jamals falt de promesses, nl dans un 
sens, nl dans l'autre. 
Par contre, ce qul est lmportant, je le redls, Monsieur Peter 
Hass, c'est qu'avec la solutlon du Conseil federal, on stabl­
llse le systin'ne et on evlte des alters et retours. C'est quel­
que chose de tres posltlf, y comprls pour ceux qul 
aujourd'hul souhalteralent que l'on redlmlnue ce taux de co­
tlsatlon, tout en sachant que ce n'est pas posslble de le 
malntenlr sl les clrconstances changent. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs.2-Al.2 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 97 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 57 Stimmen 

Abs. 3-A/. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit •••• 92 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 59 Stimmen 

Abs. 4, 5-AI. 4, 5 
Angenommen -Adopte 

Art. 4; 4a; 7 Abs. 1, 2 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 4; 4a; 7 al. 1, 2 let. b 
Proposition de la commlss/on 
Adherer ä la declslon du Conseil des Bats 

Angenommen -Adoptt§ 

Art.8Abs.3 
Antrag Robb/an/ 
Anspruch auf Arbeltslosenentschädlgung haben auch 
Schweizer Bürgerinnen und Bürger, die Im Ausland wohnen 
und In der Schweiz arb_!;)lten, sofern die Leistungen nicht 
Ober ein Internationales Uberelnkommen geregelt sind. 
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Art. ,tal. 3 
Proposition Robb/an/ 
Le drolt a l'lndemnlte de chömage est aussl reconnu aux cl­
toyens sulsses, resldant a l'etranger et travalllant en Sulsse, 
dans la mesure oti les prestatlons ne sont pas reglees par 
un aocord International. 

Robblanl Melnrado (C, TI): Je me suls permls d'lntrodulre 
un lllement nouveau, afln de ne pas lalsser passer cette rti­
vlslon sans combler une lacune tanglble, mllme sl sa dlmen­
slon llmltee rlsque de la cacher. La lol est basee sur le 
prlnclpe de terrltorlallte: pour avolr drolt a ses prestatlons en 
cas de chömage complet, II faut reslder en Sulsse. Cela ex­
clut de nombreuses personnes, celles qul travalllent en 
Sulsse mals qul resident a 1'6tranger, donc en premler Heu 
les travallleurs et travallleuses frontaßers. Afln de garantlr 
aussl a ces personnes qul pelent les cotlsatlons, des presta­
tlons en cas de perte d'emplol, des conventlons ont ete pas­
sees avec les pays llmltrophes. La Sulsse retoume d'allleurs 
a ces pays une partle des cotlsatlons paylles par leurs res­
sortlssants travalllant en Sulsse. Ce systeme a lalssll toute­
fols lltrangement dllcouverte, au molns dans quelques 
conventlons, la posltlon des cltoyens sulsses vlvant a 1' etran­
ger et travalllant chez nous. C'est par exemple le cas avec 
l'ltalle, qul ne verse aucune prestatlon aux cltoyens suisses 
qui y resident tout en travalllant en Sulsse. L'.ltalle ne l'EIQOlt 
d'allleurs pas de contrlbutlons, comme c'est le cas au con­
tralre pour ses travalileurs frontallers. 
On se retrouve donc face a un paradoxe evident Des cl­
toyens sulsses se retrouvent seuls a 6tre exclus des presta­
tlons selon la lol, et des arrllts des trlbunaux ont d'allleurs 
conflrme cette lacune. II ne s'aglt llvldemment pas d'un nom­
bre eleve de personnes, mals dans les reglons trontalleres, 
sulte surtout a des marlages entre cltoyens de pays llmltro­
phes, il y a un nombre de cas qul merltent tout de mAme 
notre attentlon. Sept annees apres l'entree en vlgueur des 
aocords bllateraux, II est posslble que cette contradlctlon 
pulsse Atre depassee, blen que cela ne ressorte pas clalre­
ment des textes. 
Toutefols, a mon avls, une solutlon s'lmpose d~ malntenant 
cette pllnallsatlon dolt Atre ellmlnee, afln de rendre accessl• 
ble la lol sur l'assurance-chömage a cette categorle de cl­
toyens sulsses lnjustement exclus. 

Baader Caspar (V, BL), tor die Kommission: Dieser Antrag 
Robblanl Ist ein Einzelantrag und wurde deshalb In der Kom­
mission nicht behandelt. Daher kann ich ihnen dazu auch 
keine Kommissionsmeinung bekannt geben. 
Persönlich beantrage Ich Ihnen, diesen Antrag abzulehnen. 
Es geht hier um eine spezielle Grenzgängerregelung. Ge­
mäss heutigem Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c des Arbeits­
losenversicherungsgesetzes sind ausdrücklich nur In der 
Schweiz wohnende Personen anspruchsberechtigt, sofern 
sie vermlttlungsfählg sind. Es wird also klar auf den Wohn­
sitz abgestellt Die Vermittlungsfähigkeit Ist vor allem bei 
Personen, die Im Ausland wohnen, ein grosses Problem, 
können wir d_och von der Schweiz aus tor diese keine Stellen 
suchen. Im Ubrlgen betrifft diese Bestimmung praktisch nur 
die Grenzgänger aus den umllegenden europäischen Län­
dern, die In der EU sind. Für diese ist meines Wissens das 
Problem Im Zusammenhang mit dem PersonenfrelzOglg• 
keltsabkommen geregelt. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag abzulehnen. Herrn Rob­
blanl könnte ich noch den llp geben, diese Frage nochmals 
Im Ständerat aufgreifen zu lassen. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: Nous 
n'avons pas ete confrontes a la proposltlon Robblanl en 
seance de commlsslon, mals Je rappelleraJ slmplement quel­
ques falts. Le drolt aux lndemnltes de chömage, Jusqu'a pre­
sent, est regle pour les personnes qul sont domlclllees en 
Sulsse et non pas pour les frontallers. La questlon qul se 
pose lcl est de savolr s'll faut regler le probleme qul se pose 
aux frontallers. Par allleurs, les personnes qul ont drolt a l'ln-

demnlte dolvent Atre aptes au placement. Or, les frontallers 
ne sont pas forcement appeles a Atre aptes au placement 
sur le plan national. Mals Je constate que probleme II pourralt 
y avolr, s'll n'y a pas ratlflcatlon des accords bllateraux. C'est 
la ralson pour laquelle je propose, comme M. Baader, que le 
Conseil des Etats reprenne cette questlon et que nous la 
lalsslons, pour !'Instant, en suspens. 
Pulsque nous n'avons pas ete confrontes, au sein de la 
commlsslon, a la proposltlon Robblanl, je ne prendral mol• 
mAme pas posltlon, mals je ne vous propose pas pour 
autant un rejet de ladlte proposltlon. 

Couchepln Pascal, conselller flldllral: Je vous propose de 
rejeter la proposltlon Robbianl pour les ralsons sulvantes. 
Mme Meier-Schatz l'a dlt, pour que l'on alt drolt aux presta­
tlons de l'assurance-chömage, II taut Atre apte au travall. II y 
a donc des llmltes geographlques qul ne sont pratlquement 
pas «reallsables» sl on s'elolgne beaucoup des zones fron­
talleres. II s'aglt des cltoyens sulsses qul bllneficlent de l'as­
surance-chömage dans la zone frontallere. Ce sont des pays 
qul tont partle de l'Unlon europeenne. 
A la questlon de savolr sl le probleme est regle par les ac­
cords bllateraux, Je reponds oul, 11 l'est Les regles de coor­
dinatlon sont contenues dans un reglement dont je vous clte 
la descrlptlon chiffrlle. II s'aglt du reglement CEE 1408/71 
qul prevolt qu' «un cltoyen sulsse resldant dans un Etat de 
runlon europllenne et travalllant en Sulsse sera lndemnlse 
en cas de chömage total par le pays de resldence». 
La deuxieme questlon que vous avez posee avec raJson, 
c'est de savolr quand entrera en vlgueur ce reglement: est­
ce qu'II entrera en vlgueur lorsque la llbre clrculatlon des 
personnes sera plelnement rllallsee, c'est-a-dlre sept ans 
apres l'entree en vlgueur des aocords bileteraux? Nous pen­
sons que les accords bllateraux devralent entrer en vlgueur 
a partlr du 1er avrll ou du 1er mal de l'an prochaln pulsqu'II 
ne raste malntenant plus que deux parlements belges qul 
dolvent approuver ces aocords, ap~ quol sa Majeste le rol 
devra slgner un decret. Puls II faudra encore quatre semal­
nes pour qu'un consell de l'Unlon europllenne approuve et 
constate que l' Accord sectorlel sur la llbre clrculatlon des 
personnes a ete accepte par les Parlements de tous les 
pays de !'Union europeenne. 
Quand entrera en vlgueur ce rliglement? Selon les experts, 
II entrera en vlgueur tout de sulte, des le premler Jour, c'est­
a-dlre l'annee prochalne selon toute vralsemblance. On 
n'aura pas a attendre sept ans comme vous le cratgnez. 
C'i;st la ralson pour laquelle, Monsieur Robblanl, je crols 
qu on peut sans rlsque rejeter votre proposltlon. 
Je vous lnvlte a reJeter la proposltlon Robblanl et je m'en­
gage a reposer la questlon aux experts pour avoir une re­
ponse precise. 

Robblanl Melnrado (C, TI): S'II y a la garantle qu'on va re­
soudre le probleme des l'annee prochalne ou sl l'on reprend 
le theme au nlveau du Consell des Etats, je renonce a ma 
proposltlon. 

La prtsldente (Maury Pasquler Llllane, presldente): La pro­
posltlon Robblanl est retlree. 

Art. 9 Abs. 4; 9a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 9 al. 4: 9a 
Proposition de 1a commlsslon 
Adh&rer ä la d&clslon dU Conseil des Etats 

Angenommen -Adop~ 

Art. 9b 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Bulletin offlclel de r Assembl6e federate 
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Minderheit 
(Berberat, Fässler, Genner, Goll, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 

a. Im Zeitpunkt der einem Kind unter 16 Jahren gewidmeten 
Erziehung eine Rahmenfrist tor den Leistungsbezug eröffnet 
Ist; und 

Abs.2 
Mehrheit 
ZUStlmmung zum Beschluss des stAnderates 
Minderheit 
(Berberat. Fässler, Genner, Goll, Gysln Remo, Rechsteiner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 
.... sofern Im Zeltpunkt der einem Kind unter 16 Jahren ge­
Wldmeten Erziehung keine Rahmenfrist fOr den Leistungs­
bezug eröffnet war. 

Abs.~5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.6 
Der Bundesrat bestimmt die Voraussetzungen zur In den 
Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Verlängerung der Rahmen­
frist Im Falle der Unterbringung von Kindern zur Adoption. 

Antrag der chrlstlichdemokratischen Fraktion 
Abs.1 

a Im Zeltpunkt der einem Kind unter 1 o Jahren .... 

Abs.2 
.... einem Kind unter 1 O Jahren .... 

ArL9b 
Proposition de Ja commlssion 
Al. 1 
Majortte 
Adherer il la declsion du Conseil des Etats 
Mlnorfte 
(Berberat, Fässler, Genner, Goll, Gysln Remo, Rechsteiner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 

a. un delai-cadre d'lndemnlsatlon couralt au moment de la 
perlode educatlve consaaee il un enfant de molns de 
16 ans; etsl 

Al.2 
Majorfte 
Adherer il 1a declslon du Conseil des Etats 
Mlnorite 
(Berberat, Fässler, Genner, Goll, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 
.... ne couralt au moment de 1a perlode educatlve consacree 
il un enfant de molns de 16 ans. 

Al.~5 
Adherer il la declslon du Conseil des Etats 
Al.6 
Le Conseil federal ri)gle les condltlons du drolt il la prolonga­
tlon des delals-cadre prevus aux allneas 1 er et 2 en cas de 
placement d'enfants en vue d'adoptlon. 

Proposition du groupe democrate-chretten 
Al.1 

a ••••• a un enfant de molns de 10 ans; 

Al.2 
.... a un enfant de molns de 10 ans. 

Amtflches Bull&tln der Bundesversammlung 

Art.13 Abs. 2bls, 2ter 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Goll, Fässler, Gysln Remo, Rechstelner Paul, Rennwald, 
Strahm, Studer Helner) 
Unverändert 

Art.13 al. 2bls, 2ter 
Proposition de Ja commlssion 
Majorlte 
Adherer il la declslon du Conseil des Etats 
Mfnorfte 
(Goll, Fässler, Gysln Remo, Rechstelner Paul, Rennwald, 
Strahm, Studer Helner) · 
lnchange 

Berberat Dldler (8, NE): Ma proposltion de mlnorlte il l'artl­
cle 9b est relatlvement compllquee du polnt de vue technl­
que, mals a des consequences lmportantes au nlveau de 1a 
polltlque famlliale. 
En effet, dans le droit actuel, c'est-il-dlre il l'artlcle 13 all­
nea 2bls LACI, une femme ou un homme peut cesser toute 
actlvlte lucratlve afln de se consacrer il l'educatlon de ses 
enfants, sans perdre son drolt aux lndemnltes de chOmage, 
pour autant qu'elle ou qu'II y solt contralnt par necesslte eco­
nomlque et que le dernler enfant solt Age de molns de salze 
ans. C'est ce qua l'on appelle le bonus educatlf. 
A l'artlcle 9b, le Conseil federal, sulvl en cela par le Conseil 
des Etats, propose de supprlmer la condltlon de la necesslte 
economlque, ce qul est, il mon sens, un element posltlf. Le 
Conseil federal propose egalement une nouvelle reglemen­
tatlon en matl~re de delal-cadre de cotlsatlon qul permet il 
un assure qul lnterrompt momentanement son actlvlte pro­
fesslonnelle lors de la nalssance ou de l'adoptlon d'un en­
fant, de conserver pour une duree de quatre ans au 
maxlmum les drolts acquls avant cette nalssance ou cette 
adoptlon, c'est-il-dlre las perlodes de cotlsatlons reall&Eies 
pendant son actlvlte lucratlve. Pour schematlser, parce qu'II 
s'agit d'une questlon assez compllquee, on peut dlre que 
ces perlodes de cotlsatlon sont gelees ou suspendues, mals 
II est blen evident- Je le soullgne -, que durant cette perlode 
de suspenslon, la personne ne touche aucune prestatlon de 
la part de l'assurance-chOmage. 
Ma proposltlon de mlnorlte demande que ce bonus educatlf 
solt valable Jusqu'il ce que l'enfant alt attelnt l'Age de salze 
ans, tout en gardant un delai-cadre de cotlsatlon de quatre 
ans, comme la nouvelle reglementatlon le prevolt. En effat, 
en ma~re de polltlqu, famlliale, II est lmportant que l'on 
pulsse lnterrompre une actlvlte salariee temporalrement 
pour s'occuper de son enfant, mAme sl ce dernler est Age de 
plus de quatre ans. La vle d'un enfant ne se resume pas en 
effet il sa nalssance ou a son adoptlon, mals peut Atre mar­
quee par des ev~nements plus ou molns graves. II y a des 
exemples tout simples que peut rencontrer un Jour chaque 
famllle dans ce pays. Pensez par exemple a un enfant de slx, 
dlx ou quatorze ans qul rencontre des problemes scotalres 
ou de graves probl~mes de sante qul necessltent une pre­
sence plus accrue de l'un des parents. Des lors, Her ce drolt 
a la nalssance ou il l'adoptlon d'un enfant me parait trop res­
trlctlf et va il l'encontre d'une polltlque famlllale dlgne de ce 
nom. 
Les rlsques d'abus qui ont ete lnvoques en commlsslon me 
semblent nuls et non averes. Alnsl, une personne qul n'aura 
pas reallse prealablement d'actlvltes soumlses il cotlsatlon 
ne pourra pas beneficler de cette mesure pendant l'lnterrup­
tlon de son actlvlte. Elle ne pourra pas percevolr d'lndemnl­
tes de ch0mage. Par contre, Je Jour oö son enfant sera guerl, 
par exemple, et pour autant que cette Interruption, Je le re­
p~te, alt dure molns de quatre ans, alle pourra s'lnscrlre il 
l'assurance-chOmage compte tenu de ses perlodes de cotl­
satlon anterleures. Cette proposltlon a donc aussl comme 
but de permettre aux femmes, qul sont blen entendu le plus 
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souvent concemees, de relntegrer le marche du travall. En 
commlsslon, II a ete releve que les deux parents pouvalent 
beneflcler successlvement de cette mesure en se referant 
au mime enfant Cela n'est pas posslble, pulsque rart1c1e 9b 
allnea 4 l'exclut expressement Enfln, on a aussl affirme en 
commlsslon qu'un mime assure pourralt proflter a plusleurs 
reprlses de cette mesure Jusqu'a ce que son enfant attelgne 
r äge de 16 ans. A mon avls, II s'aglt d'un faux probleme, car 
le SECO dlspose de sufflsamment de moyens lnformatlques 
en reseau pour parer a ce genre d'4äventuallte. 
En concluslon, je vous demande d'accepter ma proposltlon 
de mlnorlte qui permet de tenlr compte des dlfficultes que 
peut rencontrer un enfant äge de plus de 4 ans, tout en sou­
tenant un de ses parents qul souhalte momentanement qult­
ter le marche du travall pour s'en occuper. 
En quelques mots, Je souhalterals aussl dlre que J'al prls 
acta de la proposltlon du groupe democrate-chretlen qul 
sera defendue par M. Cina. J'al prls acta du falt qu'elle de­
mande de llmlter ce drolt, non pas a l'äge de 16 ans, mals a 
l'äge de 10 ans. J'awue que j'al quelque peine ä compren­
dre une teile proposltlon restrlctlve de la part d'un partf qul 
pretend defendre la famllle, alors que ma proposltion de ml­
norlte, qul va Jusqu'ä 16 ans, me parait judlcleuse. II taut 
blen penser que les enfants peuvent aussl avolr des proble­
mes entre räge de 10 et de 16 ans. C'est pourquoi je ne 
comprends pas cette proposltlon, ce d'autant plus que la 
proposltlon de mlnorlte que ]'al deposee ne coOtera pas plus 
eher a la Confederatlon, pulsqu'II n'est pas questlon de don­
ner des prestatlons supplementalres; c'est un drolt supple­
mentaire a pouvolr beneflcler de l'assurance-chOmage, ce 
ne seront pas des Jours supplementalres de prestatlons. 

Goll Christine (S, ZH): Ich beantrage Ihnen, bei Artikel 13 Ao­
sAtze 2bls und 2ter am geltenden Recht festzuhalten. 
Es geht hier um die Möglichkeit fQr Versicherte, die keine 
beltragspfllchtlge Beschäftigung ausgeObt haben, well sie 
sich eben der Erziehung Ihrer Kinder gewidmet haben, eine 
Anspruchsberechtigung bei der Arbeitslosenversicherung zu 
schaffen. 
Ich möchte Sie daran erinnern, dass diese Bestimmung bei 
der letzten Revision 1995 eingeführt wurde. Dieser Artikel 
wurde auch analog zur 10. AHV-Revlslon eingeführt, weil bei 
dieser 1 o. AHV-Revlslon bei den Sozialversicherungen erst­
mals auch die unbezahlte Erziehungsarbeit berQckslchtlgt 
wurde. Ich möchte Sie zudem darauf aufmerksam machen, 
dass die geltenden Absätze 2bls und 2ter von Artikel 13 äus­
serst restriktiv definiert sind. Es Ist so, dass sich die Perso­
nen, die vorher keine beitragspflichtige Erwerbstätigkeit 
ausgeübt haben, In einer wirtschaftlichen Zwangslage befin­
den müssen. Es ist auch so, dass der Bundesrat diese wirt­
schaftliche Zwangslage restriktiv definieren kann. 
Artikel 9b wird In dieser Revision quasi als Ersatz fOr die 
Streichung des bisher geltenden Rechtes bei Artikel 13 neu 
elngefflhrt Der Unterschied besteht aber darin, dass die 
wirtschaftliche Situation dieser Personengruppe nicht mehr 
berQckslchtlgt wird. Ich erinnere In diesem Zusammenhang 
auch an die Situation der Worklng-Poor-Famlllen, deren Zahl 
auch In unserem lande Im Zunehmen begriffen Ist Deren 
Situation zwingt belsplelswelse einen Ehepartner oder eine 
Ehepartnerin, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, weil der 
Hungerlohn einer Person trotz hundertprozentiger Erwerbs­
tätigkeit nicht fOr die ganze Famllle ausreicht 
In der Kommission haben wir dann aus dem berufanen 
Munde der Verwaltung gehOrt, dass diese erst 1995 elnge­
fOhrte Bestimmung zugunsten von Frauen gestrichen wer­
den mllsse, weil sle mit Missbräuchen verbunden gewesen 
sei. Wir haben In der Kommission von der Verwaltung auch 
gehört, es gebe In der Schweiz arbeitende Männer, die Ihre 
ausländischen Ehefrauen nachgezogen hätten, und diese 
hätten dann, gestatzt auf Artikel 13, eine Arbeltslosenent• 
schädlgung bezogen. Ich frage Sie: Seit wann Ist der Famlll• 
ennachzug In unserem lande, In unserer Gesetzgebung ein 
Missbrauch? Beim Famlllennachzug geht es um ein funda­
mentales Grundrecht Ich muss sagen: Ich finde es schon 

ein starkes stack, dass Menschenrechte als Missbrauch 
deklariert werden. Wir kennen In unserer heutigen Gesetz­
gebung zur Arbeitslosenversicherung zahlreiche Sanktlons­
mögllchkelten. Wer Formulare nicht ausfOllt, wird bestraft. 
Wer sich nicht rechtzeitig bei den regionalen Arbeltsvermltt­
lungszentren meldet, wer seine Pflichten nicht erfOllt, wird 
bestraft Kein anderes Land kennt so restriktive Sanktions­
bestlmmungen In seiner Gesetzgebung wie die Schweiz. 
Die regionalen Arbeitsvermittlungszentren haben heute alle 
Instrumente, um Arbeitslose, also In diesem spezlellen Fall 
auch Frauen, In eine Arbeltsstelle oder In eine arbeltsmarktil­
che Massnahme, also In ein BIidungs- oder Beschäftigungs­
programm, zu zwingen. Wer sich weigert, dem wird die 
Vermittlungsfähigkeit abgesprochen. Das helsst Im Klartext: 
Missbräuche können - sofern es denn In diesem Fall tat­
sächlich um Missbräuche ging - unterbunden werden. Kon­
kret Wer nur Arbeltslosengelder beziehen will und nicht 
gewillt ist, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, wird aus der 
Arbeitslosenversicherung ausgeschlossen. Artikel 9b, der 
hier neu elngefOhrt werden soll, Ist kein adäquater Ersatz fOr 
Artikel 13 Absätze 2bls und 2ter. Er Ist kein Ersatz fOr das 
geltende Recht 
In diesem ZusammelJhang bitte Ich Sie, bei dem zu bleiben, 
was wir 1995 mit Uberzeugung eingeführt haben, denn 
diese Revision darf nicht unter dem Vorwand der 
Missbrauchsbekämpfung zu einer Sparobung zulasten von 
Frauen verkommen. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Unser Antrag betrifft Artikel 9b 
und zwar die Absatze 1 und 2, dies entgegen den schrlftll,. 
chen AusfOhrungen, weil die Frage des Alters der Kinder ja 
auch in Absatz 2 aufgenommen Ist 
Der vom Bundesrat neu eingefügte Artikel 9b, wird von der 
CVP-Fraktlon In seinen Grundsätzen begrQsst Versicherten, 
die aufgrund von Erziehungszelten aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden, Ist der Wiedereinstieg zu erleichtern. Durch 
die differenzierte Regelung der Rahmenfristen soll erreicht 
werden, dass während einer befristeten Zeitdauer erwor­
bene Ansprache trotz der durch die Erziehungsarbeit einge­
tretenen Unterbrechung der arbeltsmarktlichen VerfOgbar­
kelt nicht verfallen. Es Ist klar, dass es sich dabei um 
Personen handelt, die Ihre Beitragspflicht erfOllt haben und 
die während der Unterbrechung der Arbeit keinen Anspruch 
auf Arbeitslosenentschädigung haben. Es wird lediglich die 
Anspruchsmögllchkelt gewahrt Die Rahmenfrist wird verlän­
gert. 
Was nun aber die Voraussetzungen fOr die Verlängerung der 
Rahmenfrist betrHft, so möchten wir von der CVP-Fraktlon 
nicht auf den Zeltpunkt der Niederkunft abstellen. Hier 
schllessen wir uns der stossrlchtung der Minderheit Bar­
berat an. In diesem Sinne bezieht sich unser Antrag auf die 
Minderheit Berberat, die wir jedoch derart abändern, dass 
auf die einem Kind unter 1 o Jahren gewidmete Erziehung 
abgestellt wird. Sie werden sich fragen: Warum gerade 
1 o Jahre? Es Ist statistisch erwiesen, dass 73 Prozent aller 
Matter mit Kindern unter 1 o Jahren bereits wieder erwerbs­
tätig sind. Es entspricht der gelebten Realität, dass die Un­
terbrechung der Arbeit In der Regel In den frQhen Lebens­
jahren der Kinder erfolgt Die Gerichte gehen Im Rahmen 
von Zuweisungen von Unterhaltsbeiträgen In der Regel da­
von aus, dass es einer Mutter zuzumuten ist, wiederum ei­
ner Erwerbstätigkeit nachzugehen, wenn Ihr Jüngstes Kind 
mehr als 1 O Jahre alt Ist 
Die CVP-Fraktlon unterbreitet Ihnen mit diesem Antrag eine 
ausgewogene und kohärente Lösung. Wir wollen damit ei­
nem 1am111enpoImscnen Annagen zum ourchDrucn verne11en, 
ohne dabei gleichzeitig die Arbeitslosenversicherung finan­
ziell In !rge Bedrängnis zu bringen. Familien- und finanzpoli­
tische Uberlegungen lassen sich durchaus In Einklang brin­
gen. Den Beweis hlefOr liefern wir mit unserem Antrag. Er­
ziehenden, die aufgrund von Erziehungsarbeit Ihre Erwerbs­
tätigkeit unterbrechen, soll daraus kein Nachteil entstehen. 
UnterstOtzen Sie bitte den Antrag der CVP-Fraktlon - Im 
Interesse der erziehenden MOtter, und vielleicht auch der 
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Immer mehr erziehenden Väter. Zuhanden des Amtlichen 
Bulletins halte Ich fest, dass unser Antrag entgegen den 
schriftlichen Angaben auch Absatz 2 umfasst. Ich danke Ih­
nen fOr Ihre Aufmerksamkeit und Ihre Unterstützung. 

Gysln Hans Rudolf (R, BL): Mit diesem Artikel soll sicherge­
stellt werden, dass Frauen, die wegen einer Geburt die Ar­
beit aussetzen mOssen, die Mögllchkelt erhalten, Arbeitslo­
senentschädlgung zu beziehen, wenn sie zwar die Arbeit 
wieder aufnehmen wollen, aber keine Arbeit finden. Mit der 
bisherigen Regelung wurde allerdings viel Missbrauch ge­
trieben. Es gab In der Schweiz arbeitende Männer, welche 
Ihre ausländische Ehefrau nachgezogen haben, damit diese 
dann hier Arbeitslosenentschädigung beziehen konnte. Wir 
sind daher, wie die Gewerkschaften Obrlgens auch, zum 
Schluss gekommen, dass es nicht sinnvoll Ist, einfach nur 
die Geburt eines Kindes zur Bezugsvoraussetzung zu erklä­
ren, sondem dass damit zusätzlich eine zuvor ausgeObte Ar­
beitstätigkeit verbunden werden muss. 
Die ebenfalls von der Minderheit beantragte Ausdehnung 
der Rahmenfristen bis 16 Jahre nach der Geburt, also auf 
die ganze Erziehungszelt, erachten wir zudem als eine Ober­
mässlge Leistungsausweitung. Mit einer derartigen Rege­
lung wird man versuchen, mehrfach In den Genuss von 
Entschädigungen zu gelangen. Die FDP-Fraktion macht hier 
aber eine klare Einschränkung und möchte nur eine einma­
lige Mögllchkelt geben. Eine Ausweitung der Regelung auf 
die angesprochenen 16 Jahre nach der Geburt wQrde zu­
dem eine grosse administrative Belastung bedeuten. FOr 
jede Person, deren Kind unter 16 Jahre alt Ist und welche die 
Arbeltslosenentschädlgung bezieht, mOsste ein Register 
geführt werden. Aus diesem mQsste ersichtlich werden, ob 
jemand wegen des betreffenden Kindes bereits Arbeltslo­
senentschädlgung bezogen hat oder nicht. Wenn Sie noch 
die Wohnungs- oder Arbeitswechsel In diesem Zeitraum be­
denken, so wird das sehr schwierig. 
Die FDP-Fraktion beantragt daher, der einfachen Lösung zu­
zustimmen, welche jeder Person während der ersten drei 
Jahre den Anspruch auf Entschädigung gewährt und dieser 
Person damit erlaubt - das Ist der entscheidende Punkt -, 
sich In der ersten Zelt nach der Geburt sorgenfrei Ihrem Kind 
widmen zu können. 
Aus all diesen Granden ersuche Ich Sie, die Minderheitsan­
träge Berberat und Goll abzulehnen und dem Antrag der 
Kommissionsmehrheit und damit dem Entwurf des Bundes­
rates zuzustimmen. 

Flssler Htldegard (S, SG): Wenn man den neuen Artikel 9b 
und die Absätze 2bls und 2ter von Artikel 13 gemäss gelten­
dem Recht llest, wird es augenfäfllg, dass hier ein Leistungs­
abbau stattfinden soll. Nehmen wir als Beispiel Jene Mutter, 
die während ein bis zwei Jahren ein krankes, sagen wir 
neunjähriges Kind betreuen muss, und die danach wieder 
eine Erwerbsarbeit aufnehmen will bzw. muss, weil sie sich 
In einer finanziellen Zwangslage befindet: Sie wäre neu nicht 
mehr sofort bezugsberechtlgt. Dasselbe gllt Obrigens auch 
fOr einen Vater mit einer, sagen wir elfjährigen Tochter. Wol­
len wir das? Wollen Sie das? Wollen wir das, nur weil die 
finanzielle Zwangslage einigen administrativen Aufwand er­
fordert? Ich und mit mir die SP-Fraktlon sowie die Minderheit 
Goll wollen das auf keinen Fall. 
Wir beantragen Ihnen daher, In Artikel 13 Absätze 2bls und 
2ter beim gellenden Recht zu bleiben. Wenn Sie dies nicht 
unterstatzen können, dann stimmen Sie mindestens dem 
Minderheitsantrag Berberat zu Artikel 9b zu. FOr den Bezug 
einer Arbeitslosenentschädigung wird mit der Revision ja 
vorausgesetzt, aass a1e versicnerten vor aer «:ieDurt ,nres 
Kindes gearbeitet haben massen. Dann wird die Rahmen­
frist von zwei auf vier Jahre verlängert. In diesem Moment 
kenn eine Person nach der Geburt Ihres Kindes quasi drei 
Jahre zuhause bleiben, sich dem Kind widmen und dann 
Arbeitslosenentschädigung beziehen. Wir wollen nicht nur 
diese Regelung bis drei Jahre nach der Geburt. Mil dem 
Minderheitsantrag Berberat Ist dann auch der geschilderte 
Fall von vorher geregelt, und die Arbeltslosenlelstungen kön-
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nen direkt anschllessend bez-ogen werden. Es fällt dann also 
niemand durch die Maschen dieses Netzes. Wir verbessern 
so auch die Situation von Famlllen, welche ein Kind adoptiert 
haben. Das Ist nämlich ein Problem, das ungelöst bleibt, 
wenn man Artikel 9b nur so nimmt, wie er vom Bundesrat 
vorgeschlagen wird; das hat Ihnen Herr Berberat erklärt. 
Selbstverständlich unterstatzen wir den Antrag der CVP­
Fraktlon, falls die Minderheitsanträge Goll bzw. Berberat ab­
gelehnt werden. 

ZUpplger Bruno (V, ZH): Ich bitte Sie, dem Bundesrat und 
der Kommissionsmehrheit zu folgen. 
Die Mehrheit hat die Verlängerung der Rahmenfrist um zwei 
Jahre drin. Auch wenn man aus famlllenpolltlschen Gran­
den - und Ich kann hier sicher mitreden mit meinen fQnf Kin­
dern - den Anträgen der Minderheit Berberat und der CVP­
Fraktlon noch folgen könnte, muss Ich Ihnen doch sagen, 
dass eben auch die Kindererziehung und der Unterhalt dar 
Kinder ein Problem der Eigenverantwortung sein und blei­
ben sollen und nicht auch noch In diese Versicherung einge­
packt werden sollen. Wenn wir alles hlnelnpacken, was an 
WOnschbarem Im Raum steht, bin ich Qberzeugt, dass wir 
mit 2 Prozent, auch mit 1 Prozent Zusatz diese Versicherung 
nicht halten können. Und wir wollen keinen Ausbau des So­
zialstaates. Wir wollen wieder mehr auf Eigenverantwortung 
setzen. 
Ich bitte Sie, bei Artikel 9b und Artikel 13 Absätze 2bls und 
2ter der Mehrheit der Kommission zu folgen. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, pr~ldente): Le 
groupe ecologlste communlque qu'II soutlent la proposltlon 
de mlnorite Berberat et, si elle rejetee, la proposltlon du 
groupe PDC. 

Baader caspar CV. BL), fOr die Kommission: Zlel der Bestim­
mung von Artikel 9b Ist es, dass vor allem versicherte 
Frauen, welche wegen der Geburt eines Kindes Ihre Arbeit 
aussetzen massen, die Möglichkeit erhalten, Arbeitslosen­
entschädigungen zu beziehen, wenn sie die Arbeit nach der 
Geburt wieder aufnehmen wollen und keine Arbeit finden. 
Dieser Artikel soll den bisherigen Artikel 13 Absätze 2bis 
und 2ter ersetzen. Damit soll der Situation beim Famlllen­
nachzug begegnet werden, die vorhin von Frau Goll geschil­
dert worden Ist. Aufgrund des bisherigen Artikels 13 Absätze 
2bls und 2ter hatten nämlich In der Schweiz arbeitende Ehe­
männer die Mögllchkell, dass ihre Frauen Im Rahmen des 
Famlliennachzuges In die Schweiz kommen und hier eine 
Arbeltslosenentschädlgung beziehen konnten, ohne je hier 
gearbeitet zu haben. Sie mussten nach der Geburt einfach 
eine wirtschaftliche Zwangslage nachweisen, was auf der 
anderen Seite von den Behörden nicht Immer einfach zu be­
urteilen war. Neu wird deshalb auf das Kriterium dieser 
Zwangslage verzichtet. Es soll aber nicht nur auf die Geburt 
eines Kindes als Bezugsvoraussetzung abgestellt werden, 
sondern es soll neu auch verlangt werden, dass die versi­
cherte Person vor der Geburt Ihres Kindes In der Schweiz 
gearbeitet hat. 
Mil dieser neuen Regelung wird beim Vorhandensein der 
Kriterien der Geburt und der frOheren Arbeit die Rahmenfrist 
von normalerweise zwei Jahren auf vier Jahre verlängert, 
d. h., eine Frau kann nach der Geburt des Kindes bis zu vier 
Jahre zu Hause bleiben und dann Arbeltslosenentschädl­
gung beziehen. 
Mit dem Minderheitsantrag Berberat soll der Zeitraum fOr 
diese vierjährige Frist bis auf 16 Jahre nach der Geburt ver­
langen weraen. Mit aem Antrag aer CVP-Fraktlon, aer aer 
Kommission nicht vorgelegen Ist, soll - als Kompromiss -
diese Frist bis auf 1 O Jahre erstreckt werden. Die Mehrheit 
will aber nur das Aussetzen der Erwerbstätigkeit während 
der Geburt und der Betreuung In den ersten vier Lebensjah­
ren nach der Geburt abdecken, also keinen Qberlangen 
Schwebezustand aufrechterhalten. 
Auch die Minderheitsanträge Goll zu den Absätzen 2bls, 2ter 
und 4 von Artikel 13 wurden von der Mehrheit klar abge-
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lehnt. Die Minderheit Goll zu Absatz 2bls wurde deshalb ab­
gelehnt, wen diese Bestimmung neu durch Artikel 9b ersetzt 
wurde, die Kommission keine Frist von 16 Jahren mehr 
wollte und auch auf den Nachweis der Zwangslage nach ei­
ner Erziehungsperiode verzichten wollte. 
ZU Frau Fässler: Das Problem der Adoption Ist In Artikel 9b 
Absatz 6 geregelt worden, Indem der Bundesrat dort eine 
Kompetenz erhält, diese Angelegenheit auf dem Verord­
nungsweg zu regeln. 
In diesem Sinne beantragt Ihnen die Mehrheit der Kommis­
sion - der Entscheid fiel mit 13 zu 8 Stimmen - die Ableh­
nung der Minderheitsanträge und die Zustimmung zur 
Mehrheit. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: La 
maJorlte de la commlsslon sult le Conseil federal et entend 
par la facl!lter la relnsertion des assures qul lnterrotnpent 

- · leur yte professlonnelle a 1a nalssance de leur enfant pour 
s'en occuper et surtout pour assumer la responsablllte edu­
cative. Cette article tient donc compte de Ja volonte afflnnee 
par les deux Chambres de llmlter le drolt au bonus educatlf 
aux seules personnes qul ont acquls, avant l'lnterruption 
professlonnelle pour des ralsons educatives, une periode de 
cotisation minimale en Sulsse. 
C'est la ralson pour laquelle la majorlte de 1a commlsslon 
vous propose egalement de reJeter la proposltlon de mlno­
rlte Goll, a l'article 13. 
L:article 9b slmpllfle l'executlon et ellmlne surtout le rlsque 
d'abus qul a souvent allmente le debat polltlque. II exlge que 
fassure alt travallle sur le marche du travall sulsse, mals 
supprlme la condltlon de necesslte economlque, ce que de­
mandalt aussl, entre autres, la motion Baumann J. Alexan­
der 98.3202. 
La proposltlon de mlnorlte Berberat, et la proposltlon du 
groupe democrate-chretien qul ne nous avalt pas ete sou­
mlse en commlsslon, ne combattent pas, dans le fond, l'ob­
Jectlf de cet article, mals estiment - a Juste tltre d'allleurs -
que les blographles des meres sont trlts dlfferenclees. Alors 
qua les unes optent pour un retralt du marche du travall lors 
de la nalssance de leur enfant, d'autres ne renoncent que 
plus tard seulement, et souvent temporalrement, a r exerclce 
d'une activlte professlonnelle pour assumer l'entlere respon­
sablllte educatlve des enfants. Or, la formulatlon cholsle par 
le Consen federal est dans ce sens trlts limitative. 
C'est dans le soucl d'accorder a chaque famllle le drolt de 
cholslr son mode de vte - famllle a un revenu ou famllle a 
deux revenus - que la minortte propose une correction a 
l'allnea 2, correction reJetee par la majorite de la commls­
slon, mals s'lnscrlvant toutefols dans la loglque de l'all­
nea 1 er lettre a propose par la mlnorite. Elle reprend l'ldee 
du bonus educatif, lequel a lnclte les cantons a exlger que le 
travall educatif soft reconnu dans la lol comme motlf de llbe­
ratlon des condltlons relatives a la periode de cotisatlon. 
Personnellement, Je soutlendral la proposltlon de mlnorite et 
suls tentee de vous lnvlter a faire de mime. 
La proposltlon du groupe democrate-chretien va dens Je 
mime sens. Elle tient campte des realltes famlllales actuel­
les. Quant a la proposltlon de mlnortte Goll a l'article 13 all­
neas 2bls et 2ter, la majortte de votre commlsslon vous 
propose de ne pas lntrodulre ces deux allneas en ralson du 
nouvel article 9b, lequel regle la question du bonus educatif. 
Avec l'article 9b, nous avons repondu aux prtnclpas et aux 
ldees dlrectrlces de l'assurance-ch&nage en exlgeant que 
seules les personnes ayant exerce une actlvtte lucrative 
alent drolt ä une prestatfon. II s'aglt plus partlcullerement 
des jeunes meres de famllle, II taut lcl peut-6tre le rappeler. 
Avec cet amc1e, 1e 1eg1s1ateur a accepte J'at>ancton ae ia con­
dltlon touchant la necesslte economlque. Or, c'est preclse­
ment cet element qul est lcl relntrodult par la mlnortte, cecl 
dans un contexte partlculier et par soucl de tenlr compte de 
la dlverslte des modes de vte famlllale. 
Je vous rappelle brlevement que cette dlsposltlon aujour­
dhul en vigueur a falt l'objet de nombreuses crltiques. Elle 
perrnet surtout aux femmes ayant connu un parcours faml­
llal - II taut le rappeler - dlt tradltlonnel de s'lntegrer plus ra-

pldement sur le marche'de l'emplol, par exemple ä 1a ·sulte 
dun dlvorce, solt de beneflcler des mesures d'accompagne­
ment et de ne pas Atre dependantes de l'asslstance soclale. 
Asslstance qui peut dans cette sltuatlon - comme nous le 
prouvent les differentes etudes scientiflques - avolr un effet 
negatlf sur le developpement de l'ensemble de la commu­
naute famlllale et sur l'lnsertion professionnelle non seule­
ment a court, mals aussl a long tenne. 
Cette dlsposltlon de l'article 13 allneas 2bls et 2ter est en falt 
en contradlction avec l'artlcle 9b. La maJortte de votre com­
mlsslon vous propose, par 13 volx contre 8, de reJeter la pro­
posltlon de mlnorlte Goll a l'article 13 et de vous ralller a la 
majorlte. Je vous l'al dlt: Je sulvral la mlnorlte sur ce polnt de 
polltlque famillale. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Nous sommes en 
face de quatre proposltlons: la proposltlon de mlnortte Goll, 
la proposltlon de mlnorlte Berberat, la proposltlon du groupe 
democrate-chretien et la proposltion de la maJortte de la 
commlsslon que vlent de defendre, comme c'est son devolr, 
le rapporteur de la commlsslon, Mme Meier-Schatz. 
Tout d'abord, la proposltlon de mlnorlte Goll, c'est le statu 
quo. Mme Goll nous l'a dlt au debut de ce debat, alle est 
contre les changements dans ce domalne. Elle est fidele ä 
elle-m6me et alle nous propose de nous en tenlr au texte ac­
tuel. Le texte actuel a une grande falblesse; II a provoque 
des abus qul sont choquants et surtout lrrltants et qul com­
promettent l'acceptabillte dans l'oplnlon publlque de rassu­
rance-chOmage. On a vu des etrangeres venlr en Sulsse 
pour beneflcler de ce bonus educatif et on aalt comblen la 
populatlon sulsse et mAme 1a populatlon etrangere resldant 
en Sulsse sont sensibles a tous les abus qul sont lles a des 
problemes d' emlgration. 
Je crols donc qu'll taut repousser la proposltlon de mlnorlte 
Goll parce qu'elle a condult, r~rlence l'a montre, a un 
certaln nombre d'abus, m6me sl, en sol, elle est blen lnten­
tlonnee, ce qul est evident. Mals l'enfer est pave de bonnes 
Intentions, comme on dlt dans une expresslon franQalse. 
Ensulte, a l'autre extremlte, II y a le projet du Conseil federal 
qul donne un prMlege a l'occaslon de la nalssance d'un en­
fant. On prolonge le delal-cadre et on pennet alnsl aux 
femmes de se consacrer plus longtemps, a l'occaslon de la 
nalssance d'un enfant, a l'a::lucatlon de cet enfant et a ne 
pas perdre leur drolt a l'assurance-chOmage sl alles deslrent 
reprendre leur travall. C'est vral que c'est limlte dans le 
temps et que c'est ä l'occaslon de 1a nalssance d'un enfant 
Ce projet est simple; II est un progrlts par rapport, non pas 
au statu quo pulsque c'estjusqu•a 16 ans a ceJour, mals par 
rapport a la sltuation d'avant l'assurance-chOmage oi'J une 
femme qul devalt lnterrompre son actlvtte professlonnelle 
etalt demunle si eile voulalt la reprendre et qu'elle ne trouvalt 
pas de poste tout de sulte. C'est une solutlon qul correspond 
au modele majorltalre de la famllle helvetique. C'est une so­
lutlon moderee qul ne charge pas trop le bateau du polnt de 
vuesoclal. 
La proposltlon de mlnortte Berberat et la proposltlon du 
groupe democrate-chretien veulent aller plus loln. Elias veu­
lent donner ce prMlege une fols: la proposltlon de mlnortte 
Berberat jusqu'a rage de 16 ans et la proposltlon du groupe 
democrate-chretien Jusqu'a rage de dlx ans. Une fols durant 
cette periode, on pourralt beneflcler du prMlege que nous, 
nous ne souhaltons accorder qu'a la nalssance. Comme dl­
salt Paracelse, «tout est un probleme de mesure», tout est 
dans la dose. Nous, nous pensons qu'en en restant a la so­
lutlon du Consell federal, on a une solutlon qul n'est pas par­
falte, mals qul evlte la aussl des abus. Parce qu'en dlx ans, 
Deaucoup cte cnoses peuvent se passer, pour M. c.1na, et 
encore plus en 16 ans, sl on sult la proposltlon de mlnorlte 
Berberat. Les contrOles sont dlfflclles et on creera une sorte 
de drolt ä proflter de cette exception, que nous voudrlons re­
server speclalement au cas particuller de la nalssance oi'J on 
aalt que la presence de la mere auprlts de l'enfant est sou­
haltable, m6me pour une perlode plus longue que ce qul est 
slmplement posslble en fonction des dlsposltlons du drolt du 
travall actuel. C'est ce que l'on permet malntenant. 
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Aller plus loin, c'est rlsquer des abus et c'est surtout charger 
un cOte du bateau que nous essayons de condulre a bon 
port, c'est donc provoquer un certaln desequlllbre. Ce dese­
qulllbre n'est pas dramatlque, c'est le molns qu'on pulsse 
dlre, mals c'est quand m&me un certaln desequlllbre. 
C'est la ralson pour laquelle nous vous demandons de 
repousser ces proposltlons et de vous en tenlr, comme l'a 
demande Meier-Schatz au nom de la majorlte de la commls­
slon, a la decislon du Conseil des Etats amendee par la ma­
Jorlte. 

Berberat Dldier (S, NE): Apres avoir 8)(amlne la questlon et 
pour evlter reparplllement des volx sur la proposltlon du 
groupe PDC/Clna et ma proposltlon de mlnorlte, et pour 
evlter des votes tactlques toujours posslbles dans cette 
encelnte, je modlfle ma propositlon dans le sens de celle de 
M. Clna, c'est-a-dlre que ma proposltlon passera de 16 a 
1 o ans. Cela devlendra donc une proposltfon Berberat/Clna 
ou Clna/Berberat, cela m'est egal. 

Art. 13 Abs. 2bls, 2ter -Art. 13 al. 2bls., 2ter 

Abstimmung- Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit ..•• 92 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit •••• 60 Stimmen 

Art. 9b Abs. 1, 2 -Art. 9b al. 1, 2 

Abstimmung - Vote 
Für den modifizierten Antrag der Minderheit/ 

Antrag der CVP-Fraktlon .••. 80 Stimmen 
FOr den Antrag der Mehrheit ..•• 74 Stimmen 

Art. 9b Abs. 3-6 -Art. 9b al. 3-6 
Angenommen -Adopte 

Art.11 Abs. 2; 11a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 11 al. 2; 11a 
Proposition de la commissfon 
Adherer a la decislon du COnsell des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.13 Abs.1, 3-5 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Berberat, Fässler, Genner, Goll, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Studer Helner) 
Unverändert 

Abs.3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.4 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 
(fAll6 dur Antrog dor Mlndorhelt Borborot Abgelohnt wird) 
Der Bundesrat kann für spazlelle Berufe und Fälle eine kür­
zere Beitragszelt erlassen. 

Antrag Ga/II 
Abs.4 
Der Bundesrat kann für Arbeltnehmende In künstlerischen 
Berufen mit befristeten Anstellungen eine kOrzere Beitrags­
zelt festlegen. 

Amtliches Bulletln der BundesVeniammlung 

Abs.5 
Die Einzelheiten regelt die Verordnung. 

Antrag Robb/an/ 
Abs.1 
.... Beschäftigung ausgeübt hat Versicherte, die das 55. Al­
tersjahr erreicht oder Oberschritten haben und Innert dreler 
Jahre nach Ablauf der Rahmenfrist für den Leistungsbezug 
erneut arbeitslos werden, müssen eine Mindestbeitragszelt 
von 8 Monaten aufweisen. 
(entsprechende Anpassung von Art. 27 Abs. 2 Bst. a) 

Art. 13 al. 1, 3-5 
Proposition de la commisslon 
Al. 1 
Ma/orlte . 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Mlnorlte 
(Berberat, Fässler, Genner, Goll, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Studer Helner) 
lnchange 

Al.3 
Adherer a la declslon du COnsell des Etats 

Al. 4 
Majorlte 
Rejeter la proposltlon de la mlnorlte 
Mlnorlte 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 
(au cas oCJ la proposltlon de la mlnorlte Berberat seralt reje­
tee) 
Le Conseil federal peut edlcter une raductlon de la perlode 
de cotlsatlon pour certalnes professlons speclales alnsl que 
dans certalns cas partlcullers. 

Proposition Gall/ 
Al.4 
Le conseil federal peut fixer une perlode de cotlsatlon plus 
courte pour les parsonnes actlves dans les professlons ar­
tlstlques dont remplol est a duree determlnee. 
Al. 5 
Les modalltes de detall sont reglees par vole d'ordonnance. 

Proposition Robblanl 
Al. 1 
..•• relatives a la perlode de cotlsatlon. Cassure de 55 ans ou 
plus, qul se retrouve au chömage dans rlntervalle de trols 
ans a l'lssue de son d,1a1-cadre d'lndemnlsatlon, dolt justlfler 
d'une perlode de cotlsatlon minimale de 8 mols. 
(cela entralne radaptatlon de l'art. 27 al. 2 let a) 

Berberat Dldler (S, NE): Par ma proposltlon de mlnorlte a 
l'artlcle 13 alln6& 1 er, je demande d'en rester au drolt actuel 
et de refuser l'allongement de la perlode de cotlsatlon de 6 a 
12 mols. 
En effet, a rheure actuelle, celul qul, dans les llmltes du de­
lal-cadre, a exerce pendant 6 mols une actMt, soumlsa a 
cotlsatlon, rempllt les condltlons relatives a la periode de co­
tlsatlon. Le Conseil des Etats a sulvl le Conseil fed,ra1 en 
falsant passer ce d"al de 6 a 12 mols, ce qul est un slgnal 
tres negatlf pour les chömeuses et les chömeurs de notra 
pays. Cette dlsposltlon, qul a pour but d'allgner la SUlsse par 
rapport aux pays de !'Union europeenne, pourralt ne pas po­
-• lluJJ uw JJIUule1mn, on ..a6 do houtu t;Qnjonvture ot do 
pleln emplol. Cependant, on constate malheureusement que 
les nuages sont en traln de s'amonceler sur l'economle 
sulsse. En effet, en novembre, le taux de ch&nage a passt\ 
de 1,9 pour cent a 2, 1 pour cent et le mols demler, le 
nombre de chömeurs et de chömeuses a augmente de 
9335 personnes pour se sltuer a envlron 78 000 personnes. 
M. Couchspin, conselller fed,ra1, l'a d'allleurs rappele tout a 
!'heure. 
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Je vous rappelle aussl que lorsque la commlsslon a siege en 
octobre, nous en etlons encore a 62 000 chömeurs, avec un 
taux de 1,7 pour cent Donc, en deux mols, le taux de chö­
mage a augmente de 0,4 pour cent et de plus de 16 000 per­
sonnes. SI cette tendance se poursult, cela pourralt poser de 
serleux problilmes pour les travallleurs et les travallleuses 
les plus fragiles qul sont peu ou pas quallfles et qui exercent 
souvent des emplols precalres. Le problilme est de savolr sl 
la lol sur l'assurance-chömage est une lol falte pour les cas 
de beau temps ou egalement pour les cas de mauvals 
temps. Pour nous, la reponse est clalre, cette lol dolt nous 
permettre d'affronter la mauvalse conjoncture. Au surplus, II 
y a un fort rlsque, sl ce delal passe de 6 a 12 mols, que les 
cantons qul seralent deja touches par un fort taux de chö­
mage dolvent encore completer, a leurs frais prlnclpalement, 
les perlodes de cotlsatlon en offrant des emplols par le blals 
des mesures de crlse ou des mesures de relnsertlon. II y a 
donc le rlsque d'un transfert de charges de la Confederatlon 
sur les cantons, alors que la lol devralt pouvolr jouer un röle 
de solldarlte confederale. Cela se repercuteralt egalement 
sur l'alde soclale, qul est de la competence des cantons et 
des communes qul sont, comme on le salt deja, fort solllcltes 
flnanclilrement. N'oubllons pas, et cela est preclse dans le 
message, que 8,4 pour cent des personnes actuellement au 
chömage n'auralent plus drolt aux prestatlons de l'assu­
rance, sl le delal passalt de 6 a 12 mols. En cas de montee 
du chömage, plusleurs dlzalnes de mllllers de personnes 
pourralent donc alors Atre touchees et la sltuatlon est deja 
en traln, on l'a vu, de se pejorer. On peut egalement evoquer 
le rlsque que ces personnes se tournent vers l'assurance­
lnvalldlte, ce qul chargeralt aussl la Confederatlon. 
En concluslon, sl l'on veut evlter de creer des degäts so­
claux conslderables, Je vous demande de soutenlr ma pro­
posltlon de mlnorlte et d'en rester au delal de 6 mols. 
En ce qul concerne l'allgnement sur les normes des pays de 
l'Unlon europeenne, II m'apparaTt que l'on ne peut pas tau­
Jours s'allgner lorsque les normes sont plus restrlctlves. SI le 
Conseil federal souhalte s'allgner, qu'll le fasse aussl lorsque 
les normes europeennes sont plus soclales, ce qul est trils 
souvent le cas, malheureusement pour nous, et le groupe 
soclallste le soutiendra de taut coeur et plelnementl 

Goll Christine (S, ZH): Ich habe es bereits In der Eintretens­
debatte betont Unsere Fraktion will keine Verdoppelung der 
Beitragszelt von 6 auf 12 Monate, weil auch mit dieser Mass­
nahme eine grosse Zahl von Arbeitslosen bzw. potenzlellen 
Arbeitslosen aus der Arbeitslosenversicherung ausgeschlos­
sen wird. Ich begrOnde hier den Eventualantrag der Minder­
heit Goll zu Artikel 13 Absatz 4, der für den Fall gilt, dass der 
Antrag der Minderheit meines Fraktionskollegen Berberat zu 
Absatz 1 abgelehnt werden sollte. 
Was beinhaltet dieser Eventualantrag? Es geht darum, dass 
wir dem Bundesrat auf Gesetzesebene eine Kompetenz ein­
räumen wollen, und zwar die Kompetenz, dass er bei spezi­
ellen Berufen oder In speziellen Fällen eben eine kürzere 
Beitragszelt als die Jetzt neu festgelegten zwölf Monate er­
lassen kann. Ich betone das Wort «kann»: Wenn Sie näm­
lich diesen Eventualantrag genau lesen, dann sehen Sie 
auch, dass es sich hier um eine harmlose Kann-Formulie­
rung handelt. Der Bundesrat hat also noch Jede Freiheit. Es 
geht uns darum, dass spezielle Berufskategorien - Ich 
denke hier vor allem an die Kategorie der temporär, der be­
fristet angestellten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
Ich denke aber auch an die mehrfach beschäftigten Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die also mehrere Arbeitge­
ber haben - nicht um Ihren Versicherungsschutz betrogen 
werden. 
Die Berufsbereiche, die Branchen, die Ich hier anspreche, 
betreffen Insbesondere den gesamten Kulturbereich an, be­
troffen sind aber auch die Berufe der Medlenschaffenden. Es 
geht also um Regisseurinnen und Regisseure, um Schau­
spielerinnen und Schauspieler, um Musikerinnen und Musi­
ker, aber auch um die Angestellten Im technischen Bereich, 
um Technikerinnen und Techniker, es geht um Journalistin­
nen und Journalisten, Künstlerinnen und Künstler. 

Wenn Sie dem Antrag der Mehrheit folgen, dann wird das 
dazu führen, dass genau die Personen dieser Kategorien 
von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen, die Ich Jetzt ex­
emplarisch aufgezählt habe, faktisch aus der Arbeitslo­
senversicherung ausgeschlossen werden, obwohl auch sie 
Ihre Beiträge In diese Versicherung elnbezahlen - das muss 
Ihnen bewusst sein. Ich spreche hier konkret von Freischaf­
fenden, und Ich bitte Sie, diese nicht mit Selbstständlgerwer­
benden zu verwechseln. Selbstständlgerwerbende zahlen Ja 
keine Beiträge In die Arbeitslosenversicherung und haben 
dementsprechend keinen Anspruch auf Leistungen der Ar­
beitslosenversicherung. Ich spreche hier von Freischaffen­
den, die sehr oft befristete Arbeitsverträge bei mehreren 
Arbeitgebern haben. Ihre Aufträge reichen Je nachdem von 
einem über mehrere Tage bis hin zu mehreren Wochen. Ich 
möchte betonen, dass diese Freischaffenden - oft Künstler 
und Künstlerinnen - vollzeltllch und ganzjährig arbeiten. 
Aber es gibt eben Immer wieder Situationen, In denen sie 
zwischendurch kein Engagement finden. Bisher wurde eine 
solche existenzgefährdende Situation von der Arbeitslosen­
versicherung überbrOckt. 
Ich bitte Sie vor allem aus zwei GrOnden, mindestens die­
sem Eventualantrag zuzustimmen: 
1. Dieser Antrag Ist praktikabel. Ich sage das deshalb, weil 
wir bereits heute eine Verordnung zur Arbeitslosenversiche­
rung haben, die genau diese temporär und mehrfach be­
schäftigten Arbeltnehmenden klar definiert. 
2. Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass der 
Bundesrat Jetzt selber gerade Im Rahmen der ersten Revi­
sion des BVG - der zweiten Säule also - genau diesen Ar­
beitnehmerkategorien Rechnung trägt Er hat jetzt In die 
Revlslonsvorlage aufgenommen, dass diese befristet oder 
mehrfach beschäftigten Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin­
nen auch In den Genuss des Versicherungsschutzes der 
zweiten Säule - des BVG - kommen sollen. Ich bitte Sie 
also hier, für Kongruenz zwischen den Sozialversicherungen 
zu sorgen und mindestens dem Eventualantrag zuzustim­
men. 

Galll Remo (C, BE): Die In Artikel 13 vorgeschlagene Ver­
längerung der Mindestbeitragszelt von 6 auf 12 Monate kann 
für Berufsleute Im Bereich der Bühnen- und Szenenkünste 
mit befristeten und deshalb häufig wechselnden Anstellun­
gen fatale Folgen haben, nämlich beinahe den faktischen 
Ausschluss aus der Arbeitslosenversicherung. 
Was Ich also mit meinem Antrag sicher verlangen möchte, 
Ist eine gesicherte Weiterführung der bisherigen Verord­
nungsregelung In einer eingeschränkten, aber doch kontrol­
llerbareren Form. Betroffen sind Insbesondere die künstle­
rischen Berufe von Schauspielern und Schauspielerinnen, 
Balletttänzern und Balletttänzerinnen, Spielleitern und Spiel­
leiterinnen, Regisseuren und Regisseurinnen, Theater- und 
Filmtechnikern bzw. -technlkerlnnen, Musikern und Musike­
rinnen des E-Berelchs bis zur Volksmusik, Sprecher und 
Sprecherinnen sowie Personen bzw. Journalisten und Jour­
nalistinnen mit einer kurzfristigen Anstellung bei audiovisuel­
len Medien. 
Einige Tausend Temporärbeschäftlgte Im Bereich von 
Bühne, Film, Audiovision, E- und Volksmusik müssen auf­
grund der spezifischen Arbeitssituation sozusagen von Na­
tur aus, also auch unfrelwllllg, ohne Flxverträge arbeiten -
mal hier, mal dort Geht ein Engagement zu Ende, ohne 
dass ein neues In unmittelbarer Aussicht steht, kann Arbeits­
losigkeit entstehen. Einsätze In diesen Berufen dauern oft ei­
nen Tag bis einige Wochen. Bel gewissen Engagements 
s1na a1e K:unstscnanenaen nur an gewissen Tagen engagiert 
und können ohne Selbstverschulden In der Zwischenzelt 
keine andere geregelte Arbeit annehmen. 
Im Sinne des Avlg wird nur ein Tell der Engagements der 
Kunstschaffenden berOckslchtlgt. Im Gegensatz zu anderen 
Berufen können tellzeltangestellte Kunstschaffende Vorbe­
reitungszelt - z. B. Rollen oder Techniken lernen -, Nachbe­
reltungszelt, Reisezelten, Erholungspausen, Suche nach 
weiteren Engagements und Weiterbildungszelt nicht als Ar-
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beltszelt ausweisen. In anderen Berufen, z. B. bei den Bank­
angestellten usw., Ist dies möglich. 
Bel solchen im Kulturbereich temporär Baschäftlgten sind 
Ferien - da es diese bei den Temporäranstellungen im 
Kunstbereich gar nicht gibt - Im Avlg nicht anrechenbar. Das 
Gleiche gilt für Oberstunden; In dieser Branche wird oft 
70 Stunden pro Woche gearbeitet. 
Kulturschaffende gehen mit der Berufswahl ein Risiko ein, 
das Ist richtig. Umgekehrt gehören Kultur, gehören Besuche 
von Theatern, Museen, Konzerten, Volksmusikanlässen zur 
Lebensqualität einer Gesellschaft. Wir sind bereit, diese In­
stitutionen mit Subventionen zu unterstotzen, d. h., wir ga­
rantieren bei Theatern, TV; Radio, Museen, Volksmusik­
sendungen die Festanstellung von Sekretären und Sekretä­
rinnen, Direktoren und Direktorinnen sowie Abwarten und 
Abwartlnnen, aber nicht die der Kunstschaffenden, ohne 
welche die Kulturinstitutionen Ja gar nicht existieren könnten. 
Gut 50 Prozent dieser Kulturschaffenden erhalten nie eine 
ständige Anstellung. So haben z. B. im Theaterbereleh nur 
wenige einen Saisonvertrag, der Obrlgens auch nie ein gan­
zes Jahr dauert. Die meisten sind fOr die Produktion eines 
StOckes, für Tourneen oder Sendereihen zu Löhnen von 
2000 bis 3500 Franken angestellt. Es geht nicht um die 
Stars, das sind nicht die Avlg-Fälle. Schauspieler und 
Schauspielerinnen, Musiker und Musikerinnen sowie Ton­
und Fllmteehniker bzw. -technlkerlnnen wissen oft nicht, wie 
es in der nächsten Saison bei einem Teilengagement weiter­
geht. Theaterensembles, Orchester, FIimteams leben nota­
bene nleht nur von Stars, die die oberste Sprosse der Leiter 
erreicht haben, sondern auch vom Mittelbau, vom Durch­
schnitt, von Nebenrollen, ohne die gar nleht gespielt werden 
kann. Diesen Mittelbau braueht es. Er hat keine Daueran­
stellung, wie dies bei Angestellten von Banken, Dienstlei­
stungsbüros und Produktionsfirmen der Fall Ist. 
Die Ausnahmeregelung ist keine Neuerfindung, sondern er­
probt. Im frOheren Avlg bzw. In der bisherigen Verordnung 
von 1983 wurden diese Berufe mit häufig wechselnder An­
stellung bereits definiert, und zwar in Artikel 8, «Berufe mit 
häufig wechselnden oder befristeten Anstellungen». Diese 
Regelung hat fOr Kunstschaffende funktioniert, wobei sie 
Jetzt punkto Kontrolle optimiert werden kann. 
Die Ausnahmeregelung gewährt die Kompatibllltät mit den 
Sozialversicherungen. In der laufenden BVG-Revision wurde 
bereits eine Sonderregelung In den bundesrätlichen Entwurf 
aufgenommen. Aueh für Faehhochsehulen gewährt man 
zum Beispiel zukünftigen Musikern und Muslkarlnnen sowie 
Schauspielern und Schauspielerinnen besondere Zulas­
sungsregelungen. 
Helfen Sie diesen kOnstlerlschen Berufen, dass diese Ver­
ordnung In der Zukunft gesichert ist, damit diese Leute ln 
diesem Sonderfall, der nun wlrklleh einer Ist und fQr den die 
Betroffenen nichts können, eine Sicherung für die Zukunft 
haben! 

La presldente (Maury Pasquler Lillane, presldente): Le 
groupe liberal communlque qu'II soutient ia majorlte contre 
les mlnorltes Berberat et Goll. En revanche, II soutiendra la 
proposltlon Galll. 

Fissler Hlldegard (S, SG): In der WAK war bei diesem 
Thema eine elgentlleh etwas merkwürdige Interpretation zu 
hören. Es wurde nämlleh sozusagen als Entgegenkommen 
geschildert, dass auf der einen Seite weniger Taggelder aus­
bezahlt werden sollten und auf der andern Seite die Bei­
tragszelt länger dauern sollte. Es Ist zwar sehon ein 
t:.ntgegenKOmmen, wenn man an einem Ort kürzt und am 
andern verlängert, aber es hat für die Betroffenen natilrllch 
zweimal einen negativen Effekt. Ich welss nieht, ob das hu­
moristisch gemeint war. Mir kam es eher ein bisschen 'Z'/· 
nlsch vor. 
Ich möchte Ihnen erklären, warum leh Sie bitten möehte, In 
Artikel 13 Absatz 1 die Minderheit Berberat zu unterstiltzen 
oder, allenfalls, den Eventualantrag der Minderheit Goll zu 
Absatz 4. leh nenne Ihnen dafOr vier GrOnde: 
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1. Es gibt viele Berufe mit befristeten Arbeltsverhältnlssen, 
wie sie von Kollege Galll gesehlldert worden sind. leh kann 
auf eine ausfOhrliche Schilderung verzichten. 
2. Es gibt eigentlich keine Notwendigkeit, von 6 auf 12 Mo­
nate zu gehen, weil es gar keine negativen Erfahrungen gibt. 
3. Nehmen wir an, wir bekämen eine höhere Arbeitslosigkeit, 
was Ich nicht hoffe. Menschen, die wieder einen Job gefun­
den haben, sind dann auch wieder schneller arbeitslos, 
wenn wir Im Gesamten weniger Arbeit haben. Das bedeutet, 
dass sie dann eine kürzere Beitragszelt benötigen, damit sie 
wieder anspruchsberechtigt sind. 
4. Man findet In der Botschaft folgende Zahl: Es wären heute 
ungefähr 8,4 Prozent der BezOgerlnnen und Bezüger, die Ih­
ren Anspruch verlören. Gehen wir von 75 000 Arbeitslosen 
im Moment aus, wären heute rund 6500 Leute nleht an­
spruchsberechtigt Wenn wir in der Botschaft welterschauen, 
sehen wir, wer unter denjenigen, die diesen Anspruch verlo­
ren, Oberdurehschnlttlieh betroffen wäre: Es wären die Jun­
gen, und es wären die In der Romandia und Im Tessin 
lebenden Arbeitslosen, die jetzt noch profitieren und dann 
nicht mehr profitieren könnten. 
Aus diesen GrOnden möehte Ich Ihnen beantragen, beim 
geltenden Recht zu bleiben, also den Antrag der Minderheit 
Berberat zu unterstotzen. Wenn Sie dazu nicht Hand bieten 
können, möchte Ich Sie bitten, wenigstens für die Berufe, die 
Frau Goll In Absatz 4 anspricht, dem Minderheitsantrag Goll 
zu folgen. 

Pelll Fulvlo (R, Tl): Le groupe radlcal-democratlque soutient 
la proposltlon de la maJorlte de la commlsslon qul porte la 
perlode minimale de cotlsation donnant drolt a l'lndemnlte a 
12 mois au Heu de 6 mois, comme c'est ie cas aujourd'hul. 
Cette evolution est la consequence dlrecte des accords blla­
teraux en regard de la llbre clrculatlon des personnes et alle 
constltue une adaptation de notre systeme aux regles en vl­
gueur dans les pays de l'Unlon europeenne. II s'aglt d'une 
adaptatlon Indispensable sl l'on veut evlter le rlsque de volr 
augmenter massivement le nombre d'etrangers qul vlen­
dralent travalller pendant 6 mols en Sulsse ofJ les lndemnltes 
de chOmage sont blen plus Interessantes qua celles qul 
existent dans leur pays. La mesure proposee est donc une 
mesure de coordlnatlon Internationale, mals aussl de lutte 
contre les abus. 
Le Conseil federal a blen mls en evidence les consequences 
de ce chengemenl Appllquee selon les donnees de l'annee 
1998, cette mesure auralt provoque une dlmlnution des ln­
demnites journalleres de 8,4 pour cent, mais cette dlmlnu­
tlon auralt touche surtout des Jeunes, donc la categorle de 
travallleurs qul ont les melileures Chances de retrouver vlte 
un travall et alnsl de payer de nouvelies cotlsatlons. Elle 
n'auralt donc pas eu de consequences dramatiques. 
La proposltion de mlnorlte Berberat se preoccupe des pro­
blemes qul pourralent se poser sl 1a haute conjoncture ne 
devalt passe malntenlr et demande d'en rester a 1a sltuatlon 
actuelle. La mlnorlte Berberat voudralt une lol pour le mau­
vals temps. Selon le groupe radlcal-democratlque, cette ml­
norlte se trompe. II n'est en effet pas Justffle, dans une 
periode dans laquelle le taux de chömage est bas, de maln­
tenlr des regles qul ne sont pas indispensables et qul pour­
ralent mAme, surtout pour des Jeunes gens, Atre conslde­
rees comme des prlvlleges. Le changement propose etant 
une mesure necessalre qul ne met pas en dlscussion la 
substance et l'efflcaclte de l'assurance-ChOmage, l'Mlua­
tlon des lnterAts en Jeu pousse le groupe radlcaklemocrati­
que a conslderer comme posltlf le passage de la perlode de 
cottsanons de 15 a 12 mois. 
Une proposltlon subsldiaire de mlnorlte Goll propose un 
nouvel allnea 4 a l'artlcle 13, qul pennet au Conseil federal 
de prevolr par ordonnance une reductlon de la perlode de 
cotlsatlons de 12 mols pour certalnes professlons. M. Galll 
formule une proposltlon plus llmltee a laquelle, sl f al blen 
comprls, la mlnorlte Goll se rallle. Nos deux collegues pen­
sent surtout aux artlstes de theätre, du clnema, qul ne tra­
valllent qua pendant des periodes limitees dans le temps et 
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qul pourralent donc avolr des dlfflcultes ä rempllr la condltlon 
de cotlser pendant une annee. Salon l'admlnlstratlon, cette 
regle n'est pas Indispensable, car II est posslble de trouver 
une solutlon dans l'ordonnance, mAme sans cet allnea sup­
plementaire. C'est la ralson pour laquelle la majorlte de la 
commlsslon s'y est opposee. Le groupe radlcal-democratl­
que s'est rallle ä cette oplnlon, dans le soucl que 1a creation 
expllclte d'exceptlons pulsse Atre lnterpretee comme une 
dlsparlte de traltement lnJustlflee. 
Je vous prle donc d'accepter la proposltlon de la majorlte de 
la commlsslon. 

Meler-SChatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: La 
majorlte de la commlsslon vous propose de porter la perlode 
minimale de cotlsatlon de 6 ä 12 mols. Je l'al dejä dlt dans le 
debat d'entree en mattere et Je le repete: en 1999, notre 
Conseil a transmls deux motlons, la motlon 99.028 et la mo­
tlon David 98.3544. Toutes deux demandalent un allonge­
ment de la perlode minimale de cotlsatlon. Cet allongement 
de la perlode minimale de cotlsation entraine des econo­
mles de 252 mllllons de francs, ce qul est assez conside­
rable. Cet allongement contrlbue egalement ä redulre les 
coots generes par l'Accord sur la llbre clrculatlon des per­
sonnes. S'aglssant des coots lies ä !'Instauration de la llbre 
clrculation des personnes, les economles potentielles s'el&­
vent ä quelque 30 mllllons de francs pendant la perlode tran­
sltolre de sept ans et ä quelque 60 ä 90 mllllons de francs 
pour les annees sulvantes. 
Les analyses de la population de chOmeurs ayant trouve 
un nouveau delai-cadre en 1998 montrent qu'une prolon­
gatlon de la perlode minimale de cotisatlon touche surtout 
les personnes Jeunes qul, en regle generale, retrouvent plus 
facllement un emplol. Elles ne devralent pas lndulre d'aug­
mentatlons substantielles de frais d'asslstance comme le 
cralnt la mlnorlte de la commission. Par contre, nous ne sau­
rlons nler qua le rallongement de la perlode de cotlsatlon ä 
12 mols a des lncldences differentes selon les äges et les 
reglons llngulstlques, car la probablllte qu'une personne ac­
tlve touche un Jour ou l'autre une lndemnlte de chOmage est 
plus grande en Sulsse romande et au Tessin qu'en Sulsse 
allemande. L:lndlce de vulnerablllte des personnes actlves 
montre par allleurs que les femmes sont plus affectees que 
les hommes dans une mesure d'envlron 10 pour cent par 
l'allongement de la perlode de cotlsatlon, C'est la ralson 
pour laquelle la mlnorlte vous propose de malntenlr, ä l'artl­
cle 13, les allneas 2bls et 2ter abroges. 
Enfin, le retour ä une perlode minimale de cotlsatlon unlque 
pour tous les assures, qu'lls solent au chOmage pour la pre­
mlere fois ou non, slmpllfle l'executlon, ralson pour laquelle 
la majorlte de la commlsslon vous propose cet allongement 
de la perlode de cotlsatlon de 6 ä 12 mols. 
Cet allongement de la perlode de cotlsatlon se Justlfle pour 
une autre ralson encore. Avec la professlonnallsation du pla­
cement et le developpement des mesures du marche du tra­
vall, les personnes au chOmage dlsposent aujourd'hul d'un 

, • accompagnement speclallse, ralson pour laquelle aussl 
nous constatons que plus de 50 pour cent des chOmeurs re­
trouvent un emplol en l'espace de quatre ä slx mols, ce qul 
montre l'efflcaclte des ORP et ce qul Justlfle aussl la proposl­
tlon de la majorlte de la commlsslon. 
J'en vlens ä la proposltlon subsldlalre de mlnorlte Goll ä l'ar­
tlcle 13 allnea 4 et ä la proposltlon Galll. La commlsslon a 
ete salsle de cette proposltlon subsldlalre. II est correct que 
les personnes exerc;ant des metlers artlstiques, dans les do­
malnes des medlas, etc. ont frequemment des contrats de 
1.uu1 lt1 l.lu1 w. LI:& 1·" ulu11yt1Uu11 l.lt1 lta l.lu1 lftl 111h d111talt1 l.lt1 i.uU­
satlon peut avolr, sans conteste, un effet negatlf sur ces per­
sonnes, surtout sur les Jeunes qul n'ont que des engage­
ments trlls llmltes dans le temps. 
Actuellement, l'artlcle 8 de l'ordonnance du 31 aoOt 1983 sur 
l'assurance-chOmage connalt dejä de telles exceptlons. La 
solutlon est appllcable et, de plus, eile a falt ses preuves. La 
majorlte de votre commlsslon estlme cependant qu'II n'est 
pas necessalre d'lnscrlre cet allnea dans la lol. La proposl-

tlon Galll va dans le mAme sens; La commisslon ne s'est pas 
prononcee sur la proposltlon Galll qul cherche, tout comme 
la proposltlon subsldlalre de minorlte Goll, ä garantlr un 
equlllbre entre les travallleurs. 
La majorlte de la commlsslon vous propose, par 12 volx con­
tre 9, de rejeter la proposltlon subsldialre de la mlnorlte Goll. 

Couchepln Pascal, conselller federal: lcl, II y a deux propo­
sltlons, une qul est extrAmement lmportante du polnt de vue 
flnancler et une autre qul est extrAmement lmportante sur le 
plan des prlnclpes, molns lmportante sur le plan financler. 
Proposition lmportante sur le plan financler, c'est la proposl­
tlon de mlnorlte Berberat qul voudralt s'en tenlr au statu quo, 
ä la sltuatlon actuelle et en rester ä une perlode de 6 mols et 
refuser le passage ä 12 mols. Je peux vous rappeler que 
lorsqu'on a dlscute des accords bllateraux, et notamment 
des mesures d'accompagnement, un des arguments qul 
avalt ete souleve par beaucoup d'orateurs de votre Conseil, 
de manlere trlls crltlque, etalt le coOt supplementalre engen­
dre par la llbre clrculatlon des personnes dans les assuran­
ces soclales, et notamment dans le cadre de l'assurance­
chOmage. A l'epoque, nous avons dO nous engager ä pro­
poser des modlflcatlons de ce delal et passer de 6 mols ä 
12 mols pour evlter des rlsques d'abus. II y a eu aussl deux 
motlons, la motlon David 98.3544 et la motlon de la commls­
slon 98.3525, «Assalnlssement de l'assurance-chOmage», 
qul ont ete acceptees par les Chambres, et qul nous ont de­
mande de passer ä 12 mols. 
Malntenant, sl on regarde le coOt du malntlen ä 6 mols, sl on 
calcule une moyenne de 100 000 chOmeurs, r;a repre­
sente 250 mllllons de francs de depenses supplementalres. 
250 mllllons de francs: II y a quelques mlnutes, nous avons 
accepte de malntenlr le pour cent supplementalre entre 106 
et 270 000 francs de revenu. Ce pour cent supplementalre 
nous rapporte 135 mllllons de francs; 250 mlllions de francs, 
lcl, c'est deux fols ce montant qul etalt necessalre pour 
l'equlllbre. C'est dlre comblen II est lmportant de refuser 
cette proposltlon de mlnorlte sl on veut finalement avolr une 
assurance-chOmage avec des comptes equlllbres sur la du­
ree, argument qul a ete prls en compte, et Je vous en remer­
cle, par la majorlte de la Chambre lorsqu'elle a accepte le 
malntlen de ce pour cent supplementalre de solldarlte sur 
les salalres qul depassent le montant assure. II s'aglt de 
250 mllllons de francs, et sl l'on essale de volr de manlere 
plus preclse comblen de coOt supplementalre engendreralt 
le malntlen de la solutlon actuelle dans le cadre de la llbre 
clrculatlon des personnes, c'est 30 mllllons de francs durant 
la perlode lntermedlalre Jusqu'ä la finde la perlode de 7 ans, 
et au-delä, ce seralent 60 ä 90 mllllons de francs qul seralent 
ä charge en supplement de l'assurance-chOmage. Ce n'est 
donc pas negllgeable et ce seralt1lä une rupture d'une sorte 
d'engagement qul a ete pris aussl blen par le Parlament que 
par le Conseil federal, lors du vote sur la libre clrculatlon des 
personnes, dans les accords bllateraux. 
II est essential que vous sulvlez la majorite de la commlsslon 
et le Conseil federal et que vous acceptlez le passage ä 
12 mols. 
En ce qul conceme la proposltlon subsldlalre de mlnorlte 
Goll, eile tend ä ce que ron fasse des exceptlons pour cer­
talnes professlons. Elle rejolnt fondamentalernent la propo­
sltlon Galll. M. Galll dlt, et de manlere clalre, qu'II veut 
prlvllegler certalnes professlons, les professlons du spec­
tacle, les professlons artlstlques. La mlnorlte Goll le dlt de 
manlere plus generale. Mals finalement, ces deux proposl­
tlons se rejolgnent polltlquement. La questlon de fond est de 
savo1r s1, Clans cene 101, on est aaccorn a1mroou1re <les ex­
ceptlons pour certalnes professlons. Je crols que c'est trlls 
dangereux. Tout d'abord, parce que ce type de professlons 
n'est pas definl de manlere extrAmement preclse. Les pro­
fesslons artlstiques, c'est quelque chose d'assez vaste. 
M. Galll, lorsqu'II motlve sa proposltlon, parle des artlstes 
dramatlques, des danseuses - on salt ce que c'est que les 
danseuses dans le vocabulalre du drolt des etrangers - et 
de toute une serle de professlons quaHfiees d'artlstlques et 
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qul le sont en gemiral. C'est le problilme de fond: peut-on 
faire des exceptlons? 
Nous reconnalssons le caractilre partlculler des professlons 
llees au theätre et des professlons llees aux metiers du 
spectacle. Et nous sommes d'accord, dans le cadre des or­
donnances, d'aller un bout dans le sens de ces proposltlons 
et d'accepter de prendre en compte certalnes des preoccu­
patlons des milieux qul soutlennent les artlstes. J'en al ~u 
mol-mAme, et Je comprends blen une partle des problilmes 
qul se posent ä eux. Par exemple, nous sommes evldem­
ment d'accord pour la prlse en compte de Jours lsoles 
lorsqu'II n'y a pas de mols entlers de cotlsatlon, pour que l'on 
prenne en compte egalement les samedls, dlmanches tra­
vallles. Nous sommes d'accord, dans le cadre de la revlslon 
de la lol sur l'assurance-chOmage, pour calculer le gain as­
sure, de ne pas prendre seulement les 12 demlers mols cl­
vjls, mals de prendre les 24 dernlers mois cMls, de teile 
sorte que s'II y a eu une polnte partlcull411rement productlve 
dans la vle de l'artlste dans les 24 dernlers mols, II beneflcle 
de prestatlons de chOmage plus elevees. Nous sommes 
d'accord de prendre en compte les Jours travallies ä l'etran­
ger, oO que ce soit, ä la condltion, blen sOr, qu'on pale des 
cotlsatlons ä l'assurance-chOmage sur les salaires obtenus 
lors de ce travall ä l'etranger. Nous sommes d'accord pour 
considerer que, dans ces cas-lä, le gain accessoire pour 
l'assurance-chOmage n'est pas le galn reallse en dehors de 
l'horalre normal de travall: nous sommes d'accord de consi­
derer ces heures supplementalres que, par deflnltlon, un ar­
tlste falt en solree, comme le galn prlnclpal, et non pas 
comme ie galn accessolre, mime sl c'est en dehors de l'ho­
ralre normal de travall. 
Au-clelä, c'est creer un prMlege qul conduit ä des abus et ä 
des dlfflcultes d'appllcatlon. Je le redls: qu'est-ce qu'un ar­
tlste au sens de la loi? Comment peut-on deflnlr une profes­
slon qul, par deflnitlon mime, est une professlon de llberte 
et pour laquelle les frontlilres sont tres vagues? 

Berberat Dldler (S, NE): Monsieur le Conselller federal, 
vous avez parle d'une economle de 250 mllllons de francs 
pour la Confederatlon. Qul est-ce qul va les payer? Sont-ce 
les communes et les cantons qul seront solllcites par le bials 
de l'alde soclale? 

Couchepln Pascal, conselller federal: C'est de la polltlque­
flctlon ou de la comptabllite-tlctlon que de pretendre qu'II y a 
un transfert automatlque de tout ce qul n'est pas prls en 
charge par l'assurance-chOmage sur les cantons ou les 
communes. L:experlence a ete falte avec les flns de droits: sl 
vous essayez d'6tudler le destln des flns de droits, on cons­
tate que, contralrement ä ce qu'on pourralt lmaglner, la plu­
part d'entre eux ne devlennent pas «clients» des servlces 
soclaux. C'est une petlte mlnorlte d'entre eux qul le devlen­
nent. lcl, certalnement que sur ces 250 mllllons de francs 
que l'assurance-chOmage evlte de depenser, II y a quelques 
mllllons qul rlsquent d' Atre ä charge des cantons et des com­
munes, qa c'est tout ä falt evident. Mals dlre que c'est un 
transfert automatlque, c'est faux. SI on allalt plus loln encore 
dans votre ralsonnement, alors pourquol pas 3 mols, parce 
que vous pourrlez pretendre que möme 6 mols au Heu de 
3 mols entraine des depenses supplementalres pour les 
cantons et les communes. Et n'oubllez pas que l'on auralt ä 
coup sOr des depenses supplementalres dues ä la libre cir­
culatlon des personnes sl on en raste ä 6 mols, c'est-ä-dlre 
30 mllllons de trancs par an pendent les sept annees qul 
vlennent, et ensulte 60 ä 90 mllllons de francs ä partlr de 
l'applloation plolno ot ontloro do la llbro olroulation doo por­
sonnes. Et i;a. ,;a ne seralt en aucun cas transferable sur les 
communes ou les cantons, ce seralent des depenses sup­
plementalres pour l'assurance-chOmage. 

Galll Remo (C, BE): Das Gespräch mit Ihnen heute Morgen 
und am Nachmittag mit Ihren Spezialisten hat eine viel wei­
ter gehende Antwort ergeben als erwartet. Mindestens In­
haltlich haben Sie Sachen zugesichert, die eigentlich den 
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Kunstschaffenden dienen. Meine Frage - Ich möchte da ein­
fach sicher sein - zuhanden der Materialien: Können Sie 
das, was Sie gesagt haben, In einer Verordnung machen, 
ohne dass wir hier Im Gesetz einen speziellen Artikel ha­
ben? FrOher hatten wir einen Artikel? Wenn Sie das sagen 
können, WOrde Ich meinen Antrag zurOckzlehen, weil Ich an 
ein Wort eines Bundesrates In den Materialien glaube. Ich 
würde dann aber trotzdem dem Antrag der Minderheit Goll 
zustimmen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Monsieur Galß, Je ne 
veux pas vous entrainer dans un retralt, que vous pourrlez 
regretter, de votre proposltlon. Par consequent, Je vals vous 
repondre non, pour qu'II y alt un vote, et on examlnera le pro­
blilme si une majorlte se degage, ce que fe ne souhalte pas, 
lors des dl\bats avec le Conseil des Etats. Une partle des 
problemes que vous souhaltez volr resoudre peuvent Atre 
resolus dans le cadre de l'ordonnance, mals pas tous. II faut 
Atre clalr. 
Je prefererals, dans ces clrconstances, que vous ne retlrlez 
pas votre propositlon, qu'on passe au vote et qu'on pulsse 
eclalrclr le probleme. 

Abs. 1-AI. 1 

La prealdente (Maury Pasquler Ullane, presidente): M. 
Robblanl a retlre sa proposltlon. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 93 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit •... 58 Stimmen 

Abs. 3-Al. 3 
Angenommen -Adoptt§ 

Abs. 4-Al. 4 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .•.. 89 Stimmen 
Für den Eventualantrag der Minderheit •••. 63 Stimmen 

Abs. 4, 5 -Al. 4, 5 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Galll .... 85 Stimmen 
Dagegen •••. 64 Stimmen 

Art. 14 Abs. 4--5bls; 15 Abs. 1; 17 Abs. 2, 3 Bat. a, b; 
18 Abs. 2-5; 18a; 18b; 18c; 19 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des standerates 

Art.14 al. 4-5bls; 15 al.1; 17 al. 2, 3 let. a, b; 
18 al. 2-5; 18a; 1Bb; 18c; 19 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer ä 1a declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -AdopttJ 

Art. 22 
Antrag der Kommission 
Abs.2 

b .•••• mehr als 140 Franken beträgt; und 

Ab.7. D 
Zustimmung zum Beschluss des standerates 

Art.22 
Proposition de Ja commisslon 
AJ.2 

b ..•.• depasse 140 francs; et qul 
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Al. 3 
Adherer tt 1a declslon du Consell des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 22a 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
ZUstlmmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 4 
Ferner zieht die Kasse höchstens zwei Drittel .... 

Art. 22a 
Proposition de 1a commlsslon 
Al. 1 
Adherer a 1a declslon du Conseil des Etats 
Al.4 
•.•. deux Uers au maxlmum des prlmes .... 

Angenommen -Adopte 

Art. 23 Abs. 2bls, 4, 5; 24 Abs. 1, 2, 3bls, 4 
Antrag der Kommission 
ZusUmmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 23 al. 2bls, 4, 5; 24 al. 1, 2, 3bls, 4 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la cleclslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.27 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
ZUStlmmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit I 
(Schneider, Bührer, Fischer, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, 
Laubacher, Oehrli, Spuhler, Tschuppert, Zuppiger) 
Innerhalb der Rahmenfrist für den Leistungsbezug (Art. 9 
Abs. 2) vermindert sich die Höchstzahl des Taggeldes nach 
der Beitragszelt (Art 9 und Art. 13) und nach dem Alter der 
Versicherten. 
Minderheit II 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm) 
Versicherte, die die Beitragszelt erfüllt haben (Art. 13 
Abs. 1), haben Innerhalb der Rahmenfrist für den Leistungs­
bezug (Art. 9 Abs. 2) Anspruch auf höchstens 520 Taggel­
der. 

Abs.2 
Mehrheit 
ZUstlmmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit I 
(Schneider, B0hrer, Fischer, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, 
Laubacher, Oehrll, Spuhler, Tschuppert, Zupplger) 
Der Versicherte hat Anspruch auf: 
a. höchstens 260 Taggelder, wenn er eine Beitragszelt von 
insgesamt 12 Monaten nachweisen kann; 
b. höchstens 390 Taggelder, wenn er eine Beitragszelt von 
insgesamt 18 Monaten nachweisen kann und das 50. Alters­
jahr zurückgelegt hat 
bbls. höchstens 520 Taggelder, wenn er eine Beitragszelt 
von mindestens 18 Monaten nachweisen kann und das 
60. Altersjahr zurückgelegt hat; 

Minderheit II 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm) 
Streichen 
Minderheit III 
(Genner, Berberat, Fässler, Goll, Gysin Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Helner) 

b. höchstens 520 Taggelder, wenn er das 50. Altersjahr .... 
(Rest wie Bundesrat) 

Abs.2bls 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Gysin Remo, Berberat, Donze, Fässler, Genner, Goll, 
Meier-Schatz, Rechsteiner Paul, Rennwald, Strahm) 
Für Versicherte, die an arbeltsmarktllchen Massnahmen teil­
nehmen, kann der Bundesrat die Höchstzahl der Taggelder 
gemäss Absatz 2 um höchstens 120 Tage erhöhen. 

Abs.3 
Mehrheit 
ZusUmmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Gysin Remo, Berberat, Fässler, Genner, Goll, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Heiner) 
•••. höchstens 180 Taggelder .... 

Abs.4 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit I 
(Schneider, Bührer, Fischer, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, 
Laubacher, Oehrll, Spuhler, Tschuppert, Zuppiger) 
Anspruch auf höchstens 130 Taggelder haben Personen, die 
von der Erfüllung der Beitragszelt befreit sind. 

Abs.5 
Mehrheit 
Der Bundesrat kann In Kantonen, die von erhöhter Arbeitslo­
sigkeit betroffen sind, zeitlich befristet den Höchstanspruch 
nach Absatz 2 Buchstabe a um höchstens 120 Taggelder er­
höhen. 
Minderheit 
(Schneider, Baader Caspar, B0hrer, Favre, Gysin Hans Ru­
dolf, Laubacher, Oehrll, Speck, Tschuppert, Zupplger) 
Streichen 

Art. 27 
Proposition de la commlsslon 
Al. 1 
MaJortte 
Adherer tt la declslon du Conseil des Etats 
Mlnorttel 
(Schneider, Bohrer, Fischer, Gysin Hans Rudolf, Kaufmann, 
Laubacher, Oehrll, Spuhler, Tschuppert, Zupplger) 
.... le nombre maxlmum d'lndemnltes Journalleres dimlnue 
en fonctlon de la per1ode de cotlsatlon (art 9 et art 13) et de 
l'Age de l'assure. 
Mlnortte/1 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm) 
Les assures qul rempllssent les condltlons relatives tt la perl­
ode de cotlsatlon (art. 13 al. 1 er) ont drolt tt 520 lndemnltes 
joumalleres au plus, dans les limltes du delal-cadre appllca­
ble a la per1ode c:l'lndemnlsatlon (art 9 al. 2). 

Al.2 
MaJortte 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Mmortre f 
(Schneider, BQhrer, Fischer, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, 
Laubacher, Oehrll, Spuhler, Tschuppert, Zupplger) 
Cassure a drolt a: 
a. 260 lndemnltes Journalleres au plus s'II peut Justlfler d'une 
per1ode de cotlsatlon de 12 mols en tout; 
b. 390 lndemnltes Joumalleres au plus s'li peut Justlfler d'une 
periode de cotlsatlon de 18 mols en tout et qu'il a atteint 
l'Age de 50 revoius; 
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bbls. 520 lndemnltes Journalleres au plus s'II peut attester 
d'une ~riode de cotlsatlon d'au moins 18 mols et qu'II a at­
telnt I' äge de 60 ans revolus; 

Minorfts II 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Gysln Remo, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm) 
Blffer 
MlnortttJ lll 
(Genner, Berberat, Fässler, Goll, Gysln Remo. Rechsteiner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Heiner) 

b. 520 indemnltes journalleres au plus s'II a 50 ans revolus 
.... (Suite selon Consell federal) 

Al. 2bls 
Mafortte 
Rejeter la proposltion de la minorlte 
Mfnorlte 
(Gysln Remo, Berberat, Donze, Fässler, Genner, Goll, 
Meier-Schatz, Rechsteiner Paul, Rennwald, Strahm) 
Pour las assures qul partlclpent li des mesures de marche 
du travall, le Consell federal peut augmenter le nombre ma­
xlmum d'indemnltes joumalleres fixe li l'allnea 2 de 120 au 
plus. 

Al. 3 
Majorlts 
Adherer a 1a declslon du Conseil des Etats 
Mlnortts 
(Gysln Remo, Berberat, Fässler, Genner, Goll, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm, Studer Heiner) 
.... de 180 au maximum .... 

AJ.4 
Maforlte 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Mlnorlte l 
(Schneider, Bohrer, Fischer, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, 
Laubacher, Oehrll, Spuhler, Tschuppert, ZUpplger) 
Las personnes qul sont llberees des condltlons relatives a la 
~rlode de cotlsatlon ont drolt a 130 lndemnltes Joumalleres 
au plus. 

Al. 5 
Majorlts 
Le Conseil federal peut augmenter temporalrement, dans 
las cantons touches par un chOmage eleve, le nombre d'ln­
demnltes Joumalleres fixe li l'allnea 2 lettre ade 120 au rna­
xlmum. 
Mfnorlts 
(Schneider, Baader Caspar, BOhrer, Favre, Gysln Hans Ru­
dolf, Laubacher, Oehrll, Speck, Tschuppert, ZUpplger) 
Blffer 

Schneider Johann N. (R, BE): Ich rede ror die Minderheit 1 
und glelchzeltlg auch fOr die FDP-Fraktion. Die FDP-Fraktion 
unterstützt die Minderheit 1. Wir wollten eigentlich die ROck­
kehr zu den Taggeld-Bezugsdauern vor der Rezession. Das 
Ist heute nicht mehr zu realisieren. Wie damals gilt aber 
auch heute: Wer weniger lang arbeitslos war, Ist attraktiver 
und findet eher wieder einen Job. Auch gilt: Je näher der 
letzte Bezugstag kommt, umso energischer wird Arbeit ge­
sucht und auch vermittelt. Mein Minderheitsantrag Ist diffe­
renzierter als der Entwurf des Bundesrates und sollte 
zusatztlch m1the1ten, der Arbeitslosigkeit zu entfliehen. Dabei 
wird auf die unterschiedlichen Chancen der unterschledll­
chen Altersgruppen ROckslcht genommen. Zugegeben, Herr 
Bundesrat, die Admlnlstrlerung wird nicht einfacher und da­
mit auch nicht kostenganstlger. Die Priorität legen wir aber 
bei der Wirkung. Wir sind der Meinung, dass der Antrag der 
Minderheit I sinnvoll und gerecht ist. Und noch etwas: Im In­
ternationalen Vergleich sind unsere Bezugsdauern Immer 
noch sehr hoch. So viel zu den Absätzen 1 und 2. 

Amtllehell Bullelln der Bundesversammlung 

zu Absatz 4: Im Grundsatz soll, wohl auch gemäss Bundes­
rat, der Anspruch auf Taggelder bei denjenigen Arbeitslosen, 
die von der ErfOllung der Beitragszeit befreit sind, halbiert 
werden. Der Bundesrat hätte In der Konsequenz 200 Taggel­
der, nämlich die Hälfte von 400, vorschlagen massen. Die 
FDP-Fraktion hält mit der Minderheit I an 130 Taggeldern, 
nämlich der Hälfte von 260, fest 
Zu Absatz 5: Die Kommissionsmehrheit will den Bundesrat 
zu höchst problematischer Reglonalpolitlk verpflichten. Dies 
scheint der FDP-Fraktion nicht angebracht. FOr allfällige 
Leistungsausdehnungen darf auch nicht der Bundesrat, son­
dern allenfalls einzig der Gesetzgeber zuständig sein. 

Goll Christine (S, ZH): Es geht bei Artikel 27 um den zentra­
len Artikel dieses Arbeitslosenversicherungsgesetzes; er soll 
revidiert werden. Ich nehme mit Erstaunen zur Kenntnis, 
dass offenber nach den Ausführungen von Herrn SChnelder 
die gesamte FDP-Fraktion den Kahlschlag will und der Min­
derheit 1 (Schneider) folgt. Das helsst, Sie wollen eine noch 
drastischere KOrzung der Bezugsdauer der Arbeitslosentag­
gelder, als uns das bereits der Bundesrat und die Kommis­
sionsmehrheit vorschlagen; Sie wollen auf einen Schlag 
gleich die Halbierung der Bezugsdauer. Das Schlimmste an 
diesem Minderheitsantrag: Sie bestrafen vor allem diejeni­
gen Arbeltslosen, die heute die grOssten Schwierigkeiten ha­
ben, wieder in den Arbeitsmarkt Integriert zu werden. Sie 
wissen aufgrund der Statistiken und der Zahlen so gut wie 
Ich: Das sind die älteren Arbeitslosen. 
Wir wollen mit dem Antrag der Minderheit II, den Ich hier be­
grOnde, am geltenden Recht festhalten, und zwar möchten 
wir In diesem Zusammenhang auch auf die letzte Revision, 
die uns ja mitten in der Rezession traf, verweisen; wir haben 
damals bei der Avlg-Revlsion 1995 das Prinzip der gegen­
seitigen Verpflichtung eingefOhrt - gegenseitige Verpflich­
tung helsst, dass Arbeitslose nicht einfach nur Leistungen 
der Arbeltslosenverslcherung beziehen können, sondern 
dass sie auch Pflichten zu erfOUen haben. Zu diesem Prinzip 
der gegenseitigen Verpflichtung gehört es auch, dass wir In 
unserem Land Im Vergleich mit den umliegenden Ländern 
eines der restriktivsten Sanktlonsmodelle haben. Das heisst 
also konkret Aufgrund der verschiedenen Instrumente, die 
wir bei der letzten Revision elngefOhrt haben, besteht fOr Ar­
beitslose auch der Zwang zur Aufnahme einer Erwerbstätig­
keit, und offene Stellen können nicht einfach ausgeschlagen 
werden. 
Wenn Sie hier die Bezugsdauer für die Arbeitslosen kOrzen, 
dann wird das dazu fahren, dass ein Grosstell der Versicher­
ten aus der Versicherung ausgeschlossen wird. In diesem 
Zusammenhang besteht eine paradoxe Situation, well wir 
mit der letzten Revision die Instrumente und die Methoden 
Ins Gesetz eingebaut haben, um Erwerbslose möglichst 
rasch wieder In den Arbeitsmarkt zu Integrieren. Ich ver­
weise In diesem ZUsammenhang vor allem auf die ElnfOh• 
rung der regionalen Arbeitsvermittlungszentren, die auch 
heute eine professionelle Arbeitsvermittlung betreiben. 
Was helsst das aber, wenn heute jemand länger als 400 Tage 
erwerbslos Ist, mehr als 400 Tage Arbeltslosenunterstatzung 
In Anspruch nehmen muss? Dann helsst doch das nichts an­
deres, als dass gerade diese Personenkategorien etwas län· 
ger Zeit brauchen, um mit den professionellen Methoden 
und Instrumenten, die wir im Avlg haben, erfolgreich Im Ar­
beitsmarkt Fuss fassen zu können. Wenn wir die Arbeitslo­
senstatistik vom letzten Jahr anschauen, stellen wir fest, 
dass wir, zumindest bei den offtzlell registrierten Arbeltslo­
sen, erfreulicherweise wieder einen Tiefstand verzeichnen 
k.Onnen. Allerdings sieht eile 51tuauon heute berells wieder 
ein bisschen anders aus. Aber die Erfahrung der Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter der regionalen Arbeitsvermittlungs­
zentren zeigt eben auch, dass Personen, die bei einem 
tiefen Arbeitslosenstand von Arbeitslosigkeit betroffen sind, 
mehr Schwierigkeiten haben, In den Arbeitsmarkt Integriert 
zu werden. 
Ich möchte darauf verweisen, dass diejenigen, die heute 
mehr als 400 Arbeltslosentaggelder beziehen, vor allem Un-
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gelernte und Angelernte sind, und es sind vor allem ältere 
Arbeltslose. Das helsst also auch: Je tiefer die Arbeltslosen­
zahlen, desto schwieriger die Situation fOr die effektiv Betrof­
fenen. Wir stellen In diesem ZUsammenhang auch regionale 
Unterschiede fesl Gerade Im Tessin und In der Westschweiz 
Ist der Anteil derjenigen Arbeltslosen, die mehr als 400 Tage 
bei den regionalen Arbeitsvermittlungszentren gemeldet 
sind, höher als In der Deutschschweiz. 
Ich möchte Sie bitten, hier nicht von einem Versicherungs­
prinzip abzuweichen und die effektiv Betroffenen oder Be­
drohten mit einer KOrzung der Bezugsdauer zu bestrafen, 
und bitte Sie deshalb, am geltenden Recht festzuhalten. 

Genner Ruth {G, ZH): In der Tat Ist dies der zentrale Artikel 
dieser Revision bezüglich der Bezugsdauer der Leistungen. 
Ich habe vorhin schon gesagt, die grQne Fraktion wlll diese 
Leistungen nicht reduzieren, wir wollen die Chancen fOr die 
betroffenen Arbeitslosen offen halten, damit sie wieder In 
den Arbeitsprozess Integriert werden können, weil das der 
Volkswirtschaft nämilch am gOnstlgsten kommt und uns Kos­
ten spart. 
Ich frage mich generell, welche gemeinsamen Ziele wir ha­
ben, Herr Schneider. Es geht uns beiden darum, dass es 
möglichst wenig Arbeitslose gibt und dass wir sie so schnell 
wie möglich wieder gut In den Arbeitsprozess Integrieren. 
Dieses Ziel mOssten wir eigentlich ohne Zeltllmlte verfolgen 
können. Aber offensichtlich unterstellen Sie einigen Arbeits­
losen Missbrauch, sodass Sie hier den Zeltraum der mögli­
chen Bezugsdauer von Leistungen verkOrzen, die Anzahl 
der Bezugstage reduzieren wollen. Die bisherige Anzahl von 
520 Tagen wird gemäss Entwurf des Bundesrates reduziert 
Bn neuer Arbeitsplatz muss also In einer kOrzeren Zelt ge­
funden werden; es müssen Umschulungen erfolgen. Wenn 
wir aber die Daten anschauen, dann sehen wir, dass die 
meisten Arbeitslosen dem Arbeitsmarkt entsprechend In ei­
ner kOrzeren Zelt als Innerhalb der Frist von 520 Tagen rein­
tegriert werden konnten. Voraussetzung dafür Ist allerdings, 
dass der Arbeitsmarkt spielen kann. In den heutigen Zeitun­
gen können wir bereits lesen, dass diejenigen, die Im ZU­
sammenhang mit der SWlssalr-Krlse entlassen worden sind, 
zum Tell auf einen ausgetrockneten Arbeitsmarkt stossen. 
Das helsst, dass hier der Markt nicht mehr spielen kann. Ge-­
rade die bOrgerllche Seite pocht aber auf die Gesetze des 
Marktes von Angebot und Nachfrage. Aber wenn fOr die 
Leute keine Stellen vorhanden sind, dann kann eben auch 
das Angebot von Arbeitskräften nicht klappen, dann stehen 
die Leute effektiv auf der Strasse. Das Ist die Realität, Insbe­
sondere fQr viele ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer: Sie haben es schwerer; es dauert bei Ihnen länger, bis 
sie Integriert werden und allenfalls auch einen Strukturwan­
del nachvollziehen können. 
Was bedeutet es, wenn wir die Bezugsdauer hier kürzen? 
Es bedeutet, dass diese Leute von der Versicherung ausge-­
schlossen werden, dass sie letztlich auf der Farsorge lan­
den, dass Ihre Tagesstrukturen zusammenbrechen; es 
bedeutet - und das haben Studien gezeigt-, dass die Leute 
krank werden, dass sie aus dem Arbeitsprozess so heraus­
fallen, dass sie Irgendwann nicht mehr Integriert werden 
können. Letztlich sehen wir, wenn wir diese Entwicklung ver­
folgen, dass hier mit enormen Kosten für die Volkswirtschaft 
und auch fOr das Gesundheitswesen gerechnet werden 
muss. 
Warum machen wir es also nicht so, dass wir die Frist fQr die 
älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hier verlän­
gern und Ihnen nach wie vor 520 Tage Zelt gaben? Wir ha­
w, 1 l.llw Zal 11 Yi;Jn HeiTn Jean-Lu„ Nordmann erhalten; Ea 
kostet etwa 8 Millionen Franken. Ich denke, diese 8 MIiiionen 
Franken sind kein schlecht Investiertes Geld, wenn wir dafOr 
die Garantie haben, dass diese Leute wieder In den Arbeits­
prozess Integriert werden und sie uns nachher nicht mit 
Krankheitskosten kommen. 
Ich möchte hier den Antrag der Minderheit III als Kompro­
miss ansehen, nämlich als Kompromiss zwischen dem Ent­
wurf des Bundesrates und dem Antrag der Minderheit II 

{Goll), well wir Ja hier bereits etwas zurOckgehen. Wir wollen 
die Beibehaltung der 520 Tage ledlglich mr die älteren Ar· 
beltnehmerlnnen und Arbeitnehmer - nämlich ab fQnfzlg 
Jahren. In diesem Sinne möchte Ich den Antrag der Minder­
heit III In einen Eventualantrag umwandeln, damit er nur zur 
Abstimmung kommt, wenn der Antrag der Minderheit II nicht 
durchkommen sollte. 
Ich möchte Sie In diesem Sinne bitten, den Antrag der Min­
derheit II zu unterstützen. Wenn der Antrag der Minderheit II 
nicht durchkommt. bitte Ich Sie, die Frist spezifisch mr die äl­
teren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu verlängern 
und damit den Eventualantrag zu unterstützen. 

Gysln Remo {S, BS): Sie finden meinen Minderheitsantrag 
zu Absatz 2bls unten auf Seite 12 der Fahne. Es geht 
darum, dass der Bundesrat die Höchstzahl der Taggelder fOr 
Versicherte, die an arbeltsmarktllchen Massnahmen tellge,. 
nommen haben, um höchstens 120 Tage erhöhen kann. Es 
handelt sich um eine Kann-Bestimmung. Der Bundesrat 
muss die Höchstzahl der Taggelder nicht erhöhen, er muss, 
Im Gegenteil, abwägen. Den Umständen entsprechend kann 
er diese Massnahme ergreifen. 
Sinn und .Zweck des Antrages Ist, dass die arbeltsmarktll­
chen Massnahmen bzw. die Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
sich Versicherte damit aneignen können, Oberhaupt zum 
li'agen kommen können. Es macht Ja wenig Sinn, seine Ar· 
belts- und Vermittlungsfähigkeit zu erhöhen und sehr bald 
danach ausgesteuert zu werden. 
Arbeltsmarktllche Massnahmen von mehreren Monaten, die 
voll In die Bezugsdauer fallen, können dazu fOhren, dass die 
verbleibende Bezugsdauer so weit schmilzt, dass nachher 
eine Vermittlung nicht mehr möglich Ist. FOr den Fall, dass 
diese Situation eintreten WOrde, soll der Bundesrat die 
notwendige Flexlbllltät erhalten, die Bezugsdauer nach der 
Absolvierung von arbeltsmarktllchen Massnahmen um 
120 Tage zu verlängern. 
Hiermit werden zwei Effekte ermöglicht Erstens wird de 
Wirksamkeit der arbeltsmarktllchen Massnahmen erhöht 
Zweitens wird die Kosten-Nutzen-Reletlon von arbeltsmarkt­
llchen Massnahmen verbessert Ich bitte Sie um Unterstot­
zung dieses Minderheitsantrages. Ich möchte noch belfO­
gen, dass Herr Bundesrat Couchepln diesem Antrag In einer 
Sitzung der Kommission zugestimmt hal Dann verlief die 
Diskussion aber so, dass Ihre Fortsetzung und die Abstim­
mung an einer andern Sitzung stattfand, und dazwischen 
der Faden leider verloren ging. Ich möchte Herrn Bundesrat 
Couchepln auf diese Unle zurOckbrlngen und hoffe, dass er 
hier, wie auch schon In der Kommission, seine ZUstlmmung 
signalisiert. Die Kommission selbst hat den Antrag sehr 
knapp abgelehnt, nämßch mit nur 13 zu 10 stimmen. 
Ich bitte Sie, dieser sinnvollen Regelung zuzustimmen. 
Ich darf auch gleich noch zu Artikel 27 Absatz 3 sprechen. 
Es geht hier um de älteren Arbeitslosen. Das Ist die Risiko­
gruppe, die wir unbedingt Im Auge behalten sollten, der wir 
den Weg der Arbeitslosigkeit nicht noch schwerer machen 
sollten, als er ohnehin lsl Es geht um die Versicherten, die 
vier Jahre vor der Pensionierung stehen. Hier beantragen 
wir nun wieder mit einer Kann-Bestimmung, dass der Bun­
desrat - wiederum hat er die Kompetenz - diesen älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern In bestimmten Fällen 
180 zusätzliche Bezugstage soll ermöglichen können. 
Es geht also um die Zielgruppe der 60- bis 65-Jährlgen, die, 
wie gesagt. vor der Pensionierung stehen. Arbeltsmarktllch 
wird es schon ab 45 oder ab 50 Jahren schwierig. Wenn Sie 
die einzelnen Alterssegmente anschauen, dann sehen Sie, 
dass zum Belsplel 80 Prozent der 55-Jährlgen Arbeitslosen 
nach Z4 Monaten nuch lmmttr lwl11t1 Slt1llt1 htwt111. Wt11111 altt 
nun die Gruppe betrachten, die hier zur Diskussion steht, die 
der eo-Jährigen und Altaren, dann sehen Sie, dass von 
dieser Gruppe praktisch keiner mehr eine Stelle findet. Fast 
100 Prozent dieser Leute bleiben arbeitslos, und sie können 
sich Im besten Fall mit Zwischenverdiensten und mit Aushll­
festellen von Zelt zu Zelt Ober Wasser halten. 
Das typische Beispiel des hier angesprochenen älteren Ar­
beltslosen Ist derjenige, der z. B. 59 oder 60 Jahre alt Ist und 
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arbeitslos wird. Er rutscht dann In die Periode der vier Jahre 
vor der Pensionierung hinein. Seine maximale Bezugsdauer 
beträgt 520 Tage, das helsst, er hat dann eine Durststrecke 
von etwa zwei bis drei Jahren zu bestehen, In der er ausge­
steuert wird. Jetzt müssen Sie sich vorstellen, was das tar 
einen Mann oder eine Frau von 80 Jahren helsst Das sind 
die Leute, die sich ein Leben lang abgerackert haben, die 
gearbeitet haben. Sie mOssen dann den Gang auf die FOr­
sorge antreten. Das kann eine Folge einer Fusion, eines 
Konkurses, einer Betriebsaufgabe oder auch lediglich einer 
Sparmassnahme sein. Sparmassnahmen treffen vor allem 
auch die älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
zum Tell wegen des Alters, den Dienstalterszulagen, höhere 
Löhne haben. 
Bitte schauen Sie sich diese Leute an, machen Sie sich sor­
gen um diese Gruppe. stellen Sie sich einen Sechzigjähri­
gen vor. Vielleicht Ist tar Sie der Gang auf die FOrsorge keine 
Schande. Aber Ich frage Sie: Wissen Sie, wie sich eine Ar­
beitnehmerin oder ein Arbeitnehmer mit sechzig Jahren auf 
diesem Wege fühlt? 
Wenn wir das Jahr 1998 anschauen, dann sehen wir, dass -
nach einer Schätzung - lediglich etwa 200 Personen von der 
vorgeschlagenen Regelung betroffen gewesen wären. Das 
wOrde einem Betrag von etwa 1,2 Milllonen Franken entspre­
chen. Es geht hier also nicht um eine Massenerscheinung­
Ich hoffe, das wird auch nie eintreten. Wir lösen damit auch 
nicht alle Probleme. Aber ror diese betroffene Gruppe, tor Je­
den Einzelnen, Ist das, was wir vorschlagen, ein echter Se­
gen. Was wir machen, Ist fOr rlslkovolle Zeiten - Ich glaube, 
leider stehen uns solche bevor -, also tor konjunkturelle 
Schlechtwetterlagen gedacht. Datar mOssen wir gen1stet 
sein. 
Wir schlagen Ihnen also eine Regelung vor, die Arbeitslosen 
vier Jahre vor der Pensionierung eine Erstreckung der Be­
zugsdauer um 180 Tage ermögilcht Ich bitte Sie, tor diese 
Kategorie von Arbeitnehmern Ihr Herz zu zeigen und dem 
Minderheitsantrag zuzustimmen. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, pr6sldente): M. 
Schneider a deJa developpe ses autres proposltlons de ml­
norlte. 

Polla Barbara (L, GE): J'al deja lnslste, au cours du debat 
d'entree en mattere, sur l'lmportance que les llberaux ac­
cordent a l'equlllbre dans les questlons qul touchent au 
chOmage. J'alrnerals soullgner a cette occaslon que le chO­
mage, surtout le chOmage de longue duree, et surtout celul 
des plus äg6s d'entre nous, raste une situatlon extraordinal­
rement dlfflclle, sl tant est que nous n'avons trouve aucun 
systeme d'lntegration, d'lncluslon soclale aussl pulssant que 
le travall. t:emplol ne se decrate pas et seule l'economle 
peut creer des emplols vtables parce que necessalres. l.!hor­
reur economique, c'est le non-emplol et II est bon que, dans 
nos declslons de ce Jour, nous prenlons ll nouveau en consl­
deration l'lndispensable equlllbre a respecter entre les be­
solns de l'economle, d'une part, et ceux des chömeurs, 
d'autre part, afln que ces besolns pulssent se rejoindre dans 
des solutlons efffcaces. 
Concretement, le Conseil federal nous propose aujourd'hul 
de dlmlnuer de 520 il 400 le nombre maxlmum d'lndemnltes 
Journalleres, donc de passer de deux ans ll un an et dem!. 
Cette reductlon n'est pas negllgeabie, comme le dlsent 
certalns, mals eile n'est pas excesslve non plus, comme le 
pretendent d'autres. Elle se justlfle, d'une part, par l'amello­
ration globale du marche de l'emplol ces dernleres annees, 
ma1gre 1es proDlemes que rencomre zuncn en ce momem 
et, d'autre part, par la plus grande efflcaclte des ORP, dont 
d'allleurs celul recemment cree il Zurlch - ces ORP qul ont 
permis, dans l'ensemble du pays, de redulre conslderable­
ment ie chOmage, et notamment celul de longue duree. 
En taveur de cette dlminutlon, II est utlle de rappaler que 
l'assurance-chOmage sulsse est rune de des plus genereu­
ses parml celles des 29 pays de fOCDE. Rappelons aussl 
que le nombre d'lndemnltes journalleres etalt de 250 durant 
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la premiere moltle des annees quatre-vlngts et que ce n'est 
qu'au cours des annees nonante qu'elles ont ete progressl­
vement augmentees ll soo, puis 400, puls 520. De plus, si 1a 
duree maximale est auJourd'hul de 520 lndemnltes Joumali&­
res, II taut blen reconnaltre que la duree moyenne en est 
concretement de 150 Jours seulement, ce qul parle d'allleurs 
contre l'oplnlon courante qul veut qua la presslon sur la re­
prlse de l'emplol augmente fortement en fln d'indemnlt6s. 
Ouand on salt que la duree moyenne des lndemnlt6s Jouma­
lleres est de 150, alors la diminutlon il 400 apparaTt vralment 
ce qu'elle est, parfaltement ralsonnable. Elle raste peut-itre 
trop modeste, mais nous soutlendrons en l'etat et pour !'Ins­
tant la dlsposltlon du Conseil federal, qultte - comme Je l'al 
deJil dlt - ll revenlr avec une proposltlon de reductlon plus 
lmportante sl l'aiolutlon economlque des annees il venlr 
nous conflrme que c'est posslble .. 
l.!autre polnt de discusslon concerne les lndemnlt6s pour les 
personnes de plus de 55 ans. 
Salon nous, cette llmlte d'äge ne dolt en aucun cas itre 
abalssee. Un tel abalssement pourrait faire penser, ce qul 
est taux, que la dlfflculte supplementalre a trouver du travall 
quand on a entre 50 et 55 ans est conslderable, et cela don­
nerait un slgnal tres negatlf, alors que, au contralre, le falt de 
se retrouver sur le marche du travall ll plus de 50 ans, volre 
a. plus de 55 ans et mime davantage, devrait en falt repre­
senter un atout du talt de l'experfence professlonnelie ac­
qulse et developpee. A un moment ou l'lmportance des 
personnes de plus de 50 ans sur le marche du travall devlent 
evidente au vu de la demographle, II taut prendre garde a. ne 
pas penallser ces travallleurs-lll. Et je dls blen penallser, car 
les conslderer ll rlsque sur le marche de l'emplol seralt reel­
lement une penallsatlon et non pas un soutlen. Etendre le 
malntlen des lndemnlt6s ll 520 Jours n'est pas une solutlon 
interessante pour les personnes de 50 a. 55 ans. D'allleurs, 
une teile mesure ne concerneralt qu"un petlt nombre d'lndM· 
dus et ne se Justlfle donc pas non plus du polnt de vue quan­
tltatlf. 
En theorle et dans l'ldeal, c'est-a.-dire dans une situatlon oti 
l'äge seralt consldere comme un plus, et non pas comme un 
molns sur le marche du travall, qul est une situatlon que 
nous appalons de nos voeux, nous almerlons non seule­
ment elever cette llmlte d'äge, mals mime la supprlmer. 
Mals en pratlque, les reallt6s du marche etant encore ce 
qu'elies sont, le groupe liberal soutlendra la proposltlon du 
Conseil federal et de la majorlte de 1a CER. Nous n'entre­
rons pas en matl~re sur les negoclatlons, nl vers le heut nl 
vers le bas, car la disposltlon du Conseil federal est dejil ne­
gociee. Un bon «tlens» vaut mieux que deux «tu l'auras„1 
Ce genre de modfflcatlon par etape permet parfaltement, en 
tonctlon de la conJoncture, des negoclatlons ulterleures lors­
que les propositlons aatuelles auront ete admlses et auront 
falt la preuve de leur adequatlon. 
Nous souhaltons donc que le pragmatlsme l'emporte une 
tols encore sur les prlnclpes, et que la majorlte de ce Conseil 
vote l'article 27 selon, et avec, la maJorlte de 1a commlsslon. 

Rennwald Jean-Claude (S, JU): Comme je l'al dejil souli­
gne lors du debat d'entree en mattere, II est, ll mon sens, 
taux de crolre qu'une reductlon massive des prestatlons 
aura des effets sur le taux de chOmage et sur les coOts de 
l'assurance. 
Je repete encore une fols qu'une etude du BIT a montre que, 
dans la plupart des pays occldentaux, le nlveau des presta­
tlons n'a que tres peu d'effets sur le moment otl les sans­
emplol retrouvent un travali. II m'apparatt par allleurs qu'une 
balsse lmportante des prestatlons pourraft avolr des conse­
quences dramatiques pour les chömeurs ou, du molns. pour 
une partle d'entre eux et qu'une teile operatlon rlsqueralt 
aussl flnalement d'entrainer un report de charges de l'assu­
rance-chOmage essentlellement sur le dos des collectlvlt6s 
publiques que sont les cantons et les communes, parce que, 
flnalement, les gens qul n'ont pas d'emplol, mAme sl l'assu­
rance-chömage ne s'en occupe pas, II taudrait blen que 
d'autres s'en occupent C'est en tout cas ma phllosophle, 
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mOme pas de soclallste, mals tout slmplement d' lltre hu~ 
maln. 
II m'apparait aussl qu'une reductlon lmportante des presta­
tlons est une operatlon erronee, alors que, malheureuse­
ment, nous entrons tout de mOme dans une perlode de 
dlfficultes economlques, peut-41tre pas aussl grave, je l'es­
pere, que celle des ann6es nonante, mals perlode de dlffl. 
cultes tout de mOme. Par rapport a cela, j'alme blen en• 
tendre Mme Polla nous dlre que notre lol sur l'assurance­
chOmage est tres genereuse. Elle n'a pas tort a 1 oo pour 
cent Mals, ce qu'elle oublle de dlre, c'est qu'II n'y a pas 
beaucoup d'autres lols dans le monde occldental qul con­
tlennent un tel volet de mesures lncltatlves a la reprlse d'un 
emplol. Je pense d'allleurs que c'est heureux, mais II taut 
rappeler cet element pour avolr une we objectlve sur l'en• 
semble du probleme. C'est dommage que Mme Polla ne solt 
pas la, mals quand elle nous dlt qu'II ne taut pas penallser 
les chömeurs de 50, 55 ans et plus sur le marche du travall, 
alors, pour une fols, je suls blen d'accord avec eile. Mals, 
Madame Polla, cela, II taut le dlre aussl et surtout aux em­
ployeurs. 
Pour toutes ces raisons, a l'artlcle 27, qul est assez com­
plexe, je vous demande de soutenlr toutes les proposltlons 
qul ne vont pas dans le sens d'une degradatlon et d'une 
balsse des prestatlons. A !'Inverse, je vous demande de reje­
ter toutes celles qul vont dans le sens de cette balsse des 
prestatlons. 
Je vous demande surtout de sulvre la proposttlon de la ma­
Jorlte de la commlsslon, a l'artlcle 27 allnea 5, car cette pro­
posltlon est en quelque sorte un compromls entre ceux qul 
veulent une reductlon draconlenne des prestatlons et ceux 
qul ne veulent rlen changer du tout On a deja soullgne a 
plusleurs reprlses qu'on ne pouvalt pas revolr le systeme 
tous les trols ou quatre mols en fonctlon de la sltuatlon eco­
nomlque. Actuellement, cette sltuatlon est plelne d'lncertltu­
des, raison pour laquelle II nous paratt Judlcleux d'lntrodulre, 
du polnt de vue des prestatlons, un volet de flexlblllte. 
Cette proposltlon est ä la fols Intelligente et moderee, parce 
qU'elle offre une marge de manoeuvre lmportante au Con­
seil federal. Dans les cantons touches par un chömage 
eleve, le gouvernement auralt 1a competence de relever le 
nombre des lndemnltes de 120 Jours et donc de les porter 
de 400 a 520 Jours. Cette proposltlon dolt Otre conslderee 
comme une sorte de clause soupape qul permettra a quel• 
ques reglons et cantons de faire face a un chömage nette­
ment plus lmportant qu'en moyenne nationale. Je rappelle, a 
ce propos, que nous avons deja connu de telles sltuatlons. 
Par exemple, durant la crlse des annees nonante, les can­
tons latlns ont ete nettement plus touches par le chömage 
que le reste du pays. Et pendant la crlse des annees sep­
tante, le chömage avalt avant tout trappe les reglons horlo­
geres et les reglons textiles de Sulsse orlentale. II ne taut 
pas oublier que, dans ce genre de sltuatlons, ce ne sont pas 
seulement les travallleurs äges qul sont touches, mals des 
categorles blen plus larges de la populatlon actlve. II m'ap­
paratt que cette proposltlon, dans un systeme federallste, 
est une vrale questlon de solldarlte nationale. 
J'alrnerals enfin preclser que cette clause soupape ne seralt 
pas utlllsee a tlre-larlgot, pulsque, dans une note Interpreta­
tive, le SECO a fixe des crlteres de mlse en oeuvre tr~ pre­
cls. Tm concretement, 18 Conseil federal pourralt relever le 
nombre d'lndemnltes de 400 a 520 Jours, a condltlon que le 
taux de chömage depasse la barre des clnq pour cent du­
rant slx mols au molns dans un canton. Autrement dlt, et 
heureusement, cette hypoth~e ne rlsque pas de se verlfier 
t1:1uc, 1- maUno. 
J'en conclus en repetant que notre appreclatlon d'ensemble 
de ce projet dependra en bonne partie du sort qul sera re­
serv6 a 1a proposltlon de la majorlte de la commlsslon. 

Fasel Hugo (G, FR): Immer dann, wenn von Leistungen der 
Ameitslosenverslcherung die Rede Ist, schwirrt In diesem 
Land eine wissenschaftliche Behauptung, ein wissenschaft­
licher Irrtum herum, der von einem Basler Institut Immer 

wieder gebetsmühlenartig wiederholt wird, nämllch: gute 
Leistungen der AJbeitslosenverslcherung worden die Ar­
beitslosigkeit erhöhen und die Beschäftigung verhindern. 
Wenn man korrekt arbeitet, verlangt es die wissenschaftliche 
Exaktheit, dass man die gesetzten Hypothesen hin und wie­
der an der Realität prüft und überprüft. 
Die unglaubliche Raschheit, mit der sich die Arbeitslosigkeit 
In den letzten drei Jahren zurückgebildet hat - sobald näm­
lich Arbeitsplätze vorhanden waren -, zeigt eindrücklich 
und unmissverständlich, dass die Ameltnehmenden In der 
Schweiz sofort eine Stelle annehmen, sobald es solche gibt 
Es gibt also keinen wissenschaftlichen Grund, diese Leistun­
gen zu kürzen. Das müsste eigentlich auch das Basler Insti­
tut unter der Leitung von Herrn Sheldon vielleicht einmal In 
seine abstrakte Theorie mit einbeziehen. Im Gegenteil, 
wenn wir evaluieren, was die AJbeitslosenverslcherung In 
den letzten Jahren der Neunzlgerjahre gebracht hat, dann 
müssen wir feststellen: Sie war fOr unsere Konjunktur, für die 
Gesundheit unserer Volkswirtschaft der wesentliche Stablll­
sator In schwierigen Zeiten. Das müsste eigentlich betont 
werden. 
Unvernünftige Leistungen, wie sie bei den Kürzungen vor­
geschlagen werden, wirken dahin gehend, dass Leute noch 
rascher ausgesteuert werden. Wir wissen es: Langzeltar­
beitsloslgkelt Ist teuer, und noch teurer wird es, wenn die 
Leute ausgesteuert werden. Am teuersten Ist es dann, wenn 
sie bei der Fürsorge sind und mit sehr viel teureren Mass­
nahmen versucht werden muss, dass sie wieder eingeglie­
dert werden können, dass sie wieder einen Arbeitsplatz 
finden. 
Bel den Leistungskürzungen müsste man eigentlich auf­
grund der bisherigen Erfahrungen fragen: Wo sind denn zu 
viele Leistungen ausgerichtet worden? Wer hat denn zu 
viele Leistungen erhalten? Ich finde dazu keine Begründung. 
Sind Langzeitarbeitslose grundlos lange Zelt arbeitslos? 
Weil Ich die Argumente In der Botschaft nicht gefunden 
habe, war Ich gespannt, was heute hier gesagt WOrde. vor­
hin habe Ich Herrn Schneider aufmerksam zugehört Er hat 
bei der Begründung seines Minderheitsantrages kein Wort 
gesagt, warum er diese Kürzungen vorschlägt - Ich bedaure 
das sehr. Kein einziges Argument nannte er, obwohl er prak­
tisch die Halbierung der Leistungen vorschlägt, kein Wort 
sagte er - das finde ich ein starkes StOckl So war Ich froh, 
dass Frau Polla zumindest ein paar Dinge gesagt hat, so 
kann man auf sie Bezug nehmen. Sie hat gesagt, weil die re­
gionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) gute Arbeit leis­
teten und es deshalb weniger Arbeitslose gebe, könne man 
auch die Zahl der Taggelder reduzieren. Nur muss Ich hier 
sagen: Das Argument Ist gerade anders rum. Well das Seco 
das Richtige gemacht hat - es hat den RAV einen Leistungs­
auftrag gegeben, nach dem diese darauf achten müssen, 
dass die Leute möglichst schnell wieder einen Platz finden -, 
sorgen die RAV auch dafür, dass keine Missbräuche vor­
kommen und nur jene die volle Taggeldzelt ausnutzen, die 
sie auch dringend brauchen. 
Wenn wir bis heute die Arbeltsloslgkelt nicht ganz wegge­
bracht haben - auch bei bester Konjunktur, die sich jetzt wie­
der verschlechtert -, zeigt das auch, dass Arbeitslosigkeit 
heute sehr stark mit strukturellen Veränderungen verbunden 
Ist Das helsst: Leute, die entlassen werden, finden nicht ein­
fach so eine neue Stelle, sondern sie massen sich meistens 
umschulen lassen, auch den Beruf wechseln, was die Such­
zelt wesentlich erhöht. 
Ich bitte Sie deshalb, den Anträgen der Minderheit 11 (GolQ 
und, eventualiter, der Minderheit III (Genner) zuzustimmen, 
was diese Bereiche betrifft. 
Nun noch zwei, drei Bemerkungen zu den älteren Arbeitneh­
mern, dann habe Ich das auch gleich gemacht und muss 
mich nicht noch einmal zu Wort melden: 
Wir haben vor zwei Jahren In einer Subkommission die Si­
tuation der älteren Arbeltnehmenden analysiert Die Erfah• 
rung zeigt Leute, die fünfzig sind, haben Schwierigkeiten, 
eine Stelle zu finden. Die Arbeitgeber machen eine Kosten­
Nutzen-Analyse, was aus ökonomischer Sicht elnlgermas­
sen verständlich Ist. Sie sagen: Wenn Ich einen älteren 

BuDetln offlciel de r Assemb!N Nderale 



ltS" 
12. Dezember 2001 1899 Nationalrat 01.019 

Arbeitnehmer einstelle, muss ich relativ viel Einarbeitungs­
kosten auf mich nehmen, Ich muss die Person Integrieren; 
das bedeutet einiges an Kosten, aber die Person steht nur 
noch für einige Zelt zur Verfügung. 
Frau Präsidentin, Ich bin gleich am Ende, aber die älteren 
Arbeltnehmenden verdienen diesen letzten Satz noch: Es 
hat sich auch gezeigt, dass ältere Arbeltnehmende, vor al­
lem wenn sie In körperlich anstrengenden handwerklichen 
Berufen tätig sind, Abnutzungserscheinungen haben und 
deshalb M0he haben, wieder eine gute Stelle zu finden. 
Deshalb sollte man hier auf Kürzungen verzichten. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der Minderheit Gysln 
Remo zuzustimmen. 

ZUpplger Bruno r,/, ZH): Nachdem offensichtlich Artikel 3 
der Schlüsselartikel für die Arbeitgeber war, Ist Artikel 27 of­
fensichtlich der Schlüsselartikel für die Arbeitnehmervertre­
ter und die Linksparteien. Nun, Tatsache Ist doch, dass wir 
bei der letzten Revision des Avlg wahrscheinlich unter dem 
Eindruck der starken Rezession und der hohen Arbeitslosig­
keit die maximale Dauer für die Taggeldbezüge sehr massiv 
erhöht haben - Frau Polla hat das vorhin ausgeführt. Dafür 
habe Ich noch ein gewisses Verständnis. Wir haben also 
eine Taggeldbezugsdauer, die Innerhalb von Europa fast ein­
malig Ist Wenn jetzt bei einer veränderten Situation In der 
Wirtschaft die Minderheit 1 (Schneider}, verlangt, dass die 
Bezugsdauer wieder gekürzt wird, und zwar In einer gestaf­
felten Form, dann kann man doch nicht sagen, das sei 
Raubbau am Arbeitslosengesetz! 
Wir von der Minderheit I beantragen, dass Arbeitnehmer bis 
zum Alter von fOnfzig Jahren einen Anspruch auf 260 Tag­
gelder haben sollen, Arbeitnehmer von fünfzig bis sechzig 
Jahren einen Anspruch auf 390 und Arbeitnehmer, welche 
Ober sechzig Jahre alt und arbeitslos sind, einen Anspruch 
auf 520 Taggelder. Da haben wir, Frau Goll und Frau Gen­
ner, dem Anspruch der älteren Arbeitslosen bestimmt auch 
Rechnung getragen. 
Herr Fasel hat vorhin gesagt, es gebe keine Argumente für 
die K0rzung. Ich glaube, es gibt genug Argumente; Frau 
Polla hat einige angeführt. Ich möchte auch betonen, dass 
wir natorllch mit der letzten Revision des Avlg neben der Er­
höhung der Taggelder eine ganze Reihe von verschiedenen 
Massnahmen In die Wege geleltat haben, die zu einer Ver­
kürzung der Arbeitslosigkeit, zu einer schnelleren, nachhalti­
gen lntegratlon der Erwerbslosen In den Arbeitsprozess 
geführt haben. Vermlttlungsfählge Arbeitslose können also 
wesentlich schneller wieder arbeiten. 
Daher glauben wir, dass es auch verantwortbar Ist, dass 
jetzt Im Zuge der 3. Revision die Taggelder wieder reduziert 
werden können. Die SVP-Fraktion Ist 0berzeugt, dass diese 
Bezugsdauer In einer nonnalen Konjunkturlage mehr als ge­
n0gend Ist, um eine neue Stelle zu finden oder sich sogar 
auf eine neue Arbeit auszurichten. Problemfälle, wie sie Herr 
Fasel angesprochen hat und die lndMdueller Natur sind - ob 
das soziale Probleme oder andere Nachtelle sind -, die 
eben kaum eine Vermittlungsfähigkeit zulassen, m0ssen In­
dividuell betreut werden. Dazu haben wir bestimmte Einrich­
tungen In unserem Staatswesen, die das garantieren. 
Ich habe es ebenfalls bereits beim Eintreten ausgeführt: 
Falls Sie dieser K0rzung, wie sie die Minderheit 1 (Schnei­
der) verlangt, zustimmen, Ist die SVP-Fraktlon bereit, dem 
Bundesrat die Möglichkeit zu geben, die Bezugsdauer befri­
stet um maximal 120 Tage zu erhöhen, wenn In einem Kan­
ton oder In einer Region eine hohe Arbeitslosigkeit besteht 
und die Vermlttelbarkelt dadurch eingeschränkt Ist. Damit 
kommen wir auch dem Antrag der Minderheit Gysln Remo In 
Bezug aut die Ober 5echzlgJährtgen entgegen. Ich bin über­
zeugt, dass dies eine richtige und eine gute Lösung wäre. 
Ich bitte Sie, bei Artikel 27 dem Antrag der Minderheit 1 
(Schneider) zuzustimmen und die anderen Anträge abzuleh­
nen. 

Maltre Jean-Phlllppe (C, GE): On a affalre lcl a differentes 
proposltlons qul montrent blen des phllosophles assez elol­
gnees. 
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La proposltlon de mlnorlte II (Goll), comme on ra dlt dans le 
debat d'entree en matlere, procede d'une conceptlon un peu 
flgee des choses qul conslste a dlre: «On ne dolt rlen tou­
cher et on raste a 520 Jours.» 
Evldemment, de cette manlere-la, II est Impossible d'aller a 
la rencontre de l'objectlf qul conslste a assurer un finance­
ment a long terme, moyennant des efforts equlllbres du cOte 
des cotlsatlons, c'est-a-dlre des ressources, d'une part, et 
du cOte des prestatlons, d'autre part. II ne nous paralt pas 
posslble de soutenlr 1a proposltlon de mlnorlte II, sauf a vou­
lolr imaglner que notre exerclce d'aujourd'hul ne sert strlcte­
ment a rlen. 
La mlnorlte 1 (Schneider) propose un concept completement 
different, avec une perlode d'lndemnlsatlon relatlvement 
courte et qul peut augmenter au fur et a mesure que le nom­
bre de perlodes de cotlsatlon augmente egalement En falt, 
sl l'on prend en conslderatlon que 260 indemnltes Joumatle­
res pour une perlode de cotlsatlon de 12 mols seralent la re­
gle jusqu'a 50 ans. on doit admettre que c'est la regle de 
base qul est proposee par M. Schneider. Force est d'admet­
tre que c'est une reductlon de moltle par rapport au systeme 
actuel. La mesure est manifestement trop draconlenne, eile 
auralt pour effet de conduire a un transfert de charges de ce 
qul est aujourd'hul pour partle assume par 1a calsse-chö­
mage vers les cantons et les communes, par le blals des 
programmes d'asslstance. 
La mlnorlte I part du prlnclpe que la duree de l'lndemnlsatlon 
a une lnfluence notable sur le moment du retour effectlf au 
travall. C'est une appreclatlon que l'on peut faire, mals qul 
dolt Atre serleusement nuancee et qul, en tout etat de cause, 
ne condult pas aux concluslons qul sont exprlmees lcl sous 
forme de proposltlon de mlnorlte 1. En ri)gle generale 
d'abord, II faut se souvenlr qua les chOmeurs retrouvent un 
travall dens un delal de !'ordre de quatre a slx ou sept mols 
pour il peu pras la moltle d'entre eux. 
On volt donc blen que, pour 1a moltle a peu pras des chO­
meurs concernes, II n'y a pas de relatton entre une perlode 
d'lndemnlsatlon qul seralt Jugee par l'auteur de la mlnorlte 1 
exagerement longue, et 1a reprlse effectlve du travall. 
D'autre part, II ne faut pas se leurrer. C'est en reallte la con­
joncture qul est le levler le plus pulssant pour le retour au 
travall. On en a une demonstratlon assez clalre en prenant 
un autre polnt de reJ>')re. Depuls qua la conjoncture s'est 
tres nettement amelloree, le nombre de chömeurs de longue 
duree, c'est-a-dire ceux qul ont eu plus de 12 mols d'lndem­
nlsatlon, qul sont au chOmage depuls plus cfune annee, a 
conslderablement balsse. On volt donc bien qu'II y a la un 
rapport beaucoup plus precls, beaucoup plus convalncant 
entre le niveau general de la conjoncture et la reprlse du tra­
vall en tant que tel, cela lndependamment de la duree d'ln­
demnlsatlon. 
On a d'allleurs, en reglon genevolse, un exemple tres con­
cret qul montre qua la aussl il faut serleusement nuancer le 
ralsonnement. SI vous prenez les travallleurs frontallers qul 
se trouvent au chOmage, ayant d0 interrompre leur actlvlte 
professlonnelle alors qu'lls avalent un emplol dans la ieglon 
genevolse, on remarque d'une manlere generale qu'lls re­
trouvent un emplol plus rapldement que las travallleurs suls­
ses, alors mime que la duree d'lndemnlsatlon en France est 
plus longue qua 1a duree d'lndemntsatlon en Sulsse. On volt 
donc blen la qu'II n'y a pas de correlatlon exacte. 
II est de falt que le nlveau de l'lndemnlsatlon en France est 
beaucoup plus bas que le niveau de l'lndemnlsatlon en 
Sulsse. Cela peut, pour partle, itre aussl une expllcatlon. 
Mals, pour mol, une expllcatlon beaucoup plus convalncante 
est que le marche du travall est beaucoup plus actlf a Ge­
neve qu·en t-rance voIsIne. t'ar consequent 1es cnomeurs 
frontallers savent que s'lls ne retrouvent pas rapldement un 
travall a Genwe, 11s n'ont que tres peu de chance de retrou­
ver un travall dans 1a reglon fran9alse volslne oCI lls ont leur 
domlclle. 
On volt donc blen qu'II y a une foule de parametres qul s'ln­
terpenetrent las uns les autres, et qul en tout cas ne pennet­
tent pas de tlrer la concluslon selon laquelle II y a un rapport 
de cause a effet dlrect entre la duree d'lndemnlsatlon et 
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r«ardeur a reprendre le travall", sl vous me permettez cette 
expresslon. 
Volla les ralsons pour lesquelles II ne nous semble clalre­
ment pas posslble de soutenlr Ja proposltion de la mlnorlte 1 
(Schneider), et pourquol nous nous en tlendrons a la propo­
sltion de la maJorlte. 

Baader Caspar (V, BL), ror die Kommission: Bei dieser Be­
stimmung geht es um einen weiteren Kernartikel der Revi­
sion, nämlich um die KOrzung der Anzahl der Taggelder. 
Der Bundesrat und die Mehrheit der Kommission wollen wie­
der eine generelle Reduktion von heute 520 auf höchstens 
400 Taggelder, dies bei einer Beitragszelt von 12 Monaten. 
Ab dem 55. Altersjahr sollen die bisherigen 520 Taggelder 
bel>ehalten werden, sofern die Beitragsdauer mindestens 
18 Monate betragen hat. Damit kommen Bundesrat und 
Kommission älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

' ·entgegen, die es schwerer haben, wieder eine Stelle zu fin­
den. Mit dieser Abfederung ist eine KOrzung der Bezugs­
dauer zu verantworten. Dies Ist auch ein Schritt In Richtung 
der Ragelung, die wir vor der Rezession Ende der Neunzl­
gerjahre hatten. 
Die Minderheit 1 (Schneider) wlll die Leistungsdauer von ei­
ner Staffelung der Beitragsdauer abhängig machen. Wer 
länger Beiträge bezahlt hat, soll auch länger profitieren kön­
nen. Konkret lautet der Vorschlag, dass bei einer Beitrags­
zelt von 12 Monaten höchstens 260 Taggelder bezogen 
werden können; bei einer Beitragszelt von 18 Monaten und 
nach dem zurOckgelegten 50. Altersjahr sind es 390 Taggel­
der, und bei einer Beitragszelt von 18 Monaten und nach 
dem zurOckgelegten 60. Altersjahr sind es 520 Taggelder. 
Die Minderheit II (Goll) wlll die heutige Lösung von 520 Tag­
geldem generell beibehalten. Damit Ist gegenOber heute ei­
gentlich Jeglicher Spareffekt aufgehoben. 
Die Minderheit III (Genner) wlll In Absatz 2 Buchstabe b ent­
gegen dem Entwurf des Bundesrates, dass Versicherte be­
reits ab dem 50. und nicht erst ab dem 55. Altersjahr bis zu 
520 Taggelder beziehen können. 
Schllessllch will die Minderheit Gysln Remo mit einem Ab­
satz 2bls eine Ausnahmebestimmung gegenOber der bun­
desrätllchen Lösung schaffen. Er will dem Bundesrat eine 
Kompetenz zum Erlass einer Verordnung erteilen, wonach 
all Jene, die an arbeltsmarktllchen Massnahmen teilnehmen, 
bis zu 120 Taggelder mehr beziehen können. Damit wOrde 
praktisch Ober die HlntertOre wieder der heutige Anspruch 
von 520 Tagen elngetohrt. man mosste nur bereit sein, an 
arbeltsmarktllchen Massnahmen teilzunehmen. 
Die Mehrheit der Kommission Ist der Auffassung, dass die 
abgefederte KOrzung der Anzahl Taggelder entsprechend 
dem Entwurf des Bundesrates zu verantworten Ist, zumal sie 
In der wirtschaftlich schlechteren Zelt gemäss Berechnun­
gen fOr das Jahr 1997 nur 14 Prozent des TaggeldbezOger 
getroffen hätte und bereits ein Jahr später, Im Jahre 1998, 
noch rund die Hälfte davon, d. h. 7,6 Prozent 
Mit der Reduktion der Anzahl Taggelder soll auch ein Anreiz 
dafQr geschaffen werden, dass die Arbeitslosen raschest­
mögllch und nachhaltig wieder In den Arbeitsprozess einge­
gliedert werden und es weniger Langzeitarbeitslose, ja 
sogar Ausgesteuerte gibt Bereits heute beziehen 50 Pro­
zent der Bezugspersonen weniger als vier Monate lang Tag­
gelder. Auch soll nach Auffassung der Mehrheit der Kom­
mission mit der Arbeitslosenversicherung nicht eine vorzei­
tige Pensionierung gefördert werden; andererseits soll ge­
mäss Absatz 3 fQr Personen, die vier Jahre vor der Pensio­
nierung stehen, die Möglichkeit geschaffen werden, sich mit 
Zwischenverdiensten Ober die Runden zu bringen. 
Die Menmell aer KOmmtss1on Ienm at1er aIe einronrung von 
weiteren Ausnahmeregelungen klar ab; sonst meint Jeder 
wieder, er gehöre zu einer dieser Kategorien. 
Namens der Kommission bitte Ich Sie daher, überall der 
Mehrheit zu folgen. Der von der Minderheit 1 (Schneider) ver­
tretene Antrag wurde mit 13 zu 1 O Stimmen relativ knapp 
abgelehnt; die Anträge der Minderheiten II und III zu Arti­
kel 27 Absatz 2 wurden mit 15 zu 8 Stimmen bzw. mit 14 zu 
9 Stimmen abgelehnt 

Bel Absatz 4 folgt die Kommissionsmehrheit dem Bundesrat; 
sie will also fOr Personen, die von der Beitragspflicht befreit 
sind, 260 Taggelder beibehalten. 
Mit Absatz 5 will die Mehrheit der Kommission noch eine 
reglonalpolltische Ausnahmeklausel verankern, welche zur 
Folge hat, dass In Kantonen mit erhöhter Arbeitslosigkeit die 
400 ordentlichen Tage wiederum um 120 Tage auf 520 Tage 
erhöht werden können. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlssion: Nous 
sommes lcl effectlvement confrontes a differentes proposl­
tlons de mlnorlte. C'est en effet un des artlcles cles de cette 
revlslon, et c'est la ralson pour laquelle nous en avons large­
ment debattu au sein de la commlsslon. 
La mlnorlte 1 {Schneider) vous propose une coupe tres dure 
dans les prestatlons. Elle entend, lt ra1Inea 1er, lntrodulre la 
notlon de degresslvlte et propose de surcrott, a rallnea 2, 
une dlmlnution de la duree des prestatlons. Ce raccourcfsse. 
ment tr~ substantlel de la duree d'lndemnlsatlon devratt, 
aux dlres de la mlnorlte 1, accrottre la presslon sur les de­
mandeurs d'emplol. A crolre qua ces demandeurs d'emplol 
ne sont pas, de toute fayon, deJa exposes a de nombreuses 
pressions et confrontes a la dure reallte d'une vle sans actl­
vlte professlonnelle, sans Joum6es structur6es, souvent 
sans contenu parce qua confrontes a une sltuatlon nouvelle, 
devalorlsante. Estlmer qua, face a la desorientatlon qul falt 
sulte a l'annonce du chömage, II est de surcrott necessalre 
d'accrottre la pression sur las personnes prlvees d'emplol 
malgre alles, releve d'une meconnalssance de la sltuatlon 
des personnes au chömage. C'est le reflet d'une polltlque 
neollberale, et cela preclsement a une perlode ou cette 
mAme politlque montre quelques fallles. 
La sltuatlon des personnes au chömage est deJlt tres fragile. 
Or, une reductlon des prestatlons contralnt les demandeurs 
a accepter des offres d'emplol molns attrayantes et souvent 
molns sQres, c'est-a-dire qu'elle engendre potentlellement 
une reductlon substantielle du niveau de vle de la personne, 
non seulement a court terme, mals souvent aussl a long 
terme. Ces personnes se trouvent plegees et peuvent tom­
ber dans une splrale las menant flnalement dans une sltua­
tlon de precarlte, volre de pauvrete. Las communes, qul 
devront soutenlr toutes las personnes dependantes de ras­
slstance soclale, feront flnalement les frais de cette polltlque 
fonclerement asoclale. Par allleurs, cette proposltion de mi­
norlte, une fols de plus, ne tlent pas compte des blographles 
speclflquement feminines, pulsqu'elle penallse las femmes, 
aprils une perlode educatlve, en leur Imposant une duree de 
cotlsatlon lndependante de l'äge de l'assuree. 
De plus, cette proposltlon de mlnortte n'engendre pas, et Je 
mets l'accent sur ce polnt aussl, l'effet souhalte par la drolte 
de cette salle. Elle permet tout au plus, et partlellement seu­
lement, de redulre las depenses de l'assurance-chömage et, 
surtout, alle ne garantlt pas le flnancement de cette ml!1lme 
assurance-chömage lt moyen et a long terme. Ble ne tlent 
nuliement compte des realltes socloeconomlques. 
La commlssion refuse cette polltique, par 12 vobc contre 11 -
c'est vral, c'est une petlte majorlte, mals ga raste une maJo­
rlte -, polltlque qu'elle Juge tr~ lnadequate, et eile n'entend 
pas partlclper a un demantelement d'une assurance soclale 
qul, au cours des recentes ann6es, a blen falt ses preuves. 
l!economle a, eile aussl, quelquefois mime tras dlrecte­
ment, proflte de cette assurance. Les nombreuses restructu­
ratlons qul ont eu Heu n'etalent pas etrangeres a la hausse 
duchömage. 
La proposltlon de mlnorlte II (GolO entend malntenlr la sl­
tuatlon acwene en proposanl une duree tflndemnllltti de 
520 Jours pour toutes las personnes priv6es d'une actlvlte 
professlonnelle. II faut peut-6tre rappeler lcl qu'en ralson de 
l'augmentatlon du taux de chömage dans las ann6es no­
nante, la duree d'lndemnlsatlon a ete prolongee en 1995. La 
revlslon lntervenue durant cette mllme annee a entmine en­
tre-temps une professlonnalisatlon du servlce de placement 
et un developpement des mesures du marche du travall. Las 
offlces reglonaux de placement {ORP) ont acquls, au cours 
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des dernleres annees, une exp6rience dont peuvent benefl­
cler les personnes au chOmage. Par allleurs, force est de 
constater qu'un nombre crolssant de personnes particlpent 
plus rapldement que par le passe a ces mAmes mesures du 
marche du travall. 
La minorite Gysln Remo vous propose un allnea 2bis pour 
permettre au Conseil federal d'augmenter le nombre d'ln­
demnltes journalleres dans des cas tr~ speciflques, solt 
ceux oil les personnes particlpent a des mesures du marche 
du travall. II appartiendralt au Conseil federal de determlner 
les exceptlons. 
Grice au professlonnallsme des ORP et aux mesures du 
marche du travail, une relnsertlon plus rapide est auJourd'hul 
posslble. Elle est souhaltable, surtout pour la personne qul 
est au chOmage. C'est la ralson pour laquelle la majorlte de 
la commlsslon vous propose, par 15 voix contre 8, tout un 
ensemble de proposltlons: • 
1. Elle vous demande, a l'allnea 1 er, de renoncer a la de­
gresslvlte des prestatlons en fonctlon de 1a p6rlode de cotl­
sation. 
2. Nous entendons fixer le nombre d'lndemnltes Journalleres 
a 400, pour autant que la personne pulsse Justlfler d'une pe­
rlode de cotlsatlon de 12 mols. 
3. La maJorlte de la commission vous propose, a l'alinea 2, 
de malntenlr la duree d'lndemnlsatlon de 520 Jours pour les 
assures qul ont 55 ans revolus et qul ont cotlse pendant au 
molns 18 mols. 
4. Une derogatlon est falte en faveur des assures qul tou­
chent une rente d'lnvalldlte ou de l'assurance-accldents obll­
gatolre et qul ont cotlse pendant 18 mols au moins. lls ont 
droit, sans condltlon d Age, a 520 lndemnltes joumalleres. 
5. Une regle speclale est pr1WUe pour !es assures Agas qul 
tombent au chOmage dans les 4 ans precedant f Age de la 
retralte. lls ont drolt a 120 lndemnltes journalleres supple­
mentalres. Vous vous refererez pour cela a l'allnea 3 selon 
la proposltlon de la majorlte de Ja commlsslon. 
6. La majorlt6 de la commlsslon vous propose d'lntroduire 
un allnea 5 permettant au Conseil federal, d'entente avec les 
cantons concernes, ou le canton concem6, d'augmenter le 
nombre d'lndemnltes Journalleres, pour autant que le taux 
de chOmage dans la reglon depasse 5 pour cent, et cela 
pendant au molns 6 mols. Cette clause permet surtout de te­
nlr compte des speciflcltes des reglons p6rlpherlques. 
7. Nous vous proposerons des mesures sp6ciflques et addl­
tlonnelles, a l'artlcle 85e, pour toutes les personnes ayant 
des difficultes pertlculleres. Nous y revlendrons. 
Nous vous proposons donc tout un ensemble de proposl­
tlons qul dolvent Atre perQUes comme un tout. C'est la ralson 
pour laquelle Je vous lnvlte a sulvre la maJorlte de la commls­
slon et a prendre en compte dans votre dlllclslon toutes !es 
mesures proposees. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Les rapporteurs l'ont 
dlt, cet artlcle est lmportant parce qu'II est polltlquement lm­
portant, et II est aussl flnanclerement lmportant pulsque 
c'est une des mesures d'economle qui Justlflent les modlflca­
tlons de la lol. Mals ce n'est pas seulement pour des ralsons 
d'economle qu'on a propose de redulre de 520 a 400 Jours le 
nombre des lndemnltes Joumalieres. On ra falt parce que la 
lol a amellore les mesures actlves du travall. Nous avons, 
ces dernieres annees, amellore le fonctlonnement des offi­
ces reglonaux de placement. Nous avons mis en place un 
systeme qul falt que l'assurance-chOmage est beaucoup 
plus efflcace, les organes de l'assurance-chOmage sont plus 
efflcaces et, par consequent, dans un delal plus court, on a 
de memeures chances de permettre aux gens ae retourner 
sur le marche du travall. Et parce qu'on a ces chances sup­
plementalres, ce n'est pas une mesure de demantiltement 
soclal que de descendre de 520 a 400 Jours, c'est slmple­
ment la cons6quence logique de l'efflcacite suppl6mentalre 
du systeme. On peut et on doit se le permettre, slnon, on ex­
prlme une sorte de meflance ll l'egard des mesures qu'on a 
prlses et qui tendent vers une efflcacite supplementalre. 
Abalsser le nombre d'indemnites de 520 a 400 Jours n'est 
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donc pas une mesure de demantelement, parce que c'est 
compens6 par des mesures supplementalres sur le marche 
du travall, des mesures supplementalres de soutlen aux 
chOmeurs. Et puis, n y a 1a cautele qul prevolt qu'on en raste 
a 520 Jours pour les travallleurs äges de plus de 55 ans. 
Face au proJet du Conseil federal, II y a toutes les proposi­
tlons de mlnorlte qui cherchent soit a annuler cette dlmlnu­
tion, c'est la proposltlon de la mlnorlte II {Goll}, fidele a elle­
mAme, ou des proposltlons qul veulent grlgnoter cette re­
ductlon et reintrodulre un certaln nornbre de dlsposltlons 
qul permettralent d'en rester, flnalement, pratiquement a 
520 Jours pour certalnes categorles de personnes ou pour 
certalnes categorles de personnes dans des clrconstances 
partlculleres, dans les cantons touches par le chOmage. En 
face de ces proposltlons de mlnorite qul essalent de reduire 
la modiflcation que nous voulons lntroduire, II y a 1a proposl­
tlon de mlnorlte 1 {Schneider) qul veut aller plus loln que le 
projet du Consell federal et qul voudralt lnstaurer des durees 
differentes cfindemnlsatlon en fonctlon de la p6rlode de cotl­
satlon. Ceia n'a pas de justiflcatlon 1168 a l'efflcaclte du sys­
teme, c'est slmplement une punltlon pour ceux qul n'auralent 
pas cotlse assez longtemps ou une r6compense pour ceux 

. qui ont cotlse longtemps. 
Nous avons falt des caiculs et nous avons constate que 
cette proposltlon, sur ie plan de l'economle, n'amene prati­
quement rien. Par contre, elle compllque lnflnlment le sys­
teme, puisqu'elle cree des categorles tr~ differentes de 
personnes, celles qul ont cotlse 12 mols, celles qul ont co­
tls6 18 mols, celles qul ont attelnt 60 ans. C'est un systeme 
complexe qul n'apporte pas grand-chose sur le plan de 
l'economle et qul est certalnement non pas une provocatlon, 
mals tout au molns une lncltatlon a combattre 1a lol par le re­
ferendum. Nous vous demandons d'y renoncer. 
La proposltion de mlnorlte III (Genner) qul voudralt donner la 
posslbllite d'obtenlr 520 lndemnltes d6ja a partlr de l'Age de 
50 ans, et non pas a partlr de l'Age de 55 ans comme nous 
le souhaitons, doit aussl Atre repouss6e parce qu'elle donne 
un mauvals slgnal, un slgnal negatlf. Je ne partage pas tous 
les arguments de Mme Polla, mals Je partage quand mAme 
une partle de sa vlslon des choses. SI on va dans le sens 
de Mme Genner et qu'on admet que le chOmeur a drolt a 
520 Jours d'lndemnites s'II a 50 ans revolus, on donne un 
~ mauvals signal a une p6rlode oi'J, au contralre, la dur6e 
dacttvlte professlonnelle devralt Atre plutOt prolong6e, pe­
rlode pendant iaquelle on dolt changer l'attltude des em­
ployeurs a I' egard des employes plus äges. Accepter cela 
dans la lol c'est, d'une certalne manlere, vous l'avez blen dit, 
d6valorlser le travallleur de 50 ans et lnciter l'employeur a 
donner llbre court a des pr6Juges qul font que, dans notre 
soclet6, un travallleur de 50 ans d6Ja est molns appr6cle 
qu'un travallleur de 40 ou 45 ans. C'est faux, cela ne corres­
pond pas a la reallte, et je crols qu'II taut avolr le courage de 
lutter contre ce pr6juge et cfaccepter qu'a 50 ans on est en­
core capable de trouver un travall, comme on peut l'Mre a 
45 ans. Nous admettons qu'a partlr de 55 ans, probable­
ment, II n'est pas possible d'exlger la mAme chose. Mals 
commencer a 50 ans, c'est trop tot 
C'est la ralson pour iaquelle nous vous lnvltons a rejeter la 
propositlon de mlnorlte III (Genner). 
Enfin, II y a ce qu'on appelle les soupapes de securlte. 
M. Gysln Remo a present6 une proposltlon de mlnorlte. II dlt 
que je favals soutenue. Les choses sont beaucoup plus 
nuancees que vous ne l'avez pretendu, Monsieur Gysln. Je 
me suls refere au texte sacre des p~-verbaux. Ce qul 
s'est passe, c'est qu'on a cherche une soupape de s6curlte. 
Vous avez falt une proposltlon et fal dlt que sl on voulalt aller 
aans ce sens, Je ne Ia comoanralS pas avec toutes 186 ar­
mes. Finalement, 1a commlsslon a donne mandat a l'adml­
nlstratlon de faire une nouvelle proposltlon alternative, ce 
que l'administratlon a fait en proposant 1a clause prevoyant 
que dans certalns cantons on peut malntenlr a 520 Jours le 
nornbre d'lndemnites lorsque certalnes clrconstances sont 
r6allsees. 
La dlfference entre la proposltlon de la maJorlte de la com­
mlsslon et nous nous autorlse a combattre cette proposltlon. 
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La dlff6rence, c'est que nous, nous aurlons souhalt6 accom­
pagner cette clause d'une dlsposltlon pr6voyant que les can­
tons dolvent prendre en charge la moltl6 des frais provoqu6s 
par l'augmentatlon de la dur6e d'lndemnlsatlon, taut simple­
ment parce que l'on voulalt 6vlter qu'II y alt une sorte de con­
fllt entre la Conf6d6ratlon et certalns cantons qul n'auralent 
pour seul lnt6rAt que de savolr qul, ä la fln, pale les coOts 
suppl6mentalres. SI les cantons, en faisant cette proposltlon, 
acceptent de payer le quart, c'est vraiment qu'II y a une con­
vlctlon profonde bas6e sur une analyse soclo6conomlque et 
non pas seulement sur la volont6 de transf6rer ä la Conf6d6-
ratlon le probl~me et de ne pas chercher plus efflcacement, 
dans le canton concem6, des solutlons. 
La majorlt6 de la commlsslon a dlt: «D'accord ä cette sou­
pape de s6curlt6.» Mals eile a dlt: uNon, sl la soupape de 
s6curlt6 est utills6e, c'est la Conf6d6ratlon seule qul dolt 
payer les frais suppl6mentalres." Dans ces condltlons, nous 
pensons que le Jeu n'est pas correct et que, flnalement, l'effl­
caclt6 que nous cherchons ä travers cette lol n•est pas ga­
rantle, ralson pour laquelle, au vu de cette dlsproportlon ou 
de cette dlstorslon des r~les du Jeu, nous vous proposons 
de rejeter aussl la proposltlon de mlnorlt6 Gysin Remo ä 
l'alln6a 3 et d'en rester ä la solutlon pure et simple du projet 
du Conseil f6d6ral: r6ductlon ä 400 indemnlt6s Journall~res, 
sauf pour les travallleurs qul ont 55 ans et plus. 
Non ä la proposltlon de mlnorlt6 1, trop compllqu6e et qul 
n'apporte pas grand-chose sur le plan de 1'6conomle. 
Non au statu quo, parce que nous avons ä offrlr quelque 
chose de plus que dans le pass6: une plus grande efflcaclt6 
des offlces r6glonaux de placement 

Abs. 1, 2-Al. 1, 2 

Erste Eventua/abstlmmung - Premier vote prtJl/mlna/re 
FOr den Antrag der Minderheit 1 •••. 83 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit II •... 61 Stimmen 

zweite Eventua/abstlmmung - Deuxleme vote prtJl/mlnaire 
FOr den Antrag der Mehrheit .•.. 93 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit III .... 59 Stimmen 

Definitiv - DtJffnltlvement 
FOr den Antrag der Mehrheit •••. 96 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit 1 •••. 57 Stimmen 

Abs. 2bls -Al. 2bls 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 92 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 61 Stimmen 

Abs. 3-AI. 3 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit ..•. 96 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit ..•. 58 Stimmen 

Abs. 4-AJ. 4 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 93 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit 1 ••.. 61 Stimmen 

Abs. 5-Al. 5 

ADsammung - voce 
(namentlich - nomlnatH: Benage - Annexe 01.019/187 4) 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 83 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 70 Stimmen 

. .Sie'-e. f v-oir 
Art. 28 Abs. 1, 1bls, 2 S 1f O J 
Antrag der Kommission '/ I • 1 · 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Robb/an/ 
Abs. 1ter 
Versicherte, die das 55. Altersjahr erreicht oder Oberschrit­
ten haben, haben bis zum 60. Tag nach Beginn der Arbeits­
unfähigkeit Anspruch auf das volle Taggeld. Dieser 
Anspruch Ist innerhalb der Rahmenfrist auf 66 Taggelder be­
schränkt. 

Art. 28 al. 1, 1 bis, 2 
Proposition de la commlsslon 
AdMrer ä la d6clslon du Conseil des Etats 

Proposition Robb/an/ 
Al. 1ter 
L'.assur6 ayant 55 ans ou plus a drolt ä la plelne lndemnlt6 
Journall~re Jusqu'au 608 Jour sulvant le d6but de l'lncapaclt6; 
le drolt se limlte ä 66 lndemnlt6s Joumall~res durant le d61al­
cadre. 

Robblanl Melnrado (C, Tl): L'.attentlon partlcull~re envers 
les travallleurs et travallleuses plus äg6s, qul sont les plus 
expos6s aux contrecoups des perlodes de crlse conjonctu­
relle et de roorganlsation de I' 6conomie, cette attentlon dolt 
pouvolr Atre un fll rouge dans taute la lol. II me parait donc 
n6cessalre, aussl dans le cadre de la protectlon en cas de 
maladle, d'lntrodulre une solutlon dlff6rencl6e un peu plus 
favorable aux chömeurs et chömeuses plus äg6s. Pour 
quels motlfs? 
D'abord, parce que la probablllt6 de tomber malade peut 
Atre plus 61ev6e pour cette cat6gorle d'assur6s, mals surtout 
pour une autre ralson. Un chOmeur a d6jä aujourd'hul la 
posslblllt6 de s'assurer lndlviduellement contre la perte de 
galn en cas de maladle. S'II d6slre le faire, on lul demande 
toutefols des prlmes qu'II ne peut vlslblement pas se permet­
tre. 
Pour un chömeur äg6, les prlmes mensuelles se sltuent sou­
vent autour de 300 ä 500 francs. Un exemple: un chOmeur 
qul avalt un salalre de 4000 francs r8QOlt une lndemnlt6 d' ä 
peu prlls 2600 francs. Si ce chömeur devalt de plus payer 
entre 300 et 500 francs par mols, II devralt vlvre avec la mol­
tl6 de son revenu ant6rleur; II tomberalt certalnement au­
dessous du seull de pauvret6. J'al vu des offres de calsses­
maladle faltes ä ces chömeurs qui d6passent de loln 
500 francs par mols. 
Je propose donc que pour ceux qul ont 55 ans ou plus, la 
couverture en cas de maladle soft 6tendue ä deux mols, 
trois mols dans le d61al-cadre. Cette proposltlon permettralt 
d'obtenlr un peu plus de protectlon pour cette cat6gorle de 
chömeurs. Elle permettralt aussl de s'assurer lndMduelle­
ment contre la perte de galn, ä des coOts un peu lnf6rleurs 
sulte ä une plus longue p6rlode d'attente couverte par la lol 
sur l'assurance-chOmage. 
Une solutlon plus compl~te dolt 6vldemment Atre recher­
ch6e dans le cadre d'une assurance collective, comme le 
souhalte la commlsslon dans un postulat Mals n'oubllons 
pas qu'II y a lä des dlfflcult6s. L'.experlence falte dans cer­
talns cantons a d6montr6 qu'II y a vralment des dlfflcult6s ä 
lntrodulre une solutlon de ce genre. Cela lnclte donc ä faire 
un pas lmm6dlat, blen que modeste, en faveur des chO­
meurs les plus äg6s. 

La pr6sldente (Maury Pasquler Llllane, pr6sldente): Le 
groupe de l'Unlon d6mocratique du centre communlque qu'II 
soutlent la commlsslon. 

saauer caspar {V, BL), rar die Kommission: Der Elnzelanlrl:lg 
Robblanl hat der Kommission nicht vorgelegen. Diese 
konnte sich deshalb nicht dazu äussem. Festzuhalten Ist 
aber, dass tor Personen mit vorübergehend fehlender Ar­
beitsfähigkeit bzw. Vermlttelbarkelt bereits mit der vorliegen­
den Revision der Anspruch auf ein volles Taggeld Innerhalb 
der Rahmenfrist von 34 Tagen auf 44 Tage erhöht wurde. 
Herr Robblanl will Jetzt zusätzlich nochmals eine Ausnahme­
bestimmung fOr ältere Versicherte Ober 55 Jahre. Er will eine 
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zusätzliche Erhöhung fOr diese Personenkategorie um wei­
tere 22 auf 66 Tage. 
Ich persönlich bin gegen eine weitere Ausnahmebestim­
mung, führt doch diese tendenziell zu einer weiteren Ver­
teuerung. im Übrigen werden Sie am Schluss dieser De­
batte noch Ober ein Kommissionspostulat zu befinden 
haben, mit welchem der Bundesrat ersucht wird, die Einrich­
tung einer Erwerbsersatzordnung fQr Arbeltslose Im Krank­
heitsfall zu prüfen. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commission: M. 
Robblanl vous propose d'augmenter ie nombre maxlmum 
d'lndemnltes Journalieres pour maiadle et accldent, mals pas 
de 34 l\ 44 lndemnltes Journalleres, comme nous le propose 
la commisslon, en sulvant le proJet du Conseil federal. En ef­
fet, U y a un premler pas qul est deja falt en passant de 34 a 
44 Jours, pour que les assures qui sont temporalrement 
lnaptes a travalller, qul sont lncapables d'Otre places durant 
cette phase-la, pulssent beneficler d'un certaln allegernent. 
M. Robblani nous propose, lul, de tenlr compte des person­
nes qui ont 55 ans et plus et de leur octroyer 22 Jours addl­
tionnels. 
Nous n'avons pas eu l'occaslon d'en dlscuter en commlsslon 
pulsque c'est une proposltion lndMduelle qul nous est sou­
mlse aujourd'hul. Mals J'almerals rappeler que nous sommes 
sensibles a la proposltlon qul a ete falte, pulsque 1a commls­
slon va vous proposer en fln de debat la transmisslon d'un 
postulat de commlsslon pour que l'on examine la question 
de 1a perte de galn en cas de maladle des personnes au 
chömage. Nous avons donc reprls en quelque sorte cette 
proposltlon, mais Je pense qu'il est Inopportun a l'heure ac­
tuelle, sl l'on tlent campte du postulat, d'augmenter le nom­
bre d'lndemnltes Joumalleres pour ces personnes-la et de 
refalre une exception dans le cadre de la iol. 

Couchepln Pascal, conselller federal: La duree actuelle­
ment prevue de 30 Jours a ete conc;ue par analogle avec 1a 
duree moyenne habituelle de l'obllgation dans le contrat de 
travall de payer le salalre pendant une lncapaclte. De mAme 
qu'un travallleur peut souscrlre une assurance lndemnlte 
Joumallere des le 31eme Jour d'lncapaclte de travall, la per­
sonne au chömage peut contracter une assurance pour 
lncapaclte de travall se prolongeant au-dela de 30 Jours, 
M. Robblanl l'a d'ailleurs dlt. 
Le Conseil federal a l'lntentlon d'examlner la posslblllte de 
rendre obllgatolre pour les personnes au chömage l'assu­
rance lndemnlte Journaliere en cas d'lncapaclte de travall 
au-dela du 30eme Jour. II est neanmolns dlfflclle de creer, 
comme le voudralt la proposltlon Robblanl, des reglementa­
tlons partlculleres pour certalns groupes d'assures, sans d&­
roger au prlnclpe de regallte de traltement. Je vous rappalle 
que la proposltlon Robblanl voudralt prendre des dlsposi­
tlons partlculleres pour les assures äges de 55 ans ou plus. 
C'est une nouvelle categorle, une nouvelle dlsposltlon partl­
cullere pour un groupe. Je crois que le probleme est plus g&­
neral. S'II se pose, II se pose pour tous les travallleurs, et pas 
seulement pour les travallleurs äges de 55 ans ou plus. 
Nous vous proposons de rejeter la proposltlon Robblanl et je 
repete que nous avons l'lntentlon de dlscuter, et probable­
ment de proposer, l'obllgatlon pour tous les chömeurs de 
s'assurer pour obtenlr l'assurance lndemnlte Journaliere en 
cas d'lncapaclte de travall a partlr du 30eme Jour, pas seule­
ment pour ceux qul ont 55 ans, mals pour l'ensemble des 
travailleurs. 

Abs. 1, 1bls, 2-AI. 1, 1bls, 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 1ter -Al. tter 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag Robblanl .... 64 Stimmen 
Dagegen .... 64 Stimmen 
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Mit Stichentscheid der Präsidentin 
wird der Antrag Robb/an/ angenommen 
Avec 1a volx prepondllrante de 1a presldente 
la propositlon Robbiani est adoptee 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, presldente): Cela 
lncltera certalnement le Conseil federal a etudier plus atten­
tlvement cette proposltlon. 

Art. 29 Abs. 1; 30 Abs. 1 Bat. d, g, 3; 30a; 31 Abs. 1 bis; 
43 Abs. 3; 52 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 29 al. 1; 30 al. 1 let. d, g, 3; 30a; 31 al. 1bls; 
43 al. 3; 52 al. 1 
Proposition de 1a commlsslon 
AdMrer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adoptll 

Art. 53 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
.... bei der öffentlichen oder der Verbandskasse (Art. n 
und 78) stellen .... 

Art. 53 al.1 
Proposition de la commisslon 
.... a la caisse publique ou a la calsse d'assoclatlon (art. n 
et 78) competente .... 

Angenommen -Adopte 

Art.58 
Antrag der Kommission 
Abs. 1a 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Gysln Remo, Berberat) 
FOr Mitarbeiter von Firmen, die In Nachlassstundung stehen, 
kann der Bund die Differenz zwischen der Arbeltslosenent­
schädigung und dem Lohn bis zum Höchstbetrag des versi­
cherten Verdienstes zahlen. Diese Massnahme Ist auf maxi­
mal zwei Monate beschränkt. 

Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.58 
Proposition de 1a commlsslon 
Al. 1a 
Majorlte 
ReJeter la proposltlon de 1a mlnorlte 
Mlnorlte 
(Gysln Remo, Berberat) 
S'agissant de collaborateurs d'entreprlses qul se trouvent en 
sursls concordataire, la Confederatlon peut payer la dlf­
ference entre l'lndemnlte de chömage et le salalre a concur­
rence du montant maximum du galn assure. Cette mesure 
est llmltee a deux mols au plus. 

Al. 1 
Adherer a 1a declston du Consell des Etats 

1.iys1n Remo c::s, 55): ES gen1 nier um c:sen so genannten 
Swlssalr-Artlkel. Der Bundesrat hat erkannt, dass der .Arbeit­
nehmerschutz Im Nachlassverfahren nicht ausreichend ge­
regelt Ist Die Swlssalr-Affäre lless eine rechtliche und 
soziale LOcke mit aller Deutlichkeit erkennen. Der Bundesrat 
hat mit den Sozialpartnern ein geeignetes Instrument zur 
Schllessung dieser Lücke geschaffen. Unterdessen Ist die 
Regelung des Bundesrates erprobt und geeicht, d. h., sie 
hat sich bewährt. Aber es fehlt eine entsprechende Rechts-



oo 
01.019 Conseil national 1904 12 decembre 2001 

grundlage. Der Bundesrat hat also ohne Rechtsgrundlage In 
guter Absicht gehandelt. 
Der Antrag der Minderheit sieht diese Regelung vor: «FQr 
Mitarbeiter von Firmen, die In Nachlassstundung stehen, 
kann der Bundesrat die Differenz zwischen der Arbeltslosen­
entschädlgung und dem Lohn bis zum Höchstbetrag des 
versicherten Verdienstes zahlen. Diese Massnahme Ist auf 
maximal zwei Monate beschränkt.» Es Ist auch hier zu be­
achten, dass es sich um eine Kann-Bestimmung handelt, 
dass die Kompetenz zur Beurteilung der Lage beim Bundes­
rat Hegt. Ihm Ist volle Flexlblltta.t gegeben, um auf die jewei­
lige Situation einzugehen. Die Massnahme Ist zudem auf 
zwei Monate beschränkt. Es ist zu beachten, dass es hier 
um ein Nachlassverfahren geht, d. h., es geht um ein Verfah• 
ren zur Rettung eines bestimmten Unternehmens. Es Ist 
nicht gleich wie das Konkursverfahren. 
Welches sind nun die Haupteffekte des Mlnderheltsantra• 
ges? Es sind drei gewichtige Effekte: 
1. Es wird eine Versicherungslücke geschlossen. 
2. Es werden die Voraussetzungen geschaffen, damit das 
neue, bewährte Instrument auch anderen Not leidenden Un­
ternehmen und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu­
gute kommt Es geht also auch um eine Gleichbehandlung. 
Kein Fall der Arbeltsloslgkelt Ist gleich, kein Unternehmen Ist 
gleich wie das andere, aber die Situationen lassen sich ver­
gleichen, und der Bundesrat hat hier die Verglelchsmögllch­
kelt und die entsprechenden Kompetenzen. 
3. Mit dem Minderheitsantrag wird eine gesetzllche Basis 
geschaffen, die jetzt fehlt 
Wem kommt die Regelung, die wir beantragen, die der Bun­
desrat vorgeschlagen hat, letztlich zugute? Sie liegt Im Inter­
esse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, schliessllch 
geht es um eine Arbeitnehmerschutzbestimmung. Sie Hegt 
aber auch im Interesse der Unternehmung selbst, sie Hegt 
Im Interesse - das hat die Erfahrung mit der Swlssalr ganz 
deutlich gezeigt - der Gläubiger, sie haben besser abge­
schnitten als ohne dieses Instrument des Bundesrates. 
Wenn man alles das zusammenfasst, Ist die Regelung Im In­
teresse unserer Volkswirtschaft. 
Ich hoffe, dass Ich Sie Oberzeugen konnte und Sie hier dem 
Antrag der Minderheit - und letztlich dem WIiien des Bun­
desrates - folgen. 

Berberat Dldler (S, NE): Ce que propose la mlnorlte Gysln 
Remo n'est pas une Invention soclallste, mals c'est exacte­
ment le modlllle du Conseil federal dans l'affalre Swlssalr. 
II s'aglt en quelque sorte d'une experlence-pllote qul a blen 
fonctlonne, sans base I1!,gale toutefols. C'est la ralson pour 
laquelle nous vous proposons donc de creer une base le­
gale qui comblera une lacune en matilllre d'assurance-chö• 
mage et etabllra une l!lgailte de traltement 
A notre sens, cette mesure est dans l'lnterAt des emploves 
touches par le sursls, de rentreprlse qul a des dlfficultes et 
qul seralt alnsl soulagee et des creanclers qul seralent 
molns defavorlses. En definitive, cette mesure est dans l'ln­
terAt de r dconomle en general. 
Je vous demande, au nom du groupe soclallste, de l'adopter. 

Gysln Hans Rudolf (R, BL): Mit der Neuformulierung des 
Artikels soll verhindert werden, dass Im Falle des Nichtzu­
standekommens eines Nachlassvertrages die Arbeitslosen­
versicherung fQr den gleichen Versicherten zweimal eine 
Insolvenzentschädigung zu bezahlen hat. Bel einem Nach• 
lassvertrag sind ja die Lohnforderungen zu privilegieren, 
was helsst, dass sich der Arbeitnehmer oder allenfalls die 
Aus~lelchskasse dank der lnsolvenzentschädlgung schadlos 
halten kann. Die Nachlassstundung Ist aus Sicht der Arbeits• 
losenversicherung aber fQr jene Fälle von Relevanz, In de­
nen es später auch zur Konkurseröffnung kommt Wird 
beispielsweise eine Nachlassstundung bewilligt, obwohl die 
prlvßeglerten Lohnforderungen der Arbeitnehmer nicht ge­
deckt sind, und befindet sich der entsprechende Arbeitgeber 
In einer derart misslichen Lage, dass er sich nicht mehr mit 
eigenen Kräften Ober Wasser halten kann, so fQhrt dies zu 

einer doppelten Auszahlung der Insolvenzentschädigung. 
Durch die vom Bundesrat vorgeschlagene Neuformulierung 
wird nun also sichergestellt, dass die Arbeitslosenversiche­
rung nicht zweimal fQr eine lnsolvenzentschädlgung aufkom­
men muss. 
Der Minderheitsantrag Gysln Remo verlangt nun, dass der 
Bund die Differenz zwischen der Arbeitslosenentschädigung 
und dem Lohn bis zum Höchstbetrag des versicherten Ver­
dienstes bezahlen wllrde. Dieser Vorschlag der Differenz­
zahlung erscheint absurd, wenn man bedenkt, dass das 
Gesetz Höchstansätze von 70 und sogar 80 Prozent vor­
sieht. 
Auch wäre die Arbeltslosenverslcherung der falsche Ort fQr 
solche Bundeszahlungen. Es Ist auch nicht erslchtllch, wes­
halb der Bund und nicht die Kantone oder Gemeinden fQr 
solche Lalstungen aufkommen sollen. 
Aus all diesen GrQnden ersucht Sie die FDP-Fraktion, dem 
Antrag der Kommissionsmehrheit, also dem Bundesrat, zu­
zustimmen und den Antrag der Minderheit abzulehnen. 

La presldente (Maury Pasquler Llllane, presldente): Le 
groupe liberal et le groupe democrate-chretlen communl­
quent qu'II soutlennent la majorlte. 

Zupplger Bruno (V, ZH): Auch die SVP-Fraktfon bittet Sie, 
den Antrag der Minderheit Gysln Remo abzulehnen. Mit 
dem Antrag der Mehrheit und des Bundesrates Ist gewähr• 
leistet, dass Arbeitnehmer, die bei einer Firma sind, die In 
der Nachlassstundung oder Im Konkursaufschub steht, be­
handelt werden wie Arbeitnehmer, die aus dem Betrieb aus­
scheiden. Es wird also eine Arbeltslosenentschädlgung 
bezahlt. Wenn wir jetzt die so genannte Lex Swlssalr elnfQh­
ren, dann wird bei jedem Konkurs der Druck auf den Bun­
desrat so gross, dass es eine Lex gibt, bei der die Kann­
Bestimmung zum Obllgatorlum wird. Der Bundesrat wird in­
folge des Gleichbehandlungsgebotes auch die Betriebe be­
rQckslchtlgen mOssen, die vielleicht aus anderen GrQnden In 
die Nachlassstundung geraten. 
Ich bitte Sie also, dem Antrag der Mehrheit zuzustimmen 
und den Minderheitsantrag Gysln Remo abzulehnen. 

Gysln Remo (S, BS): Herr Zuppiger, warum unterscheiden 
Sie nicht zwischen Konkursverfahren und Nachlassverfah• 
ren? Sie haben jetzt Immer vom Konkursverfahren gespro­
chen. Ich habe In meiner Elnleltung gesagt: Man muss 
unterscheiden zwischen diesen beiden Dingen. Mein ganzer 
Antrag Ist auf das Nachlassverfahren ausgerichtet Warum 
machen Sie hier keinen Unterschied? 

Zupplger Bruno (V, ZH): Ich habe beides erwähnt, Ich habe 
die Nachlassstundung und den Konkursaufschub erwähnt 
Es gibt hier ganz klar einen Unterschied. Das hat der Bun­
desrat In seinem Entwurf vorgesehen. 
Wenn wir bei dieser Lösung bleiben, behandeln wir alle Be­
triebe gleich. Das, was Sie vorschlagen, fQhrt zu einer Un­
glelchbehandlung, oder es kann dazu fQhren. Oder es fOhrt 
zu einer echlelchenden ElnfQhrung einer Lohnfortzahlung, 
und zwar zu einer 100-prozentlgen Lohnfortzahlung, fOr all 
diese gleich gelagerten Betriebe, wie dies jetzt die Swlssalr 
war. 

Baader Caspar (V, BL), fQr die Kommission: Mit der Neufor­
mullerung von Artikel 58 soll verhindert werden, dass Im 
Falle des Nichtzustandekommens eines Nachlassvertrages 
die Arbeitslosenversicherung fQr den gleichen Versicherten 
zweImaI lnsolVenzentschädlgung zu bezahlen hat. uIe SI· 
cherstellung der prlvlleglerten Lohnforderungen Ist ja ohne­
hin Voraussetzung zum Abschluss eines Nachlassvertrages. 
Dies hat zur Folge, dass die Arbeitnehmer oder allenfalls die 
Arbeltslosenkasse sich aufgrund des Prlvlleges tor die aus­
bezahlte Insolvenzentschädigung schadlos halten können. 
Kommt es nicht zum Abschluss eines Nachlassvertrages. so 
besteht die Gefahr der doppelten Zahlung von lnsolvenzent• 
schädlgungen. 
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Die Minderheit Gysln Remo wlll nun mit der Lex Swlssalr er­
reichen, dass die Arbeitslosenversicherung bei Nachlass­
stundungen nicht nur die Insolvenzentschädigung - also 
SO Prozent des versicherten Verdienstes - bezahlen soll, 
sondern dass der Bund die Differenz zwischen dieser Insol­
venzentschädigung und dem versicherten Verdienst zu be­
zahlen hat Dies käme quasi einer vollen Lohngarantie 
glelch, was dem Versicherungsgedanken der Arbeitslosen­
versicherung, die nur 80 Prozent versichern will, klar wider­
spricht. Faktisch WOrde damit gefordert, dass der Bund bei 
Nachlassstundungen auf dem Umweg Ober die Arbeitslo­
senversicherung für Sozialpläne geradezustehen hat. 
Die Kommission hat den Antrag der Minderheit Gysln Remo 
mit einer Oberwältlgenden Mehrheit von 17 zu 2 Stimmen 
abgelehnt. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: La mi­
norlte Gysln Remo vous propose d'lntrodulre dans la lol sur 
l'assurance-chömage la mesure lnltlee par le Conseil federal 
pour les employes de la compagnle Swissalr. Nous avons 
eu, au sein de la commlsslon, un debat sur cette questlon, 
car les versements addltlonnels de la Confederation aux em­
ployes de 1a compagnie aerlenne ne reposaient sur aucune 
base jurldlque. Au nom de fequite, la petlte mlnorlte Gysln 
Remo/Berberat relance un debat qul fut houleux au sein de 
notre commlsslon. Elle falt, a juste tltre, remarquer qu'en cas 
de fallllte, la protectlon des travallleurs n'est pas assez eten­
due. Elle propose par consequent un amendement donnant 
a la Confederatlon la posslblllte d'intervenlr sl necessalre 
afln de couvrlr les 20, volre les 30 pour cent durant les deux 
premlers mois de chömage. Une ln~allte de traltement en­
tre les personnes mlses au chömage demeure malgre tout. 
Cette proposltlon de mlnorlte auralt certes l'avantage d'offrlr 
un cadre legal a 1a demarche du Conseil federal mals, au 
nom de la majorlte, Je vous propose tout de mime de la reJe­
ter, car c'est une erreur d'appreclatlon polltlque, et cette de­
marche demunle de toute base legale ne dolt pas pour 
autant servlr de pretexte pour creer une nouvelle lnegallte 
avec une formule tres souple. 
La majorlte de la commlsslon vous propose de reJeter la pro­
posltlon de mlnorlte Gysln Remo qul n'auralt pas vu le Jour 
sans les declslons du Conseil federal dans l'affalre SWissalr. 

Couchepfn Pascal, conselller federal: Nous partageons 
l'avls des membres de la commisslon sur 1a recommanda­
tion de vote, pas sur les motlvatlons. Je crols que c'est lnu­
tlle de revenlr sur les motlvatlons des commlssalres, nous ne 
les pertageons pas. Par contre, nous partageons l'avls que 
la proposltlon de mlnorlte Gysln Remo n'est pas une pro­
posltlon acceptable. Llsez-lal S'agissant de collaborateurs 
d'entreprlses qul se trouvent an sursls concordatalre et 
s'agissant de ceux qui sont les collaborateurs d'entreprlses 
en fallllte - parce qu'un sursls concordatalre est quelque 
chose de precls, Ja fallllte est autre chose -, lls sont exacte­
ment dans ia mime sltuatlon, et on donneralt un prlvilege a 
ceux qul sont en sursls concordatalre. Et les collaborateurs 
d'entreprlses en ralson Individuelle, dont Je patron n'est plus 
capable d'assumer le palement des safalres? lls se trouve­
ralent dans une sltuatlon differente de celle des collabora­
teurs d'entreprlses en sursls concordatalre. 
Je sens bien quelle est l'lntentlon de M. Gysln en falsant 
cette proposltlon, qul est cJblee sur un cas qul a detraye la 
chronlque et que n'a pas manque de rappeler Mme Meier­
Schatz. C'etalt un cas qul avalt d'autres Justiflcations. Ce 
n'est pas une raison pour lntrodulre ici une regle qul am&­
nera beaucoup plus Cle connns qu·ene n·en resoue1ra. 
Je voudrals slgnaler que tout a l'heure, Mme Maury-Pas­
quler, presldente, qui mene las debats avec efflcaclte et rapl• 
dlte, a falt approuver las artlcles 52, 53. Je ne revlens pas 
sur ces artlcles. A l'artlcie 53, une dlvergence a ete creee 
avec le Consell des Etats, et nous nous opposerons a la pro­
posltlon qui a ete approuvee tacltement par le Conseil natio­
nal. La solutlon alnsl adoptee tend a mettre sur un pied 
d'egailte las calsses publlques, las caisses d'assoclatlons 
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lorsque le travallleur. dans 1~ cas d'une fallllte, dolt presenter 
une demande d'indemnlsatlon. Nous sommes convalncus 
qua cette solutlon, qui tend a mettre sur le mime pled las 
calsses publlques et las calsses d'assoclatlons, n'est pas 
bonne, parce que le cas qui est prevu par l'artlcle 53 est un 
cas tres partlculier, qui exlge des competences partlculleres, 
que les calsses publiques ont et que n'ont pas beaucoup de 
petltes calsses d'assoclations. Celles-ci auralent donc l'obll· 
gatlon de mettre a dlsposltlon pour ~ler ces problemes des 
speclallstes qu'il taut former a une procedure qui n'est pas 
simple, llee a la procedure de fallllte. C'est par consequent 
quelque chose de coOteux en frais admlnlstratifs, en frais de 
formatlon des speclallstes, sous-utlllses, de certalnes cals­
ses prlvees. 
Nous combattrons cette dlsposltlon. Nous prenons acte 
qu'elle a ete acceptee sllencJeusement par le Conseil natio­
nal, sans debat. Je sals que, parml vous, II y a un certaln 
nombre de deputes qul auralent combattu, au nom de l'effl­
caclte et de l'efflclence, cette proposltlon. Je me feral leur 
porte-parole au Conseil des Etats. Le Conseil federal com­
battra cette dlsposltlon. 

La presldente (Maury Pasquier Uiiane, presldente): Nous 
sommes en presence d'une motion d'ordre Mugny qul pro­
pose d'lnterrompre las travaux de notre Conseil a la fln de 
l'examen de la loi sur l'assurance-chömage. Cette motion 
d'ordre sera soumlse au vote juste apres le vote sur l'artl­
cle 58. 

Abs. ta-AI. 1a 

Abstimmung- Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 86 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 49 Stimmen 

Abs. 1-AJ. 1 
Angenommen -Adopte 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le dfJbat sur cet ob/et est lnterrompu 
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Bundesgesetz Ober die obligatorische Arbeltsloaenver­
slcherung und die lnsolvenzentschädlgung 
Lol flklerale sur l'aasurance-ch6mage obllgatolre et l'ln­
demnH6 en cas d'lnsolvab11H6 

Art. 59 
Antrag der Kommission 
Abs.1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 3bls 
Mehrheit 
Ausgesteuerte Arbeitslose können an Massnahmen gemäss 
Artikel 59b bis 71 d teilnehmen, wenn: 
a sie im Zeitpunkt des Leistungsbezuges das 55. Altersjahr 
Oberschritten haben; 
b. die Massnahme Im konkreten Fall als geeignet erscheint, 
die Wlederelngllederung In den Arbeitsmarkt zu fördern. 
Minderheit I 
{Baader Caspar, Bohrer, Favre, Kaufmann, Laubacher, 
Oehrll, Pelll, Schneider, Speck, Tschuppert, Zupplger} 
Streichen 
Minderheit II 
{Gysln Remo, Berberat, Fässler, Genner, Goll, Rechsteiner 
Paul, Rennwald, Strahm) 

a .... das 50. Altersjahr ...• 

Abs. ster 
Mehrheit 
Die Versicherung Obemimmt 80 Prozent, die Kantone Ober­
nehmen 20 Prozent der Kosten fOr Massnahmen nach Ab­
satz 3bls. 
Minderheit I 
{Baader caspar, Bohrer, Favre, Kaufmann, Laubecher, 
Oehrll, Pelll, Schneider, Speck, Tschuppert, ZUpplger) 
Streichen 

Abs.4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.59 
Proposition de ta commfssion 
Al. 1-3 
Adherer a la declslon du Conseil des Etets 

Al. 3bls 
Ma}orite 
Les chOmeurs en fln de drolts peuvent partlclper il des me­
sures en vertu des artlcles 59b a 71 d pour autant: 
a. qu'lls alent plus de 55 ans au moment oCI lls ont drolt aux 
prestatlons; 
b. que la mesure semble lndlquee dans le cas concret pour 
faclllter leur relnsertlon sur le marche du travali. 

Minorit(§ I 
{Baader Caspar, BOhrer, Favre, Kaufmann, Laubacher, 
Oehrll, Pelll, Schneider, Speck, Tschuppert, Zupplger) 
Blffer 
Minorit(§ II 
{Gysln Remo, Berberat, Fässler, Genner, Goll, Rechsteiner 
Paul, Rennwald, Strahm) 

a ..••• qu'ils alent plus de 50 ans .... 

Al. 3ter 
Majoritt§ 
Les frais engendres par les partlclpants vlses il l'alinea 3bls 
sont pris en charge il so pour cent par l'assurance et il 
20 pour cent par les cantons. 
Mlnoritt§ / 
{Baader Caspar, BOhrer, Favre, Kaufmann, Laubacher, 
Oehrli, Pelli, Schneider, Speck, Tschuppert, Zupplger) 
Biffer 

Al.4 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

ZUpplger Bruno r,I, ZH}: Die Mehrheit der Kommission will, 
dass ausgesteuerte Arbeitslose an Massnahmen gemäss 
Artikel 59b bis 71d teilnehmen, wenn sie zum Zeitpunkt des 
Lelstungsbazugs das 55. Altersjahr Oberschritten haben und 
die Massnahme Im konkreten Fall als geeignet erscheint. die 
Wlederelngilederung In den Arbeitsmarkt zu fördern. 
Die Minderheit I beantragt, diesen Artikel zu streichen. Ich 
bin Oberzeugt, dass der Bundesrat - und auch der Stände­
rat - eine sinnvolle Massnahme gefunden hat, damit diese 
Wlederelngllederung stattfinden kann. 
Daher beantragt eine Minderheit, bestehend aus Mltglledem 
der SVP- und der FDP-Fraktion, beantragt, dass dieser neue 
Artikel gestrichen wird. 

Gyaln Remo (S, BS): Arbeltsmarktllche Massnahmen sol­
len auch älteren Arbeltslosen zugute kommen. Auch sie sol­
len die Mögllchkelt haben, hier mitzumachen. Können Sie 
mir sagen, warum SO-Jährige nicht mit eingeschlossen sein 
sollen, sondern nur 55-Jährlge und ältere Arbeitslose? 
Die gute Regelung, die die Mehrheit vorschlägt, wird mit 
dieser arbiträren Einschränkung auf die Altersgrenze von 
55 Jahren wieder durchbrochen. Arbeltsmarktllch gibt es 
nämlich keinen Unterschied zwischen 50- und 55-Jährlgen. 
Beide haben eine ausgeprägt lange Arbeltsloslgkelt zu Ober­
stehen. Es Ist auch Interessant, dass uns das Bundesamt fQr 
Wirtschaft und Arbeit 1999 eine Studie zum Thema «Mass­
nahmen zugunsten von älteren Arbeitnehmern auf dem Ar­
beitsmarkt» vorgelegt hat. Darin Ist - Punkt fOr Punkt - fest­
gehalten, dass die Problematik Im Alter von 50 Jahren an­
fängt und dass sie zwischen 50 und 55 Jahren die gleiche 
Ist. In diesem Sinne bitte Ich den Bundesrat, sich auch selbst 
daran zu halten, wenn er schon wissenschaftliche Er­
kenntnisse fOr sich erarbeiten lässt und uns entsprechende 
Studien liefert. Es gibt keinen Grund, zwischen 50- und 
55 Jährigen einen Unterschied zu machen. Das hier zur An­
wendung kommende Stichwort helsst auch fOr SO-jährige Ar­
beitslose ce ducatlon permanente». Davon sollten wir ab 
dem Alter von 50 Jahren keine Ausnahmen machen. 
Ich bitte Sie, unserem Minderheitsantrag zu folgen. 

Pelll Fulvlo {R, Tl): Die FDP-Fraktion unterstotzt die Min• 
ctemen 1 (Baacter casparJ. Die Menrnen cter Kommission 
möchte - mit 12 zu 11 Stimmen - In diesem Gesetz fOr aus­
gesteuerte Arbeitslose, die Ober 55 Jahre alt sind, die Mög­
lichkeit schaffen, nach dem Bezug von 520 Taggeldem und 
nach der Tellnahme an arbeltsmarktlichen Massnahmen der 
Arbeltslosenverslcherung weiterhin an Blldungsmassnah­
men und Beschäftigungsprogrammen teilnehmen zu dOrfen. 
Die Minderheit II möchte dieses Recht sogar den ausgesteu­
erten Arbeitslosen einräumen, die Ober 50 Jahre alt sind. 

Bulletin offlclel de rAllsernl>Me flldtlraJe 
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Fllr die FDP-Fraktion Ist es klar, dass diese Massnahme 
eine fQrsorgerechtllche und keine arbeltsmarktllche Ist Nach 
520 Tagen Arbeltsloslgkelt und nach der Teilnahme an Be­
schäftigungs- oder BIidungsprogrammen während dieser 
Zelt kommt es einer Fiktion gleich zu behaupten, es sei dank 
arbeltsmarktllchen Massnahmen Immer noch möglich, die 
lntegratlon der ausgesteuerten Arbeitslosen In die Arbeits­
welt zu erreichen. Das vorgesehene Tellnahmerecht wllrde 
deshalb nur zu einem jahrelangen Besuch - mit einer Dauer 
von bis zu zehn Jahren, bzw. von bis zu fünfzehn Jahren, 
falls die Minderheit II (Gysln Remo) durchkommt - von ar­
beltsmarktllchen Programmen fahren, die keinen Nutzen 
bringen könnten. 
Der Antrag der Mehrheit stellt deshalb einen Versuch dar, 
Sozlalfille mit einem anderen Namen zu versehen und sie 
mit der Arbeitslosenversicherung unterstotzen zu können. 
Es hat keinen Sinn, eine solche Fiktion zu unterstotzen. Die 
Problematik der Sozialfälle kann mit dem Zugriff auf die Ar­
beitslosenversicherung nicht gelöst werden; sie gehört zum 
Anwendungsbereich der Invalidenversicherung oder des 
kantonalen FOrsorgerechtes. Dazu Ist zu bemerken, dass 
die Teilnahme von solcherart ausgesteuerten alten Arbeits­
losen an BIidungs- oder Beschäftigungsprogrammen zu Pro­
blemen mit den anderen Teilnehmern fahren und deshalb 
die Effizienz der Programme selbst In Frage stellen könnte. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag der Minderheit 1 (Baader 
Caspar) zu unterstotzen. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, presldente): Le 
groupe liberal communlque qu'tl soutlent 1a proposltion de 
mlnorlte 1. 

Widrig Hans Werner (C, SG): Zu Artikel 59 Absitze 3bls 
und 3ter: Das Ist aus einem Mitbericht der Kommission fOr 
soziale Sicherheit und Gesundheit eingeflossen. Die SGK 
hat sich 1999 mit der Situation der älteren Arbeitnehmer auf 
dem Arbeitsmarkt befasst 
Mit Artikel 59 Absatz 3bis schlagen wir vor, eine Ausnahme­
bestimmung fOr ausgesteuerte Arbeitslose Ober 55 Jahre 
aufzunehmen. Die Mehrheit der WAK hat diesen Vorschlag 
Obemommen. Diese Ausnahmebestimmung geht weiter als 
die Bestimmung In Artikel eo Absatz 5. In Artikel 59 Absatz 
3bls soll verankert werden, dass ausgesteuerte Arbeitslose, 
die Alter als 55 Jahre alt sind, Anspruch auf Leistungen ha­
ben, weiche die Wlederelngllederung fördern. 
Kontrovers war In der SGK die Frage der Finanzierung. Eine 
Mehrheit schlägt vor, dass die Arbeitslosenversicherung 
80 Prozent und die Kantone 20 Prozent der Kosten für diese 
Massnahmen Obemehmen. Die Minderheit der Kommission 
war der Auffassung, dass die Kantone die vollen Kosten zu 
tragen hätten, weil dies systemkonform sei. Dieser Minder­
heitsantrag ist dann aber später nicht wieder aufgenommen 
worden. 
Ich bitte Sie deshalb namens der CVP-Fraktlon, bei Artikel 
59 Absätze Sbls und ster der Mehrheit zu folgen. 

Strahm Rudolf (S, BE): Ich bitte Sie eindrlngllch, bei diesem 
letzten der wichtigen Artikel der Mehrheit zuzustimmen, al­
lenfalls auch der Minderheit II (Gysin Remo), diesen Artikel 
Jetzt nicht zu kippen, wie es die Minderheit 1 (Baader Cas­
par) will. Entlassungen von Leuten, die 50- oder 55-Jährlg 
und älter sind, sind vlellelcht die tragischste Situationen Im 
ganzen Arbeitsmarkt - eine Situation, fOr die es am schwie­
rigsten Ist, eine Lösung zu finden. Wie Sie wissen, sind nicht 
einfach die Unqualifizierten betroffen, wie es vlellelcht bei 
aen Jungeren aer ra11 1st, sonaern es Kann Dei umsmnaurie­
rungen auch Ingenieure, Architekten, Prokuristen oder Ver­
kaufschefs treffen. 
Sie wissen aus Ihrer lebensweltllchen Erfahrung und von Be­
kannten, dass nicht schlechter Arbeitswille mit Im Spiel Ist. 
Sie wissen auch, dass die Wiedereingliederung, die Wieder­
anstellung einer älteren Person sehr schwierig Ist, selbst 
wenn diese Person arbeltswllßg und hoch qualifiziert Ist. Wer 
stellt noch einen SB-Jährigen Ingenieur ein? Wer stellt noch 
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einen Prokuristen ein, der 55-jährlg Ist? Sie wissen auch, 
dass die Frage der Wlederelnstellung z. B. auch mit den 
höheren Pensionskassenprämien zusammenhängt Es geht 
hier nicht um Sozialfälle, sondern es geht jetzt um ein 
Grundproblem des Arbeitsmarktes. Es geht auch um den 
technologischen Strukturwandel, der bei den Älteren viel­
leicht einen höheren Anpassungsbedarf erfordert Deswe­
gen Ist es wichtig, dass diese Leute auch noch an arbelts­
marktllchen Massnahmen teilnehmen können - sei es durch 
eine Nachholblldung, sei es In einem Beschäftigungspro­
gramm oder wenigstens In Betriebspraktika -, und zwar 
auch dann, wenn sie ausgesteuert sind. 
Was passiert, wenn dies nicht möglich ist? Sie wissen es 
alle: Dann wird das Problem auf die Kantone OberWälzt, auf 
die Sozialhilfe der Kantone. Wenn das eine Zelt lang so läuft, 
wird das Problem nochmals Oberwälzt, nämlich von den 
Kantonen zurOck auf den Bund, auf die IV. Wir haben Ja die­
sen Kreislauf, es gibt Tausende von Fällen. zuerst wird man 
arbeitslos, dann ausgesteuert, fällt dann Im Kanton bei der 
Sozialhilfe an, und die Kantone versuchen dann, die Lasten 
- lm Sinne einer Erwerbsbehinderung - wieder zurOck auf 
den Bund, auf die IV,. zu Oberwälzen. Deswegen lohnt es 
sich hier, bei Leuten von Ober 50 oder 55 Jahren, auch wenn 
sie ausgesteuert sind, diese arbeltsmarktllchen Massnah­
men anzuwenden. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit bzw. der Minderheit II (Gysln 
Remo) zu folgen - mindestens aber der Mehrheit, sodass 
diese Arbeltsmarktmassnahmen bei Leuten ab 55 Jahren 
weitergeführt werden. 

Baader caspar (V, BL), fOr die Kommission: In diesem Arti­
kel geht es um die finanziellen Leistungen fOr arbeltsmarkt­
llche Massnahmen zugunsten von versicherten Personen 
und solchen, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind. Um an 
solchen Massnahmen, gemäss den Artikeln eo bis 71 d, teil­
nehmen zu können, muss die Person In der Regel eine Ar• 
beltslosenentschädlgung beziehen oder arbeitslos sein oder 
die spezifischen Voraussetzungen fOr die entsprechende 
Massnahme erfQllen. 
Die Kommissionsmehrheit will nun mit Absatz Sbls und Ab­
satz Ster eine Ausnahmebewllllgung, gemäss welcher auch 
ältere Ausgesteuerte an diesen Massnahmen teilnehmen 
können, wenn sie das 55. Altersjahr Oberschritten haben 
und eine Wlederelngllederungschance besteht. Diese Per­
sonen sollen, entgegen dem Entwurf des Bundesrates, auch 
besondere Taggelder nach Artikel 59b erhalten. Dieser Arti­
kel Ist ausdrOckllch mit einbezogen worden. In solchen Fäl­
len hätten die Kantone 20 Prozent und die Arbeitslosen­
versicherung 80 Prozent der Kosten dieser Massnahmen, 
Inklusive Taggelder, zu tragen. 
Dieser Antrag entspricht einem Antrag der SGI<. Er führt, vor 
allem wegen des Einbezugs der Taggeider, zu einer Mehr­
belastung der Kantone. Dazu Ist festzuhalten, dass es sich 
bei diesen Personen um ausgesteuerte Arbeitslose Ober 
55 Jahre handelt, die schon 520 Taggelder und die arbelts­
marktllchen Massnahmen In Anspruch genommen haben 
und danach an sich In der Obhut der Kantone sind. Diese 
Personen sollen nun, nach Meinung der Mehrheit, weiter an 
zusätzlichen Massnahmen teilnehmen können. 
Die Minderheit I wehrt sich gegen diese Ausdehnung der 
Leistung der Arbeitslosenversicherung auf Ausgesteuerte. 
Dafür haben wir, nach Meinung der Minderheit 1, das soziale 
Netz der FOrsorge, fOr deren Kosten nicht Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer mit Ihren Beiträgen, sondern die Kantone und 
Gemeinden aufzukommen haben. 
Die Mlnaemen 11 (Gysln Remo) WIii aIese AUSnanmeDeSum­
mung gar auf Ober SO-Jährige Ausgesteuerte ausweiten -
gegenOber dem Antrag der Mehrheit der Kommission, der 
Ober 55-jährlge vorsieht. Der als Antrag der Minderheit II vor­
liegende Antrag wurde In der Kommission mit 14 zu 8 Stim­
men, der als Antrag der Minderheit I vorliegende Antrag 
knapp mit 12 zu 11 Stimmen abgelehnt. 
Namens der Kommission beantrage Ich Ihnen, der Mehrheit 
zu folgen. 
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Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: L!artl­
cle 59 allnea 2 ~finit les crltllres auxquels dolvent repondre 
les mesures du marche du travall. Pour evlter les lncertltu­
des et les repetltlons, II est necessalre d'introduire cette 
clause generale. 
En effet, par le passe, on s'est souvent pose la questlon de 
savolr lesquelles des dlsposltlons sur les lndemnltes de chö­
mage ou des dlsposltlons sur les mesures du marche du tra­
vall prlment lorsqu'll s'aglt d'etabllr le drolt de partlclper a 
une mesure. La maJorlte de votre commlsslon apporte une 
preclslon dans un nouvel allnea 3bls, lequel prevolt con­
crllternent qu'une personne en fln de drolts et ayant plus de 
55 ans peut partlclper a toutes les mesures du marche du 
travall, sous reserve blen sQr des restrlctlons affectant cer­
talnes mesures teile par exemple la contrlbutlon aux frais de 
deplacement et de seJour quotldlens ou hebdomadatres. 
Referez-vous pour cela a l'artlcle 13 •. 
La preclslon apportee par la maJorlte assure une partlclpa­
tlon a des mesures d'lnsertlon a des personnes ayant un 
parcours professlonnel dlfflclle. Nous avons reprls l'argu­
mentatlon de la sous-commlsslon de la Commlsslon de la 
securlte soclate et de la sante publlque qul a ete chargee 
d'examlner la sltuatlon des travallleurs äges de plus de 
55 ans sur le marche du travall. 
Nous estlmons qu'll est lnacceptable que des personnes ar­
rivant en fln de drolts dolvent Atre declarees malades ou In­
valides pour evlter d'Atre dependantes de l'actlon soclate. La 
categorle des travallleurs est representee de manlllre plus 
que proportlonnelle parml les chömeurs en fln de drolts. En 
comparalson Internationale, le taux d'occupatlon en Sulsse 
des travatlleurs de plus de 55 ans est trlls eleve et l'evolutlon 
des satalres raste bonne. Aussl, les chömeurs de plus de 
55 ans ont tout lnterAt a relntegrer le marche du travall. 
Une mlnorlte 1 (Baader Caspar) veut exclure cette dlsposl­
tlon d'exceptlon, alors qu'une mlnorlte II (Gysln Remo) sou­
halte etendre cette posslblllte aux personnes ayant plus de 
50 ans, conformement a la proposltlon de mlnorlte deJa falte 
a l'artlcle 21. 
Pour ma part, Je vous propose de sulvre la maJorlte de la 
commlsslon et d'accorder aux personnes en fln de drolt la 
posslblllte de partlclper, sous certalnes condltlons, aux me­
sures du marche du travall. Cette mesure a ete proposee, Je 
le rappelle encore une fols, par votre Commlsslon de la se­
curlte soclale et de la sante publlque et nous avons accepte 
de la sulvre. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Je vous propose de 
repousser avec vlgueur la proposltlon de la maJorlte. Cette 
proposltlon, en effet, n'appartlent pas a la lol sur rassu­
rance-chömage. C'est une proposltlon de polltlque soclale, 
comme ra dlt M. Pelll, qul relllve d'un autre chapltre de la po­
lltlque, mats pas du chapltre de l'assurance-chömage. Re­
gardez concrlltement la sltuatlon: quelqu'un qul a 55 ans ou 
plus a 520 Jours de chömage sulvant les dlsposltions qu"on a 
votees. SI vous acceptez cette proposltlon de la maJorlte, 98 
slgnlfle qu'aprlls 520 Jours, malgre tous les efforts qul auront 
ete falts pour alder a la relntegratlon de cette personne en lul 
donnant la posslblllte de sulvre des cours, de beneflcier des 
mesures actlves du travall, c'est comme sl tout cela etalt lnu­
tlle, on lul donne encore une fols la posslblllte de sulvre des 
cours. C'est, d'une certalne manlllre, devalorlser les mesu­
res actlves du travall, c'est conslderer ces mesures actlves 
du travall slmplement comme une sorte d'occupatlon thera­
peutlque qul est au beneflce de ces personnes tout a falt 
respectables, mals qul ont deJa beneflcle de 520 lours d'ln­
demnlt§ de rassurance-chomage. Et durant ces 520 Jours, 
alles ont pu beneflcler de beaucoup de mesures actlves. 
C'est une mesure qul veut venlr remplacer les prestatlons 
d'asslstance soclale que les cantons ou les communes dol­
vent offrlr dans certalns cas. Ce n'est pas une mesure qul 
relllve de l'assurance-chömage, et c'est une mesure coQ­
teuse: les co0ts lles a cette nouveaute s'elllveralent annuel­
lement a 50 mllllons de francs envlron, l'assurance-chömage 
devra en supporter 40 mllllons de francs et les cantons de-

vralent en supporter le 20 pour' cent qul raste, c'est-a-dlre 
10 mllllons de francs, d'aprlls la proposltlon de repartltlon 
falte par la majorlte de la commlsslon. 
Pour la coherence de la lol, aussl pour l'efflcaclte de la lol, 
pour ne pas defalre ce qul a ete falt dans les declslons pre­
cedentes, Je vous demande d'accepter la proposltlon de ml­
norlte 1 (Baader Caspar), de rejeter la proposltlon de la 
maJorlte, et naturellement de reJeter la proposltlon de mlno­
rlte II (Gysln Remo). 

Gysln Remo {S, BS): Herr Bundesrat, glauben Sie wirklich, 
dass arbeitslose, ausgesteuerte Leute Im Alter von 50 Jah­
ren oder älter Ihre Arbeits- und Vermittlungsfähigkeit nicht 
mehr verbessern können? Glauben Sie das wirklich? Darf 
Ich Sie bitten, uns zu erklären, wie Sie das meinen, wenn 
Sie sagen, es gehe hier nur um F0rsorgelelstungen? Es 
geht um die ce ducatlon permanente», um einen ganzen 
Strauss arbeltsmarktllcher Massnahmen. «Educatlon per­
manente» hört doch nicht Im Alter von 50 Jahren auf. Als 
ehemaliger Vorsteher eines Arbeitsamtes möchte Ich Ihnen 
sagen, dass die Strukturierung eines Tages mit genau die­
sen Massnahmen für jeden Arbeitslosen ausserordentllch 
wichtig Ist Wenn das noch mit einer zusätzlichen Qualifika­
tion verbunden Ist, Ist es eigentlich eine Pflicht, solche Leis­
tungen anzubieten. Ich denke, Sie durchbrechen ein Gleich­
heitsprinzip, wenn Sie das nicht dulden. 
Die Frage lautet Glauben Sie nicht, dass auch die Arbeits­
und Vermittlungsfähigkeit von SO-jährigen und älteren Perso­
nen verbessert werden kann? 

Couchepln Pascal, conselller federal: Bien evldemment, Je 
crols a l'efflcaclte des mesures actlves du travall, mals alles 
sont posslbles dans notre solutlon, pulsque quelqu'un qul a 
55 ans a drolt au maxlmum a 520 Jours d'lndemnltes de chö­
mage et que les mesures actlves peuvent lntervenlr durant 
ces 520 Jours. Et c'est durant cette perlode qu'II faut le faire. 
SI, aprlls 520 Jours - et a coup sQr pendant ces 520 Jours, 
des mesures actlves du travall auront ete faltes -, on recom­
mence avec un programme de mesures actlves du travall 
pour des ralsons qul ne tlennent pas a la volonte de relnte­
grer, mals a la volonte d'occuper cette personne, c'est une 
devalorlsatlon des mesures actlves du travall qul ont ete fal­
tes durant la perlode normale de 520 jours, et ce n'est pas 
Juste. 

Abs. 1-3, 4 -Al. 1-3, 4 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3b/s, 3ter -Al. 3bls, 3ter 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre prellmlna/re 
Für den Antrag der Mehrheit •••• 80 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II .... 53 Stimmen 

Definitiv - Deflnitlvement 
FQr den Antrag der Mehrheit .... 75 Stimmen 
FQr den Antrag der Minderheit 1 •••• 59 Stimmen 

Art. 59a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Bst. a 
t:I • •••• 1:1y1:1lt1111t:1U=II um.l Ir 11:11Jt11:1Ul1Utll tJ III Btu.~ t1.ur , ..... Au~­
wlrkung auf die Geschlechter analysiert wird; 
Bst. C 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 59a 
Proposition de /a commlss/on 
Tltre 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
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Let. a 
a. .... analys~. en partlculler quant a leurs repercusslons 
parsexe; 
Let. c 
Adherer a la d~lslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 59b; 59c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de 1a commlsslon 
Adherer a la d~lslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.59d 
Antrag der Kommission 
Titel 
Leistungen fQr Personen, die weder die Beitragszelt erfüllen 
noch von der Erfüllung der Beitragszelt befreit sind 
Abs. 1 
Personen, die weder die Beitragszeit erfüllen noch von der 
Erfüllung der Beitragszeit befreit sind, noch den Anspruch 
auf Arbeitslosenentschädigung erschöpft haben, können In­
nerhalb einer zweijährigen Frist während längstens 260 Ta­
gen Leistungen nach Artikel 62 Absatz 2 beanspruchen, 
wenn sie aufgrund eines Entscheides der zuständigen Amts­
stelle an einer BIidungs- oder Elngllederungsmassnahme 
teilnehmen, die sie zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit als 
Arbeitnehmer befähigt. 
Abs.2 
Die Versicherung 0bemlmmt 80 Prozent, die Kantone Ober­
nehmen 20 Prozent der Kosten fQr Blldungsmassnahmen 
nach Absatz 1. 

Art.59d 
Proposition de Ja commlsslon 
77tre 
Prestatlons pour les personnes qul ne rempllssent nl la perl­
ode de cotlsatlon nl sont IIMraes de cette periode de cotlsa­
tlon 
Al.1 
Les personnes qul ne rempllssent pas les condltlons relati­
ves a la perlode de cotlsatlon et ne sont pas non plus llb~ 
raes de celles-cl ou qul n'ont pas epulse leurs drolts aux 
prestatlons ont droit, durant 260 Jours au plus pendant un 
dalal-cadre de deux ans, aux prestatlons vlsaes a l'artlcle 62 
allnea 2, lorsqu'elles suivent une mesure de formatlon ou 
d'lnsertion en vertu d'une d~lslon de l'autorite competente 
et que cette mesure les rend aptes a exercer une actlvlta sa­
larlee. 
Al.2 
Les coOts des mesures de formatlon vlsees a l'allnea 1 er 
sont rapartls entre rassurance et les cantons a raison de re­
spectivement 80 et 20 pour cent. 

Angenommen -Adopte 

Art.60 
Antrag der Kommission 
Titel, Abs. 1-4 
Zustimmung zum Beschluss des ständerates 
AbS.5,6 
Streichen 
Abs. 7 
Die Blldungsmassnahmen nach diesem Gesetz sind, soweit 
möglich, nach den Grundsätzen des Bundesgesetzes Ober 
die Berufsbildung (BBG) vom ..•• zu gestalten resp. auszu­
wählen. Die Koordination der arbeltsmarktllchen Massnah­
men und der Massnahmen nach BBG hat zum Ziel, einen 
einheitlichen und transparenten Arbeitsmarkt zu fördern. 
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Art. 60 
Proposition de Ja commlsslon 
Tttre, al. 1-4 
Adherer a 1a declslon du Consell des Etats 
Al. 5, 6 
Bitter 
Al. 7 
Les mesures de formation au sens de la pr~ente lol sont 
mlses en place et cholsles autant que posslble selon les 
princlpes de la lol fedarale du •.•. sur la formatlon profes­
sionnelle (LFPr). Les mesures de marche du travall et les 
mesures prevues par la LFPr sont coordonnaes en vue de 
promouvoir un marche du travall uniforme et transparent 

Angenommen -Adopte 

Art.61 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des ständerates 

Antrag Aeppll Wartmann 
Titel 
Leistungsaufträge an Organisationen, die Blldungsmassnah­
men durchfOhren; Anspruchsvoraussetzungen 
Abs.1 
•••• und privaten Institutionen Leistungsaufträge im Sinne der 
Artikel 394ft. OR zur Organisation von Blldungsmassnah­
men nach Artikel 60 erteilen. 
Abs.2 
Streichen 

Art. 61 
Proposition de Ja commlssion 
Adharer a Ja d~lslon du Conseil des Etats 

Proposition Aeppll Wartmann 
Tltra 
Subventions allouees aux organlsateurs de mesures de for­
matlon; condltions 
Al. 1 
•••• publlques et prlvaes, des mandats de prestatlons au sens 
de l'artlcle 394 et sulvants a tltre de partlclpation aux frais 
d'organisatlon de mesures de formatlon relevant de l'artlcle 
60. 
Al.2 
Bitter 

Art. 62 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des ständerates 

Antrag Aepp/1 Wartmann 
Die Kosten der Blldungsmassnahmen werden gemäss den 
mit den beauftragten Organisationen vertragllch vereinbar­
ten Konditionen erstattet. Diese Vereinbarungen regeln na­
mentlich: die Art der Leistung, deren Preis, die erwarteten 
Resultate sowie die Einzelheiten bezOgllch der Auswertung 
der erzielten Resultate. 

Art. 62 
Proposition de 1a commlsslon 
Adherer a 1a doolslon du Conseil des Etats 

Proposition AeppD Wartmann 
Les frais des mesures de formatlon sont rembou~ selon 
les condltlons dOITT 11 est convenu par contrat avec res orga­
nlsateurs mandat~. Ces accords reglent notamment la na­
ture de la prestatlon, le prlx, les r§ultats escompt~ et les 
modal* de datall concernant l'Mluatlon des r§ultats ob­
tenus. 

Art.64b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des ständerates 
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Antrag Aeppll Wartmann 
Die Kosten ror die DurchfOhrung von Programmen zur vor­
übergehenden Beschäftigung werden nach denselben Mo­
dalitäten erstattet, wie sie In den Artikeln 61 und 62 für die 
Kosten von Blldungsmassnahmen vorgesehen sind. 

Art.84b 
Proposition de ls comm/sslon 
Adherer ti la d6clslon du Conseil des Etats 

Proposition Aeppff Wartmann 
Les frais engendrmi par l'organlsatlon de programmes rela­
tlfs ä l'emplol temporalre sont remboursmi selon les mAmes 
modalltmi que celles contenues aux artlcles 61 et 62 reglant 
les frais pour les mesures de formatlon. 

AeppU Wartmann Reglne (S, ZH): Mein Antrag betrifft die 
Finanzierung dar Kosten ror die Durchführung von BIidungs­
und Beschäftlgungsmassnahmen nach diesem Gesetz. Sol­
che Massnahmen können sowohl von öffentlichen als auch 
von privaten Anbietern durchgetohrt werden. Ich setze mich 
mit meinem Antrag für die privaten Anbieter ein, die sehr oft 
als Non-Profit-Organisationen organisiert sind. Ich spreche 
hier als Präsidentin einer solchen Organisation. 
Das Problem mit der geltenden Regelung besteht darin, 
dass die Besteller solcher Leistungen, In der Regel Kantone, 
oft eine bestimmte Anzahl von BIidungs- und Beschäftl· 
gungsplätzen bestellen, die Anbieter aber nur für diejenigen 
entschädigen, welche dann tatsächlich besetzt werden. Wie 
viele dieser Plätze tatsächlich besetzt werden, wird aber 
nicht von den Anbietern, sondern von den Bestellern be­
stimmt. Diese Regelung hat zur Folge, dass die Anbieter das 
Risiko nicht besetzter Plätze vollständig alleine tragen. Die­
ses Problem wird dadurch noch verschärft, dass es die 
Besteller nicht zulassen, dass die Anbieter bei der Preisge­
staltung Rückstellungen ror dese Risiken elnberechnen kön­
nen. Diese einseitige Rlslkovertellung hat denn auch dazu 
geführt, dass viele Anbieter von solchen BIidungs- und Be­
schäftlgungsmassnahmen In den letzten Jahren In Konkurs 
geraten sind, wobei die Hauptursache dafür natorllch eher 
Im R0ckgang der Nachfrage nach solchen Massnahmen zu 
suchen Ist. 
Sie haben gestern ein Memorandum des Schweizerischen 
Verbandes der Organisationen von aktiven Arbeltsmarkt­
massnahmen erhalten, In dem diese Problematik geschlldert 
wird. Dem Seco Ist die Problematik bekannt. Allerdings steht 
eine Lösung dafOr noch aus. Das Ist denn auch der Anlass 
ror meinen Antrag. Um die Verluste der Anbieter auf bestell­
ten, aber nicht abgeholten Leistungen etwas zu mindern, er­
halten gewisse Anbieter vom Seco Im Nachhinein Nach­
flnanzlerungszuschOsse, die aber Im freien Ermessen des 
Seco liegen, auf die seitens der Anbieter also kein Anspruch 
besteht 
Das heutige System schafft zudem Anreize, die wenig er­
strebenswert sind. Wenn zum Beispiel ein Erwerbsloser 
während des Programms eine stelle findet, dann entsteht 
dem Anbieter eine Finanzierungslücke, was zur Folge hat, 
dass der Anbieter danach trachtet. den Teilnehmer bis zum 
Ende des Programms zu halten, also den mögllchst raschen 
stellenantrltt zu verhindern versucht, um seine Verluste nicht 
noch zu vergrössem. Das Ist offensichtlich ein verkehrter 
Ansatz. 
Es liegt auf der Hand, dass das geltende System für die An­
bieter unbefriedigend Ist Leider wird es auch mit dieser Re­
vision nicht beseitigt Die Anbieter schlagen deshalb - leider 
mwas spat - eine Losung zugunsten einer Hege1ung vor, die 
eine Entgeltung aufgrund vertraglicher Abmachungen und 
aufgrund von Qualltätskrlterlen vorsieht Das könnte dann 
z. B. so aussehen, dass die Kantone eine bestimmte Anzahl 
Plätze einkaufen, deren Finanzierung gewährleisten und mit 
den Anbietern die Leistungen vertraglich vereinbaren. 
Mein Antrag läuft also darauf hinaus, das bisherige Sub­
ventionssystem durch Leistungsaufträge abzulösen. Eine 
solche Regelung wäre nicht nur zeltgemässer, sondern auch 
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gerechter, well die Rlslkotellung vertraglich ausgehandelt 
würde. 
Ich bitte Sie deshalb, diesen Antrag gutzuhelssen. 

Präsident (Hass Peter): Die FDP-Fraktion und die SVP­
Fraktlon teilen mit, dass sie den Antrag Aeppll wartmann ab­
lehnen. 

Baader Caspar (V, BL), fOr die Kommission: Mit diesem An­
trag geht es Frau Aeppll eigentlich darum, eine fixe Subven­
tionierung von Organisationen zu erreichen, die Im Bereich 
der arbeltsmarktllchen Massnahmen tätig sind, und damit 
letztlich darum, solche Strukturen zu erhalten. Mit der Idee 
des Leistungsauftrages könnte Ich mich persönlich noch ab­
finden. Allerdings muss Ich klar sagen, dass die Kommission 
zu diesem Antrag keine stellung nehmen konnte. 
Was mich vor allem stört, Ist de Streichung der Kriterien In 
Artikel 61 Absatz 2, welche die Voraussetzungen ror die 
Gewährung von Beiträgen umschreiben. Es Ist nicht zweck­
dienlich, diese Streichung vorzunehmen, da sonst die 
Kompetenz zur Festlegung solcher Kriterien vom Gesetz auf 
den Bundesrat verschoben wird. Er könnte dann Im Leis­
tungsauftrag relativ frei umschreiben, welche Aufträge er will 
und welches die Kriterien sind. Mir persönlich Ist es lieber, 
wenn diese wie bisher Im Gesetz geregelt sind. 
In Artikel 62 geht es um die Rückerstattung der Kosten von 
Blldungsmassnahmen und In Artikel 84b um die Rückerstat­
tung der Kosten fOr Beschäftigungsmassnahrnen. Gemäss 
heutiger Fassung dieser Artikel erstattet die Arbeitslosenver­
sicherung nur nachgewiesene Kosten zurück, und zwar ei­
nerseits an Organisationen und andererseits die Auslagen 
direkt an die Kurstellnehmer. Die Gefahr Ist gross, dass ge­
mäss Antrag Aeppll Wartmann, wenn kein konkreter Nach­
weis der Kosten und auch keine Wirkungskontrolle mehr 
verlangt werden, Institutionen zu lange unterstützt und am 
Leben erhalten werden. Die heutige Regelung erlaubt mei­
nes Erachtens deher eine flexiblere Handhabung. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Aeppli Wartmann abzuleh­
nen. 

Prisldent (Hass Peter): Die grüne Fraktion teilt mit, dass 
sie den Antrag Aeppli Wartmann unterstützt. Die CVP-Frak­
tlon dagegen empfiehlt ihn zur Ablehnung. 

Meler-8chatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: Vous 
ravez entendu, la proposltlon Aeppll Wartmann n'a pas ete 
dlscutee en commlsslon. A l'artlcle 61, nous avlons slmple­
ment prevu un ajustement de l'executlon a la reallte pour 
des ralsons de loglque de la systernatlque. L:anclen artf.. 
cle 62 devlent alors rart1c1a 61, c'est la ralson pour laquelle 
les crlteres sont lnclus dans l'artlcle 61. 
A rart1cle 62, les dlsposltlons relatives a 1'4:Mendue des pres­
tations dans les mesures de formatlon sont reunles aujour­
d'hul dans un seul crltere. Le falt nouveau, et c'est celui qul 
susclte aussi la dlscusslon dans la proposltlon Aeppll Wart­
mann, c'est que le taux de remboursement sera aussl fonc­
tlon des rmiultats. 
A !'heure actuelle, le falt est que nous avons un systerne de 
subventlonnernent Mme Aeppll Wartmann propose que l'on 
passe du subventlonnement au contrat de collaboratlon: 
cette solutlon devralt Atre soutenue, d'autant plus que toutes 
les assoclatlons qul sont soutenues par la Conföratlon 
pour une ralson ou une autre, sont aujourd'hul contralntes 
de passer des contrats de collaboratlon et de renoncer alnsl 
au subventlonnement. Toutefols, sl le SECO s'est declare 
tra.ccoru crwuuyser 1e prooIeme, fauentis 1a reponse uu 
Conseil federal. 
Je n'ai pas de conslgne a vous donner, d'autant plus que 
mon groupe parlementalre a dlt qu'II ne soutlendralt pas 
cette proposltlon. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, prmildente): Le 
groupe liberal communlque qu'II s'opposa a la proposltlon 
Aeppll Wartmann. 
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Couchepln Pascal, conselller federal:. Je crols qu'II faut 
donner les expllcatlons sulvantes et peut-Atre qu'aprits c;a 
Mme Aeppll pourralt retirer sa proposltlon. Mals elle est llbre 
de le faire. 
Les modallt'8 de flnancement des mesures relatives au 
marche du travall seront, comme dans le passe, pnk:is'8s 
dans l'ordonnance d'appllcatlon. L'.ordonnance sera formu­
I'8 de telle fBCi()n que les organlsateurs alent la garantle du 
palement lnMQral des mesures command'8s par fautorlte. 
Alnsl, davralt Atre 'llmlne le rlsque flnancler qul aujourd'hul 
pose probleme. La notion de mandat de prestatlons sera 
examlnee attentlvement dans le cadre de l'~aboration de 
l'ordonnance d'appllcatlon et, dans toute la mesure du pos­
slble, sera lntrodulte dans l'ordonnance. 
Le princlpe de la subventlon 11'8 aux coats reels, c'est-a-dire 
aux frais attest'8 Indispensables, est malntenu dans la loi 
afln de garantlr l'egallte entre tous les prestatalres de servl­
ces, que ce solent des entreprlses ou des collectlvltes. 

Aeppll Wartmann Reglne (S, ZH): Herr Bundesrat, Ich 
danke Ihnen fOr diese Erklärung. Sie haben gesagt, dass 
das Problem auf Verordnungsstufe gelöst werden soll; dass 
das Prinzip bezOgllch des Risikos, das Jetzt einseitig zula­
sten der Anbieter geht, gelindert wird - eigentlich Im Sinne 
meines Antrages; dass man eine neue Regelung mit den 
Kantonen finden wird; dass man das Subventionsregime 
durch ein neues ersetzen wird. 
Ich kann unter diesen Umständen meinen Antrag zurOckzie­
hen und freue mich auf die neue Regelung. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, pr'81dente): La pro­
positlon Aeppll Wartmann est retlree. 

Angenommen gemllss Antrag der Kommission 
Adoptt, selon la proposition de la commlsslon 

Art. 63; 64; 64a; 65 Tltel, Bst. a; 85a; 66 Titel; 68a Tttel, 
Abs. 1 Bat. a, 2, 4; 66b; 66c Aba. 1, 3, 4; 67; 68; 70 Titel; 
71; 71a Titel, Abs. 1; 71b Abs.1 Bat. a, b, 2, 3; 71c; 71d; 
72-72c; 73; 73a; 74; 75; 75a; 75b; 76 Aba. 1; 77 Abs. 3; 
78; 79 Abs. 3; 81 Abs. 1 Bat. e, 2; 82 Abs. 5; 83 Abs. 1 
Bat. k, m, r, 2 Bst. c-e; 83a; 84 Abs. 4; 85 Abs. 1 Bat. h-k 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluse des Ständerates 

Art. 63; 64; 64a; 65 tltre, let. a; 65a; 66 tttre; &Ba tttre, al. 1 
let. a, 2, 4; 86b; 66c al. 1, 3, 4; 67; 68; 70 tltre; 71; 71 a tl­
tre, al. 1; 71b al. 1 let. a, b, 2, 3; 71c; 71d; 72-72c; 73; 
73a; 74; 75; 75a; 75b; 76 al. 1; 77 al. 3; 78; 79 al. 3; 
81 al. 1 let. e, 2; 82 al. 5; 83 al. 1 let. k, m, r, 2 let. c-e; 
83a; 84 al. 4; 85 al. 1 let. h-k 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -AdoptfJ 

Art. 85b 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.4 
Der Bundesrat legt die beruflichen Anforderungen für die mit 
der öffentlichen Arbeitsvermittlung betrauten Personen fest 

Art.85b 
Proposmon ae ,a comm1SS1on 
Al. 1 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Al.4 
Le Conseil federal fixe les exlgences professlonnelles aux• 
quelles dolt repondre la personne responsable du servlce 
publlc de placement. 

Angenommen -AdoptfJ 
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Art. 85c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commisslon 
Adherer il la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen - Adoptr§ 

Art. 85d 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3-5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
.... zueammen. Je ein Vertreter der öffentilchen Kassen und 
der kantonalen Berufsblldungsbehörde gehören der .•.. 

Art. 85d 
Proposition de Ja commlssion 
AI. 1, 3-5 
Adherer a la decislon du Consell dee Etats 
Al.2 
.••• calsse publique et un repr'8entant de l'autorlte cantonale 
en charge de la formatlon professlonnelle slegent a la com• 
mlsslon .... 

Angenommen -AdoptfJ 

Art. 85e 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer a la declslon du Consell des Etats 

Angenommen -AdoptfJ 

Art. 85f 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

d. den DurchfQhrungsorganen der Invaliden- und Kranken­
versicherung; 

fbls. der Schweizerischen Unfallverslcherungsanstalt (Suva); 

Abs.2 
.... Buchstaben a-g genannten .... 
Abs.3,4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 85f 
Proposition de Ja commlsslon 
Al. 1 

d ..... -lnvalidlte et de l'assurance-maladle; 

fbis. la Calsse nationale sulsse d'assurance en cas d'accl­
dents (CNA); 

A/.2 
.••• lettres a il g, peuvent .... 
Al. 3, 4 
Adherer il la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 85g; 85h; 88 Abs, 2, 2blS, 2ter, 89 Abs. 2-4; 90 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 85g; 85h; 88 al. 2, 2bls, 2ter; 89 al. 2-4; 90 
Proposition de /a commlsslon 
Adherer il 1a declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adoptr§ 
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Art. 90a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Fässler, Berberat, Genner, Goll, Rechstelner Paul, Renn­
wald, Strahm) 
•.•. beträgt 0,3 Prozent .... 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.908 
Proposition de la commlsslon 
Tltre 
Adherer ä la d6clslon du Conseil des Etats 

Al. 1 
Majorltt§ 
Adherer ä la d6clslon du Conseil des Etats 
Mfnorlte 
{Fässler, Berberat, Genner, Goll, Rechstelner Paul, Renn­
wald, strahm} 
.... ä 0,3 pour cent de la .... 

Al. 2 
Adherer ä la d6clslon du Conseil des Etats 

Flssler Hlldegard (S, SG}: In Artikel 90 wird die Finanzie­
rung der Versicherung geregelt In Artlkel 90 Buchstabe b 
und In Artlkel 90a geht es um die Betelllgung des Bundes. 
Gemäss Beschluss des Ständerates, dem sich die WAK an­
geschlossen hat, Ist die Beteiligung der Kantone von Artlkel 
90a Absatz 1 In den Artikel 92 Absatz 7bls verschoben wor­
den. Der Antrag meiner Minderheit zur Verdoppelung der 
Beteiligung von Bund und Kantonen betrifft daher sowohl 
Artikel 90a Absatz 1 als auch Artikel 92 Absatz 7bls. 
Die Betelllgung von Bund und Kantonen soll sich gemäss 
Beschluss des Ständerates auf die Kosten fQr Vermmlung 
und administrative Massnahmen beschränken. Damit Ist die 
WAK und damit bin auch Ich einverstanden. Regionale Ar­
beltsvermlttlungsstellen und arbeltsmarktllche Massnahmen 
stellen öffentliche Aufgaben dar und sollen daher von der Of­
fentllchen Hand finanziert werden; es sind verslcherungs­
fremde Leistungen. Gehen wir von 100 000 Arbeitslosen 
aus, so betragen die Kosten rund 800 Mllllonen Franken; 
dies entspricht etwa 0,4 Prozent der von der Beitragspflicht 
erlassten Lohnsumme. Der Beschluss des Ständerates än­
dert nichts am BetelllgungsschlOssel von drei Viertel Bund 
und ein Vlertel Kantone. Er verlangt eine Beteiligung des 
Bundes von 1,5 Promille und eine solche der Kantone von 
0,5 Promllle; das sind rund 300 Millionen Franken ffir den 
Bund und 100 MIiiionen Franken fQr die Gesamtheit der Kan­
tone. 
Der Antrag meiner Minderheit bewirkt keine Änderung des 
Schlüssels, sondern eine Verdoppelung der Beiträge. Die­
ses Ansinnen Ist durchaus einleuchtend zu begrOnden mit 
dem Grundsatz: Öffentliche Aufgaben finanziert die öffentli­
che Hand, Versicherungsleistungen fOr die Arbeitslosen fi­
nanzieren die Versicherten Ober Lohnprozente. 
Der Beschluss des Ständerates bmet auch Arbeitnehmerin­
nen una Al'beltnenmer sowie Arbeitgeber zur Kasse. sie sol­
len die Hälfte der Kosten der RAV und der arbeltsmarkt­
llchen Massnahmen tragen. Das Ist systemwldrlg - well Herr 
Widrig gerade so aufgehorcht hat: Das Ist In einem SWck ge­
meint. 
Den Einwand, die Kantone worden mit diesen zusätzlichen 
100 MIiiionen Franken Ober GebOhr belastet, kann Ich nicht 
gelten lassen. Zum einen sind kantonale Steuerzahlende In 
aller Regel auch Lohnnebenkostenzahlende. Zum anderen 

konnten sich die Kantone bei der Revision von 1995 merk­
lich entlasten. Die dadurch entstandene Kostenverlagerung 
auf die Sozialpartner kann mit meinem Antrag korrigiert wer­
den. 
Stimmen Sie meinem Minderheitsantrag zu. Damit werden 
die gesamten Kosten fOr RAV und arbeltsmarktllche Mass­
nahmen von Bund und Staat getragen. Die Logik, wonach 
der Staat öffentliche Aufgaben finanziert und die Versicher­
ten die Verslcherungslelstungen bezahlen, erhält damit Ihre 
Chance. 

La presldente (Maury Pasquler Llllane, presldente): Le 
groupe de l'Unlon democratlque du centre et le groupe 
democrate-chretlen communlquent qu'lls soutlennent la ma­
jorlte de la commlsslon. 

Gyaln Hans Rudolf (R, BL}: Mit Artikel 90a wird also die 
feste Betelllgung von Bund und Kantonen an den Kosten 
eingefOhrt. Im Entwurl des Bundesrates war ja vorgesehen 
gewesen, dass Bund und Kantone zusammen eine Betelll­
gung In der HOhe von 0,2 Prozent der von der Beitragspflicht 
erfassten Lohnsumme Obernehmen würden und dass diese 
Beteiligung zwischen Bund und Kantonen Im Verhältnis von 
drei Vierteln zu einem Viertel aufgeteilt würde. Die Betelll­
gung hat zum Ziel, rund 50 Prozent der Jahreskosten der Of• 
fentllchen Vermittlung und der arbeltsmarktllchen Massnah• 
men zu decken. 
In der ständerätllchen Debatte und In Arbeitsgruppen mit 
kantonalen Volkswlrtschaftsdlrektoren wurde dieser Aspekt 
dann genauer untersucht Man will kein Geld hin und her­
schieben. Daraus entstand eine neue Lösung, welche vor­
sieht, dass 0,15 Prozent der von der Beitragspflicht 
erfassten Lohnsumme - das ergibt rund 300 MIiiionen Fran­
ken - auf den Bund entfallen. Die Kantonsbetelllgung von 
0,05 Prozent oder rund 100 MIiiionen Franken fällt nicht weg, 
sondern wird neu In Artikel 92 Absatz 7bls aufgenommen. 
Statt nun von den Kantonen 100 MIiiionen Franken zu ver­
langen und diese dann wieder In die kantonalen regionalen 
Arbeitsvermittlungszentren oder In arbeltsmarktllche Mass­
nahmen zu stecken, werden sie also direkt von dem abgezo­
gen, was fQr diese Massnahmen zur VerlQgung steht. Damit 
wird kein Geld hin und hergeschoben, und die Summe bleibt 
gleich. 
Der Minderheitsantrag Fässler, welcher eine Verdoppelung 
des Beteiligungssatzes vorsieht, wäre fQr die Kantone eine 
zu grosse Belastung. Schon das Aushandeln der vorge­
schlagenen 100 Millionen Franken stellte nämllch eine sehr 
schwierige Aufgabe dar. 
Die FDP-Fraktion empfiehlt Ihnen, den Antrag der Minder­
heit Fässler abzulehnen und der Mehrheit der WAK - In der 
Summe also dem Bundesrat und Im Prozedere dem Stände­
rat - zuzustimmen. 

Baader Caspar (V, BL), fOr die Kommission: Nach Artikel 90ff. 
soll die Flnanzlarung der Arbeitslosenversicherung erfolgen 
durch Beiträge der Versicherten und Arbeitgeber, durch die 
Betelllgung des Bundes an den Kosten für die Vermmlung 
und administrative Massnahmen - In der HOhe von o, 15 Pro­
zent der von der Beitragspflicht erfassten Lohnsumme - und 
schllessllch durch die Vermogenserträge aus dem Aus­
gleichsfonds. 
Der Ständerat hat zwar gegenQber dem Bundesrat formell 
eine Änderung vorgenommen, Indem er die Bundesbeteili­
gung In Artikel 90a Absatz 1 mit o, 15 Prozent der Beitrags­
pflicht festhielt und die Betelllgung der Kantone In Artlkel 92 
AbSatz 7bls mit 0,05 t'rozent regelte. Matenell blieb aber aer 
Ständerat bei den Insgesamt 0,2 Prozent des bundesrätll­
chen Entwurles, was 400 MIiiionen Franken entspricht. Da­
mit entstehen dem Bund gegenüber dem bundesrätllchen 
Antrag keine Mehrkosten. Hingegen hat der Ständerat eine 
Inhaltliche Differenzierung gemacht, Indem eben der Bun­
desbeitrag an die Vermittlung und die administrativen Mass­
nahmen geht, während die Kantonsbelträge an die Durch­
fOhrung der Offentllchen Arbeitsvermittlung und die arbelts-
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marktllchen Massnahmen gehen sollen. Bisher haben die 
Kantone In diesem Bereich fQr 25 000 obligatorische Plätze 
Je 3000 Franken bezahlt, was 75 MIiiionen Franken ent­
spricht Neu sollen es 100 MIiiionen, nämlich eben dieser 
Viertel der 400 MIiiionen, sein. 
Die Minderheit Fässler will die Beiträge der öffentlichen 
Hand, also die Zahlungen aus Steuergeldem, Insgesamt auf 
0,4 Prozent verdoppeln, wobei der Schlüssel zwischen Bund 
und Kanton - drei Viertel und ein Viertel - beibehalten wird. 
Dies macht 800 MIiiionen Franken aus. Die Minderheit Fäss­
ler will damit eine stärkere Umverteilung von den propor­
tionalen Lohnbeiträgen zu den progressiv ausgestalteten 
Steuern vornehmen. 
Die Mehrheit der Kommission lehnte diesen Antrag auf eine 
Beitragserhöhung In Artikel 90a Absatz 1 und In Artikel 92 
Absatz 7bls ab, und zwar mit 15 zu 8 Stimmen. 

Meler-schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: ~ar­
tlcle 90a regle la partlclpatlon flnancl~re annuelle de la Con­
federatlon et des cantons, solt 300 mlllions de francs et 
1 oo mlllions de francs respectlvement II s'aglt donc de fixer 
la cle de repartltlon, la partlclpatlon des cantons aux d6pen­
ses de l'assurance. Cette partlclpatlon dolt correspondre a 
peu pr$ a la molti6 des coOts annuels des mesures de mar­
ch6 du travall et du servlce publlc de l'emplol. C'est la regle 
qu'on s'6talt flxee en acceptant cette lol. Une teile partlclpa­
tlon est conforme ll la constlMlon. 
La majorlte de la commlsslon vous propose de malntenlr la 
cle de repartltlon propos6e par le Conseil des Etats. II s'aglt 
d'une appr6clatlon polltlque. SI la clEI de repartltlon est sup6-
rleure au projet du Conseil federal, comme le veut la mino­
rlt6 Fässler - dont 1a proposltlon, par allleurs, a ete rejet6e, 
par 15 volx contre 8 -, la Confederatlon devra prendre en 
cherge l'augmentatlon rasultant des mesures de march6 du 
travall. Actuellement, les coOts engendras par les mesures 
de march6 du travall s'GV~vent a quelque 400 mllllons de 
francs sur la base de 100 000 chOmeurs. La propositlon de 
la mlnorlte lmpllqueralt une prlse en charge de l'ordre de 
quelque 600 mllllons de francs. 
Je vous propose de sulvre la majorlt6 dans ce cas et de 
malntenlr la cle de r6partltlon conformement a la d6clslon du 
Conseil des Etats, c'est-a-dlre 300 mlllions de francs et 
100 mllllons de francs. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Mme Fässler ouvre 
un nouveau front, et un nouveau front Ir$ dellcat du polnt de 
vue polltlque, pulsqu'elle veut doubler la particlpatlon de la 
Confederatlon et des cantons aux mesures actlves du tra­
vall, on l'a dlt Nous nous proposons de mettre 400 mllllons 
de francs ll charge de la Confederatlon et des cantons, 
300 mllllons de francs pour la Confederatlon et 100 mlllfons 
de francs pour les cantons. Mme Fässler veut le double, elfe 
veut 800 mllllons de trancs. 
Alors, ya provoque dejä a l'lnterleur de la «Malson Confed6-
ratlon» un certaln nombre d'emotlons, en partlculier au D6-
partement federal des finances qul volt le budget de la 
Confederation charge de 300 mllllons de trancs supplemen­
talres. Ce n'est pas Justlfle, honnötement, si l'on regarde 1a 
motlvatlon qu'II y a derrlere cela. Mals, en plus, II y a les can­
tons. Les cantons palent actuellement une partlclpatlon de 
!'ordre de 75 mllllons de francs. Nous leur demandons 
d'augmenter leur partlclpatlon et d'aller Jusqu'a 100 mllUons 
de francs. SI on leur demande de passer ä 200 millfons de 
francs, on a fa une opposltlon supplementalre Vlgoureuse 
qul, peut-Mre, alde l'assurance-ch0mage, sl on reusslt a 
raJre passer ce paquet aevant 18 peupIe, sl on reussI1 a raire 
passer la proposltlon devant le peuple. Mals Je crols que 
c'est mettre fe feu aux poudres que d'accepter la proposltlon 
Fässler, möme sl finalement, pour mol comme responsable 
de rassurance-ch0mage, ya aurait un certaln lnteröt, parce 
que ya regle fa facture d'un certaln nombre de decislons que 
vous avez prlses tout a l'heure et mime au-dela 
Mais Je vous demande lnstamment, au nom de la chance de 
sUCC$ de 1a lol, de ne pas aller au-delä de la proposltlon de 
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la maJorlte qul est aussl celle du Conseil des Etats, et de ne 
pas charger davantage les cantons et la calsse federale. 

11ts/, Abs. 2- Tltre, al. 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 1-AJ. 1 

Abstimmung - Vote 
F0r den Antrag der Mehrheit .... 80 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 50 Stimmen 

Art.90b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commlsslon 
Adherer ll la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 90c 
Antrag der Kommission 

. Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Baader Caspar, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, Laubacher, 
Loepfe, Oehrll, Speck, Trlponez, Zupplger) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Baader Caspar, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, Laubacher, 
Speck, lliponez, Zupplger) 
Erreicht das Eigenkapital des Ausgleichsfonds Ende Jahr 
2,5 Prozent .... 

Antrag Bortoluzzl 
Abs.2 
Erreicht das Eigenkapital des Ausgleichsfonds das fQr den 
Betrieb notwendige Betriebskapital von 2 MUllarden Franken, 
muss der Bundesrat In einem ersten Schritt Innert einem 
Jahr die Beitragssätze nach den Absätzen 2 und 3 des Arti­
kels 3 senken. Erreicht der Ausgleichsfonds nebst dem 
Betriebskapital 2,5 Prozent der von der Beitragspflicht er­
fassten Lohnsumme, muss der Bundesrat In einem zweiten 
Schritt die Beitragssätze •••• senken. 

Art. 90c 
Proposition de Ja commlsslon 
Al. 1 
Majorlte 
Adherer au projet du Conseil federal 
M/norlte 
(Baader Caspar, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, Laubacher, 
Loepfe, Oehrll, Speck, Trlponez, Zupplger) 
Adherer ä la declslon du Conseil des Etats 

Al.2 
Majorlte. 
Adherer a 1a declslon du Consell des Etats 
Mlnorlte 
(Beader Caspar, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, Laubacher, 
Speck, Trlponez, Zupplger) 
t:1I, a Ia nn ae rannee, Ie caprcai propre au ronas ae compen­
satlon attelnt ou depasse 2,5 pour cent de la somme •..• 

Proposition Bortoluzzl 
Al.2 
SI le capltal propre du fonds de compensatlon attelnt le capl­
tal du fonds de roulement de 2 mllllards de francs neces­
salres a l'exploltatlon, le Consell federal dolt, dans un 
premler temps, abalsser les taux des cotlsatlons fixes aux 
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allneas 2 et 3 de rarticle 3 dans un delal d'un an. SI le fonds 
de compensatlon attelnt, en plus du capltal necessalre A 
l'exploitatlon, 2,5 pour cent de la somme des salalres sou­
mls A cotlsatlon, le Conseil federal dolt, dans un deuxleme 
temps, abalsser les taux de cotlsatlon. 

Zupplger Bruno r,I. ZH): In der Expertenkommission und In 
der Vernehmlassung wurde der Trick mit dem so genannten 
Betriebskapital noch nicht benutzt. Damals wurde ausdrück­
lich gewOnscht, dass bei Vermögen wie bei Schulden Je 
2,5 Prozent Abweichung nach unten und nach oben möglich 
sind, bis der Beitragssatz geändert wird. Mit diesem neuen 
Trick wird die Senkung des Beitragssatzes um 1 Lohnpro­
zent kOnstllch verzögert. Faktisch bedeutet dies, dass eine 
Senkung der Beitragssätze erst dann möglich wird, wenn ein 
Vermögen von 7 MIiiiarden statt bloss von 5 Mllllarden Fran­
ken angehäuft Ist 
Die SVP-Fraktlon Ist klar der Ansicht, dass ein Kapital von 
5 MIiiiarden Franken genagen muss, um eine Senkung vor­
zunehmen, und dies sollte traher möglich sein, als dies der 
Bundesrat Jetzt vorsieht. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit Baader caspar zu­
zustimmen. 

Bortoluzzl Tonl r,I. ZH): Die zu Artikel 90c Absatz 2 vorlie­
genden Anträge, also der Minderheitsantrag und der Mehr­
heitsantrag, sind In der Handhabung bezQgllch Reduktion 
der Beitragssätze Im System gleich ausgerichtet. Die Mehr­
heit und die Minderheit sehen Ja vor, dass eine Reduktion 
erst bei der Erreichung eines maximal anzustrebenden Ei­
genkapitals vorzunehmen Ist Bel der Mehrheit - Herr Zuppl­
ger hat es gesagt - sind es gut 7 MIiiiarden Franken. Die 
Minderheit geht von etwa 5 Mllllarden Franken aus. Wenn 
Sie nun mit einbeziehen, dass hier noch ein Jahr vergehen 
kann, bis der Bundesrat eine Reduktion der Beitragssätze In 
Kraft setzt, dann kommen Im Verlauf dieses Jahres noch 
weitere Überschüsse hinzu. Wenn Sie belsplelswelse das 
Jahr 2000 der Arbeitslosenversicherung betrachten - also 
das vergangene Rechnungsjahr -, dann Ist dort ein Über­
schuss von 3 Mllllarden Franken entstanden. Es Wäre also 
ein Kapitalkonto von 1 O Milliarden Franken vorhanden, bis 
der Bundesrat dann gemäss Antrag der Mehrheit endlich 
den Satz senken müsste. Man kann Immer wieder darüber 
diskutieren, wie hoch Im Bereich der Sozialversicherungen 
die zu bildende Reserve nun wirklich sein muss. Bel meinem 
Antrag geht es aber weniger um die Frage einer sinnvollen 
Höhe des Eigenkapitals, sondern um die Verpflichtung, bei 
guter Konjunkturlage oder bei guten Konjunkturaussichten 
die Beiträge bereits zu einem frOheren Zeltpunkt zu reduzie­
ren. Wenn Ich nun In meinem Antrag bereits zu einem Zelt­
punkt, In dem die Schuldenzone verlassen Ist, einen ersten 
Schritt fordere, dann bezieht das natürlich wiederum auch 
den Umstand ein, dass Im Verlaufe dieses Jahres, In dem 
der Bundesrat Zelt hat, den Satz zu senken, wieder neue 
Mittel dazu kommen werden. Dann wird auch der Konto­
stand eine gewisse Höhe aufweisen, damit die ersten Bel­
träge mit gutem Gewissen gesenkt werden können. 
Während der Bundesrat und die Kommission auf der Schul­
denselte ein schrittweises Auffangen mit Beitragserhöhun­
gen vorgesehen haben, wird, fOr mich eigentlich unver­
ständlicherweise, auf der Seite der Elgenkapitalblldung die­
ses schrittweise Vorgehen nicht In Betracht gezogen; die 
Reduktion der Lohnbeiträge findet dann also erst bei Errei­
chen eines maximalen Betrages statt. 
Ich beantrage Ihnen hier, auch bei der Senkung der Beiträge 
scnnnwe1se vorzugenen. t:in so1cnes vorgenen scne1nt mir 
wirtschaftspolltlsch sinnvoll zu sein. Man kann mit der Sen­
kung eines halben Lohnprozentes In einer Situation, die Auf­
schwung verspricht, ein positives Zeichen setzen, ohne 
selbstverständllch die Zielsetzung des Erreichens des Ei­
genkapitals zu gefährden; es braucht allenfalls etwas länger 
Zelt dezu. FOr die Betriebe aber wäre ein solcher Schritt mo­
tivierend. Ich kann Ihnen sagen: Lohnprozente abzuliefern 

. helsst Immer auch, auf Erträge In den Betrieben zu verzieh-

ten, allenfalls auf lnvestltlonen zu verzichten. Es dOrfte auch 
Im Interesse der Arbeitnehmer liegen, dass fQr sie frühzeitig 
ein Zeichen gesetzt wird. 
Ich bitte Sie also, einer flexiblen Lösung, wie Ich sie vor­
schlage, zu folgen und meinem Elnzelantrag Ihre Zustim­
mung zu geben. 

Gysln Remo (S, BS): Ich bitte Sie, sowohl den Antrag Bor­
toluzzl wie auch den Minderheitsantrag Baader Caspar ab­
zulehnen. 
Die Minderheit Baader Caspar will bei den Reserven auf das 
Betriebskapital von 2 MIiiiarden Franken verzichten. Das 
helsst, sie entzieht der Arbeitslosenversicherung die finanzi­
elle Konjunkturresistenz. Wenn Sie in die Neunzlgerjahre zu­
rückblicken, sehen Sie, dass dort Innerhalb von vier Jahren, 
ausgehend von einem Vermögensstand von 2,5 Milliarden 
Franken, eine Schuld von 8 MIiliarden Franken erwachsen 
Ist. Das slnd die Schwankungen, die festzustellen sind und 
die auch belegen, dass gewisse Reserven vorhanden sein 
müssen. Wenn Sie die Botschaft aufschlagen, dann sehen 
Sie auch, was es bedeuten wOrde, wenn wir dem Antrag der 
Minderheit Baader folgten. Das wOrde nämlich helssen, 
dass der Bundesrat bzw. die Arbeitslosenversicherung ein 
Darlehen genau In dieser Höhe aufnehmen mOsste. Der Be­
trieb wäre nicht mehr gewährleistet, kommune Sachen -wie 
die Vorfinanzierung der Suva - könnten nicht mehr stattfin­
den. Die verspäteten Zahlungen der zentralen Ausgleichs­
kasse könnten nicht mehr aufgefangen werden. Der ganze 
Betrieb wOrde lahmgelegt; das kann doch wohl nlcht In Ih­
rem Interesse sein. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Baader Caspar ab­
zulehnen. 

Gysln Hans Rudolf (R, BL): Mit Artikel 90c wird geregelt, 
unter welchen Voraussetzungen der Bundesrat die Finan­
zierungsregeln zwingend ändern muss. Der Entwurf des 
Bundesrates sieht vor, dass eine Änderung zwingend not­
wendig wird, wenn der Fonds einen Minusbetrag oder einen 
Uberschuss von 2,5 Prozent der von der Beitragspflicht er­
fassten Lohnsumme oder rund 5 MIiiiarden Franken aus­
weist. In einem solchen Fall muss der Bundesrat Innert 
~lnem Jahr eine Neuregelung vornehmen. FOr den Fall eines 
Uberschusses wurde allerdings eine zusätzliche HOrde ein­
gebaut: Die 2,5 Prozent des Fonds-Eigenkapitals mossen 
abzQgllch des fQr den Betrieb notwendigen Betriebskapitals 
erreicht werden. 
Noch In der Expertenkommission und In der Vernehmlas­
sung wurde dieser Trick mit dem Betriebskapital von 2 MIiii­
arden Franken nicht benutzt. Es wurde damals ausdrücklich 
gewOnscht, dass Je 2,5 Prozent Abweichung bei Vermögen 
wie Schulden nach oben und unten möglich seien, bis der 
Beitragssatz geändert werden mOsse. Mit der neuen Formu­
lierung des Artikels wird die Senkung des Beitragssatzes um 
2 MIiiiarden Franken bzw. ein Lohnprozent verzögert Fak­
tisch bedeutet dies, dass eine Senkung des Beitragssatzes 
erst bei 3,5 Prozent erfolgt und ein Vermögen von 7 statt von 
5 MIiiiarden Franken erreicht werden muss. 
Die FDP-Fraktion Ist der Meinung, dass dies eine zu hohe 
Schwelle darstellt, welche zu einer unnötigen steuerlichen 
Belastung der Löhne fQhrt Aus diesen Glilnden ersuche Ich 
Sie, auf alle Fälle den Antrag der Mehrheit abzulehnen und 
dem Antrag der Minderheit Baader Caspar zuzustimmen. 
Sollten Sie das nicht tun wollen, so stimmen Sie eventualitar 
dem Antrag Bortoluzzl zu. 

aaaaer caspar (V, BL), rur <i1e rwmm1ss1on: 581 ArtlkBI soc 
geht es um die Glättung des Konjunkturrisikos. Mit Absatz 1 
erhält der Bundesrat die Kompetanz, bei einer drohenden 
Verschuldung des Ausgleichsfonds den Beitragssatz auf 
Löhnen bis 1 OS 800 Franken um 0,5 Lohnprozente und - ge­
mäss Ständerat - Ihn fQr die Löhne zwischen 1 OS 800 und 
267 000 Franken um maximal 1 Lohnprozent zu erhöhen, 
bzw. Sie haben In Artikel 3 Absatz 3 beschlossen, dass 
diese Erhöhung des Beitragssatzes 1 Prozent beträgt. 
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Damit Ist Im Prinzip der Minderheitsantrag Baader Caspar 
zu Absatz 1, wonach dem Ständerat zugestimmt werden 
soll, ledlgllch eine Präzisierung der bundesrätllchen Vari­
ante, In welcher es helsst, dass nur der Lohn gemäss Artikel 
3 Absatz 2 erhöht werden kann. Erreicht der Schuldenstand 
2,5 Prozent der von der Beitragspflicht erfassten Lohn­
summe, d. h. etwa 5 MIiiiarden Franken, so muss der Bun­
desrat Innert einem Jahr eine Gesetzesänderung zur Neu­
regelung der Finanzierung vorlegen. 
Mit Absatz 2 muss der Bundesrat andererseits die Beitrags­
sätze senken, sofern der Fonds ein Eigenkapital von etwa 
7 Milliarden Franken aufweist. nämlich ein Betriebskapital 
von 2 MIiiiarden Franken plus etwa 5 MIiiiarden, welche die­
sen 2,5 Prozent der Lohnsummen entsprechen. Der Bun­
desrat kann auch In diesem Fall bei schlechten Konjunktur­
aussichten auf eine Beitragssatzsenkung verzichten; dazu 
gibt es eine ausdrückliche Bestimmung. Andererseits kann 
der Bundesrat nach einer erfolgten Senkung bei einer Ver­
schlechterung des Eigenkapitals des Fonds die Beitrags­
sätze wieder bis zu den ordentlichen Höchstsätzen erhöhen. 
Die Minderheit Baader Caspar Ist nun bei Absatz 2 der Auf­
fassung, dass bereits froher eine Beitragssatzreduktion vor­
zunehmen Ist und dass eine Fondsreserve von 5 MIiiiarden 
Franken genQgt, zumal der Bundesrat diese Beitragssätze 
bei einer Verschlechterung der Eigenkapltalsltuatlon vor 
dem Aufbrauchen dieser Reserve wieder rechtzeitig erhö­
hen kann. 
Mit dem Einzelantrag Bortoluzzl wird im Prinzip dasselbe 
Ziel verfolgt. Herr Bortoluzzl verlangt jedoch eine gestaffelte 
Beitragsreduktion, de zwingend erstmals zu erfolgen hat, 
wenn Im Fonds ein Kapital - Herr Bortoluzzl nennt es Be­
triebskapital - von 2 Milliarden Franken enthalten Ist. Wenn 
die Grenze von 7 Milliarden Franken Oberschritten wird, ver­
langt er eine weitere zwingende Beitragsreduktion. 
Namens der Mehrheit der Kommission muss Ich Ihnen bean­
tragen, die Minderheitsanträge Baader Caspar zu den Ab­
sätzen 1 und 2 und den Einzelantrag Bortoluzzl zu Absatz 2 
abzulehnen. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: t:artl­
cle 90c fixe la fourchette dans laquelle 1a fortune du fonds 
peut fluctuer sans qu'II sott nooessalre d'lntervenlr, il savolr 
de molns 5 mllllards de francs il plus 7 mllllards de francs. Le 
Consell fEkteral devra prendre des mesures des que ces llml­
tes seront d6pass6es. SI la fortune crllve le plafond des 
7 mllllards de francs, le taux de cotlsatlon sera abalss6. SI 
l'endettement excede, en revanche, les 5 mllllards de francs, 
le Conseil ftki6ral devra soumettre un nouveau mode de 
financement au Parlament Grace il cette dlsposHion, les 
flnances du fonds de l'assurance peuvent fluctuer dans 
certalnes llmltes, sans qu'II solt necessalre de prendre des 
mesures lmm6dlates, mals le Conseil ftki6ral a la comp6-
tence d'aglr des que ces llmltes sont d6pess6es. 
La mlnorlt6 Baader Caspar vous propose de ne pas lnclure 
dans ces consld6ratlons le fonds de roulement de 2 mllllards 
de francs et la proposltfon Bortoluzzl va dans un sens slml­
lalre. Celle-cl propose une rmtuctlon addltlonnelle interve­
nant plus tot que celle pr6vue dans la proposltlon de 
mlnorlt6 Baader Caspar. Or, les 2 mllllards de francs que l'on 
dolt avolr dans la calsse repr6sentent le capltal de gestlon 
Indispensable au fonctlonnement de l'assurance-chömage. 
Nous en avons besoln, autant pour les mesures de march6 
du travall que pour les avances d'une certalne Jlquldlt6. En 
supprlmant ces 2 mllllards de francs, nous ne pourrlons plus 
qu'accumuler un montant maxlmum de 3 mllliards de francs. 
Au-delil de ce montant, II seralt necessalre de rembourser 
•- prl1m•. Nuu1> uevuns malnlenlr Ja reserve a o mllllartls 
defrancs. 
C'est la ralson pour laquelle la majorlt6 de la commlsslon 
vous propose de rejeter la proposltion de mlnorlt6 Baader 
Caspar aux alln6as 1 er et 2 alnsl que la proposltlon Borto­
luzzl qul va dans le mAme sens. 

La presldente (Maury Pasquler Llllane, pr6sldente): Le 
groupe 6cologlste communlque qu'II soutlent la majorlt6. 
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Couchepln Pascal, conselller f6cl6ral: Je crols que la majo­
rlt6 de la commlsslon a raison. Elle n'a pas toujours ralson, 
mals dans ce cas-lil eile a parfaltement ralson. Nous prlver 
du fonds de roulement, c'est nous prlver des llquldlt6s n6-
cessalres pour faire fonctlonner l'entreprlse et c'est contralre 
il toute bonne doctrlne 6conomique et toute bonne doctrlne 
d'entreprlse. Nous avons besoln de ce fonds de roulement 
de 2 mllllards de francs, faute de quol nous aurons des pro­
bl~mes d'exploitatlon de l'assurance-chömage. 
La proposltlon de mlnorlt6 Baader Caspar voudralt nous en 
prlver et voudrait seulement constltuer un capltal de r6serve. 
Ce n'est pas sufflsant Des calculs ont 6t6 faits et l'exp6-
rlence l'a d6montr6. 
La proposltlon Bortoluzzl voudralt aller encore plus loln. Elle 
voudralt &tre encore plus restrlctlve il I' 6gard des flnances de 
l'assurance-chömage. Encore une fols, le syst~me est sta­
ble. Nous ferons les calculs de ce· que nous coOtera un cer­
taln nombre de modlflcatlons qul ont 6t6 apport6es par le 
Parlament aujourd'hul, mais je crols que, dans l'ensemble, 
on a encore un certaln 6qulllbre. APres, II faut faire fonctlon­
ner l'assurance-chömage. Pour faire fonctlonner rassu­
rance-chOmage sur le long tenne, II faut avolr les r6serves 
que personne ne conteste. Tout le monde est d'accord avec 
ces 2,5 pour cent, mals en plus II faut des llquidlt6s, II faut un 
fonds de roulement. SI nous ne devons pas l'emprunter, 
c'est tant mieux. 
C'est la ralson pour laquelle nous vous demandons d'adop­
ter la proposltlon de la majorlt6 de la commlsslon et la decl­
sion du Conseil des Etats. 

Abs. 1-AI. 1 

La presldente (Maury Pasquier Lillane, pr6sldente): Le 
vote vaut 6galement pour les dlspositlons transltolres, pour 
le chiffre 111. 

Abstimmung - Vote 
FQr den Antrag der Mehrheit .... 74 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 57 Stimmen 

Abs. 2-AI. 2 

Abstimmung - Vote 

Eventuell -A tJtre prellmlnalre 
FQr den Antrag Bortoluzzl .... 58 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 11 Stimmen 

Definitiv- Deflnlt/vement 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 76 Stimmen 
FOr den Antrag Bortoluzzl .... 53 Stimmen 

Art.92 
Antrag der Kommission 
Abs.7 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 7bls 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Fässler, Berberat, Genner, Goll, Rechstelner Paul, Renn­
wald, Strahm) 
. ... der o, 1 Prozent der .•.. 

Art. 92 
Proposition de 1a commlsslon 
Al. 7 
AdMrer il la d6clsion du Conseil des Etats 

Al. 7bls 
Ma]orttt, 
Adh6rer il la declslon du Conseil des Etats 
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Mlnorlte 
(Fässler, Berberat, Genner, Goll, Rechstelner Paul, Renn­
wald, Strahm) 
...• a 0,1 pourcent de la .... 

La prjsldente (Maury Pasquier Ullane, presldente): La pro­
posltlon de mlnortte a ete rejetee dens un vote precedent 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposltion de la majorlte 

Art. 94 Abs. 1, 1bls; 95 Abs. 1bls, 1ter; 100 Abs. 3; 105 
fQnftes Lemma; 108vlertes Lemma; 110a-112 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 94 al. 1, 1bls; 95 al. 1bls, 1ter; 100 al. 3; 105 ein• 
qulemetlret; 108 quatrleme tlret; 110a-112 
Proposition de /a comm/sslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Zlfl. II Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustlnmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 11 lntroductlon 
Proposition de /a comm/sslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Zlfl. II Art. 35a 
Antrag der Kommission 
TltB/ 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.1 
.... der Invaliden- und Krankenversicherung und der Asylge­
setzgebung, den kantonalen BerufsblldungsbehOrden, der 
Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt (Suva) sowie 
anderen •.•. 
Abs. 1bls, 1ter 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. II arL 35a 
Proposition de Ja comm/sslon 
Tltr8 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 
Al.1 
.... de l'assurance-lnvalldlte, de l'assurance-maladle et de la 
leglslatlon sur l'asile, aux autorltes cantonales chargees de 
la formatlon professlonnelle, a la Calsse nationale sulsse 
d'assurance en cas d'accldents (CNA) alnsi qu'a d'autres .... 
Al. 1 bis, 1 ter 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Zlff. III 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 1bis 
Streichen 
Abs.2 
Der Bundesrat kann Im laufe des Jahres 2003 die Beitrags­
sätze nach Absatz 1 senken. 

Minderheit 
(Baader Caspar, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, Laubacher, 
Loepfe, Oehrll, Speck, Trtponez. Zupplger) 
Abs. 1, 1bls 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.2 
Der Bundesrat kann Im laufe des Jahres 2003 die Beitrags­
sätze nach den Absätzen 1 und 1 bis senken . 

Ch. III 
Proposft/on de /a commlsslon 
Msjorlte 
Al. 1 
Adherer au proJet du Conseil federal 
Al. 1bls 
Blffer 
Al.2 
Au cours de l'annee 2003, le Consell federal peut abalsser 
les taux de cotlsatlon fixes a l'allnea 1er. 

Mlnortte 
(Baader Caspar, Gysln Hans Rudolf, Kaufmann, laubacher, 
Loepfe, Oehrll, Speck, Ttlponez, Zupplger) 
Al. 1, 1bls 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Al.2 
Au cours de l'annee 2003, le Conseil federal peut abalsser 
les taux de cotlsatlon fixes aux allneas 1 er et 1 bis. 

La prealdente (Maury Pasquler Llllane, presldente): Ce 
vote a eu lleu a l'artlcle 90c. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposftion de la majorlte 

Zlff. IV 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
.... Inkrafttreten. Er kann Absatz 2 der Übergangsbestim­
mung vorzeitig In Kraft setzen. 
Abs.3 
Streichen 

Ch.IV 
Proposition de Ja comm/ss/on 
Al. 1 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Al.2 
.... en vlgueur. II peut antlciper la mise en vlgueur de l'all­
nea 2. 
Al.3 
Blffer 

Angenommen -Adopte 

Zupplger Bruno (V, ZH): Nach fast achtstündiger Beratung 
dieser Vorlage gllt es, Bilanz zu ziehen. Für die SVP-Frak­
tlon fällt diese negativ und unbefriedigend aus. Auf der Bei­
tragsseite wurde mit dem zusätzlichen Lohnprozent für 
nlchtverslcherte Löhne das Versicherungsprinzip durchbro­
chen, und In der Detailberatung lagen verschiedene Anträge 
für einen Ausbau dieser Versicherung gegenilber dem Ent­
wurf des Bundesrates vor. 
Bel unseren Minderheitsanträgen konnten wir leider nie eine 
Mehrheit des Parlamentes gewinnen. Die SVP-Fraktlon Ist 
mit dem Ergebnis dieser Beratungen nicht zufrieden. 
In der Hoffnung, der Ständerat werde die aus unserer Sicht 
heute entstandenen Mängel korrigieren, wird sich die Mehr­
t ll,lll UI ll:ltll tll P1111\llu11 III tJtH a-11111:wl:,U111111u111,j tJui summe 
enthalten. 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
(namentHch - nomlnaffl: Benage Annexe 01.01 e11 ae3J 
Filr Annahme des Entwurfes .... 32 Stimmen,._ 

1 
/. , 

Dagagen .... 22 Stimmen .,f/,u,,, e /. V'Ol ,,,-

Abschreibung- Classement _J { f. ''f 
Bulletin offlclel de r Aasembll6e fltd6rale 
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Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstosse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Consel/ federal 
Classer les Interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 

1917 
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Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
3. Revision 
Lol sur l'assurance-chomage. 
3e revlsion 

Differenzen - Dlvergencss 
Botschaft des Bundesrates 28.02.01 (BBI 2001 2245} 
Message du COnsell t~ral 28.02.01 (FF 2001 2123) 
Stilnderat/Conseil das Etats 19.06.01 (Erstrat- Premier Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 19.08.01 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 12.12.01 (Zweitrat- Deuxll.lme Conseil) 
Natlonalrat/ConseD national 12.12.01 {Forll!lelzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 12.12.01 (Fortsetzung-Suite) 
Stilnderat/ConseD des Etats 07.03.02 (Differenzen- Dlvergences) 

Nallonalrat/COnsell national 12.03.02 (Differenzen - Dlvergences) 

Stlinderat/Conseil des Etats 14.03.02 {Differenzen - Dlvergences) 

Bundesgese1z Ober die obllgatorlsche Arbeltslosenver­
slcherung und die lnsolvenzentschldlgung 
Lol f6dlffllle sur l'assurance-chömage obllgatolre et l'ln­
demnlte en cas d'lnsolvablllte 

Art. 1a Abs. 2 
Antrag der Kommission 
ZUstlmmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.1a al. 2 
Proposition de la comrnlsslon 
Adherer a la doolslon du Conseil national 

Beerll Christine (R, BE), für die Kommission: Es hat an sich 
zwei wesentliche Differenzen, die mehr zu diskutieren geben 
werden. Die eine betrifft Artikel 3 Absatz 3 In Kombination 
mit Artikel 90c, und die andere betrifft Artikel 27 Absatz 5. 
Das sind die politisch wichtigen Differenzen. 
Aber Ich werde nun vom beginnen und dort das Wort ergrei­
fen, wo etwas anzumerken Ist. Bel Artikel 1 a Absatz 2 bean­
tragen wir Ihnen, dem Nationalrat zuzustimmen. Es geht 
lediglich darum, das Wort «dauerhaft» Im Sinne von «nach-

~ • haltlg» elnzufOgen. 

Angenommen -Adopte 

Art.3Abs.3 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Brunner Christiane, Saudan, Studer Jean) 
zusttmmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 3 al. 3 
Proposition de /a commlss/on 
Major/te 
Malntenlr 
Mlnorite 
(Brunner Christiane, saudan, Studer Jean) 
Adherer a la doolslon du Consell national 
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Art. 90c Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 

Ständerat 01.019 

.... Neuregelung der Finanzierung vorlegen. Er erhöht vor­
gängig den Beitragssatz nach Artikel 3 Absatz 2 um höchs­
tens 0,5 Lohnprozente und den beitragspflichtigen Lohn um 

Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane, 8audan) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 90c al. 1 
Proposition de Ja commlsslon 
Majorite 
• ... une nouvelle r~lementatlon du flnancement. II augmente 
au prealable le taux de cotlsatlon fixe a l'artlcle 3 alinea 2 de 
0,5 polnt de poJJrcentage .... 
Mlnorite 
(Studer Jean, Brunner Christiane, Saudan) 
Adherer a la doolslon du Conseil national 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Es geht hier 
um eine der wesentlichen Differenzen, wie Ich das vorhin an­
getönt habe. Sie erinnern sich, dass wir Im Gegensatz zum 
Nationalrat die Deplafonlerung aufgehoben haben; das ha­
ben wir In Artikel 3 Absatz 3 beschlossen, wo Ihnen die 
Mehrheit Festhalten beantragt. Wir sind aber dem Konzept 
des Nationalrates einen Schritt entgegengekommen, Indem 
wir In Artikel 90c Absatz 1 eine Verstärkung eingeführt ha­
ben, wonach der Bundesrat die Deplafonlerung nicht nur 
wieder einführen kann, wenn ein erhöhter Schuldenansatz 
Im Fonds vorhanden Ist, sondern dass er sie einführen 
muss. Die Kann-Vorschrift Ist also In eine zwingende Vor­
schrift umgewandelt worden; das Ist ein Schritt hin zur Lö­
sung des Nationalrates. Im Sinne eines Kompromisses 
muss also die Deplafonlerung elngefOhrt werden, wenn die 
Schulden des Fonds 5 Mßllarden Franken Obersteigen. 
Noch eine kleine redaktionelle Bemerkung zu Artikel 90c 
Absatz 1: Im Antrag der Mehrheit hat es auf der Fahne einen 
Fehler. Es helsst „er erhöht vorgänglg den Beitragssatz 
nach Artikel 3 Absatz 2 von höchstens 0,5 Lohnprozenten 
.... », korrekt mosste es aber helssen ccum o,5 Lohnpro­
zente». Diese sprachliche Berichtigung sollte noch vorge­
nommen werden. 
Ansonsten bitte ich Sie, bei Artikel 3 Absatz 3 und bei Arti­
kel 90c Absatz 1 der Mehrheit zu folgen. 

Studer Jean (S, NE): Notre rapporteur nous l'a dlt, le sort 
de cette contrlbUtlon de soUdarlte est un des deux prlnclpaux 
polnts de divergence qul restent e,icore a ce stade de l'exa­
men de la 3e revlslon de la lol sur l'assurance-chOmage. 
En faJt, pour l'essentlel, la majorlte de la commlsslon nous 
propose de supprlmer cette contrlbUtlon en se referant aux 
debats de 1995, annee oCJ eile a ete lntrodulte, lntroductlon 
qul a ete sulvle de la promesse que, lorsque las choses 
lralent mleux. on envlsageralt la suppresslon de cette con­
trlbUtlon. Depuls 1995, on a epprls certalnes choses en 
matl~re d'assurance-chOmage. On a d'abord appris qu'on 
devralt peut-6tre compter avec une certalne perslstance d'un 
taux de chOmage. On a aussl apprls que l'evolutlon du chö­
mage pouvalt Atre tres rapide, et on l'a encore constate ces 
demlers mols. On salt que, lorsque l'evolUtlon du chOmage 
est tres rapide, eh blen trlls rapldas sont aussl les depenses 
de l'assurance-chOmage. II nous a ete rapporte dans le ca­
dre des travaux de la commlsslon que, lorsque le taux de 
chomage augmente de o, 1 pour cent, ce1a represente une 
depense supplementalre de l'ordre de 100 mllllons de 
francs, et nous savons que le taux de chOmage est malheu­
reusement en augmentatlon ces dernlers mors, non seule­
ment en Suisse romande, mals aussl sur l'ensemble de la 
Sulsse, en partlculler dans le canton de Zurlch. Et nous con­
slderons que, face a cette evolutlon-lli, II seralt peu opportun 
d'annoncer d'ores et deja la suppresslon de cette contrlbu­
tlon qul est nooessalre pour assurer las depenses de l'assu-
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rance-chOmage, des depenses que nous ne souhalterions 
pas crolssantes, mals dont nous devons malheureusement 
constater l'augmentatlon ces dernlers mols. 
La majorlte de la commisslon est quand mime sensble a 
cette argumentatlon, pulsqu'elle propose une modlflcatlon 
de l'artlcle 90c alinea 1er, mals c'est une modlflcation qui 
nous semble quand mime un peu bancale. II nous semble, 
en effet, bancal de prevolr que sl la dette de l'assurance­
chömage augmente, non seulement le Conseil federal devra 
proposer une nouvelle reglementatton du financement, mais 
obllgatolrement, et c'est le sens de la proposltlon de la majo­
rite de la commlsslon, augmenter la part sur le maxlmum du 
salaire, tel que vlent de vous l'expllquer Mme Beerll. 
Cela nous semble bancal, parce qu'en falt, tout d'abord, sl la 
dette de rassurance-chOmage augmente, c'est que la sltua­
tlon economlque va mal et, en bonne loglque economique, 
ce n'est pas a ce moment-la qu'on devra lntrodulre des pre­
levements obllgatoires supplementaires. Et ensulte, sl effec­
tivement la presentation d'une nouvelle reglementatlon du 
financement dolt ttre precedee d'une augmentation de la 
cotlsatlon, on ne salt encore rlen de ce qu'II advlendra de 
cette augmentatlon de cotlsatlon une fols la nouvelle regle­
mentatlon du financement dlscutee aux Chambres federa­
les. En falt, si nous adoptons la proposltlon de majorlte, nous 
serons confrontes aux m&mes problemes que ceux qu'on a 
vecus ces dernleres annees, a savolr une gestion au coup 
par coup de l'assurance-chOmage. Et la flnalement, ceux qui 
font de l'opposltlon sont toujours ceux qul veulent payer 
molns, solt a titre d'assures, solt aux chOmeurs. Cette evolu­
tion et gestion au coup par coup de rassurance-chOmage, a 
mon avls, ne se concllle pas avec l'exlgence de stablllte qui 
devralt caracteriser cette assurance sociale comme une 
autre et, finalement, provoque des heurts dans le cadre du 
debat polltlque. Et souvent, le resultat d'une teile opposltlon 
dans le debat polltlque, c'est qu'on en reste au stade zero. 
Je crols que, pour essayer d'assurer a la fois une coherence 
par rapport a la sltuatlon du chOmage actuelle et puls une 
certalne stablllte de la leglslatlon, II est preferable de s'en te­
nlr a la declslon du Consell national. 
Je vous lnvlte des lors a suivre les propositlons de la mlno­
rlte a l'artlcle 3 allnea 3 et a l'arttcle 90c allnea 1 er. 

Forster-Vannlnl Erika (R, SG): Ich möchte Sie bitten, der 
Mehrheit zuzustimmen. Die Erhebung des dritten Lohnpro­
zentes bis zum maximalen UVG-Verdlenst sowie die Depla­
fonierung bis zum zweleinhalbfachen UVG-Verdlenst waren 
1994 bei Ihrer Einführung Notmassnahmen, BremsmanOVer 
Im Lichte der zunehmenden Verschuldung der Arbeitslosen­
kasse und Instrumente zur Rückzahlung dieser Schulden. 
Entsprechend wurden damals auch der ausserordentllche 
Charakter und die Befristung dieser Massnahmen unterstri­
chen. Die Schulden sind bis Ende 2002 abgetragen. Des­
halb sind die seinerzeit vom Parlament - und Ich möchte 
dies betonen, Herr Bundesrat vom Parlament - In dieser 
Angelegenheit abgegebenen Versprechen einzulösen. Ent­
sprechend haben wir Im Rat ja auch Im ersten Durchgang 
deutlich entschieden. Im Nationalrat wurde bei der ElnfGh­
rung auch klar In diese Richtung votiert. Ttotzdem hat sich 
eine Mehrheit des Nationalrates fGr die Beibehaltung des 
Solldarltätsbeltrages der Besserverdlenenden ausgespro­
chen. 
Solches Handeln mag Im Hinblick auf die Konsensfindung 
als opportun erscheinen. Ich meine aber, dass es gegen­
über denjenigen, welche sich seinerzeit Im Hlnbllck auf das 
gemachte Versprechen solidarisch zeigten, unfair wäre. 
GlaubWOrdlgkelt Ist In diesen Monaten wieder zum zentralen 
t:.iement in unserer \:ieseHscnan geworaen. uas gnt tur alle 
Situationen, auf welcher Seite des sozialen Spektrums man 
sich auch befinden mag. Die Tendenz Im Sozialversiche­
rungsrecht, die Urnvertellungssolldarltät nicht nur auf der 
Ausgaben-, sondern auch auf der Beitragsseite noch ver­
mehrt elnzufGhren, stört mich - Ich stehe offen dazu-. denn 
sie fGhrt zu Unübersichtlichkeit und zu neuen Ungerechtig­
keiten. Wir sollten deshalb progressive Elemente In der Ein­
kommensabschöpfung ausserhalb des Steuerrechts vermel-
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den oder höchstens auf ·aussergewöhnliche Sltuatl9nen 
beschränken. Sonst verliert das System noch mehr an Uber­
slchtllchkelt und öffnet ähnlichen Begehrlichkeiten Im Sozial­
versicherungswesen Tar und Tor. 
Dies Ist umso mehr der Fall - die Präsidentin hat es bereits 
erwähnt -, als wir gemäss Artikel 90c bei schlechter Kas­
senlage - d. h. bei einer sich abzeichnenden Schuldenlast 
von fGnf Milliarden Franken - bereit sind, dem Bundesrat 
nicht nur die Kompetenz, sondern auch die Prllcht aufzuerle­
gen, eine Beitragssatzerhöhung und die Deplafonlerung fGr 
höhere Einkommen elnzufGhren. Es wäre aber gemäss mei­
ner Interpretation - das möchte Ich auch noch betonen, 
nicht zulässig - lediglich die Deplafonlerung mit einem Pro­
zent einzufahren und den Grundsatz gleich zu belassen. 
Diese Präzisierung scheint mir für alle Fälle zuhanden des 
Protokolls wichtig, denn die Formulierung, wie sie auf der 
Fahne steht, lasst zumindest theoretisch auf andere Spielar­
ten hoffen. Ich denka, es Ist wichtig, dass es so gehandhabt 
wird. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, der Mehrheit der Kommission 
zuzustimmen. 

· Frlck Bruno (C, SZ): Ich möchte kurz auf die polltlsche Trag­
weite dieser Entscheidung hinweisen. Wenn wir dem Bun­
desrat und der Minderheit folgen, tun wir Folgendes: Wir 
haben In Zeiten der finanziellen Not der Al.V eine Sonderleis­
tung der Besserverdlenenden gefordert. Sie zahlen mehr, 
als sie Je als Versicherung erhalten können, weil Ober den 
höchstverslcherten Lohn eine Abgabe verlangt wurde. Wenn 
wir das Im Gesetz auf Dauer festschreiben, bedeutet dies: 
Wir haben ein Solidaritätsopfer In der Notsituation gefordert. 
Es wurde gegeben. Nun erheben wir dieses Notopfer künftig 
und dauernd als Steuer. Das darf nicht sein. Wir verspielen 
das Vertrauen. 
Zuhanden des Nationalrates möchte Ich Folgendes beifü­
gen: Wir halten nicht einfach an unserer Lösung fest Wir fol­
gen dem Nationalrat und dem Bundesrat In einem wesentli­
chen Punkt. Dann nämlich, wenn der Ausgleichsfonds mehr 
als 5 Milliarden Schulden aufgebaut hat, kommt dieses So11-
darltätsopfer automatisch wieder zum Tragen. Das Ist also 
ein recht kluger Ausgleich der beiden Interessen. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen und das Vertrauen, das 
wir mit der vorübergehenden ElnfQhrung des Solldarltätsbel­
trages beansprucht haben, nicht aufs Spiel zu setzen. 

Leuenberger Ernst (S, SO): Eine Vorbemerkung: Ich habe 
den Verdacht, dass niemand In diesem Saal sitzt, der Jemals 
Arbeitslosenunterstützung bezogen hat Schätzen wir uns 
glücklich, und danken wir dem Schicksal und dem Umfeld 
dafGr, dass das so Ist, und betrachten wir uns als Prlvlle­
glerte. Ich nehme an, PrMlegierte haben die morallsche Ver­
pflichtung, Solidarität zu üben. 
Ich darf Sie historisch ganz kurz daran erinnern, dass das 
grösste Sozialwerk, das wir In diesem Lande haben, die 
AHV, eine nach oben offene Beitragsskala hat Da wird -
nach dem Ausdruck von Kollege Frlck - erbarmungslos ab­
geschöpft. Die Rentenleistungen sind aber ganz klar plafo­
niert, und es WOrde niemandem In diesem Land einfallen, 
dieses Solldarltätswerk, wie es nach den schweren Jahren 
des zweiten Weltkrieges In gemeinsamer Arbeit In diesem 
Haus entstanden Ist, In seiner Finanzierung In Frage zu stel­
len. 
Jetzt kommen der Bundesrat und der Nationalrat mit einer 
Lösung ror die Arbeitslosenversicherung daher, die beileibe 
nicht so weit geht wie das Finanzierungsmodell bei der AHV, 
are srcn aem aoer ein 0Isscnen annanen. uagegen eme01 
sich eine so grundlegende und starke Opposition. Beachten 
Sie bitte das polltlsche Umfeld! Es Ist - absolut korrekt - ge­
sagt worden: Damals, 1994, habe man gesagt, eine Solldarl­
tätsleistung der Besserverdlenenden sei nötig, und diese sei 
erbracht worden. Aber In der Zwischenzelt Ist noch etwas 
anderes geschehen: Diese Besserverdlenenden sind teil­
weise zu «Top-Verdienenden» geworden, die In der Rlngler­
Sprache neuerdings bloss noch «Abzocker» helssen. Und In 
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dieser angeheizten Diskussion kommen wir daher und sa­
gen, es sei nicht zumutbar, diese Ausnahmesituation zum 
Normalfall zu machen.· 
Ich möchte Sie bitten, all das zu bedenken. Wenn Ich meine 
Einkommensverhältnisse anschaue, miisste Ich da vermut­
llch auch noch ein Zusatzprozent bezahlen; das Ist In Ord­
nung. Ich bin gerne bereit, das zu bezahlen, als Entschädi­
gung dafiir, dass Ich das unerhörte Gliick haben durfte, nie 
arbeitslos zu sein. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zuzustimmen. 

Jenny Thls ,Y, GL): Bel allem Verständnis fiir Kollege Leu­
enberger, aber die AHV Ist mit der Arbeltslosenverslche­
rungskasse nicht zu vergleichen. Die AHV Ist eine elnmallge 
Angelegenheit, und es macht keinen Sinn, sie Immer wieder 
bei anderen Steuern als Vergleich heranzuziehen. Auch der 
Vergleich mit den Besserverdlenenden stimmt nicht: Es gibt 
Ja viele Besserverdlenende, aber die Abzocker .unter denen 
sind absolut In der Minderheit Der Vergleich wird natiirlich 
nicht wahrer, wenn man Immer Jene Promille der Besserver­
dlenenden In den Vordergrund riickt. 
Ich möchte Sie bitten, am Antrag der Kommissionsmehrheit 
festzuhalten. Die natlonalrätllche Fassung kommt letztlich ei­
ner Mlttelstandssteuer gleich. Ob wir das wollen, miissen wir 
hier gemeinsam beurtellen. Es verstösst auf Jeden Fall ge­
gen Treu und Glauben. Frau Forstar hat es angetönt: Bel der 
Einführung 1994 haben wir gesagt, es handle sich um eine 
voriibergehende Massnahme zum Abbauen der Schulden. 
Die Wirtschaft - das wurde auch gesagt - wäre auch heute 
bereit, Ihren Obolus zu leisten, aber das erst beim Auftreten 
neuer Schulden und nicht auf Vorrat. Insofern Ist der Kom­
promissvorschlag der Kommission, diese Steuern bei Schul­
den von 5 Mllllarden Franken wieder elnzufiihren, absolut 
ausreichend. Es kann Ja nicht Sinn machen, dass ausser­
halb eigentlicher Krisenzelten Beiträge auf Elnkommensbe­
standtellen, die nicht versichert sind, entrichtet werden 
miissen. Da heute davon ausgegangen werden kann, dass 
die Arbeltslosenkasse bis Ende 2002 schuldenfrei Ist, gibt es 
keinen Grund fiir diese Sonderfinanzierung. 
Das konjunkturelle Umfeld hat sich natarllch wieder ver­
schlechtert - da gebe Ich Herrn Kollege Leuenberger Recht. 
Aber die Versicherung Ist fiir die Unterstatzung von 100 000 
Arbeltslosen ausgebaut, und wir haben heute zum Gliick nur 
85 000 Arbeitslose. Wir haben also ausreichend Splelraum. 
Die Arbeitgeberschaft kann - und das gilt es zu bedenken -
kein Interesse an einem Vertrag haben, der derartige Lei­
stungsausweitungen mit sich bringt, wie das die natlonalrät­
llche Fassung M. Unter diesen Umständen wäre das 
bestehende Gesetz viel, viel besser. 
Ich möchte Sie also bitten, der Kommissionsmehrheit zu fol­
gen. 

Frlck Bruno (C, SZ): Herr Kollege Leuenberger hat einen 
Kaltstart mit 4000 Touren hingelegt. Das war zu viel. Ich 
möchte seiner Polemik mit zwei Fakten antworten: 
1. Worum geht es bei dieser Solldarltätsabgabe? Es geht 
um Löhne zwischen 106 800 Franken und 267 000 Franken 
Jährllch. Das sind alles mittlere Angestellte. Herr Barnevlk 
mag ja fiir vieles herhalten, aber hlerfiir taugt er nicht. 
2. Sie plafonieren nicht nur die Beiträge, sondern auch die 
Leistungen. Personen mit Einkommen Ober 106 800 Fran­
ken kommen nie In den Genuss einer höheren Arbeltslosen­
entschädlgung. Das gilt es ebenfalls festzuhalten. Aber auch 
weiterhin verlangen wir von diesen mittleren Angestellten, 
dass sie Ihre Solldarltätsabgabe leisten, sobald die Gesamt­
t1l1UöUu11 ut:11 Arl.Jt1lu.lutR:1111u:üitit1, UtRII Aw.ylt1l\.ht1fur ll.lt1, ui:m 

verlangt. - Das als sachllcher Beitrag. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Tout d'abord un chlf­
fre relatlf ll l'evolutlon actuelle du chömage: en fevrler, le 
chömage restera au mAme nlveau. Du polnt de vue statlstl­
que, II y a une legere augmentatlon du nombre absolu des 
chömeurs, mals alle se compte en centalnes, alors qu'au 
mols de janvler c'etalt encore en mllllers. Nous esperons 
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qua des le mols de mars, le nombre des chömeurs en chlf­
fres absolus se stablllsera, volre dlmlnuera, pulsqu'll partlr 
de mars on devralt avolr un effet salsonnler posltlf. Alnsl, 
nous ne depasserlons pas 2,6 pour cent, et nous serlons en­
core loln, comme l'a dlt M. Jenny, du chlffre de 100 ooo qul, 
sur le long terrne, est le chlffre moyen qul a ete prls en 
compte pour garantlr l'equlllbre du systeme. 
Je partage le point de vue exprlme par Mme Beerll et M. 
Studer qul ont afflrme qua deux artlcles sont lmportants pour 
l'accuell favorable de cette lol: l'artlcle dont nous dlscutons 
malntenant et l'artlcle 27 allnea 5. Je pense qua c'est autour 
de ces deux artlcles qua, flnalement, on dolt trouver une so­
lutlon de compromls qul perrnette aux deux Chambres d'ac­
cepter ce projet et en cas de referendum - dans ce 
domalne-lll, II y a toujours de bonnes chances qua quelqu"un 
se lance pour reunlr 50 000 slgnatures et las obtlenne - et 
d'avolr un projet ayant de bonnes chances de reusslr devant 
le peuple. 
En ce qul concerne le polnt souleve, c'est-ll-dlre l'artlcle 3 
allnea 3, le Conseil federal malntlent sa posltion et pense 
qua ce deplafonnement de 1 pour cent est Justlfle. II rapporte 
135 mllllons de francs par an. On auralt pu lmaglner un autre 
systeme qul nous auralt rapporte la mAme somme et qul 
auralt evlte las crltlques emlses par plusleurs d'entre vous 
qul dlsent qu'II s'aglt de l'abandon du prlnclpe de l'assu­
rance, ou d'une sorte d'lmpöt sur las classes moyennes. Le 
systeme qu'on auralt pu cholslr, c'est de porter le montant 
maxlmum ll 150 000 francs. On salt statlstlquement qua las 
personnes qul ont des revenus au-delll de 1 oo 000 francs 
sont molns exposees au chömage qua las personnes qul 
sont en-dessous de 100 000 francs. Par consequent, sl on 
avalt porte le montant maxlmum ll 150 000 francs, cette ca­
tegorle de salarles auralt paye 2 ou 3 pour cent - 2 pour cent 
ll l'avenlr lorsqu'on balssera le taux - et auralt molns benefl­
cie des prestatlons d'assurance qua des gens qul ont un re­
venu Interieur. Alnsl, on auralt falt un beneflce et II n'y auralt 
pas de contrlbutlon de solldarlte. II y auralt, en reallte, un 
prelevement encore plus lmportant sur ce groupe, sans re­
sultat aucun. Alors, on a cholsl quelque chose qul est favora­
ble aux classes moyennes. On a cholsl une solutlon qul 
conslste ll ne prelever qua 1, et non 2 pour cent Donc, notre 
solutlon est plus favorable aux classes moyennes qua cer­
talns ne le pretendent. Elle permet d'economlser 135 mll­
llons de francs pour las classes moyennes, pulsqu'elles 
auralent dO payer 2 pour cent au lleu de 1 pour cent. En­
sulte, ll long terme, le montant de 135 mllllons de francs 
contrlbue ll l'equlllbre de l'ensemble du systeme et evtte las 
ll-coups evoques par las uns et las autres. 
Enfln, tous ces arguments ont ete mls sur la table. lls ont 
convalncu certalns d'entre-vous, lls n'ont pas convalncu 
d'autres. Flnalement, II faut arrlver ll la fln des operatlons. 
Nous malntenons l'appul ll la proposltlon de mlnorlte Brun­
ner Christiane et nous savons blen qua tout cela fera partle 
du compromls final. II taut volr ce qul sera declde ll l'artl­
cle 27. Lll, je pense qua la solutlon Juste seralt de se ralller 
au Conseil national, c'est-ll-dlre de permettre de passer ll 
520 Jours, mals seulement sl las cantons partlclpent pour 
20 pour cent, ce qul n'est pas un montant extraordlnalre, 
mals qul empAche d'exlger une chose ll laquelle on ne partl­
clpe pas. On peut passer ll 520 Jours en cas de chömage 
prolonge, mals avec une partlclpatlon des cantons. Ce sera 
l'objet d'une dlscusslon non pas ll cette seance, mals dans 
la seance qul devra aboutlr au compromls final. 
Je voudrals dlre en passant qua nous contlnuons ll soutenlr 
la proposltlon de mlnorlte qul defend le polnt de vue du Con­
seil federal. Mals nous appreclons le pas falt par la majorlte 
ae votre commIssIon quI va aans Ie sens aun premIer erron 
de compromls. Ce n'est pas encore assez, mals c'est dejll 
un pas dans la bonne dlrectlon. 
Je vous lnvlte donc ll soutenlr la proposltlon de mlnorlte qul 
reprend le projet du Conseil federal. 

Abstimmung - Vote 
Fiir den Antrag der Mehrheit .••• 30 Stimmen 
Fiir den Antrag der Minderheit .... 11 Stimmen 
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Art. 9b 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. a, Abs. 2 
Festhalten 
Abs.6 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 9b 
Proposition de la commlsslon 
Al. 1 /et a, al. 2 
Malntenlr 
Al. 6 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Beerll Christine (R, BE), tor die Kommission: Bel Artikel 9b 
Absätze 1 und 2 bitten wir Sie festzuhalten. Mit diesem Artikel 
werden die 1995 elngefQhrten Erziehungsgutschriften, die zu 
vielen Missbräuchen getohrt haben - sie waren auch an­
wendbar, wenn eine Person vorher nicht gearbeitet hatte, und 
sie machten glelchzeltlg die Geltendmachung einer wirt­
schaftlichen Bedarfslage notwendig -, durch eine klare Rege­
lung ersetzt, die auf einer vor der Geburt geleisteten Arbeit 
basiert Es wird damit die Möglichkeit geboten, nach der Ge­
burt tor eine gewisse Zelt, namllch tor maximal vier Jahre, zu 
Hause zu bleiben, ohne dass der vor der Geburt geäufnete 
Anspruch verloren geht Der Entwurf des Bundesrates bzw. 
der Beschluss des Ständerates beruht auf einem Kompro­
miss mit den Sozialpartnern. Der Nationalrat hat diese Peri­
ode nun auf zehn Jahre ausgedehnt Demnach könnte man 
vorObergehend aus dem Beruf aussteigen, wenn das Kind 
belsplelswelse sieben Jahre alt Ist, und dennoch In den Ge­
nuss einer verlängerten Rahmenfrist kommen. Das Ist einer­
seits wenig praktikabel und entspricht auch nicht dem Sinn 
der Besffmmung, dass eine Mutter unmittelbar nach der Ge­
burt einige Jahre soll dehelm sein können. 
Aus diesem Grund bitten wir Sie, dieser vom Nationalrat be­
schlossenen Erweiterung nicht zuzustimmen und gemäss 
dem Antrag unserer Kommission festzuhalten. 
Artikel 9b Absatz 6: Wir bitten Sie, hier dem Nationalrat zu 
folgen; es wird einzig noch die Adoption elngefQhrt 

Angenommen -Adoptd 

Art.13 
Antrag der Kommission 
Abs.4 
FQr Versicherte, die Im Anschluss an eine Tätigkeit In einem 
Beruf arbeitslos werden, In dem häufig wechselnde oder be­
fristete Anstellungen 0bllch sind, kann der Bundesrat die Be­
rechnung und die Dauer der Beitragszelt unter BerOckslchtl­
gung der besonderen Gegebenheiten regeln. 
Abs.5 
zustlmmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.13 
Proposition de /a commlsslon 
A/.4 
Le Conseil fecMral peut fixer des regles de calcul et la duree 
des perlodes de cotlsatlon tenant compte des condltlons par­
tlculleres pour les assur48 qul tombent au chömage apres 
avolr travallle dans une professlon oCI les changements d'em­
ployeur ou les engagements temporalres sont usuels. 
Al. 5 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Dcot-11 Ohrlotino (A, EIE), fQr dlo l(ommloolon; Dei Artlkol 10 
Absatz 4 hat Ihre Kommission die richtigen Gedanken des 
Nationalrates aufgenommen, hat aber mit HIife der Verwal­
tung eine etwas präzisere Formulierung beschlossen, die 
sich dann auch auf andere unregelmässlge Tätigkeiten als 
die kOnstlerlsche beziehen kann. 
Wir bitten Sie, dem Antrag der Kommission zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 22 Abs. 2 Bat. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 22 al. 2 let. b 
Proposition de fa commlsslon 
Adherer a la declslon du Conseil national 
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Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Bel Artikel 22 
Absatz 2 Litera b bitten wir Sie, dem Nationalrat zuzustim­
men. Das Taggeld wird von 130 auf 140 Franken erhöht 

Angenommen -Adopte 

Art. 22a Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 22a al. 4 
Proposition de fa commlsslon 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Auch hier bit­
ten wir Sie zuzustimmen: Es wird das Wort «höchstens» ein­
gefügt. 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 Abs. 5 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Brunner Christiane, Studer Jean) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.27al.5 
Proposition de la commfssfon 
Majorlte 
Blffer 
Mlnorlte 
(Brunner Christiane, Studer Jean) 
Adherer ~ la decision du Conseil national 

Beerll Christine {R, BE), tor die Kommission: Dies Ist der 
zweite Punkt, der von politischer Bedeutung Ist. Der Natio­
nalrat hat neu einen Absatz 5 eingetogt, der den Kantonen 
die Möglichkeit gibt, bei erhöhter Arbeitslosigkeit die Zahl 
der Taggelder von 400 auf 520 Franken zu erhöhen. Erhöhte 
Arbeitslosigkeit bedeutet nach Angaben des Bundesrates 
eine tonfprozentlge Arbeitslosigkeit, die länger als sechs 
Monate dauert 
Ihre Kommissionsmehrheit Ist der Ansicht, dass die Ergän­
zung nicht angebracht werden sollte. Wir sind der Meinung, 
dass die Kantone nicht die Arbeitsmarktregionen sind, dass 
also hier schlussendlich mit falschen Einheiten geplant 
würde. Wir sind weiter der Meinung, dass die Flexlbllltät und 
die Mobilität verhindert werden, wenn man den Kantonen 
die Mögllchkelt gibt, bei erhöhter Arbeitslosigkeit die Zahl 
der Taggelder in dieser Art zu erhöhen. Wir gehen davon 
aus, dass es durchaus möglich und zumutbar Ist. ausserhalb 
eines Kantons In einer erweiterten Region nach Arbeit zu 
suchen. Wir sind auch der Ansicht, dass man eine prozen­
tuale Beteiligung der Kantone an den Kosten Ins Auge fas­
sen mOsste, wenn man schon eine solche Regelung weiter 
diskutieren möchte. Dann wären also allenfalls 80 Prozent 
t.11:11 Ku!:lwt I VUII t.11:11 Al Wllälutll:IIIVl:ll l::lltJhtH u11y .C.U II Cllft-111 um.1 

20 Prozent vom Kanton. Sonst gehen Kosten, die In den 
Kantonen anfallen und die eben allenfalls auch durch Mass­
nahmen In den Kantonen beseitigt werden können, voll zu­
lasten der Arbeitslosenversicherung. Wir sind der Meinung, 
dass dies nicht einem guten und korrekten Prinzip ent­
spricht 
Wir bitten Sie daher, mit der Mehrheit Ihrer Kommission fest­
zuhalten, d. h., diesen Absatz 5 zu streichen. 
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Brunner Christiane (S, GE): Je crols que c'est plutOt dans 
cette dlsposltlon-la que nous sommes confrontes au «Schlck­
salsartlkel", c'est-a-dlre le polnt vralment cle de cette rivl­
slon: c'est - quand mAmel - la dlmlnutlon du nombre 
d'lndemnlt6& Joumalleres de 520 a 400. Cela va Atra le polnt 
le plus fragile dans 1a dlscusslon: c'est clalrement une dlml­
nutlon des prestatlons posslbles et ce sera tralte de cette 
manlere sl on en vlent a avolr une dlscusslon populalre. 
C'est evidemment taclle a argumenter, par le talt, Justement, 
que c'est clalrement une balsse de prestatlons lmportante, 
puisqu"on redult cette duree de 120 Jours. 
Le Conseil national a tente de trouver une solutlon entre le 
proJet du Conseil federal et la posslblllte de malntenlr a 
520 Jours le nombre maxlmum des lndemnltes pour l'en­
semble de la Sulsse en decldant a rartlcle 27 allnea 5: «Le 
Conseß federal» - le Conseil federall - «peut augmenter 
temporalrement, dans les cantons touch6& par un chOmage 
eleve, le nombre d'lndemnites Journalleres.» J'almerals vous 
rendre attentlfs au falt que les cantons qul ont ete le plus 
touches par le chOmage pendant ces dlx demleres annees -
les cantons romands, le Tessin, mals aussl, par exemple, 
Soleure -, ce sont 18s cantons qul sont le plus attentlfs a une 
telle dlsposltlon. 
On ne salt pas ce qul va se passer a l'avenlr. M. Couchepln, 
conselller federal, est toujours optlmlste - a vral dlre f alme 
blen partager son optlmlsme -, mals on n'a pas beaucoup 
d'experlence encore sur les cycles en mattere de chOmage, 
partlcullerement dans notre pays. II seralt donc de bon alof, 
etant donne notre peu d'experlence, de donner 1a posslblllte 
au Consell federal d'augmenter temporalrement le nombre 
d'lndemnlt6& Joumalleres. 
En commlsslon, le Conseil federal a decrete tr~ clalrement 
qu'un chOmage elevll, dans un canton, seralt un chOmage 
de 5 pour cent pendant une duree de 6 mols. Ce n'est donc 
pas une notlon abstralte. Elle apparaitralt dans 18s materlaux 
et on salt exactement de quol on parle. 
Les arguments llnumeres par Mme Beerll contre cette dls­
posltlon sont des arguments qul reposent sur une mecon­
nalssance des dlsposltlons de la lol ou alors d'un oubll dans 
l'lntervalle. En ce qul conceme la mobllltll des personnes, 
cela ne va Jamals empöcher une personne au chOmage d'al­
ler travalller dans un autre canton. Je vous rappelle que 
dans la mAme lol, c'est une dlsposltlon qu'on n'a pas modl­
flee, un travall convenable peut entraTner un trajet de deux 
heures par Jour. On ne peut donc pas dlre: «Mol, je suis chO­
meuse dans le canton de Geneve. lcl, J'al 520 lndemnltes 
Joumalleres parce que le chOmage est eleve. Je ne vals pas 
aller dans Je canton de Vaud ... Ce n'est pas comme fi8 que 
Jes choses vont se passer. II y a les autres dlsposltlons qul 
garantissent la moblllte des personnes au chOmage en les 
contralgnant a accepter un travall convenable. 
Ensulte, que le canton ne solt pas la bonne unlte gllographl­
que me paran un argument un peu taux. A partlr du moment 
oCI on est chOmeur, on est chOmeur dans un canton. SI on 
travallle a Berne, mals qu'on est domlclllll a Frlbourg, on est 
chOmeur dans le canton de Frlbourg, et pas dans le canton 
de Beme. Cela me parait 1* clalr qu'on cherche du travall 
par rapport a son domlclle, plus loln sl c'est necessalre, mals 
l'appllcatlon du nombre d'lndemnltes Journalleres se talt par 
rapport au taux de chOmage a son lleu de domlclle. 
Ensuite, ß ne s'aglt pas - c'est mon demler argument -
d'une cantonallsatlon des choses. C'est le Conseß federal 
qul examlne ce qul se passe dans un canton, a 1a requAte, je 
suppose, du canton; c'est le Conseil fedllral qul peut aug­
menter le nombre d'lndemnltes temporalrement, qul peut 
aIre: «Matmenam, vous 8l8S en aessous ae 1a barre, fi8 sur­
flt, on arrAte.» Ce n'est pas une decislon qut dllpend des 
cantons. C'est une declslon qu'on prend dans la lol au nl­
veau national et que le Conseil flldllral prend. Donc, on ne 
donne aucune competence au canton en questlon. Et quant 
a savolr comment amenager cette dlsposltlon, je pense que 
la fln de l'ellmlnatlon des dlvergences nous y amenera. 
En l'etat, Je vous lnvite en tout cas a soutenlr Ja declsion du 
Conseil national qul a trouve une solutlon qul peut nous sor-

Amllldles Bulletin der Bundesversammlung 

ständerat 01.019 

tlr d'une impasse en mattere de duree des lndemnltes jour­
nalleres. 
Je vous tnvlte donc a soutenlr la proposltlon de mlnorlte. 

Jenny Thls ~. GL): Ich möchte Sie bitten, dem Antrag der 
Mehrheit zuzustimmen. Weshalb? Der Beschluss des Natio­
nalrates Ist bereits wieder eine massive Aufweichung der 
einzigen spOrbaren Sparbestimmung dieser Vorlage. Diese 
bestand Ja letztlich darin, die In der Rezession auf 520 Tage 
ausgedehnten Leistungen wieder auf ein vemOnftlges Mass 
zurackzufOhren. Die Arbeitslosigkeit macht Ja bekanntlich 
nicht vor Kantonsgrenzen halt; das wissen wir alle. Darum 
bedeuten kantonale Unterschiede auch Immer WlllkOr. Die 
Einführung einer reglonalpolltlschen Ausnahmeklausel 
kommt einem unerwOnschten Leistungsausbau gleich und 
Ist deshalb höchst problematisch. Abgesehen davon soll fOr 
eine allfälllge Leistungsausdehnung nicht der Bundesrat, 
sondern - wenn schon - das Parlament zuständig sein. 
Ich möchte Sie deshalb bitten, dem Antrag der Mehrheit zu­
zustimmen. 

Leuenberger Ernst (S, SO): Ich möchte die Kommissions­
minderheit unterstlltzen und Ihnen etwas zu bedenken ge­
ben, das Ihnen sicher In den Neunzlge~ahren auch aufgefal­
len Ist: Wie von unsichtbarer Hand gelenkt, haben wir In den 
Erwerbslosenstatistlken Immer feststellen massen, dass es 
Im Westen der Schweiz mit sehr hohen Zahlen begonnen 
hat und sich gegen Osten hin sehr abgeflacht hat. Ich kann 
Ihnen als Solothurner sagen: Wir waren jahrelang der 
Deutschschweizer Kanton mit der höchsten Arbeitslosen­
rate; die westlichen französischsprachigen Kantone hatten 
entsprechend höhere Raten. Ich erinnere mich daran, 1998 
mit Bundesrat Couchepln nach Martlgny gefahren zu sein, 
wo er uns gesagt hat, seine Stadt habe zeltwelllg 10 Prozent 
Arbeitslose. Ähnlich war es In der Stadt Grenchen Im Kanton 
Solothum, In der westlichsten Stadt des Kantons. 
Wenn man solche Zahlen mal angeschaut und sich Oberlegt 
hat, was das letztlich bedeutet, dann muss man wohl unter 
dem Aspekt des sozialen Ausgleichs - und ich WOrde jetzt 
nicht In erster Linie von Regionalausgleich, sondern von so­
zialem Auaglelch sprechen - Möglichkeiten schaffen, dass 
dort, wo sich das Problem am eindringlichsten präsentiert, 
auch angepasste Lösungen möglich sind. 
Ich gestehe Ihnen, Ich hatte prima vlsta einige Probleme mit 
einer Kantonalislerung der Leistungen, weil wir vor Zeiten 
bei der Krankenversicherung so etwas Inszenierten, was 
nicht gerade zur GIOcksellgkelt beitragen hat. Aber hier, 
wenn man feststellt, dass steh diese Frage eben regional un­
terschiedlich stellt, sind regionale Lösungen angepasst. 
Ganz abgesehen davon: Machen wir uns nichts vor. Es gibt 
ja In diesem Sozialversicherungsbereich auch Immer ein ge­
wisses Referendumspotenzlal westlich der Saane. Ich habe 
den Eindruck, wenn wir heute von hier aus den Leuten west­
lich der Saane sagen, wir hätten anerkannt und festgestellt, 
dass bei Ihnen die Arbeitslosenzahlen In der Regel höher 
seien als östlich der Saane, und wir hätten deshalb Jetzt eine 
adaptierte Lösung gefunden, könnte das gewisse Refe­
rendumsgelOste auf KOchenschemeln In La Chaux-de­
Fonds etwas dämpfen. Und des Ist auch Immer nOtzllch. 
In diesem Sinne plädiere Ich fOr die Unterstotzung der Kom­
missionsminderheit. 

Beerll Christine (R, BE), fOr die Kommission: Im Namen 
und aufgrund der Überlegungen der Mehrheit möchte Ich 
Frau Brunner und Herrn Leuenberger ganz kurz etwas ent­
gegnen: Frau Brunner hat gesagt, vielleicht hätten wir die 
anderen Dispositionen des Gesetzes nicht mehr ganz Im 
Kopf. Ich glaube, gerade diese Dispositionen des Gesetzes 
zeigen uns ja eben auf, dass man nicht In kantonalen Gren­
zen denken kann. Gerade deshalb, weß wir Im Gesetz die 
Zumutbarkeit so ausgelegt bzw. definiert haben, dass zwei 
Stunden Fahrzelt Im Tag zumutbar sind, kann man ja nicht In 
den Grenzen des Kantons denken, sondern die Leute, die In 
einem Kanton wohnen, sind eben auch gehalten, darüber 
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hinaus Arbeit zu suchen. Deshalb können wir nicht für einen 
Kanton spezielle Regelungen In Bezug auf die Höhe des 
Taggeldes festlegen. Das Ist ein Widerspruch In sich selbst. 
Ich möchte Ihnen ans Herz legen und noch einmal klar­
stellen, dass all jene Personen, die Ober 55 Jahre alt sind -
nur für den Fall, dass das nicht mehr ganz präsent sein soll­
te -, auch Im neuen Gesetz, das wir vorlegen, nach wie vor 
520 Taggelder haben. Auf 400 Taggelder wurde nur zurOck­
gegangen bei Leuten, die unter 55 Jahre alt sind, also bei 
einer Gruppe von Personen, wo die Gefahr der längeren Ar­
beltsloslgkelt etwas geringer Ist. 
Ich glaube, man kann In der Tat mit gutem Gewissen der Lö­
sung der Mehrheit folgen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Nous vous lnvltons ll 
soutenlr la proposltlon de majorlte, mals Pi!S pour les mA­
mes ralsons que M. Jenny, parce que nous pensons que 
c'est en creant la divergence qu'on pourrait aboutlr ll la solu­
tlon que preconlse le Conseil federal, c'est-ll-dlre completer 
la dlsposltlon decldee par le Conseil national par une phrase 
prevoyant la partlclpatlon des cantons concernes ll ces frais 
supplementalres. Je crols que c'est lmportant pour la sante 
flnancllllre de l'assurance-chömage, mals aussl pour donner 
un prlx ll cette prestatlon supplementalre, que nous pensons 
Atre justlflee. Cela ne sert ll rlen de discuter pour savolr sl le 
canton est l'unlte justlflee ou pas, je partage sur ce polnt 
l'avls de Mme Brunner plutöt que de Mme Beerll, mais 
comme je soutlens Mme Beerll en vous lnvltant ll creer la di­
vergence, je ne vals pas combattre aujourd'hul son polnt de 
vue. C'est en commlsslon du Conseil national que, j'esplllre, 
on arrlvera ll faire passer l'ldee que la solutlon decldee par le 
Conseil national est la bonne sl eile est completee par une 
dlsposltlon prevoyant une partlclpatlon des cantons, ce qul 
evlte des rlsques. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .•.. 33 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit •... 6 Stimmen 

Art. 28 Abs. 1 ter 
Antrag der Kommission 
streichen 

Art. 28 al. 1ter 
Proposition de la commlssion 
Blffer 

Beerll Christine (R, BE), für die Kommission: Bel dem vom 
Natlonalrat neu eingefügten Artikel 28 Absatz 1 ter geht es 
um die Taggelder, welche ausgerichtet werden können, 
wenn eine Person krank und damit nicht vermittelbar Ist. 
Diese Taggelder wurden In der Vorlage bereits von 34 auf 
44 Tage erhöht, was etwa der Regel entspricht, wenn man 
krank wird und einen Arbeitsvertrag hat Aus diesem Grund 
erachtet es Ihre Kommission nicht als richtig, hier dem Na­
tionalrat zu folgen und noch eine weitere Erhöhung zu be­
schllessen. Im Übrigen kam der Entscheid Im Nationalrat 
auch nur sehr knapp mit dem Stichentscheid der Präsidentin 
zustande. Ein solcher Entscheid WOrde ein falsches Zeichen 
setzen, weil dann arbeitslose Personen besser behandelt 
worden als Personen, die bereits bis zu einem Jahr mit ei­
nem Arbeitsvertrag In einem Betrieb tätig sind. 
Wir bitten Sie daher, Absatz 1ter zu streichen. 

Angenommen -Adopt,j 

Art. 53 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit 
(Brunner Christiane, Studer Jean) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Art. 53 al. 1 . 
Proposition de la commlsslon 
Majorlt,j 
lnchange 
Minorlt,j 
(Brunner Christiane, Studer Jean) 
Adherer ll la decision du Conseil national 
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Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Hier handelt 
es sich weniger um eine polltlsch sensible Frage als um eine 
Frage des Vollzuges. Wir haben dlesbezOgllch auch die Mei­
nung der Vollzugsorgane eingeholt und diese sind alle ein­
deutig der Meinung, dass man der Kommissionsmehrheit 
folgen sollte: Man solle es bei der Ausrichtung der Insolvenz­
entschädigung bei den öffentlichen Kassen belassen und 
die privaten Verbandskassen nicht zum Vollzug beiziehen, 
weil dies die ganze Sache erschweren WOrde. Es wOrde 
auch vermehrt administrative Aufwendungen mit sich brin­
gen. So worden wir den Vollzugsorganen einen Bärendienst 
erweisen. 
Ich bitte Sie daher, der Mehrheit Ihrer Kommission zu folgen. 

Brunner Christiane (S, GE): C'est vral qu'II ne s'aglt pas lll 
d'un point cruclal sur le plan polltlque, mais quand mAmel II 
n'est pas etonnant que les calsses publlques se prononcent 
en faveur de leur monopole. Quand on leur demande leur 
oplnlon, c'est sOr qu'elles sont unanlmes et qu'elles enume­
rent tous les lnconvenients qul resulteralent d'un change­
ment de systlllme. Or, en falt, II s'aglt lcl d'une sltuatlon de 
monopole des calsses publlques. Les patltes calsses prl­
vees - les grandes calsses prlvees en tout cas, comme celle 
du SIB par exemple - ont toute la competence et l'expe­
rlence necessalres en matllllre d'lnsolvabllite, parce qu'elles 
presentent les creances dans les falllltes et s'occupant de ce 
genre de chose depuls toujours. 
l.'.argument conslstant ll dlre que les calsses prlvees ne dls­
posent pas de personnel forme et que c'est pour cette ralson 
que les demandes d'indemnlsatlon dolvent Atre adressees 
excluslvement aux calsses publlques revlent slmplement ll 
ne pas admettre une sltuatlon de concurrence entre les cals­
ses publlques et prlvees. II est aussl faux et mAme pas trllls 
loglque d'utlliser l'argument de cette manllllre pulsque, 
d'aprllls le Conseil federal, on dolt s'adresser ll la calsse pu­
blique du canton oCJ la fallllte a eu lleu ou ll celle du canton 
oCJ le sursls concordatalre a ete prononce. Ensulte, l'lndem­
nlsatlon du chömage se falt blen sOr dans le canton de doml­
cile. 
Lll aussl, II me semble qu'on a satlsfalt aux demandes des 
calsses publlques ou admls la manllllre dont alles presentent 
les choses, en gardant les yeux fermes, sans prendre en 
conslderatlon que nous serlons, Je pense, blen lnsplres en 
abollssant le monopole des calsses publlques. 
Je vous lnvlte ll soutenlr ma proposltlon de mlnorlte. 

Beerll Christine (R, BE), für die Kommission: Nur ein Wort 
zum letzten Argument von Frau Brunner, das Insofern nicht 
stechen kann, als auch nach der Lösung des Nationalrates, 
auch wenn man also die Verbandskassen belässt, diese na­
türlich «am Ort des Betrelbungs- und Konkursamtes zustän­
dig» sind. Dieser Satz wOrde genau gleich belassen, auch 
wenn man die Verbandskassen einbezieht. Das WOrde sich 
nicht ändern, und deshalb kann dieses letzte Argument nicht 
stechen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Nous soutenons la 
proposltfon de la majorlte de la commlsslon. C'est tMdem­
ment avec beaucoup de plalslr que nous asslstons ll un 
combat contre un monopole de la part de Mme Brunner, et 
c;a me falt mal d'avolr ll me dlssocler de son polnt de we 
dans une occaslon aussl rare. (Hllarlt,j) Neanmolns, je crols 
qu'lcl le monopole est Justlfle parce qu'II s'aglt d'une compe­
tence partlculllllre qul dolt Atre acqulse pour des occaslons 
relatlvement rares. C'est la ralson pour laquelle les calsses 
publlques qul ont cette competence souhaltent la garder. En 
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effet, des problemes d'adminlstratlon lmportants peuvent 
surglr sl plusleurs calsses partlclpent ä la mäme operatlon 
en cas de fallllte d'un employeur. Le monopole n'est que ra­
rement bon, mals dans ce cas il apporte une slmpllflcatlon 
dusysteme. 
C'est la ralson pour laquelle la majorlte de la commlsslon a 
ralson. 

Abstimmung - Vote 
FQr den Antrag der Mehrheit .•.. 28 Stimmen 
FQr den Antrag der Minderheit •.•. 6 Stimmen 

Art. 59 Abs. 3bls, 3ter 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Art. 59 al. 3bls, 3ter 
Proposition de la commlsslon 
Blffer 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Hier beantragt 
Ihnen die Kommission, die vom Nationalrat neu eingefügten 
Absitze 3bls und 3ter zu streichen. Es wQrde darum gehen, 
dass ausgesteuerte Arbeltslose erneut In Massnahmen ga. 
mäss Artikel 59b bis 71 d Integriert werden könnten. Das Ist 
eine Frage des Prinzips, die keine grossen kostenmässigen 
Auswirkungen hätte, weil In Absatz 3ter vorgesehen Ist. dass 
80 Prozent dieser Kosten zulasten der Kantone und nur 
20 Prozent zulasten der Arbeltslosenverslcherung gehen 
worden. Aber wenn man dies einführen wollte, WOrde es 
doch das ganze klare Prinzip durcheinander bringen und 
Verwirrung zwischen den Aufgaben der Fürsorge und den 
Aufgaben der Arbeitslosenversicherung stHten. 
Wir bitten Sie deher um der Klarheit wlllen, diese beiden Ab. 
sätze zu streichen. 

Angenommen-AdopM 

Art. 59a Bat a; 59d 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 59a lel a; 59d 
Proposition de Ja commiss/on 
Adherer a la dölon du Conseil national 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Bel Artikel 
59a Litera a und auch bei Artikel 59d bitte Ich Sie, dem Na­
tionalrat zu folgen. Hier wurde einfach eine Umdlsponlerung 
Innerhalb der Artikel vorgenommen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 80 Abs. 5-7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art 80 al. 5-7 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la doolslon du Conseil national 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Auch hier bitte 
Ich Sie, dem Nationalrat zu folgen. Der Artikel 60 Absätze 5 
und 6 wurde einfach In Artikel 59d aufgenommen. 

l\ngonommon Adopt6 

Art. 85b Abs. 4; 85d Abs. 2; 851 Abs. 1 Bat d, fbls, Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 85b al. 4; 85d al. 2; 85f al. 1 lel d, fbls, al. 2 
Proposition de la comm/sslon 
Adherer ä la doolslon du Conseil national 
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Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Bel Artikel 85b 
und ebenso bei den Artikeln 85d und 85f bitten wir Sie, dem 
Nationalrat zu folgen. 

Angenommen -Adopte 

Le pr6sldent (Cottler Anton, pr6sldent): Nous avons deja 
tralte rartlcle 90c allnea 1 er en rapport avec l'artlcle 3. 

Zlff. II Art. 35a Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II art 35a al. 1 
Proposition de Ja comm/sslon 
Adherer ä la doolslon du Conseil national 

Beerll Christine (R, BE), fQr die Kommission: Auch bei Arti­
kel 35a Absatz 1 des Arbeltsvennlttlungsgesetzes bitten wir 
Sie, dem Nationalrat zu folgen. 

Angenommen -Adopte 

Zfff.111 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane, Saudan) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. III 
Proposition de la commtsslon 
Ma}orlte 
Malntenlr 
MlnorlM 
(Studer Jean, Brunner Christiane, Saudan) 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Le prealdent (Cottler Anton, presldent): La doolslon prlse a 
l'artlcle 3 est egalement valable pour cette dlsposltlon. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposltion de Ja ma}orlM 

Zlff. IV Abs. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. IV al. 2, 3 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer a la doolslon du Conseil national 

Angenommen -AdopM 
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Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
3. Revision 
Lol sur l'assurance-chomage. 
3e revlsion · 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 28.02.01 (BBI 2001 2245) 
Message du ConseD Mdliral 28.02.01 (FF 2001 2123) 
Ständerat/Conseil des Etats 19.06.01 (Erstrat- Premier Conselij 
Ständerat/Conseil des Etats 19.06.01 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 12.12.01 (Zweit.rat- Deuxl~e Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.12.01 (Fortsetzung- Suite) 
Natlonalrat/Conseil national 12.12.01 (Fortsetzung - SUlte) 
Ständerat/Conseil des Etats 07.03.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Natlonalrat/Conseß national 12.03.02 (Dffferenzan - Dlvergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 14.03.02 (Diffe1'8112Sn - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil national 19.03.02 (Diffe1'8112Sn - Dlvergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 22.03.02 (Schlussabstimmung - VOte final) 
Nationalrat/Conseil national 22.03.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Bundesgesetz Ober die obllgatorlsche Arbeltslosenver­
slcherung und die lnsolvenzentschldlgung 
Lol fed6rale sur l'assurance-ch6mage obllgatolre et l'ln• 
demnlt6 en cas d'lnsolvablllt6 

Art.3Abs.3 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Rechstelner Paul, Renn­
wald, Tschuppert) 
Festhalten 

Art. 3 al. 3 
Proposition de 1a commlss/on 
Majorlte 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Mlnortte 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Rechsteiner Paul, Renn­
wald, Tschuppert) 
Malntenlr 

Goll Christine (S, ZH): Es geht bei Artikel 3 um einen der 
zwei verbleibenden Hauptpunkte In der Differenzbereinigung 
zwischen Ständerat und Nationalrat. Es geht schlicht um die 
Frage: Darf von den hohen Einkommen - also von denjeni­
gen zwischen 106 800 und 267 000 Franken - dieselbe Soli­
darität verlanat werden wie von den Einkommenskateaorlen 
bis 106 800 Franken? Die Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer mit kleineren und mittleren Löhnen beteiligen sich 
nämlich an dieser Solidarität mit zwei Lohnprozenten. Geht 
es nach dem WIiien des Ständerates, so sollen flir die Ein­
kommen ab 106 800 Franken gar keine Lohnbeiträge mehr 
abgeliefert werden. 
Ich muss sagen: Es grenzt schon an Zynismus, bei diesem 
Solidaritätsbeitrag von einer Relchtumssteuer zu sprechen, 
wenn wir sehen, dass alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
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nehmer zwei Prozent an Lohnbeiträgen bezahlen, ohne 
dass - hier muss Ich sagen: glückllcherwelse - alle einmal 
Arbeitslosentaggek:ler beziehen müssten. 
Ohne den Teufel an die Wand zu malen, möchte Ich Ihnen 
doch In Erinnerung rufen, dass gerade die letzten Monate 
gezeigt haben, wie schnell die Arbeitslosigkeit In der 
Schweiz wieder ansteigen kann. Wir wissen auch aus dem 
Seco und vom Bundesrat, dass ein Anstieg der Arbeitslo­
senzahlen um o, 1 Prozent 100 MIiiionen Franken Mehrkos­
ten verursacht 
Wenn es nun nach der Lösung des Ständerates geht, dann 
wird hier bei diesem Solidaritätsbeitrag auf den hohen Ein­
kommen locker auf 135 Mllllonen Franken verzichtet Der 
Ständerat hat bei Artikel 90c eine Muss-Formulierung ein­
geführt. Demnach muss der Bundesrat die Deplafonierung 
wieder elnflihren, wenn der Schuldenstand des Ausgleichs­
fonds flinf MIiiiarden Franken 0berstelgt Bel der Flnanzie.. 
rung der Sozlalverslcherungen, auch hier bei der Arbeits­
losenversicherung, geht es um Stabllltät und nicht um 
Irgendwelche Notfall0bungen, wie das der Ständerat mit sei­
ner Lösung bei Artikel 90c aufzeigt Ich möchte es klipp und 
klar sagen: Wenn Sie dem Ständerat folgen, dann entlasten 
Sie hier die Gutverdlenenden, aber eben zulasten der Lang­
zeitarbeitslosen. 
In diesem Sinne steht natarllch Artikel 3 auch In einem en­
gen Zusammenhang mit Artikel 27, wo es um die Bezugs­
dauer geht Ich muss Ihnen hier sagen: Egal, welche «so­
ziale Abfederung» Sie bei Artikel 27 wählen, die Senkung 
der Bezugsdauer der Taggelder von 520 auf 400 Tage Ist be­
ralts beschlossene Sache. Hier findet bereits ein Leistungs­
abbau statt. Ich muss Ihnen auch sagen, dass Sie mit dem 
Feuer spielen bzw. mit der Glaubw0rdlgkelt der Polltlk, näm­
lich mit dem Bekenntnis - Ober alle Parteigrenzen hinweg -
zu einer nachhaltigen und solidarischen Finanzierung unse­
rer Sozialwerke. Sie nehmen offenbar auch bewusst ein Re­
ferendum In Kauf; Sie wissen, dass 50 000 Unterschriften 
schnell gesammelt sind. Das hat 1997 ein flir hier, flir Bun­
desbern, offenbar unbedeutendes Arbeitslosenkomitee In 
La Chaux-de-Fonds bewiesen. Dieses Komitee hat die 
50 000 Unterschriften gesammelt und die In diesem Hause 
geplante K0rzung der Bezugsdauer der Taggeider an der 
Urne erfolgreich bekämpft. 
Bel dieser Revision sollen nicht nur die Leistungen gekOrzt 
werden, sondern gemäss Ständerat soll gleichzeitig auch 
die Solidarität aufgek0ndigt werden. Ich hoffe, dass sich 
auch der Bundesrat mit der nötigen Vehemenz dagegen 
wehren wird. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, bei Artikel 3 Absatz 3 an der 
ursprünglichen Fassung des Bundesrates festzuhalten. 

Berberat Dldler (S, NE): Au nom du groupe soclallste, Je 
vous demande de soutenlr la proposltlon de mlnorlte Goll, 
qul dernande que l'on en revlenne a la declslon du Conseil 
national concernant ie taux de cotlsatlon a l'assurance-chö­
rnage. Je rappelleral qu'actuellement, les revenus de plus de 
106 800 francs palent 2 pour cent de cotlsatlon Jusqu'a un 
revenu maxlmum de 267 000 francs, et cela Jusqu'a fln 200a 
Nous aurlons souhalt6 dans un premler temps que ce taux 
de 2 pour cent solt recondult dans la future lol, mals nous 
avons flnalement accepte que le taux pour la part de re­
venu sltu6e entre 106 800 et 267 000 francs ne sott plus que 
de 1 pour cent, alnsl que le proposalt le Consell fild6ral dans 
son proJet 
Je rappelleral 6galement qu'en ]uln 2001, le Conseil des 
Etats supprlmalt ce d6rlafonnement decislon qul a 6te mo­
dlfl6e par notre Consel le 12 d6cembre dernler. La semalne 
passlle, le Conseil des Etats perslstalt dans son refus du d6-
plafonnement, d6clslon qul a 616 sulvle hier par la ma]orlt6 
de la commlsslon, ce que, blen entendu, nous regrettons. 
Notre groupe ne comprend vralment pas cette attltude qul 
manque slngullillrement de solldarlt6 et qul allillge la charge 
des hauts revenus au dMrlment des chömeurs et des chö­
meuses de longue durlle. II est vral que la part du revenu d6-
passant 106 800 francs n'est pas assur6e et qu'II y a donc 
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plafonnement des prestatlons en cas de chömage. Cepen­
dant, II nous paran prlmordlal que, comme dans le cas des 
cotisatlons AVS, II y alt aussl un deplafonnement, qul est 
d'allleurs llmlte dans la lol sur l'assurance-chOmage a 
267 000 francs, comme Je l'al dlt tout a l'heure. Oa se sltue 
donc la solldarlte dans ca domalne? Elle n'exlste pas. En re­
sume, on peut dlre que la solldarlte fout le camp. 
Au surplus, l'assurance-chömage devra, a l'avenlr, financer 
pr~ de la moltle des coOts engendres par les ORP et les 
mesures relatives au marche du travall. Or, ces täches sont 
publiques, et l'ensemble de nos concltoyennes et conci­
toyens devralent donc les flnancer selon leur capaclte contrl­
butlve. C'est pour cela que les personnes qul touchent des 
revenus eleves devralent aussl particlper a ce flnancement, 
a tout le molns proportionnellement a leurs ressources. 
II taut egalement mettre cette mesure, qul fera perdre, rap­
pelons-le, 135 mlllfons de francs par annee a l'assurance-

'·chöma:ge, en relatlon avec certalnes mesures restrlctlves 
telles que l'augmentatlon de la perlode minimale de cotlsa­
tlon, qul a ete portee par !es Chambres de slx a douze mols, 
et la balsse du nombre d'lndemnltes Journalleres de 520 a 
400 Jours. 
SI les chömeuses et les chömeurs de ce pays dolvent faire 
des efforts, II nous semble pour le molns equltable qu'un 
autre effort puisse Otre falt par les hauts revenus. Et nous 
demandons d'allleurs a M. Couchepln, conselller federal, s'II 
estlme que cette solldarlte dans le domalne de l'assurance­
chömage est necessalre. Nous ragrettons d'allleurs, et nous 
en flnlrons par la, que le Conseil federal ne se sott pas plus 
battu pour la contrlbutlon de solidarlte. 
En concluslon, nous vous demandons de soutenlr la propo­
sltlon de mlnorlte Goll. 

Genner Ruth (G, ZH): Artikel 3 Ist In der Tat der zentrale Ar­
tikel der gesamten Revision des Arbeitslosenversicherungs­
gesetzes. Es geht hier Im Folgenden um eine gerechte 
Beitragsbemessung, die von allen Arbeltnehmenden als 
richtig eingestuft wird. Die Differenzierung zwischen Löhnen 
unter 106 800 Franken Einkommen und höheren Einkom­
men finden wir von der grQnen Fraktion stossend und fOr 
eine Sozialversicherung fehl am Platz. Sozialversicherungen 
mQssen Risiken ausgleichen, sie mQssen Gerechtigkeit 
schaffen. Tiefe Löhne mit dem gesamten Beitragssatz von 
2 Prozent zu balasten und hohe Löhne zu schonen ist fOr 
eine Sozialversicherung systemwldrlg. In der Debatte In der 
Wintersession haben wir zusammen mit der SP-Fraktlon den 
Antrag fOr einen zwelprozentlgen Beitragssatz Ober das ge­
samte Einkommen gestellt. Der vorliegende Minderheitsan­
trag sieht bereits eine Entlastung der hohen Einkommen vor. 
Damit WOrde ein Plafond etabliert, den wir von der grQnen 
Fraktion Im Prinzip ablehnen. Wir sehen nicht ein, warum 
ausgerechnet Personen mit hohen Einkommen tiefere Bel­
träge zahlen sollen; wir sehen auch nicht ein, dass wir das 
den StlmmbQrgerlnnen und StlmmbOrgern plausibel machen 
sollen. 
Sie sehen, Ich habe eigentlich keinen Grund, fOr diesen An­
trag einzustehen. Ich tue es nur deshalb, weil der Ständerat 
den Boden unter den Fassen offenbar nicht mehr spart und 
bei Einkommen von Ober 106 800 Franken einen Beitrags­
satz von o Prozent vorsieht Das helsst nichts anderes, als 
dass er eine Beltragsllmlte bei einem Einkommen von 
106 800 Franken elnfOhrt. Das Ist aus unserer Sicht unhalt­
bar. 
Somit Ist die Referendumsdrohung wirklich kein leeres Wort. 
Die GrQnen werden mit Gewerkschaften und SP dieses Re­
ferendum sicher ergreifen, wenn Wir mit diesem Minderheits­
antrag nicht durchkommen sollten. Offenbar wollen gewisse 
Kräfte In den Räten Fortschritte In der Prlvlleglerung hoher 
Einkommen. Wir sehen das Im Hlnbllck auf Steuerentlastun­
gen, und hier wollen sie offenbar mit der Entlastung bei den 
Sozlalverslcherungsbelträgen noch einen Schritt weiterge­
hen. Das wird nicht nur nicht verstanden, sondern es wird 
nicht mehr goutiert Wir mOssen uns bewusst sein, dass der 
Staat bezOgllch der Arbeitslosenversicherung markante Bel-
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träge zu leisten hat, zum Belsplel· bei· der Umschulung, bei 
Folgen von Umstrukturierungen oder gar bei Flrmenzusam­
menbrQchen. Wir sehen nicht ein, warum hier die hohen Ein­
kommen entlastet werden sollen. 
Ich möchte Sie dringend ersuchen, den Antrag der Minder­
heit Goll, der aus unserer Sicht einen mlnlmalen Kompro­
miss darstellt, zu unterstatzen und sicher In keiner Art und 
Welse dem Ständerat zu folgen. 

Schneider Johann N. (R, BE): Die FDP-Fraktion begrQsst 
den Entscheid der vorberatenden WAK, die gestern mit 
13 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung dem Ständerat gefolgt ist. 
Artikel 3 Absatz 3 gehört gestrichen. Die neuerliche Plafo­
nlerung bedeutet nichts anderes als das Einlösen einer sel­
nerzeltlgen Zusage. Die damalige Zielsetzung Ist erfQllt Die 
«Mlttelstandssteuer» hat nach unserer Ansicht beim derzeiti­
gen Stand der Arbeitslosigkeit keine Berechtigung mehr. Wir 
stimmen fQr den Fall, dass infolge erneuter hoher Arbelts­
losigkelt die Schulden des Fonds 5 Mllllarden Franken Ober­
steigen, dem ständerätllchen Kompromissvorschlag zu. 
Absatz 3 gehört also gestrichen. 

Zupplger Bruno (V, ZH): Es Ist In der Tat so, dass Artikel 3 
dieses Gesetzes zum eigentlichen zentralen Punkt dieser 
Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes wird. Sie 
haben diese Deplafonlerung Im Rahmen des Stablllsie­
rungsprogramms 1998 elngefOhrt Im alten Artikel 4 helsst 
es unter dem Titel «Beitragssatz», dass diese Deplafonle­
rung wieder aufgehoben wird, wenn es die Arbeltsloslgkelt 
zulasst und der Ausgleichsfonds wieder entschuldet Ist Das 
gllt Jetzt, und das haben Sie 1999 auch versprochen. Wenn 
es also um GlaubWOrdlgkelt In der Polltlk geht, dann muss 
sich die Linke daran erinnern, dass wir das damals eben 
auch glaubWOrdlg so versichert haben. 
Es Ist nicht einzusehen, warum In dieser Versicherung jetzt 
plötzlich ein Umvertellungsmechanlsmus statlflndet, Indem 
man höhere Prämien zahlt, aber eigentlich gar keine Versl­
cherungslelstungen beziehen kann. Wir haben uns schon 
bei der ersten Lesung daran gestossen, und wir haben ge­
sagt, dass wir diesem Gesetz nur dann zustimmen können, 
wenn wirklich dieses eine Lohnprozent verschwindet Daher 
bagrQssen wir die Lösung des Ständerates und unterstlltzen 
sie auch. 
Wissen Sie, geschätzte Damen und Herren von der linken 
und gewerkschaftlichen Seite, was das helsst, wenn Sie das 
Referendum ergreHen und alles beim Alten bleibt? Das 
helsst, dass Ende 2003 diese Deplafonlerung wegfällt und 
es dann sowieso so Ist, wie wir das Jetzt beantragen. 
Ich bitte Sie, der Lösung des Ständerates zuzustimmen, 
sonst können wir bei der Schlussabstimmung nicht hinter 
diesem Gesetz stehen. 

Ehrler Melchlor (C, AG): Die CVP-Fraktlon empfiehlt Ihnen 
Zustimmung zum Ständerat und Ablehnung des Minder­
heitsantrages; dies Im Wesentlichen aus drei GrQnden: 
1. Es geht uns um Glaubwardlgkelt und Konsequenz. Dieser 
Sonderbeitrag der Besserverdlenenden wurde damals In 
einer ausserordentllchen Situation elngefOhrt. Das Parla­
ment - Ich betone: das Parlament und nicht der Bundesrat -
versprach damals, diesen Sonderbeitrag In dem Moment 
wieder aufzuheben, da die besondere Situation nicht mehr 
bestehe. Wir haben heute keine ausserordentllche Situation 
mehr. Von daher Ist es nur konsequent, diesen Sonderbei­
trag aufzuheben. 
2. Der Ständerat hat uns gegenOber Insofern ein gewisses 
e111y..y.,,11lw111111""11 1:tl1:,111c:dl1:tl..,, t, alo Im M<>ment, dA die Odiul• 
den des Ausgleichsfonds 5 MIiiiarden Franken Obersteigen, 
dieser Sonderbeitrag automatisch wieder elngefOhrt wird. 
3. Wir befinden uns Im Differenzbereinigungsverfahren, und 
der Ständerat hat sehr klar fQr seine Lösung votiert. 
Wir empfehlen Ihnen also Zustimmung zum Ständerat 

Studer Helner (E, AG): Es wurde heute In dieser Debatte 
von Kompromissen gesprochen. Ja, wo liegt der Kompro-
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miss? Aus unserer Sicht liegt er nicht bei dem, was cier Stän­
derat beschlossen hat, sondern bei dem, was der Bundesrat 
beantragt hat und was wir auch hier bei der ersten Beratung 
beschlossen haben. Wir von der EVP waren bei der damali­
gen Beratung nicht dabei. Wir haben zur Kenntnis genom­
men, was damals beschlossen worden Ist, aber heute 
machen wir - und wir sind am Beenden - eine Revision die­
ses Gesetzes; und bei Jeder Revision muss man das Recht 
haben, die Situation zu beurteilen. Wir können auch nicht 
viele Dinge In alle Richtungen versprechen und es dann Je­
nen Oberlassen, die In vier oder In acht oder In zwölf Jahren 
gewählt werden, was sie tun werden. Wir mOssen also heute 
entscheiden, was wir verantworten können und richtig fln• 
den. 
Wir sind deshalb der Meinung, dass das, was der Bundesrat 
beantragte, also das eine Prozent, der Kompromiss ist zwi­
schen der Lösung, auf Elnkommenstellen Ober 106 800 Fran­
ken nichts mehr zu zahlen, und dem, was wir mit 2 Prozent 
heute haben. Ich meine, das wäre die Zwlschenlösung ge­
wesen, die damals die Kommission tor Wirtschaft und Abga­
ben unseres Rates auch vertrat, um möglichst breite Kreise 
hinter diese Gesetzesrevision zu bringen. Das Ist offenslcht• 
llch nicht möglich. Wir bedauern es sehr, und Ich möchte Sie 
immerhin daran erinnern, dass bei der Schlussabstimmung 
hier drin nämlich nur die CVP-Fraktlon, die Liberalen und wir 
zugestimmt haben. Alle anderen haben Nein gestimmt oder 
sich der Stimme enthalten, weil die Unzufriedenheit unter­
schiedlich war. 
Wir halten daran fest, dass das eine Prozent Im Sinne eines 
Kompromisses richtig Ist, dass dieser Solidaritätsbeitrag 
sein muss, denn auch Leute mit niedrigen Einkommen, die 
einen sicheren Arbeitsplatz haben - das gibt es auch -, leis­
ten weltemln Solidaritätsbeiträge, nicht nur die Leute mit ho­
hen Einkommen. Von daher sind wir klar der Meinung, wir 
sollten am Beschluss unseres Rates festhalten. 

Polla Barbara (L, GE): AU nom du groupe liberal, falmerals 
brlevement rappeler notre posltlon sur la nMslon de la loi 
sur l'assurance-chOmage. Les llberaux ont touJours defendu, 
dans la questlon du chOmage, une posltlon equlllbr6e qul 
prenne en compte a la fols les besolns de l'economle et 
ceux des chömeurs, et nous tenons absolument a assurer 
les flnancements soclaux dans la dur6e. Le groupe llberal 
estlmalt et estlme toujours que le proJet du Conseil federal 
se tlent au plus pr§ de ses propres obJectlfs d'equlllbre et 
de durabillte, et II salue cette revlslon. 
Les deux polnts cruclaux de 1a revlslon etalent d'une part 
son flnancement, et d'autre part l'adaptatlon des lndemnltes. 
Celle-cl ayant desormals ete accept6e par les deux Con­
seils, reste la questlon du flnancement, qul est contestee 
aussl blen par le Consell des Etats que par les organlsatlons 
d'employeurs et d§ ce matln, a notre etonnement d'allleurs, 
egalement par la majorlte de 1a commlsslon de notre Con­
seil. 
C'est blen 1a le polnt de contestatlon central aujourd'hul, a sa-­
volr le malntlen de la deductlon oper6e sur 1a tranche de sa­
lalre non aasur6e se sltuant entre 106 800 et 267 000 trancs 
tout en ramenant le taux de cotlsatlon de 2 a 1 pour cent. Le 
refus du deplafonnement est Justlfle par les lourdes charges 
qul pesent deja sur les classes moyenne et moyenne supe­
rleure et par le falt de conslderer le refus du deplatonnement 
comme un mode de flnancement ordlnaire de l'assurance­
chOmage. 
Le groupe liberal soutlent certes systematlquement toutes 
les mesures flscales favorables a l'economle, notamment 
celles qul vlsent a decharger les classes movenne et 
moyenne superleure et les entrepreneurs. Mals nous som­
mes convalncus que le malntlen pour !'Instant de la cotisa­
tlon de 1 pour cent sur les salalres superleurs sera en falt a 
moyen terme plus favorable aux classes moyenne et 
moyenne superleure, aux entrepreneurs et a l'economle 
toute entlere que sa suppresslon Immediate. II sera toujours 
temps d'abollr deflnltlvement une cotlsatlon de solldarlte de­
venue lnutlle s'II s'avere que le chlffre prevu de 100 000 chO­
meurs dans notre pays est r6ellement surestlme. 

Cette cotlsatlon de solldarlte, a savolr le malntlen en tout cas. 
dans Ia presente revlsion de la LACI du prelevement de 
1 pour cent sur les hauts salalres, nous paralt a la fois equl­
table et aooeptable, et nous soutlendrons donc la mlnorlte 
Goll malgre le rejet de cette solutlon par le Conseil des Etats 
et par la maJorlte de la commlsslon. 
D'ailleurs nous ne sommes pas seuls: la mlnorlte Brunner 
Christiane, Saudan et Studer Jean de la commlsslon du 
Conseil des Etats propose aussl, pour assurer 1a revlslon de 
la LACI et ecarter le spectre du reterendum, de conserver 
une cotlsatlon de solldarlte, mime dlminu6e. 
Je vous rappelle que nous ne voulons pas d'un reterendum 
que nous ne pourrlons pas soutenlr, alors mime que nous 
preconlsons Justement l'equlllbre entre l'economle et les 
chOmeurs. Comme le dlsalt Mme Brunner Christiane que j'al 
cltee precedemment «J'appule completement et avec con­
vlctlon le proJet presente par le Consell federal. II y a tout un 
equlllbre dans cette 101 ... (BO 2001 E 392) Cet amour de­
l'equillbre, caracterlstlque de l'esprlt de Geneve, reunlt 
aujourd'hui dans la mlnorlte de la commlsslon du Conseil 
des Etats nos deux consellleres aux Etats de drolte et de 
gauche. 
Je vous lnvite a soutenlr la mlnorlte Goll, cl'autant plus que le 
mecanlsme que le Conseil federal propose avec le malntlen 
d"une cotlsatlon de 1 pour cent sur la part de salalre non as­
suree correspond de Ir§ pr§ a celui que nous avons ple­
blsclte avec le freln a l'endettement II s'aglt en effet de faire 
des reserves en perlode de haute conJoncture, d'antlclper, et 
II nous paraft tout a falt preferable de maintenlr 1a cotlsatlon 
de solldarlte plutöt que de la supprlmer et de devolr la rene­
gocler prochalnement, plus probablement a 2 pour cent qu'a 
1 pour c:ent. 
En ce qul conceme la questlon de la promesse que nous 
aurlons falte precedemment d'abord Je n'etais pas 1a, donc 
99 ne me pose pas de probleme, et ensulte, comme je l'al dlt 
en decembre demler, une bonne id6e vaut mleux qu'une 
mauvalse promesse. Notre credlbillte seralt davantage enta• 
ch6e par le malntlen d'une mauvalse promesse que par ce­
lul d'une bonne ld6e. 
En toute loglque, le groupe liberal soutlendra donc la mlno­
rlte Goll a l'artlcle 3 allnea 3, et pour le reste se raUlera es­
sentlellement aux proposltlons de la majorlte de la commis­
slon et, le cas echeant, a la mlnorlte Pelll. 

Pelll Fulvlo (R, Tl), tar die Kommission: Es geht hier darum, 
gleichzeitig drei Artikel zu bereinigen. Je nach Entscheid 
Ober Artikel 3 Absatz 3 mOssen wir auch die Bestimmungen 
in Artikel 90c und die Übergangsbestimmungen In Ziffer III 
anpassen. Sollte bei Artikel 3 Absatz 3 die Minderheit obsie­
gen, dann mOsste die Fassung des Bundesrates auch bei 
Artikel 90c und bei Ziffer III angenommen werden. 
Mit einem Verhältnis von 13 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung 
beantragt die Kommissionsmehrheit, dem Ständerat zu fol­
gen und Im Gegensatz zum Entwurf des Bundesrates die ur­
sprOngßche Plafonlerung der Beitragspflicht auf 106 800 Fran­
ken wieder einzuführen. Die Deplafonlerung wurde Im Jahre 
1995 Im Sinne einer befristeten Notmassnahme und als aus­
serordentllcher Solldarltätsbeltrag des Mittelstandes an den 
Abbau der Schulden In der Arbeitslosenkasse eingeführt. 
1999 wurde Im Rahmen des Stablllslerungsprogrammes 
entschieden, die Deplafonlerung beizubehalten, weil die 
Schulden der Arbeitslosenkasse Immer noch sehr hoch wa­
ren. Die heutige Lage erlaubt dagegen, auf den Solidaritäts­
beitrag zu verzichten. Der Bundesrat und die Minderheit 
möchten ihn ledoch teilweise beibehalten und tar die Lohn­
antelle zwischen 106 800 und 267 000 Franken eine Bei­
tragspflicht von 1 statt 2 Prozent festsetzen. Dies WOrde tar 
die Arbeitslosenkasse Mehreinnahmen von 135 bis 150 MIi­
iionen Franken bedeuten. Die Mehrheit der Kommission 
schätzt den Entscheid des Ständerates, bei Artikel 90c den 
Bundesrat zu verpflichten, die Deplafonlerung wieder einzu­
fahren, wenn Im Fonds ein erhöhter Schuldenansatz vorhan­
den sein sollte. Die Kann-Vorschrift Ist In eine Muss­
Vorschrift umgewandelt worden. Dank der Pflicht zur Wie-
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derelnfOhrung der Deplafonlerung erlaubt sie, kOnftlg die Fi­
nanzierung der Kasse zu sichern. Gleichzeltlg erlaubt diese 
Vorschrift, den Mlttelstand In der heutigen schwierigen Situa­
tion zu entlasten. Diese Regel verhindert zudem, dass ein 
befristeter Solidaritätsbeitrag In eine Relchtumssteuer um­
gewandelt wird. Denn es Ist klar, dass dem Solldarltätsbel­
trag keinerlei Anspruch auf eine Arbeltslosenentschädigung 
entspricht. 
Ich bitte Sie deshalb, der Mehrheit zu folgen. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: Nous 
nous penchons donc aujourd'hul excluslvement sur las dl­
vergences dans ce projet de lol. La preml~re dlvergence 
conceme autant rartlcle 3 alinea 3 qua l'artlcle 90c ali­
nea 1 er et las dlspositlons transltolres. 
Nous avlons opte, lors des debats sur la revlsion de la lol sur 
rassurance-chOmage de la session de l'hlver demier, pour la 
reprlse du depiafonnement des salalres, soumls a un taux 
de cotlsatlon de 1 pour cent Je n'al pas envle de refalre le 
debat et Justlfier pourquol vous aviez vous-mOmes opte pour 
la reprlse du deplafonnement. Cet element du deplafonne­
ment partial a falt l'obJet d'une analyse au Conseil des Etats, 
lequel propose de renoncer au dllplafonnement des salalres, 
soumls a un taux de cotlsatlon de 1 pour cent, car II va a 
l'encontre de la motlon que notre Conseil a transmlse en 
1998. 
Le Conseil fedllral avalt, par rarr0te fllderal urgent du 16 de­
cembre 1994, corrlge les modalltes de flnancement tout en 
stlpulant dans la rllvislon du 23 Juln 1995 de la LACI que ce 
flnancement supplementalre ne pouvalt ätre affecte qu'a 
ramortlssement de la dette. Dans la lol flldllrale sur le pro­
gramme de stablllsation du 19 mars 1999, vous avez pro­
pose de prolonger ce flnancement jusqu'a la fln de 2003 
pour permettre d'amortlr egalement les nouvelles dettes. 
l.'.echeance de 2003 nous lmposalt donc de remettre 
l'ouvrage sur le metler, ce que nous avons falt au sein de ce 
Conseil, en malntenant le deplafonnement partlel. 
Suite au debat du Conseil des Etats, lequel a voulu mettre la 
prlorlte sur la motlon que vous avlez transmlse, ledlt Consell 
a declde de supprlmer le dllplafonnement Deja dans le ca­
dre des debats sur le programme de stablllsation, on avalt, 
dans cette encelnte, rappele que ces cotlsatlons supplemen­
talres devalent ätre supprimees en temps voulu. Le Conseil 
des Etats a malntenu sa decislon, par 30 volx contre 11. 
La Commisslon de l'economle et des redevances vous pro­
pose auJourd'hul, par 13 volx contre 8 et avec 1 abstentlon, 
de vous ralller a la declslon du Conseil des Etats dans cette 
procedure d'llllmlnatlon des dlvergences et de supprlmer la 
cotisatlon de solldarlte. Ladite cotlsatlon, Je vous le rappelte 
tout de mOme, etalt lnltialement, dans la verslon du Conseil 
federal, prevue a 1 pour cent pour les salalres sltulls entre 
106 800 et 267 000 francs. En supprlmant ce deplafon­
nement partlel assortl d'une cotlsatlon de 1 pour cent, on 
renonce - Je tlens a le rappeler lcl - a des recettes supple­
mentalres de quelque 135 mllllons de francs. 
Au nom de la majorlte de la commlsslon, Je vous propose de 
vous ralller a la declsion du Consell des Etats, tout en sa­
chant, contormement a l'artlcle 90c, qua le deplafonnement 
sera automatlquement rlllntrodult si la dette de l'assurance­
chOmage dllpasse 5 mllllards de francs. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Dans cette proce­
dure d'ellmlnatlon des dlvergences, je crols qu'II y a deux ar­
tlcles qul ont une portee polltlque certalne: l'artlcle que nous 
traltons malntenant sur le pour cent de solldarlte, et un artl­
cJe u11er1eur qul nxe te numtJre u'ln<Jenmll&:i Juurnwl&rt1t1 
(art 27), qul dlt sl les cantons peuvent demander a 1a Confe­
deratlon d'augmenter a 520 Jours pour une certalne catego­
rle de travallleurs le nombre d'lndemnltlls en cas de chO­
mage durable. 
Le Conseil federal a propose dans son projet de fixer la cotl­
satlon a 1 pour cent pour la part des salalres non assuree 
sltuee entre 106 800 et 267 000 francs. II malntlent sa solu­
tlon. Dans la sltuatlon actuelle, on prlllave 2 pour cent de eo-
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tlsatlon sur ces parts de salalres. Nous proposons donc une 
reductlon de 1 pour cent. II est vral, comme l'ont dlt plusleurs 
orateurs, que ce pour cent est un pour cent de solldarltll, 
qu'II n'a pas de fondement actuarlel pulsque ces montants 
ne sont pas assurlls: las salalres ne sont pas assurlls pour 
la tranche qul depasse 106 800 francs. Neanmolns, nous 
sommes convalncus, comme ra dlt Mme Polla, que ce sacrl­
flce est Justlfie sur la durlle, car II permet d'evlter de devolr 
augmenter trop rapldement las cotlsatlons en cas de chO­
mage qul dure. 
Dans nos calculs, nous voulons eViter ce qul s'est passe lors 
des demlares annees, a savolr l'augmentatlon des cotlsa­
tlons au moment mäme ofJ la cmlssance economlque est 
plus falble, oCI II faudralt soutenlr la consommation. Et pour 
obtenlr ce rllsultat a long terme, II est necessalre de benefl­
cler de ce pour cent de solldarlte, qul reprllsente 135 mll­
llons de francs de recettes pour· rassurance-chOmage. 
Calternatlve est celle que propose le Conseil des Etats, qul a 
falt un pas dans notre dlrectlon en prevoyant des automatls­
mes: lorsque la dette de l'assurance-chOmage attelnt un cer­
taln nlveau, automatlquement II y a augmentatlon des cotl­
satlons. Mals II y a augmentatlon des cotlsatlons au moment 
le molns favorable, au moment oCI II faudralt relancer 1a con­
sommatlon parce que 1a conjoncture est affalblle. 
Dans cet esprlt, nous malntenons notre solutlon et nous 
vous demandons de soutenlr la proposltlon de minorlte. 

Abstimmung - Vote 
<namentlich - nomlnatlf: Benage- Annexe Ql ,019/2050} 

~~~ ~~ ~=g ~=~ ~:,tiJ:~~ii-~.~~~~!~n S ,"e.l. ~/vo, 'r 
Art. 9b Abs. 1 Bat. a, Abs. 2 s ';· ,s-
Antmg der Kommission f 1 

Festhalten 

Art. 9b al. 1 let. a, al. 2 
Proposition de 1a commisslon 
Malntenlr 

Angenommen -Adoptt§ 

Art. 13 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.13 al. 4 
Proposition de 1a commissfon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen-AdopM 

Art. 27 Abs. 5 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Der Bundesrat kann einem Kanton, der von erhöhter Ar­
beitslosigkeit betroffen Ist, auf dessen Gesuch hin den 
Höchstanspruch nach Absatz 2 Buchstabe a zeitlich befris­
tet um höchstens 120 Taggelder erhöhen, falls der Kanton 
sich an den Kosten mit 20 Prozent beteiligt Diese Mass­
nahme kann auch nur fQr ein Teilgebiet des Kantons gewährt 
werden. 
Minderheit 
(Rennwald, Berberat, Fässler, Genner, Goll, Rechstelner 
Paul, Strahm) 
Festhalten, aber: 
.... emonen. Diese Massnanme kann aucn nur ror ein Tliilllge­
blet des Kantons gewährt werden. 

Art. rt al. 5 
Proposition de la commlsslon 
Maforlte 
Le Conseil fllderal peut augmenter temporalrement de 120 
le nombre maxlmum d'lndemnltlls Joumallares vlse a rall­
nea 2 lettre a, dans las cantons touchlls par un chOmage 
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eleve qul le demandent, a condltion que ceux.cl partlclpent 
aux coOts a ralson de 20 pour cent. Cette mesure peut aussl 
Otre accordee pour une partle du canton seulement. 
Minorltl 
(Rennwald, Berberat, Fässler, Genner, Goll, Rechstelner 
Paul, Strahm) 
Malntenlr, mals: 
.... au maxlmum. Cette mesure peut aussl Otre accordee 
pour une partle du canton seulement. 

Rennwald Jean-Claude (S, JU): A cet artlcle, je vous de­
mande de sulvre la mlnorlte et donc d'en rester a 1a verslon 
adoptee lnltlalement par notre Conseil, en la completant tou­
tefols par la phrase sulvante: «Cette mesure peut aussl Otre 
accordee pour une partle du canton seulement.» 
Je crois qu'II faut replacer cette disposltlon dans un contexte 
general, a savolr celul d'un projet qui enüaine une dlmlnu­
tlon massive des prestatlons de l'assurance-chömage, en 
particuller une reductlon de 520 a 400 du nombre d'lndemni­
tes Joumalleres. Pour ceux qul ne l'auralent pas encore com­
prls dans cette salle, je leur slgnale que pour un certaln 
nombre de chömeuses et de chömeurs, une teile dlmlnutlon 
du nombre des lndemnltes n'est pas tout a falt neutre sur le 
plan materlel. 
Par soucl d'equlllbre, la commlsslon et ce plenum avalent 
admls l'ldee d'accorder au Conseil federal 1a posslblllte de 
relever le nombre d'lndemnltes de 120 dans les cantons tou­
ches par un chömage eleve. Cette proposltion nous avalt 
paru tout a la fols lntelllgente et moderee, parce qu'elle oflre 
une marge de manoeuvre lmportante au Conseil federal. II 
s'agit en quelque sorte d'une clause «soupape conjonctu­
relle» devant pennettre a quelques cantons de faire face a 
un chömage nettement plus lmportant qu'en moyenne natio­
nale. 
II taut rappeler a ce propos que nous avons dejä connu de 
telles situatlons. Dans 1a crlse des annees nonante par 
exemple, les cantons latlns, pour toutes sortes de raisons, 
ont ete nettement plus frappes par le chömage que le reste 
du pays. Et puls pendant la crlse des annees septante, le 
chömage avait avant tout trappe les reglons horlogeres de 
l'Arc Jurasslen et les reglons textiles de Sulsse orlentale. 
II ne faut pas oubller non plus que dans ce genre de sltua­
tlon, ce ne sont pas seulement les travailleurs äges qul sont 
frappes par le chömage, mais des couches tres larges de la 
populatlon actlve. Dans un systeme federailste, II m'apparait 
que nous avons le devolr de tenlr compte de ces sltuatlons 
specfflques. C'est une questlon de solldarlte nationale, de 
vraie solldarlte. II faut aussl preciser que cette clause sou­
pape ne sera pas utlllsee a tlre-larlgot, pulsque dans une 
note Interpretative, le SECO a fixe des crit(lres de mlse en 
oeuvre tr(ls precis. ltiis concretement, le Conseil tederal 
pourrait relever le nombre d'lndemnltes Joumalleres de 400 
ä 520 ä condltion que le taux de chömage depasse la barre 
des 5 pour cent durant slx mols au molns. Autrement dit et 
heureusement, cette hypoth(lse ne rlsque pas de se verlfler 
tous les matlns. 
Comme Je l'al dlt en preambule, nous sommes parfaltement 
d'accord avec une appllcatlon dlfferenclee de la mesure 
pour les differentes reglons d'un mäme canton. Certes, cette 
clause dlfferenclee n'a pas beaucoup de sens dans des pe­
tlts cantons comme Glarls, Url ou le Jura. Mals eile prend 
tout son sens dans les grands cantons. Durant la crlse horlo­
gere des annees septante, par exemple, le chömage a ete 
beaucoup plus eleve ä la Vallee de Joux, typlquement horlo­
g(lre, que dans l'ensemble du canton de Vaud. II nous parait 
aonc normal ae 1enrr compte ae tenes amerences qu1 expn­
ment les realltes du terrain. 
En revanche, et c'est le polnt lmportant qul nous separe de 
la majorlte de la commlsslon et du Conseil federal, II nous 
parait lnadmlsslble de faire supporter 20 pour cent des coOts 
de cette mesure aux cantons concemes, car cela va a l'en­
contre d'une solldarlte nationale blen comprlse. Les cantons 
fortement touches par le chömage sont deja lourdement 
handicape&. Les llcenclements et les fermetures d'entreprl-

ses entrafnent deja, pour ces cantons, une balsse des recet­
tes flscales et une augmentatlon des depenses de ralde 
soclale. Les faire passer a la calsse une fols encore revien­
dralt ä les penallser doublement. 
Enfln, a l'lntentlon de tous ceux qul pensent que les cantons 
durement frappes par le chömage ont une mentallte diffe­
rente des autres, Je voudrais slmplement rappeler que ces 
cantons-la, comme ceux de l'Arc Jurasslen par exemple, ont 
souvent joue un röte pllote dans la mise en place de mesu­
res actlves pour prevenlr et combattre le chömage. 
En concluslon, Je vous demande de soutenlr la proposltlon 
de mlnorlte. 
Je soullgne quand mime un polnt apriis ce qul s'est passe 
a la precedente votatlon concemant le pour cent de sollda­
rlte, eh blen, sl sur ce point vous ne suivez pas la proposltlon 
de mlnorlte, vous aggravez conslderablement les rlsques 
d'un referendum contre la revislon de la lol sur l'assurance­
chömage. 

Schneider Johann N. (R, BE): Die FDP-Fraktion unter­
stOtzt den Antrag der Mehrheit. Diesen hat die WAK gestern 
mit 17 zu 7 Stimmen gutgehelssen. Zwar handelt es sich Im­
mer noch um einen Leistungsausbau. Aber da die Kantone 
mit zur Kasse gebeten werden, scheint das Risiko der vor­
zeitigen und extensiven Benutzung limitiert zu sein. 
Der Sparbeschluss Ist zwar Im Eimer; trotzdem stimmen wir 
dem Antreg der Mehrheit einstimmig zu. 

Maiire Jean-Phillppe {C, GE): Le groupe democrate-chre­
tlen, sur cette dlsposltlon, qul est une des disposltlons cen­
trales de la revlslon, soutlent la majorlte de la commlsslon. 
Notre Conseil avalt declde, lors de sa precedente dellbera­
tlon, de maintenlr cette sorte de soupape qul pennet d'ac­
corder 120 Jours d'lndemnlsatlon de plus dans les cantons 
qui sont touches par un chOmage eleve. 
Le Conseil des Etats ayant deckle de blffer cette disposltlon, 
la commisslon a neanmolns releve qu'une perche qul lul 
etalt tendue ä ce propos par le Conseil federal, et cela 
consistalt a dlre qu'on pouvalt malntenlr ce supplement de 
120 lndemnltes Journalleres moyennant une particlpatlon 
ralsonnable des cantons au flnancement de la mesure. La 
majorlte de la commlsslon a estlme qu'II s'aglssalt d'une so­
lutlon valable, et eile s'y est raUlee apriis que la commlsslon 
s'est penchee sur le texte qul avalt ete prepare ä cet effet 
par le SECO. Pourquol? Parce que cette solutlon permet de 
malntenlr le prlnclpe de la clause flexible qul permet d'aller 
au-devant des sltuatlons de cantons ou de reglons partlcu­
lierement touches par un chömage eleve. 
La proposltlon de la maJorlte, a laquelle se raille le groupe 
democrate-chretlen, a trols caracterlstlques qul en font un 
tout equlllbre. Tout d'abord, II y a le prlncipe des 120 Jours 
supplementalres; ensulte, II y a la perspectlve du flnance­
ment ou de la contrlbutlon au financement par les cantons ä 
hauteur de 20 pour cent; flnalement, II y a un demler ajout, ä 
savolr 1a posslblllte de n'lntrodulre cette mesure, dans cer­
talns grands cantons que pour une partle du canton, tant II 
est vral qu'elle peut Atre Justlfiee dans une reglon determl­
nee mais ne plus l'Otre dans une autre, alors que ces deux 
reglons font partle du seul et mAme canton. 
Le gros probleme - et on le voit blen dans la proposltlon de 
mlnorlte - reslde dans la partlclpatlon des cantons au flnan­
cement de la mesure. C'est vral qu'a tltre tout ä falt theorl­
que et au nlveau des prlnclpes, s'aglssant du flnancement 
d'une prestatlon de chömage en tant que teile, les cantons 
ne devralent pas y Otre lnvltes. Neanmolns, II faut lcl trouver 
une s011mon, essayer cte Jeter un pont pour reg1er ce pro­
bleme avec le Conseil des Etats. 
lndependamment des questlons de prlnclpe, II faut reconnai• 
tre qu'en pratlque cette mesure peut avolr sa Justlflcatlon. 
Elle evlte ce qu'on appelle l'effet de seull. Je vous rappelle 
que le Conseil federai a lndlque que 1a mesure ne pouvalt 
Atre envlsagee que pour autant qu'un chömage de 5 pour 
cent au molns et pendant slx mols solt enreglstre dans le 
canton qul pourralt Otre le canton demandeur. Eh blen, entre 

Bußetin offlclel de r Assemblee flk!erale 
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4,9 pour cent et 5 ou 5, 1 pour cent, II y a lti. un effet de seull 
qul peut avolr des consequences extl'Amement lrnportantes 
sur le falt qua l'on demanda la mesure ou non et, en l'occur­
rence, sur las prestatlons soclales qul sont versees ou qul 
pourralent Otre versees par le canton et las communes con­
cernes. 
Lorsque M. Rennwald, dans un plaldoyer flamboyant, nous 
parle da la sltuatlon des cantons, II a en sol ralson. Mals II ne 
faut pas oubller que sl las cantons ne peuvent pas beneflcler 
da cette mesure, qu'lls flnanceraient certes ti. 20 pour cent, 
c'est en reallte la charge totale qu'lls devralent assumer, soft 
eux-mOmes, solt las communes, solt les deux. Car au-dela 
de la perlode d'lndemnlsatlon, las personnes concernees 
emargeralent aux prestations d'asslstance soclale, et ces 
prestations sont totalement ll charge des cantons et des 
communes. C'est donc une contrlbution qu'II est ralsonna­
ble, dans les clrconstances du moment, de demandar aux 
cantons. 
C'est la ralson pour laquelle le groupe democrate-chretlen 
se rallle lcl ä la majorlte de la commlsslon qul rejolnt, sur le 
prlnclpe, la solutlon que nous avlons decidee lors de notre 
precedente dellberation, mals qul l'adapte aux mesures pro­
posees par le consen federat. 
Ces proposltlons avalent recuellll, au sein de la commlsslon, 
un tres large consensus. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, presldante): Le 
groupe ßberal communlque qu'II soutient la majorlte. 

Goll Christine (S, ZH): Herr Schneider, Ich möchte Ihnen 
und Ihrer FDP-Fraktion sagen, dass es mit der bOrgerlichen 
Einstimmigkeit nicht sehr weit her Ist Ich verweise auf die 
Abstimmung bei Artikel 3, die Ja in einem engen Zusammen­
hang mit der Diskussion steht, die wir jetzt bei Artikel 27 fOh­
ren. Dort sind wir zwar knapp gescheitert, aber Immerhin 
sind wir auch aus den bürgerlichen Reihen unterstützt wor­
den. Dies, weil nämlich auch Ihnen klar Ist, dass beim So11-
darltätsbeltrag der Vorschlag des Bundesrates bereits ein 
Kompromiss war, wie das Im Übrigen Herr Studer hier vorne 
richtig fastgehalten hat. Ich möchte Ihnen auch sagen, Herr 
Schneider, dass es nichts notzt, wenn Sie Ihr Vokabular An­
dern und nun von einer Mittelstands- anstelle von einer 
Relchtumssteuer sprechen, wie Sie das bisher getan haben. 
Ich möchte Herrn ZUpplger und seiner SVP-Fraktlon sagen: 
Sie verbreiten hier vorne Unwahrheiten, wenn Sie behaup­
ten, dass dar Fonds dar Arbeitslosenversicherung bereits 
entschuldet sei. Dieser Fonds hat nämlich heute Immer noch 
Schulden In der Höhe von 2,3 MIiiiarden Franken. 
Ich habe es fastgehalten: Artikel 27 steht In einem engen 
Zusammenhang mit dem Solldarltätsbeltrag gemäss Arti­
kel 3, und es Ist nun auch an dar Zelt, In Bezug auf diese 
Revlslonsvorlage BIianz zu ziehen. Die BIianz - das muss 
Ich Ihnen sagen - fällt negativ aus: Sie haben eine Verdop­
pelung der Beitragszelt von sechs Monaten auf zwölf be­
schlossen; das Ist ein klarer Leistungsabbau. Sie haben bei 

~ • Artikel 13 beschlossen, dass erwerbslose Frauen In schwie­
rigen wirtschaftlichen Situationen künftig kein Recht mehr 
auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung haben sollen. 
Sie haben beschlossen, dass die Bezugsdauer der Taggel­
der von heute grundsätzlich 520 auf 400 Tage gekürzt wer­
den soll. Sie haben zudem In dieser Revision keinerlei 
Massnahmen fOr die Langzeltarbeltslosen bzw. fQr die aus­
gesteuerten Personen In diesem Land vorgesehen. 
Wir sind jetzt beim Schlcksalsartikel 27, wo es um die Be­
zugsdauer dar Taggelder geht Ich muss Ihnen hier klipp und 
klar sagen: Ein Leistungsabbau l6t beim Jetzigen stand be­
reits beschlossen, indem grundsätzlich die Bezugsdauer dar 
Taggelder von 520 auf 400 Tage gekürzt werden soll. Ich 
muss Ihnen auch sagen, dass es unnötig Ist, hier jetzt noch 
weitere Harden einzubauen, wie das beim Antrag dar Mehr­
heit zum Ausdruck kommt, der eine Klausel mit einem Kan­
tonsbeltrag von 20 Prozent elnfOhren möchte. 
Ich bitte Sie deshalb, der klaren Formulierung dar Minderheit 
Rennwald zuzustimmen. 

Amtllches Bulletin der Bundesversammlung 

. . 
Genner Ruth (G, ZH): Der Nationalrat hat In der Winterses­
sion einen guten Entscheid getroffen, um einen Tell der Ver­
schlechterungen bei dar Bezugsdauer, die mit der Revision 
leider Realität geworden sind, aufzufangen. Wir haben es 
vorhin gehört: Die Kürzung der 520 Bezugstage Ist eine 
Realität; wir gehen auf 400 Tage zurQck. Es Ist sinnvoll, dass 
In Kantonen, die von erhöhter Arbeltsloslgkelt betroffen sind, 
während längerer Zelt Taggelder bezahlt werden als in ande­
r_en Kantonen, denen es punkto Arbeitssituation besser geht. 
Uberdles Ist diese Lösung flexibel. Dass Kantone aber sel­
ber 20 Prozent dar Beiträge zahlen sollen, finden wir, eben 
auch wegen der mangelnden Solidarität, ungerecht. Dass 
Kantone Ihre erhöhte Arbeitslosigkeit selber verantworten 
sollen oder dass gar die Mentalität oder die Arbeitshaltung 
Ihrer Bevölkerung fOr eine erhöhte Arbeitslosigkeit verant­
wortlich sein soll - diese Worte sind gestern.In der Kommis­
sion gefallen -, Ist aus unserer Sicht schlichtweg absurd. Oft 
geht es um Branchen, die Probleme haben, Branchen, die 
regional angesiedelt sind. Ich möchte an den Schneemangel 
erinnern. Die Tourlsmusorte wissen, dass Schneemangel 
beld einmal zu Arbeitslosigkeit fOhren kann, und wir fragen 
uns, ob es sinnvoll Ist, dass die Kantone, die ohnehin Ein­
bussen erleiden, zusätzlich Beiträge an die Arbeltslosentag­
gelder zahlen sollen. 
Man kann sich deshalb fragen, ob das von der bürgerlichen 
WAK-Mehrhelt wirklich so klug überlegt worden ist, dass sie 
hier diesen Beitrag der Kantone einbauen will. 
Ich möchte Sie bitten, hier fQr den Antrag der Minderheit 
Rennwald zu stimmen. 

Zupplger Bruno (V, ZH): Ich lasse mich natarlich von Frau 
Goll nicht gerne als LOgner beschuldigen; Ich habe kein 
Wort Ober die Verschuldung des Fonds gesagt. Ich habe ge­
sagt, dass die Deplafonlerung dann wegfällt, wenn der 
Fonds entschuldet Ist oder spätestens Ende 2003, wenn wir 
alles beim Alten belassen. Der Bundesrat hat gesagt, dass 
die Schulden des Arbeltslosenfonds voraussichtlich Ende 
2002, aber spätestens Mitte 2003 abgebaut sein werden. 
Zu Artikel 27: Es Ist ein neuer Vorschlag des Seco, und es Ist 
ein Leistungsausbau - das muss man sagen. Wir haben In 
der Kommission damals gesagt, wenn die Bezugsdauer der 
Taggelder reduziert WOrde - wir waren allerdings der An­
sicht, sie könnte noch stärker reduziert werden, nämllch auf 
300 Tage -, seien wir bereit, bei kantonalen oder regionalen 
Spitzen In der Arbeitslosigkeit, die weit Qber der durch­
schnittlichen Arbeitslosigkeit Hegen, einer solchen regiona­
len Ausgleichung durch den Bundesrat zuzustimmen. Wir 
haben aber auch gesagt, dass hier Schranken bestehen 
mQssen, dass man das nicht einfach leichtfertig machen 
kann: 
1. Wir sehen die Grenze der Arbeltsloslgkelt bei mindestens 
5 Prozent, ab dar eine solche Massnahme greHen darf. 
2. Die Arbeitslosigkeit muss auch deutlich Ober dem schwei­
zerischen Durchschnitt Hegen. Unsere Vorstellung llegt etwa 
beim Anderthalbfachen des Durchschnitts. 
3. Die Kantone massen einbezogen werden; hier lautet dar 
Vorschlag auf 20 Prozent Wir könnten uns vorstellen, dass 
es noch mehr wäre, aber wir bleiben dabei. 
4. Weiter gehört dazu, dass eine zeitliche Befristung not­
wendig Ist Ich glaube, wir dürfen diese Ausnahmeregelung 
nicht zum Courant normal werden lassen, sondern müssen 
sie klipp und klar an Bedingungen knüpfen und zeitlich be­
fristen, dann können wir dem zustimmen. 

Gemer Ruth (G, ZH): Herr Zupplger, Sie haben vorhin be­
nauptet, a1eser AllUllg naoe einen Letsnmgsausoau zur 
Folge. Ich möchte gerne wissen, worin der Leistungsausbau 
gegenüber der heutigen Gesetzgebung bestande. 

ZUpplger Bruno (V, ZH): Sie gehen Immer wieder von der 
heutigen Gesetzgebung aus. Wir haben die Zahl der Taggel­
der In einer ausserordentllchen Lage - nämlich 1995 - sehr 
stark erhöht, das wissen Sie auch. Und jetzt haben wir redu­
ziert und sind wieder auf 400 Tage zurOckgegangen. Aber Im 
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ganzen Konzept, so, wie die Arbeitslosenversicherung aus­
gestaltet war, Ist es eine Leistungserweiterung, dass man re­
gional gewisse Gruppen besonders unterstotzen und die 
Zahl der Taggelder um 120 erhöhen kann. 

Pelll FuMo (R, Tl), fOr die Kommission: Die Kommission be­
antragt Ihnen mit 17 zu 7 Stimmen, Im Sinne eines Kompro­
misses eine neue Lösung anzunehmen, die den regionalen 
Unterschieden Rechnung trägt. Sie erlaubt eine Ausdeh­
nung der Taggelder auf 520 Tage; sie entlastet die betroffe­
nen Kantone Jedoch nicht vollständig von der Finanzie­
rungspflicht. Dazu werden einige Mechanismen eingefOhrt, 
die den Ausnahmecharakter der Regel verstärken. 
Unser Gremium nahm am 12. Dezember 2001 eine reglonaJ.. 
polltlsche Ausnahmeklausel an, die den Bundesrat ermäch­
tigte, In den von der Arbeitslosigkeit am meisten betroffenen 
Kantonen eine Erhöhung• der Bezugsdauer der Taggeider 
von 400 Tagen auf höchstens 520 Tage vorzunehmen. Der 
Ständerat widersetzte sich dieser Regelung. In der Diskus­
sion wurde gesagt, die Kantone seien keine Arbeitsmarktre­
gionen, die Massnahme erschwere die Flexibilität und die 
Mobilität der Arbeitnehmer und man solle auf Jeden Fall eine 
prozentuale Betelllgung der Kantone bei der Finanzierung 
ins Auge fassen. 
Mit der vorgeschlagenen Kompromisslösung hat man die 
Notwendigkeit eines Regional-, aber auch eines Sozlalau&­
glelchs anerkannt, aber glelchzeltlg der Kritik des Ständera­
tes Rechnung getragen. Falls der vorgeschlagenen Lösung 
zugestimmt wird, könnte der betroffene Kanton im Falle ei­
ner mindestens sechs Monate dauernden, über 5 Prozent 
liegenden Arbeitslosigkeit dem Bundesrat die Verlängerung 
des Anspruchs auf bis zu 520 Taggelder fOr den ganzen 
Kanton oder nur in einer sehr stark betroffenen Region be­
antragen. Der Bund müsste sich jedoch dazu verpflichten, 
eine Beteiligung von 20 Prozent an den Kosten zu Oberneh­
men. Damit müssen die Kantone die Interessenlage gründ­
lich Oberprüfen, bevor sie die Anwendung der Ausnahme­
i:egel beantragen. Die Betelllgung der Kantone an der 
Ubemahme der Kosten rechtfertigt sich auch, Herr Renn­
wald, weil die Ausdehnung der Bezugsdauer der Taggelder 
eine Entlastung der Kantone bedeutet. Jeder Arbeitslose, 
der kein Taggeld mehr beziehen darf, Ist In der Tat auch ein 
potenzieller Fürsorgefall. 
in diesem Sinne bitte Ich Sie, dem Antrag der Minderheit 
nicht zuzustimmen. 
Die beiden Bedingungen - mindestens 5 Prozent Arbeitslo­
sigkeit während mindestens sechs Monaten -werden In der 
Verordnung zum Ausdruck kommen, dazu eventuell weitere, 
die noch zu prüfen sind. 
Die Mehrheit glaubt. mit der Lösung einen Schritt in die rich­
tige Richtung, also keinen Fehltritt, getan zu haben. Eine 
Schätzung der Mehrkosten, die mit der Anwendung der 
Massnahme verbunden wären, kann nur schwer gemacht 
werden. Bundesrat Couchepln wird das präzisieren. 

Meler-schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlssion: Nous 
opposons lcl non plus la dclclslon Initiale du Conseil national 
a la d~sion de blffer du Conseil des Etats, mals une nou­
velle formule proposee par l'admlnlstratlon - qul lntrodult 
d'une pert 1a particlpatlon cantonale et d'autre part l'element 
de la regionallsatlon - a une mlnorlte Rennwald qul entend 
supprlmer la partlclpatlon des cantons. 
Au sein de la commlsslon, nous avons longuement debattu 
de cet artlcle et vous vous souvenez peut-Otre que l'artl­
cle 27 est en effet l'artlcle cle de cette revision. Dans le cadre 
aes Cl8bats en aecemore aernler, nous avrons 8t8 conrromes 
a differentes propositfons de mlnorlte. Nous avlons renonce 
a certalnes proposltions de demantelement soclal, telles que 
le prtnclpe de la degressMte, et fixe le nombre d'lndemnltes 
Joumalleres, Mme Goll ra rappele, a 400 pour autant que la 
personne pulsse Justitiar d'une perlode de cotlsatlon de 
douze mols. Cependant, lors de ces debets, nous avlons 
aussl reconnu que 1a reductlon des lndemnltes presentait 
une dlfflculte pour ies personnes domlclllees dans las re-

glons ayant un taux de chOmage eleve. C'est 1a ralson pour 
laquelle nous avlons lntrodult l'allnea 5 permettant au Con­
seil federal, d'entente avec le canton conceme, d'augmenter 
le nombre des lndemnltes Journalieres, pour autant que 
dans la reglon concernee le taux de chömage - cette precl­
sion sera d'allleurs lnseree dans l'ordonnance sur l'assu­
rance-chOmage - depasse 5 pour cent et cela au molns 
pendant une perlode de slx mols. C'est un seull. II est evi­
dent qu'un seull pose des dlfflcultes, mals le temps que nous 
accordons pour le franchlr, ces slx mols, peut se justlfler. 
Afin d'evlter tous las abus dans ce domalne, nous avons ln­
trodult, et c'est la l'element nouveau dans le debat d'au­
Jourd'hul, une clause seien laquelle las cantons sont tenus 
de partlclper flnanclerement a ralson de 20 pour cent aux 
coats qu'engendre cette augmentatlon des prestatlons, las 
80 autres pour cent etant prls en charge par l'assurance­
chOmage. 
Je ne vous cacheral pas qu'au sein de la commlsslon, 
d'autres proposltlons avalent encore ete presentees, telles 
qu'une particlpatlon plus forte des cantons, a ralson de 
40 pour cent. Nous avons renonce a cette demiere proposl­
tlon parce que nous savons qua las cantons qul sont dure-

. ment touches par le chOmage sont aussl des cantons qul ont 
des dlfflcultes flnancieres dans d'autres domalnes pulsque 
las personnes qul sont en fln de drolts sont souvent depen­
dantes de l'alde soclale. 
C'est la ralson pour laquelle la maJorlte de la commlsslon, 
afln d'evlter 1a Conference de conclllatlon, vous propose de 
soutenlr sa propositlon. Le resultat en commlsslon etalt de 
17 volx contre 7. Cecl, nous en sommes convalncus, nous 
permettra d'obtenlr l'accord du Conseil des Etats dans ce 
domalne. 
Je vous propose donc d'opter pour la formule proposee par 
le SECO et de soutenlr la majorlte de la commisslon. 

Couchepln Pascal, conselller federal: L:artlcle 27 allnea 5 a 
une lmportance polltlque certalne. Je crois que c'est un des 
artlcles cles qul decldera du destln de cette modlflcatlon de 
1a lol lors du referendum qul est annonce par certalns ml­
lleux et qul est pratlquement sOr. Nous devons donc nous 
preparer a une votatlon populalre. 
Le Conseil federal se rallle a la propositlon de la maJorlte, 
accepte de prevolr une clause permettant d'augmenter le 
nombre d'lndemnltes Joumalleres lorsqu'un canton au une 
reglon d'un canton est trappe par un tres haut taux de chö­
mage. 
Mals nous pensons qu'II est Indispensable que cet elarglsse­
ment des prestatlons a charge de l'assurance-chömage solt 
accompagne par une partlclpatlon flnanclere des cantons 
qul font une demande d'augmentatlon du nombre des In~ 
demnltes joumalieres. Cette pertlclpatlon des cantons est 
modeste. Elle est flxee a 20 pour cent Elle auralt pu itre 
plus elavee, mals Je crols que l'essentlel est qu'eUe exlste. 
Nous avons calcule le coOt de cette mesure. Nous estlmons 
que sur la duree, eUe coOtera envlron 30 mllllons de francs 
par an en moyenne a l'assurance-chOmage. C'est quelque 
chose de supportable. La pertlclpatlon des cantons seralt de 
l'ordre de 6 mllllons de francs - sl eile etalt portee a 40 pour 
cent, ce seralt 12 mlllions de francs. II n'y a pas 1a de quol 
provoquer de l'urtlcalre a ceux qul veulent, comme nous, 
l'equlllbre de la calsse de chömage ä. lang terrne, ralson 
pour laquelle cette partlclpatlon modeste de 20 pour cent 
nous paralt approprlee. 
L'.ordonnance flxera les condltlons d'appllcatlon de cette dis­
pooltlon. Nouo ponoono lntrodulro da.no l'ordonnClflGO uno 
clause flxant a 5 pour cent au mlnlmum le taux de chömage, 
et cela pendent slx mols dans le canton ou dans 1a reglon 
concerne, pour que l'on puisse mettre en vlgueur la dlsposl­
tlon. 
Nous pensons que la proposltlon de 1a majorite est susceptl­
ble d'obtenlr aussl l'accord du Conseil des Etats et alnsl 
d'avancer dans l'ellmlnatlon des dlvergences. 
Nous vous lnvltons a soutenlr la majorlte. 

Bulletin offlc!el de r Asseml>IN hlderale 



f8 
12. März 2002 195 Nationalrat 01.019 

Rosslnl st6phane (S, VS): Monsieur le Conselller Mderal, 
j'aurals deux questlons: 
1. Comment s'lnscrlt ce transfert de charges vers les can­
tons, dans l'equlllbre global qul est recherche dans le cadre 
de la nouvelle perequatlon financlere? 
2. A la vellle de declslons dans d'autres domalnes, comme 
celul de l'assurance-maladle, oCI on s'appröte a transferer 
aussl de manlere quasi unilaterale plus d'un mllllard de 
francs de charges supplementalres vers les cantons, ne 
cralgnez-vous pas que ron mette en perll une certalne forme 
de coheslon polltique entre la Confederatlon et les cantons? 

Couchepln Pascal, conselller federal: Ma reponse a vos 
deux questlons est la möme: II ne s'aglt pas d'un transfert de 
charges vers les cantons. La dlsposltlon que vous allez 
adopter, par rapport au texte Initial du Conseil federal et a la 
verslon adoptee par le Conseil des Etats, est une decharge 
pour les cantons, pulsque, en prlnclpe, a 1a fln de la perlode 
de 400 Jours, les chOmeurs qul n'auralent pas reussl a rein­
tegrer le marche du travall seralent a 1a charge des servlces 
soclaux, cantonaux ou communaux, alors qu'avec la dlsposl­
tlon qu'on lntrodult on llbere au contralre les cantons et les 
communes d'une charge supplementalre. Vous, vous vou­
drlez les !Iberer a 100 pour cent et nous, nous demandons 
que les cantons partlclpent modestement aux coOts de cette 
mesure. Mals, par rapport a la sltuatlon Initiale de la lol, nous 
liberons les cantons, nous ne les chargeons pas davantage. 
C'est donc quelque chose qul pourralt devolr ötre compense 
dans le cadre de la perequatlon flnanciere, mals je ne pense 
pas qu'on entre dans ce type de calcul. Comme Je l'al dlt, II 
s'aglt d'une depense de l'ordre de 30 mllllons de francs pour 
l'assurance-chömage. Ce n'est pas quelque chose qul Justi­
fle la remise en cause de la perequatlon flnanclere. 

Abstimmung -- Vote 
<namentlich- nomlnatif; Beilage-Annexe 01.019/2051) 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 101 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 64 Stimmen t , 

s,'i.J.e ~-,r 
ArL 28 Abs. 1ter r z G.~ 
Antrag der Kommission . .,J • r /J • -,. 
Mehrheit I 
ZUstlmmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Genner, Berberat, Fässler, Goll, Meier-Schatz, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm) 
Festhalten 

ArL 28 al. 1ter 
Proposition de 1a commlsslon 
MajoriM 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 
Minorlts 
(Genner, Berberat, Fässler, Goll, Meier-Schatz, Rechstelner 
Paul, Rennwald, Strahm) 
Malntenlr 

Genner Ruth (G, ZH): Ich gelange beim vorliegenden Arti­
kel mit dem Minderheitsantrag an Sie, mit der Bitte, an unse­
rem Entscheid vom 12. Dezember 2001 festzuhalten. Wa­
rum das? 
In Artikel 28 geht es um eine Personengruppe, die aufgrund 
von Schwangerschaft, Krankheit oder Unfall vorQbergehend 
nicht vermlttlungsfahlg lsl Diese Personen haben Innerhalb 
einer bestimmten Rahmenfrist fOr eine bestimmte Zelt 
Anspruch auf Taggelder. Mein Minderheitsantrag will nun 
Personen, die krank oder verunfallt und ausserdem älter als 
55 Jahre sind, besser - oder sagen wir, Ihrem Alter entspre­
chend etwas schonungsvoller - behandeln. Wir alle· wissen, 
dass diejenigen Personen, die mehr als 55 Jahre alt sind 
und Im Arbeitsmarkt neu eine stelle suchen massen, es 
nicht gerade einfach haben. Personen, die mehr als 
55 Jahre alt, krank oder gar verunfallt sind, haben nicht nur 
eine massiv eingeschränkte Vermlttlungsmögllchkelt oder 
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Vermittlungschance, sie haben auch längere Genesungs­
und Rekonvaleszenzzelten. 
Ich möchte Sie bei dieser Gelegenheit nochmals daran erin­
nern, dass die SGK einmal einen Mitbericht zur Revision des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes gemacht hal Gerade 
die SGK hat sich dabei zur besonders schwierigen Situation 
der Ober 55-Jahrlgen Im Arbeitsmarkt geäusserl In Klam­
mem sei mir die Feststellung erlaubt, dass eine Minderheit 
der SGK diese kritische Altersgrenze ger bei 50 Jahren an­
gesetzt hal 55 Jahre sind eine wlllkOrllch gesetzte Alters­
grenze, die Realität nimmt darauf keine Rücksicht. 
Die Mehrheit der WAK hat diesen Bericht der SGK offen­
sichtlich vergessen, schwierige Fälle ausgeblendet, ältere 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vergessen. Mein Min­
derheitsantrag will der besonderen Situation dieser älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Rechnung tragen und 
eben auch sie wieder In den Arbeitsprozess zurQckfllhren, 
möglicherweise, nicht zwingend, mit etwas mehr Unterstat­
zung, einer Unterstotzung, welche sich angesichts der dro­
henden Sozialfälle unbedingt lohnt. 
Ich bitte Sie um Zustimmung zum Minderheitsantrag. 

La pnisldente (Maury Pasquler Llllane, presldente): Le 
groupe democrate-chretlen communlque qu'II soutlent 1a 
majorlte. 

Robblanl Melnrado (C, Tl): J'almerals vous lnvlter prendre 
en conslderatlon le falt que ce sont d'abord les chömeurs les 
plus Agas qul courent le rlsque de connattre des perlodes 
d'lncapaclte de travall. Ce sont eux qul ont souvent une pe­
rlode de chömage plus longue et sont donc plus largement 
exposes aux rlsques de maladle. Et c'est aussl parml eux 
que le chömage est souvent la consequence de dlfflcultes 
dasante. 
J'almerals aussl vous lnvlter a prendre en conslderatlon le 
falt que ces personnes ont blen sOr la posslblllte da s'assu­
rer. lndMduellement contre l'lncapaclte de travall, mals que 
dans ce cas, en ralson de leur äge, elles sont appelees a 
payer des prlmes presque lnsupportables. J'al vu des cas 
concrets oCI on demandalt des prlmes se montant a 400 ou 
500 francs par mols. Donc, II me parait parfaltement equlta­
ble d'allonger au molns d'un mols la perlode d'lncapeclte de 
travall couverte par l'assurance-chOmage. C'est une modlfl­
catlon tres moderee, mals d'autant plus lmportante pour 
cette categorle de chömeurs dont les dlfflcultes et les desa­
vantages s'accumulenl 
Je vous lnvlte donc a soutenlr 1a proposltlon de mlnorlte 
Genner. 

La pnisldente (Maury Pasquler Lßlane, presldente): Le 
groupe radlcal-democratlque et le groupe liberal communl­
quent qu'lls soutlennent la majorlte. Le groupe soclallste 
soutlent 1a mlnorlte. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour 1a commlsslon: Le 
nombre maxlmum des lndemnltes Journalleres pour maladie, 
accldent ou grossesse a ete augmente de 34 a 44 Jours. 
44 lndemnltes Joumalleres en cas d'lncapaclte de travall font 
une couverture de deux fols 30 Jours cMls par an, c'est-a­
dlre que cela revlent a toucher deux fols 22 lndemnltes Jour­
nalleres, pendant le delal-cadre d'lndemnlsatlon. 
Pour assurer aux personnes de plus de 55 ans une couver­
ture sufflsante, nous avlons etendu le nombre maxlmum des 
lndemnltes de 44 a 66 Jours. Vous avez entendu les propos 
de Mme Genner qul a expllque les ralsons de cette exten­
slon, ralsons qul trouvalt aussl leur orlglne dans une proposl­
tlon qul nous avalt ete soumlse par la Commlsslon de 1a 
securlte soclale et de la sante publlque. Elle repondalt a un 
besoln legitime, ralson pour laquelle nous avlons adopte 
cette proposltlon. 
Le Conseil des Etats a declde de blffer cet allnea. Flnale­
ment, la majorlte de la CER - Je fals mol-mOme partle de 1a 
mlnorlte - rejolnt l'analyse du Conseil des Etats. Salon celle­
cl, on lalsseralt sous-entendre - c'est l'une des argumenta-
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tions qui a 6te utllisee hier au cours de notre debat en com­
mlsslon - qu'une persome de plus de 55 ans auralt une 
duree moyenne de maladle superleure ä celie des Jeunes. 
Ce phenomene-la est en falt, selon 1a majorlte de la commis­
slon, une penallsatlon des personnes un peu plus ägees qul 
sont touJours en marge du marche du travall. 
La majorite de 1a commlsslon vous propose donc d'adherer 
ä la declslon du Conseil des Etats. 

Pelll FuMo (R, TI), für die Kommission: Mit 14 zu 8 Stim­
men beantragt Ihnen die Kommission, Artikel 28 Absatz 1ter 
zu streichen und dem Ständerat zu folgen. Es geht um die 
Taggelder, welche ausgerichtet werden können, wenn eine 
Person krank und somit nicht vermittelbar Ist Diese Taggel­
der wurden In der Vorlage von 34 auf 44 erhöht Die Minder­
heit möchte - wie der Nationalrat In der ersten Beratung mit 
Stichentscheid der Präsidentin - den Versicherten, die mehr 
als 55 Jahre alt sind, eine Ausdehnung auf 66 Taggelder ge­
währen. 
Laut der Mehrheit wQrde eine solche Regel ein Zeichen In 
einer falschen Richtung setzen und eine ungerechtfertigte 
Disparität zwischen Versicherten schaffen. Man sieht nicht 
ein, warum die Krankheit eines jungen Arbeitslosen und die 
Krankheit eines 55-jährigen Arbeitslosen In Bezug auf die 
Taggelder wegen der provisorischen Unvermlttelbarkelt an­
ders zu behandeln sein sollen. Wenn es einen Sinn hat, das 
Alter als erschwerendes Kriterium für die Vermlttelbarkelt zu 
betrachten und deshalb mehr Taggelder - 520 statt 400 - fflr 
Arbeitslose Ober 55 vorzusehen, so beeinträchtigt das Alter 
zum Glück nicht die Erholungszeit nach einer Krankheit. 
Der Antrag der Minderheit Ist deshalb OberflOsslg, und Ich 
bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: A l'artlcle 28 all­
nea 1 ter, nous vous lnvltons ä sulvre la proposltlon de 1a ma­
jorlte. Les arguments ont ete developpes par les deux rap­
porteurs. Nous constatons slmplement que 1a dlsposltion 
contenue dans le proJet entrafne une amelioratlon par rap­
port ä 1a sltuatlon actuelle. La mlnorite voudralt aller encore 
plus loln; nous pensons que ce n'est pas souhaltable pour 
les ralsons lndlquoos par les rapporteurs. 
Nous vous lnvltons ä soutenlr la proposltlon de la maJorlte. 

Abstimmung - Vote 
Far den Antrag der Mehrheit •.•• 90 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 64 Stimmen 

Art. 53 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Mfnderhslt 
(Pelil, Bohrer, Donze, Ehrler, Engelberger, Favre, Maltre, 
Meier-Schatz, Raggenbass, Tschuppert) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 53 al.1 
Proposition de la commlsslon 
Majorltt§ 
Malntenlr 
M/norlte 
(Pelll, BQhrer, Donze, Ehrler, Engelberger, Favre, Maltre, 
Meler-SChatz, Raggenbass, Tschuppert) 
Adherer ä la declslon du Conseil des Etats 

FaYre cnar1es (H, VU): L8 po1nt que nous avons a tralter 
malntenant est d'une importance polltlque plus falble que les 
polnts que nous avons traltes tout ä l'heure. Cependant, je 
solllclte votre attentlon et Je vous demande de soutenlr la 
proposltlon de mlnorite. 
En effet, nous parlons lcl de clrconstances partlculleres, ä 
savolr la fallllte de l'employeur, et nous savons que ces sltua­
tlons sont partlcullerement complexes, dlfflclles ä garer, lon­
gues et douloureuses aussl blen pour les travallleurs que 

pour l'employeur. II s'aglt donc de mettre sur pled une proce­
dure qul n'augmente pas la complexlte de cette sltuatlon, en 
partlculler pour evlter de compllquer les choses pour les tra­
vallleurs. Alnsl donc, II nous paraft Judlcleux que dans ces sl­
tuatlons-lä le travallleur sache clalrement ce qu'II a ä faire, 
notamment a deposer sa demande aup* d'une seule lns­
tance, ä savoir 1a calsse publlque. En effet, II paratt tout de 
möme älfficlle de defendre l'idee selon laquelle de multiples 
calsses auralent ä s'occuper d'une seule et möme tallllte et II 
semble beaucoup plus logique que 98 solt ä une seule 
calsse, ä savolr la calsse publlque, de s'occuper de l'ensem­
ble descas. 
A travers cette proposltlon de mlnorlte, II ne s'aglt pas de re­
mettre en cause l'utlllte des calsses d'associatlon. II s'aglt, Je 
crols, d'aller au plus simple dans cette sltuatlon complexe. II 
s'agit egalement de proflter de l'occaslon pour ellmlner l'une 
des dlvergences qul persistent avec le Conseil des Etats. 
Alnsl donc, Je vous demande de blen voulolr soutenlr la pro­
positlon de mlnorite et je vous lndlque par lä mäme que le 
groupe radlcal-democratlque la soutlendra aussi. 

La pruldente (Maury Pasquler Ullane, presldente): Le 
groupe democrate-chretten communique qu'II soutlent la ml­
norlte. 

Rechstelner Paul (S, SG): Wie Herr Favre gesagt hat, be­
handelt diese Gesetzesrevision nicht die wichtigsten Fragen. 
Die Leistungen und die Beiträge sind viel wichtiger. Es geht 
um die schlichte Frage: Können auch Verbandskassen die 
lnsolvenzentschädlgung wie die Arbeitslosenentschädigung 
abwickeln? Die Logik des Gesetzes spricht dafür. Gemäss 
der Begründung von Herrn Favre mOsste man die heutige 
Kassenvielfalt Oberhaupt beseitigen und nur noch eine Form 
von Kassen zulassen. Das Ist aber nicht der Sinn der ge­
setzlichen Ordnung, die eben den Pluralismus der Kassen, 
die Kassenvielfalt, vorsieht - also Verbandskassen genauso 
wie öffentliche Kassen. Hier haben wir die eigenartige Situa­
tion, dass der Sprecher der freisinnig-demokratischen Frak­
tion, Herr Favre, nun das Monopol vertritt und die Mehrheit 
die Kassenvielfalt, mit der wir gut gelebt haben. Es gilt hier 
bei der lnsolvenzentschädlgung genau dieselbe Argumenta­
tion wie bei den Leistungen der Arbeitslosenversicherung. 
Oberhaupt Das Krtlerlum können nicht die Interessen der 
öffentlichen Kassen sein, sondern massen die Interessen 
der Versicherten sein. FOr die Versicherten Ist es von Vortell, 
wenn sie die lnsolvenzentschädlgung bei derselben Kasse 
abwickeln können wie die Arbeitslosenentschädlgungen. 
Das spricht dafür, diese Korrektur hier zu machen. Bel der 
Formulierung des Gesetzes gäbe es Im Ständerat vielleicht 
dann noch Möglichkeiten für Kompromisslösungen. 
Damit diese aber möglich werden, braucht es hier nun den 
Entscheid gemäss Mehrheit, nämlich die Differenz aufrecht­
zuerhalten. 

La pr'81dente (Maury Pasquler Llllane, presldente): Le 
groupe liberal communlque qu'II soutlent 1a mlnorlte. Le 
groupe ecologlste soutlent la majorite. 

Zupplger Bruno CV. ZH): FOr die SVP-Fraktlon Ist nicht ein­
zusehen, warum Im Falle eines Konkurses eine Verbands­
kasse, welche die genau gleichen Aufgaben erfüllen und die 
gleichen Leistungen erbringen muss wie eine öffentliche 
Kasse, hier eigentlich ausgeschaltet werden soll. Im Sinne 
einer liberalen Haltung und zur Stärkung der Verbandakas­
sen beantrage Ich Ihnen Im Namen der SVP-Fraktlon, die 
Menme11 zu umers1atzen. 

Pelll Fulvlo (R, TI), für die Kommission: Mit 12 zu 10 Stim­
men beantragt Ihnen die Kommission, an der Fassung unse­
res Rates festzuhalten. Laut Ständerat sind alle Vollzugsor­
gane eindeutig der Auffassung, man sollte die Aufgabe der 
Ausrichtung der Insolvenzentschädigung nur den öffentli­
chen Kassen anvertrauen. Man hat behauptet, dass die Aus­
richtung der Entschädigung Im Rahmen desselben Konkur-
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ses seitens mehrerer Kassen eine unnötige Erschwerung 
bedeuten WOrde. 
Die Mehrheit glaubt dagegen, es sei notwendig, auch auf 
diesem Gebiet eine Offnung herbelzufOhren und den 
Verbandskassen ebenfalls zu erlauben, Insolvenzentschädi­
gungen auszurichten. Wettbewerbsglaube oder Interessen­
sache? Auf Jeden Fall handelt es sich nicht um einen 
schweren Fall. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: Nous 
avions lntrodult ä l'artlcle 53 allnea 1 er la notlon de «calsse 
de chOmage prlvN», et non pas de «calsse d'assoclatlon», 
expresslon qul est d'allleurs remplaooe aux artlcles 77 et 78 
par l'expresslon cccalsses de chOmage prlvees ... 
II s'aglt lcl d'une ragle trt.s speclflque Hee ä la fallllte - vous 
l'avez entendu ä plusleurs reprlses. II s'aglt de preclser sl, en 
cas de fallllte, les employ6s dolvent s~adresser ä une seule 
ou ä plusleurs calsses pour faire valolr leurs drolts. II s'aglt, 
en falt, d'opter pour une solutlon simple et coherente. 
La maJorlte de la commlsslon vous demande de malntenlr la 
declslon de notre Conseil et d'lnclure les calsses d'associa­
tlon afln de faclllter les demarches des personnes concer­
nees. Ble renonce par cons~uent ä la formulatlon restrlc­
tlve qul a ete proposee par le Conseil federal et adoptee par 
le Conseil des Etats. 
Par 12 volx contre 10, la commlsslon vous propose de maln­
tenlr la declslon de notre Conseil. 

Couchepln Pascal, conselller federal: L:artlcle 53 n'est pas 
declslf, c'est le molns qu'on pulsse dlre, mals II presente un 
certaln lnterit notamment pour les calsses d'assoclatlon qul 
defendent leurs parts de marche - soyons clalr sur l'objectlf 
de 1a majorlte. 
Le Conseil federal souhalte dans ce cas que l'on evite l'ac­
crolssement des täches administratives, c'est la ralson pour 
laquelle II voudralt concentrer les demandes d'lndemnlsatfon 
auprt.s des calsses publlques. Prenons le cas de la fallllte de 
l'entreprlse SWlssair: sl la solutlon de la majorlte etalt en 
vlgueur, les demandes d'lndemnlsatfon des employ6s de 
Swlssalr auralent dO Otre deposees dans une vlngtalne de 
calsses differentes. C'est une perte de temps et d'argent, 
cela compllque lnutllement 1a procedure; mals ce sont quand 
mime des cas exceptfonnels, du molns esperons-le. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Minderheit .... 87 Stimmen 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 79 Stimmen 

Art. 59 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 3bls 
.... wenn: 
a. sie Im .... 
b •••.• Fall geeignet Ist, die .... 
Abs. 3ter 
.... Qbemlmmt 60 Prozent. die Kantone 40 Prozent .... 

Minderheit 
(Pelll, Baader Caspar, BOhrer, Engelberger, Favre, Gysln 
Hans-Rudolf, Kaufmann, Oehrll, Schlbll, Tschuppert, Wancf.. 
fluh, Zupplger) 
Abs. 3bls, 3ter 
ZUstlmmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 59 
1-'roposmon ae ta commtSSlon 
MaJorlte 
Al. 3b/s 

a. Adherer ä la declslon du Conseil des Etats 
(la modlflcaUon ne conceme que le texte allemand) 
b. que la mesure solt lndlquN .... 
Al. 3ter 
.... prlse en charge ä 60 pour cent .... et ä 40 pour cent •••• 
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Minorlte 
(Pelll, Baader Caspar, BOhrer, Engelberger, Favre, Gysln 
Hans-Rudolf, Kaufmann, Oehrll, Schlbll, Tschuppert, Wand­
fluh, ZUpplger) 
Al. 3bls, 3ter 
Adherer ä 1a declslon du Conseil des Etats 

ZUpplger Bruno r,,, ZH): Bel Artikel 59 geht es um eine 
Sonderregelung für Altere Arbeitslose Im Bereich von ar­
beltsmarktllchen Messnahmen; sie soll der Förderung der 
Wiedereingliederung In den Arbeitsmarkt dienen. Tatsache 
Ist, dess hier eigentlich die Frage gestellt werden muss, ob 
für Ausgesteuerte weiterhin die Arbeitslosenkasse zuständig 
sein soll oder ob nicht nach dieser Frist, bei der Aussteue­
rung, die Fürsorge zum Zuge kommen soll. Wenn wir hier 
zusUmmen, dann stimmen wir glelchzeltlg einer Aufwei­
chung der Höchstdauer der TaggeldbezQge und der Grund­
sätze Im Arbeltslosenverslcherungsgesetz zu. 
Im Namen einer starken Minderheit der WAK - sie unterlag 
bei einem Stimmenverhältnis von 13 zu 12 - und Im Namen 
der SVP-Fraktlon beantrage Ich Ihnen, dem Bundesrat und 
dem Ständerat zu folgen, und zwar aus folgenden Gründen: 
Ausgesteuerte Arbeitslose, welche bereits 400 Taggelder 
bezogen haben, können besser und Individueller durch die 
FOrsorgebehOrden betreut werden; die Fürsorgebehörden 
können auch bei arbeltsmarktllchen Massnahmen und bei 
der Wiedereingliederung In den Arbeitsmarkt behilflich sein. 
Sie können das vlellelcht sogar besser als die Arbeitslosen­
kassen, wenn diese nach 400 Tagen keinen Erfolg gehabt 
haben. Wenn die 400 Tage nämlich nicht ausreichen, um ge­
eignete Messnahmen zur Wlederelngllederung zu finden, 
dann mOssen neue Massnahmen getroffen werden. Mir Ist 
selbstverständlich bewusst, dass sich gerade für Altere Ar­
beitslose die arbeltsmarktllchen Messnahmen nicht gleich 
auswirken wie für die jüngeren; aber Ich glaube, gerade für 
diese hart betroffenen Leute Ist es besser, wenn sie lndlvldu­
ell betreut werden. Wissen Sie, wenn Sie diese Regelung 
jetzt so aufweichen, wie es die Mehrheit will, dann besteht 
zumindest eine latente Gefahr, dass Aufgaben, welche 
heute der Fürsorge obliegen, schleichend neu den Organen 
gemäss Avig übertragen werden. 
Aus diesen Gründen bitte Ich Sie Im Namen der SVP-Frak­
tlon und der Minderheit der WAK, dem Antrag der Minderheit 
der WAK zuzustimmen. 

Schneider Johann N. (R, BE): Die FDP-Fraktion sUmmt mit 
Ihrer einstimmigen Delegatfon In der WAK und beantragt ge­
mäss Minderheit die Streichung der Absätze 3bls und 3ter. 
Die Systemgrenze des Avlg darf nicht ohne weitere Limitie­
rung Oberschritten werden. Auch wenn sich die Kantone zu 
40 Prozent an den Kosten beteUlgen WOrden, rechtfertigt 
sich dieser Ausbau nicht. Werden die beiden Absätze gestri­
chen, so hindert dies die Ausgesteuerten noch nicht daran, 
an arbeltsmarktllchen Massnahmen teilzunehmen, dann al­
lerdings ganz auf Kosten der Kantone. 
Die FDP-Fraktion beantragt Ihnen deshalb die Streichung 
der Absätze 3bls und 3ter. 

Ehrler Melchlor (C, AG): Die CVP-Fraktlon empfiehlt Ihnen 
Zustimmung zur Mehrheit. 
Es geht hier für uns um zwei Fragen: Es geht zum einen um 
eine Prinzipienfrage und zum anderen um die Frage, wer 
hier bezahlt. 
Zuerst zur Prinzipienfrage: Man kann sich auf den formalisti­
schen Standpunkt stellen und eine klare Trennung zwischen 
den Bereichen Arbeitslosenversicherung und Fürsorge for­
aern. Man Kann s1cn aoer aucn - aas ist aas, was wir wn -
auf den Standpunkt stellen, dass wir alles zu unternehmen 
haben, um den betroffenen Menschen die Wlederelngllede­
rung zu ermöglichen, damit sie nicht zu FQrsorgefällen wer­
den. In diesem Spannungsfeld Ist die CVP-Fraktlon nicht fQr 
den formalistischen Standpunkt. Wir wollen Wiedereinglie­
derung statt Fürsorge. 
Zur finanziellen Frage: Es Ist natürlich schon so, dess Je 
nach Ausgestaltung dieses Artikels die Versuchung beste-
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hen kann, dass die Kantone möglichst viel der- Versicherung 
anlasten. Mit Rücksicht darauf hat die Kommissionsmehrheit 
zwei Präzisierungen angebracht, die fOr uns wichtig sind: 
1. Die Anforderungen an die Massnahmen müssen nicht nur 
geeignet erscheinen, sondern auch geeignet sein. die Wie­
dereingliederung zu fördern. 
2. Der Kostenverteiler zwischen Bund und Kantonen beläuft 
sich jetzt nach dem Vorschlag der Kommissionsmehrheit 
nicht mehr auf 20 zu 80, also 80 Prozent fOr den Bund und 
20 Prozent fQr die Kantone, sondern auf 60 zu 40. 
Wir gehen davon aus, dass das Mlssbrauchspotenzlal mit 
dieser Präzisierung eingeschränkt ist. 
Die CVP-Fraktlon - Ich wiederhole es - Ist fOr Wlederelnglle­
derung. Sie möchte nicht, dass diese Leute zu Fürsorgefäl­
len werden und empfiehlt Ihnen deshalb, die Mehrheit zu 
unterstOtzen. 

Donze Walter (E, BE): Die evangelische und unabhängige 
Fraktion Ist hier klar auf der Seite der Mehrheit. Für uns han­
delt es sich um eine arbeltsmarktllche Massnahme fOr Aus­
gesteuerte, die das 55. Altersjahr überschritten haben. Es 
geht um Massnahmen, die geeignet sind, die Wiedereinglie­
derung zu fördern. Die betroffenen Leute sind keine Fälle für 
die FDrsorge. Zugegeben, sie haben Leistungen der Arbelts­
losenverslcherungskasse bezogen; sie sind aber möglicher­
weise Opfer von Umstrukturierungen geworden, und es Ist 
für sie erniedrigend, den Gang zur Fürsorge machen zu 
müssen. Ebenso gut kann man Ihnen eine lndMduelle Bera­
tung durch das Regionale Arbeltsvermlttlungszentrum ge­
ben. Mich wundert, dass hier gerade diejenigen Teile un­
seres Rates, die diesen Leuten Wohlstand versprochen ha­
ben und die nicht unbedingt zu den Förderern von Sozial­
leistungen gehören, fQr die Minderheit eintreten. 
Machen Sie sich nochmals klar, dass es hier um Leute geht, 
die eine grosse berufliche Erfahrung haben. Möglicherweise 
müssen sie einen Umschulungskurs oder eine Weiterbildung 
machen, damit sie in die selbstständige Erwerbstätigkeit ein­
steigen können. Sie sind nicht "Ausschuss» unserer moder­
nen Wirtschaft, sie sind Angestellte, sie sind eventuell 
Kaderleute, die noch etwas leisten dürfen und die dank die­
ser Massnahmen wieder Ins Erwerbsleben Integriert werden 
sollen. Die Mehrheit der Kommission kommt Ihnen entge­
gen. Herr Ehrler hat es bereits gesagt Es geht nur um wirk­
same Massnahmen, und die Kantone sollen statt der bisher 
vorgesehenen 20 Prozent nun 40 Prozent der Kosten über­
nehmen. 
Ich hoffe deshalb, dass Sie der Mehrheit folgen können. 

Strahm Rudolf (S, BE): Ich bitte Sie dringend, In dieser 
Frage der Mehrheit der WAK und damit übrigens auch ei­
nem Beschluss, den wir schon gefillt haben, und auch den 
Empfehlungen der Kommission fQr soziale Sicherheit und 
Gesundheit zu folgen. 
Ober 55 Jahre alte Ausgesteuerte sollen, wenn Sie der 
Mehrheit der WAK folgen, auch an arbeltsmarktllchen Mass­
nahmen teilnehmen können, wenn das Amt zum Schluss 
kommt, dass dadurch die Erwerbsfähigkeit verbessert wird 
und dass sie dadurch wieder Integrierbar werden. 
Ich bin etwas erstaunt, dass der Industrielle Schneider, der 
den Arbeitsmarkt kennt, diesen Beschluss bekämpft. Er 
welss doch - und viele hier drin wissen es -. wie schwierig 
es Ist, eine Person, die Ober 55 Jahre alt Ist und den Job ver­
loren hat, noch In den Arbeitsmarkt zu Integrieren. Das sind 
nicht DrDckeberger, sondern es sind zum Tell Kaderleute, In­
genieure, Architekten oder Betriebsleiter, die man nicht mehr 
oraucht und die mit 55 oder 59 Jahren Opfer einer Umstruk­
turierung werden. Es gibt auch Leute, die gesundheitliche 
Probleme haben, wie z. B. ein Plattenleger, der 30 Jahre auf 
den Knien gearbeitet hat und jetzt nicht mehr "arbeltsmarkt­
fählg» Ist. Dann sind diese Leute 55 oder 58 Jahre alt und 
arbeitslos. Was tun diese Leute? Wer stellt sie noch an? Es 
wird nicht nur wegen des Alters, sondern aUch wegen der 
Pensionskassenkosten schwierig. Sie sind hoch qualifiziert. 
motMert und haben 30 Jahre gearbeitet; dann Ist es auch 

ein psychischer Schock, sieben Jahre vor der Pensionierung 
arbeitslos zu werden. Vielleicht gibt es solche, die eine luxu­
riöse Pensionskasse oder eine Beletage-Versicherung ha­
ben, aber das sind nur die ganz obersten Kader. 
Aber was passiert. wenn diese Leute ausgesteuert sind? Sie 
landen bei der Fürsorge, bei der Gemeinde oder bei der So­
zialhllfe. Sie müssen dann fQnf oder sieben Jahre lang Sozl­
alhllfe beziehen und sind danach ganz sicher nicht mehr In 
den Arbeitsmarkt Integrierbar. 
Ich muss Dbrlgens sagen: Früher, vor der letzten Revision 
des Arbeltslosenverslcherungsgesetzes, war es anders; es 
gab ein so genanntes Perpetuum mobile. Die ilteren Ar­
beitslosen wurden In ein Beschäftigungsprogramm ge­
schickt, konnten nach diesem Beschäftigungsprogramm 
wieder Arbeitslosengelder beziehen und nach Ablauf wieder 
In ein Beschäftigungsprogramm eintreten - bis zum Errei­
chen des Pensionsalters. Das Ist seit der letzten Revision 
nicht mehr möglich. 
Deswegen möchte Ich Sie bitten, Jetzt der Kommissions­
mehrheit zu folgen. Es gibt eben über 55 Jahre alte Leute, 
die z. B. noch einen Versuch unternehmen und selbstständig 
werden wollen oder die noch eine Umschulung machen 
möchten, auch wenn sie schon hoch quaJHlzlert sind. Sie ge­
hören nicht zum alten Elsen, und sie gehören nicht In die So­
zlalhllfe; auch fQr sie soll es deshalb möglich sein, von den 
Wlederelngllederungsmassnahmen zu profitieren. 
Deswegen bitte Ich Sie Im Namen der BP-Fraktion, Im Na­
men der Kommissionsmehrheit und auch Im Namen der 
SGK, die uns einen Mitbericht geschickt hat, am Beschluss 
unseres Rates festzuhalten, d. h., dem Antrag der Mehrheit 
zuzustimmen. Wenn Sie diesen Passus ablehnen, bezahlt 
der Staat nichts. Wer bezahlt dann? Es bezahlt die Sozlal­
hllfe der Gemeinden und der Kantone. Es Ist keine Einspa­
rung, sondern eine reine Kostenüberwä.lzung. Weil das so 
Ist, haben wir einen Kompromiss geschlossen und - auch 
gegenDber dem Ständerat - angeboten, dass sich die 
Kantone an den Mehrkosten fQr diese spezielle Massnahme 
fQr die älteren Ausgesteuerten mit 40 Prozent beteiligen, 
statt mit 5 Prozent, wie dies normalerweise der Fall Ist. Mit 
40 Prozent werden sich die Kantone betelllgen, weil sie 
dann nämlich auch bei der Sozialhilfe sparen. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit der Kommission zu folgen und am 
Beschluss des Rates festzuhalten. 

Genner Ruth (G, ZH): Ich möchte Sie Im Namen der grünen 
Fraktion ersuchen, der Mehrheit der Kommission zuzustim­
men. Ich habe bei einem früheren Artikel über die Alters­
gruppe der über 55-Jährlgen gesprochen, die massive 
Schwierigkeiten haben, sich wieder In dan Arbeitsprozess 
einzugliedern. Hier geht es um die gleiche Altersgruppe, nur 
Ist diese Altersgruppe, von der In diesem Artikel die Rede Ist, 
noch ausgesteuert. Das helsst, diese Gruppe hat noch mehr 
Probleme, sich Oberhaupt wieder In den Arbeitsprozess ein­
zugliedern. Ich meine, das muss unser Ziel sein. Es muss 
unser Ziel sein, Krankheitskosten zu vermelden, F0rsorge­
lelstungen zu vermeiden und eine Destablllsierung Im jewei­
ligen Umfeld dieser Personen zu vermelden. 
Ich verstehe Herrn Schneider Oberhaupt nicht, wenn er sagt, 
wir sollten mit dieser Revision des Arbeltslosenverslche­
rungsgesetzes die Systemgrenze nicht überschreiten, weil 
gerade dieser Ansatz, dass wir mit diesem Modell bei Aus­
gesteuerten eben Fürsorgeleistungen vermeiden können, 
ein guter und ein Innovativer Ansatz Ist. Es Ist schlichtweg 
eine arrogante Haltung, hier mit der Systemgrenze zu argu­
mentieren. 
Gerade der Mitbericht der SGK hat gezeigt, dass durchläs­
sige Lösungen bei Ausgesteuerten notwendig sind. Wir 
müssen beim Gesetzestext auch darauf hinweisen, dass 
keine arbeltsmarktrechtllchen Massnahmen gesetzlich vor­
geschrieben werden, sondern es wird beantragt, dass ge­
eignete Massnahmen zur Wlederelngllederung getroffen 
werden können. Der Artikel wurde ganz spezifisch als Kann­
Vorschrffl formuliert. Ältere Ausgesteuerte sollen damit eine 
besondere Chance erhalten. Eine Chance für diese Leute 
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bedeutet eine Chance ror die Gesellschaft, die sich eben mit 
diesem Innovativen Modell handlungsfähig zeigen und so 
das Problem aktiv angehen kann: eine Gesellschaft, die die 
Leute nicht einfach Im Stich lässt, bis sie schllessllch den 
Gang zum FQrsorgeamt oder zum Sozialamt antreten mos­
sen, was eben notabene nachher die Gemeinden belastet. 
Wir wollen dieses neue Modell, und wir wollen es auch mit 
der Unterstotzung der Kantone. Das Ist nichts anderes als 
recht. 
Deshalb bitten wir Sie, die Mehrheit der Kommission zu un­
terstOtzen. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG), pour la commlsslon: L:artl­
cle 59 allnw 3bls et 3ter a lul aussl, blen sar, retenu lon­
guement notre attentlon, car certalns estlmalent qu'II etalt en 
opposltlon avec le systeme prop* par la lol sur l'assu­
rance-chömage. Or, l'objectlf premler de la lol sur l'assu­
rance-chOmage est et raste la relnsertlon professlonnelle. 
En effet, on s'est souvent PQN la questlon de savolr lesquel­
les des dlsposltlons sur l'lndemn~ de chömage ou des dls­
posltlons relatives au marcM du travall prlment lorsqu'il 
s'aglt d'etabllr le drolt de partlclper a une mesure. 
La majorlte de la commlsslon a apporte une pr~lon a l'ar­
tlcle 59 allnea 3bls, lequel pr~olt concretement qU'une per­
sonne en fln de drolts et ayant plus de 55 ans dolt pouvolr 
partlclper a toutes les mesures du marche du travall, sous 
ruerve blen sOr des restrlctlons affectant certalnes mesu­
res, telle par exemple la contrlbutlon aux frais de deplace­
ment et de sejour quotidian ou hebdomadalre - Je vous 
rappelte slmplement de Jeter un coup d'oeil a l'artlcle 13. La 
preclslon qu'elle apporte assure une partlclpatlon a des me­
sures d'lnsertlon a des personnes ayant un parcours profes­
slonnel dHflclle sl, Je tlens a le soullgner, ces mesures offrent 
une posslblllte concrete de retnsertlon professlonnelle - 11-
sez blen l'artlcle 59 allnea 3bls lettre bl -, c'est en effet la 
condltlon cle. 
Nous avlons reprls, je le rappelle, l'argumentation de la 
sous-commlsslon de 1a Commlsslon de la securlte soclale et 
de la sante publlque, qul a ete chargee d'examlner la sltua­
tlon des travallleurs äges de plus de 55 ans sur le marche du 
travall. Je rappelle slmplement qu'en l'an 2000, nous de­
nombrlons pr~ de 6000 personnes au chömage qul avalent 
passe le cap des 55 ans. Nous estlmons qu'II est lnaccepta­
ble que des personnes arrlvant en 11n de drolts dolvent ttre 
declarees malades ou Invalides pour ttre dependantes de 
l'alde soclale. Cette categorle de travallleurs est repruentee 
de manlere plus que proportlonnelle parml les chOmeurs en 
11n de drolts. En comparalson Internationale, le taux d'occu­
patlon en Sulsse des travallleurs de plus de 55 ans raste tr~ 
eleve et l'evolutlon des salalres raste bonne. Aussl les chO­
meurs de plus de 55 ans ont-lls tout lntertt a relntegrer le 
monde du travall. 
Je vous propose de sulvre la majorlte de la commlsslon et 
de malntenlr l'artlcle 59 allnea 3bls. 
La majorlte de la commlsslon apporte toutefols un correctif 

~ • afln d'lnclter les cantons a un engagement accru, ralson 
pour laquelle eile apporte une modlflcatlon a la cle de repar­
tltlon des charges a l'artlcle 59 allnea 3ter, en demandant 
une partlclpatlon cantonale de 40 pour cent et non plus de 
20 pour cent comme le proposalt le texte Initial que vous 
avlez approuve en decembre demler. 
Je vous propose de soutenlr la proposltlon de la maJorlte. La 
commlsslon a declde par 13 volx contra 12. 

Palll t-uMo (R, Tl), ror ctle Kommission: Der stäncterat 
möchte die Absätze 3bls und Ster von Artlkal 59 streichen, 
aus prlnzlplellen GrOnden, um eine Verwirrung zwischen Ar­
beitslosenversicherung und FQrsorge zu vermelden. Die 
Mehrheit der Kommission beantragt dagegen, auf der Im De­
zember gewählten Lösung zu beharren. Die Kommission 
entschlad mit 18 zu 12 Stimmen. Die Mehrheit der Kommis­
sion glaubt, wichtiger als die Prinzipienfrage sei die Notwen­
dlgkalt, eine Lösung ror das schwere Problem der ausge-
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steuerten Arbeltslosen zu finden, die älter als 55 sind und 
nur mit besonders grossem Effort wlader In den Arbeits­
markt einzugliedern sind. Bevor diese Fälle Sozialfälle wor­
den, lohne es sich, alle Chancen zu nutzen. Wenn andere 
arbeltsrechtllche Massnahmen notzlich erschienen, seien 
besser sie anzuwenden, als den Fall der FQrsorgebehOrde 
zu Qbergeben. GegenQber dem Text, der In der Winterses­
sion vom Rat angenommen wurde, hat die Kommission zwei 
wichtige Änderungen vorgenommen: 
1. Der Ersatz des Verbs «erscheinen» durch das Verb 
"sein». Arbeltsmarktliche Massnahmen sind nur anwendbar, 
falls es fast sicher Ist, dass sie erfolgreich sein werden. 
2. Die Erhöhung des Kantonsantells von 20 auf 40 Prozent. 
Ich bitte Sie, die Mehrheit der Kommission zu unterstotzen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: A l'artlcle 59 allneas 
Sbls et Ster, noi.ls vous lnvltons lnstamment a soutenlr la mi­
norlte Pelll pour les ralsons sulvantes. 
L:assurance-chOmage offre aux chömeurs pendant une pe­
rlode de deux ans diverses mesures de relnsertion. Ce sont 
ensulte les cantons qul prennent la releve par des mesures 
d'asslstance destlnees aux chOmeurs en fln de drolts. Ces 
mesures sont flnancees par les cantons. Cette sltuatlon est 
clalre, eile est conforme au partege des täches entre l'assu­
rance-chOmage et l'alde soclale. C'est le systerne qul est en 
vlgueur aujourd'hul. La proposltlon de la majorlte falt devler 
l'assurance-chömege de son prlncipe de base. 
La proposltlon de la majorlte, qul falt supporter par le fonds 
de compensatlon de l'assurance-chOmege 60 pour cent des 
frais des mesures, entraTneralt un transfert des coOts prls en 
charge par les cantons vers le fonds de compensatlon. Je 
vous rappelle que vous avez renonce, au debut de cette ma­
tlnee, a voter le pour cent de solldarlte et qu'alnsl vous avez 
dlmlnue d'envlron 130 mllllons de francs les ressources de 
l'assurance-chOmage. II faut tenir compte de cette degrada­
tlon de l'equlllbre entre recettes et depenses et ne pas pre­
voir des depenses supplementalres. 
De surcroTt, selon la proposltlon de la majorlte, les partlcl­
pants aux mesures d'occupatlon toucheralent une lndemnlte 
sous forme de salalre qui compteralt comme perlode de cotl­
satlon ouvrant drolt a un nouveau delal-cadre d'lndemnlsa­
tlon. Ce systeme favorlseralt - qul plus est aux frais de 
l'assurance-chOmagel - un aller retour durable entre l'assu­
rance-chOmage et l'alde soclale, permettant alnsl a certalns 
assures de l'assurance-chOmage d'Atre prls en charge pen­
dent dlx ans. 
Le texte adopte precedemment par votre Conseil etalt am­
blgu. II dlsalt: «Les chömeurs en 11n de drolts peuvent partlci­
per a des mesures ...... Qul declde s'lls peuvent partlclper a 
ces mesures? Pour les chOmeurs qul sont encore dans le 
cadre de l'assurance-chömage, la solutlon est simple, c'est 
l'office regional de placement (ORP) qul declde s'lls peuvent 
partlclper ou non a ces mesures. Mals II s'aglt lcl de chO­
meurs qul sortent du cadre de l'assurance-chOmage, on 
crea une amblguite. Est-ce le chOmeur qul declde s'II a drolt 
ou pas de partlclper aux mesures? Est-ce l'alde soclale ou 
est-ce l'ORP? Ce n'est certalnement pas l'ORP. Le texte qul 
est propoN par la majorlte est amblgu. 
Quels seralent les coOts supplementalres qu'entraineralt la 
mlse en oeuvre de cstte dlsposltlon? On ne peut que se be­
ser sur des hypothMes, mals des hypoth~ qul sont fon­
dees sur une analyse des chlffres du nombre de chOmeurs 
en fln de drolts ayant plus de 55 ans. On peut estlmer que la 
mlse en oeuvre de cette dlsposltlon, fausse en sol, entrafne­
u•ll .J"'° \NOlo '"UfJfJl,:(n11.,,11lal1"'° w l'u1.J1.,, ,Je, 40 111illlu11„ ,J„ 

francs. Mals je crois que l'argument essentlel, c'est qu'on 
rompt la loglque du systeme. 
Nous vous lnvltons de manlere lnstante a soutenlr la mlno­
rlte Pelll. 

Abstimmung - \lote 
FOr den Antrag der Mehrheit •••• 97 Stimmen 
FQr den Antrag der Minderheit •••• 75 Stimmen 
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Art. 62 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Der Bundesrat regelt die Elnzelhelten. 

Art. 62al. 3 
Proposition de la commlssion 
Le Conseil f~llral regle les modalitlls. 

Art. 64b Abs. 1 
Antrag der Kommission 
.... berackslchtlgen. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 

Art. 64b al. 1 
Proposition de la commlsslon 
.... mesures. Le Conseil flldllral regle les modalltlls. 

Art. 79 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
•..• Sie mOssen das Reglement der Ausgleichsstelle zur Ge­
nehmigung vorlegen. 

Art. 79 al.1 
Proposition de la commlsslon 
.... lls dolvent soumettre le reglement a l'approbatlon de l'or­
gane de compensatlon. 

Art. 80 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Private Kassen können durch schriftliche Mitteilung an die 
Ausglelchsstelle auf die Anerkennung verzichten .... 
Abs.2 
Die Ausgleichsstelle kann privaten Kassen die Anerkennung 
entziehen, wenn: 

Art. 80 
Proposition de la comm/sslon 
Al.1 
Les calsses prlvlles peuvent.renoncer a l'agrllment en avi­
sant l'organe de compensatlon par llcrlt .... 
Al.2 
t:organe de compensatlon peut retlrer l'agrllment aux cals­
ses prlvlles lorsque: 

Art. 85g Abs. 2 
Antrag der Kommission 
.... geltend. Bel leichtem Verschulden kann sie auf das Gel­
tendmachen Ihrer Ansprache verzichten. 

Art. 85g al. 2 
Proposition de la commlsslon 
.... dus. II peut renoncer a faire valolr ses drotts en cas de 
faute lllg#Jre. 

Art. 100 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
VerfQgungen sind In den Fällen nach den Artikeln 36 Ab­
satz 4, 45 Absatz 4, 59c sowie In den besonders bezeichne­
ten Fällen fOr Ersatzansprache zu erlassen .•.• 

Art. 100 al. 1 
Proposition de 1a commlsslon 
Une dllclslon est rendue dans les cas relevant des art1-
c1es at1 aunea 4, 46 attnea 4, et 59c de meme qua dans las 
cas falsant l'objet d'une demande en rllparatlon .... 

Pelll FuMo (R, Tl), für die Kommission: Bel den Artikeln 62 
Absatz 3, 84b Absatz 1, 79 Absatz 1, 80 Absätze 1 und 2, 
85g Ab~tz 2 und 100 Absatz 1 handelt es sich um Anpas­
sungen der Redaktlonskommlsslon, die bei der PrOfung des 
Gesetzestextes einige materielle LOcken, Unklarheiten und· 
Wldersprache entdeckt haL Die Kommission hat die Anpas-

sungsantrige geprOft und sie als notwendig erachtet Aus 
Granden der Klarheit wurden die Anträge auf die Fahne ge­
druckt, was eine formelle Zustimmung erlaubt 

Meler-SCha1Z Lucrezla (C, SG), pour la commlssion: Vous 
ötes lcl en prllsence de propositlons llmanant de la Commls­
slon de r~actlon. Celle-cl, en analysant le texte de la lol sur 
l'assurance-chOmage, a constatll certalnes petltes lacunes 
et vous propose des correctlfs et des complllments aux artl­
cies 62 alinlla 3, 64b allnlla 1 er, alnsl que des correctlons 
aux artlcles 79 alinlla 1 er, 80 ailnllas 1 er et 2, 85g allnlla 2 et 
1 oo allnlla 1 er. Aucune correctlon matllrlelle n'a lltll appor­
tlle, II s'agit slmplement de pracislons et de clarlflcatlons. 

Angenommen -Adopte 

Art. 90c Abs. 1; Zlff. III 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Rechstelner Paul, Renn­
wald, Strahm, Tschuppert) 
Festhalten 

Art. 90c al. 1; eh. III 
Proposition de la commisslon 
Ma}ortte 
Adhllrer a la dllclslon du Conseil des Etats 
Mlnorfte 
(Goll, Berberat, Fässler, Genner, Rechstelner Paul, Renn­
wald, Strahm, Tschuppert) 
Malntenlr 

La preeldente (Maury Pasquler Llllane, prllsldente): La dll­
cislon concernant les proposltlons de mlnorltll Goll a lltll 
prlse a l'artlcle 3. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte sslon la proposition de la majorfte 
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Bundesgesetz Ober die obllgatorlsche Arbeltslosenver­
alcherung und die lnsolvenzentschldlgung 
Lol Nderale sur l'assurance-ch6mage obllgatolre et l'ln­
dernnite en cas d'lnaolvablllte 

Art. 9b Aba. 1 Bat. a, Aba. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 9b al. 1 let. a. al. 2 
Proposition de /a commlssion 
Adhtlrer ä la d~lon du Conseil national 

Frlck Bruno (C, SZ), fQr die Kommission: Sie haben die 
Fahne erhalten und stellen fest, dass der Nationalrat sehr 
viele Änderungen vorgenommen hat, die nicht auf Differen­
zen zurückzufilhren sind. Ich kann Ihnen das kurz erläutern: 
Die Fahne enthält drei materielle Differenzen, die verblieben 
sind, und eine Reihe weiterer Änderungen. Letztere beruhen 
auf Anregungen der Redaktlonskommlsslon. Es steht der 
Redaktlonskommlsslon zu, den jeweiligen Kommissionen 
bis zum Abschluss des Verfahrens Änderungen vorzuschla­
gen. Diese können gemäss Artikel 32 des Geschäftsver­
kehrsgesetzes ohne weiteres aufgenommen werden. 
Die Redaktlonskommlsslon unter dem Vorsitz unseres Kolle­
gen Rolf Schweiger hat diese Vorlage in verdankenswerter 
Welse bereits frühzeitig Qberarbeltet und einige sprachliche 
Korrekturen angeregt. Sie hat uns aber auch darauf auf­
merksam gemacht, dass einzelne untergeordnete Bestim­
mungen gefehlt haben, beispielsweise die Kompetenz des 
Bundesrates, einzelne Bestimmungen Im Detail zu regeln. 
Sie hat uns diese unterbreitet, und der Nationalrat, der als 
nächster Rat danlber beraten hat, hat sie aufgenommen. Ich 
werde auf Jene Bestimmungen nicht eingehen, ausser Sie 
wOnschen dies. Ich möchte es aber nicht unterlassen, der 
Redaktlonskommlsslon bestens für Ihre Anregungen zu dan­
ken, sie waren wertvoß und richtig. 
Damit kommen wir zur Bereinigung der drei Differenzen: Sie 
betreffen Artikel 9b, Rahmenfristen Im Anschluss an Erzie­
hungszelten, Artikel 27, bezOgllch Massnahmen für Kantone 
mit ernomer ArDens1osig1<e1t, una AlllKel 011, 0ezug11cn Mass­
nahmen ror ausgesteuerte Arbeitslose Ober 55 Jahre. zwei­
mal, nämlich bei den ersten beiden Bestimmungen, geben 
wir In der Substanz dem Nationalrat nach - allerdings mit ei­
nigen kleinen Verbesserungen. Bel der dritten Differenz be­
harren wir auf unserer Lösung. Wir glauben, dass sich der 
Nationalrat In seiner nächsten Lesung - es wird die letzte 
vor einer allfälllgen Einigungskonferenz sein - mit diesem 
Vorgehen einverstanden erklären kann. Dann können wir 
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also auf eine Einigungskonferenz In dieser Sache verzichten 
und die Schlussabstimmung ohne weiteres Ende Session 
durchfilhren. 
Ich beginne mit der ersten Differenz. Artikel 9b Absätze 1 
und 2: Worum geht es? Es geht dem Nationalrat darum, 
eine flexible Lösung fOr Frauen zu erzielen, welche Kinder 
erzogen haben. Nach bisherigem Recht kann nur unmittel­
bar nach der Babypause Arbeltsloslgkelt geltend gemacht 
werden. Neu soll dies bis einer Erziehungsarbeit mit Kindern 
unter 1 o Jahren möglich sein. Das Ist ein Einbruch In das 
bisherige System, weil hiermit eine Art Famlllenpolltlk Ober 
die Arbeitslosenkasse gemacht wird. Wir wollten In dieser 
Frage zwischen den beiden Bereichen sauber trennen. Wir 
sind aber Im Rahmen des Differenzbereinigungsverfahrens 
bereit, einen Einbruch Ins System zu tolerieren und uns Im 
Sinne der Famlllenpolltlk dem Nationalrat anzuschllessen. 

Angenommen -Adoptl§ 

Art. 27 Abs. 5 
Antrag der Kommission 
.... Buchstabe a zeitlich auf jeweils längstens 6 Monate be­
fristet, um höchstens 120 Taggelder .... auch nur filr ein we­
sentliches Teilgebiet .... 

Art.27al.5 
Proposition de /a comm/sslon 
.... peut augmenter temporalrement, et pendent 6 mois au 
maxlmum a chaque fois, de 120 le nombre .... pour une par­
tle lmportante du canton .... 

Frlck Bruno (C, SZ), filr die Kommission: Die nächste ver­
bleibende Differenz finden Sie in Artikel 27 Absatz 5. Es geht 
um die politisch bedeutsame Frage, ob In Kantonen mit 
erhöhter Arbeitslosigkeit der Höchstanspruch um maximal 
120 Taggeider erhöht werden soll. Wir haben dies In beiden 
Lesungen verworfen. Der Nationalrat hat deutlich daran fest­
gehalten, er hat aber auch einige Punkte zusätzlich um­
schrieben. 
Wir schllessen uns dem Beschluss des Nationalrates an, al· 
lerdlngs unter dem Vorbehalt weiterer Präzisierungen. 
Ich möchte Ihnen Absatz 5 kurz erläutern. Die Höchstbe­
zugsdauer kann unter sieben Voraussetzungen erhöht wer­
den: 
1. Es betrifft Kantone mit erhöhter Arbeitslosigkeit. Alle, d. h. 
der Bundesrat und beide Kammern, sind sich einig, dass es 
sich dabei um eine Arbeltsloslgkelt von Ober 5 Prozent wäh­
rend mindestens sechs Monaten handeln muss. 
2. Es Ist ein Gesuch des betroffenen Kantons oder der be­
troffenen Kantone notwendig. Es besteht kein Automatis­
mus, sondern die Massnahme wird auf Gesuch der Kantone 
hin gewährt. 
3. Die Bezugsdauer kann um sechs Monate erhöht werden, 
mit der klaren Absicht, dass es möglich sein sollte, nach Ab­
lauf dieser sechs Monate weitere sechs Monate wiederholt 
anzuschllessen. Innerhalb dieser sechs Monate kann die 
Höchstdauer um 120 Taggelder erhöht werden, filr den be­
troffenen Arbeitslosen Jedoch nur um ein einziges Mal. 
4. Es geht um eine Erhöhung um 120 Taggelder, was eben 
maximal sechs Monaten entspricht. 
5. Dieses Element hat der Nationalrat In seinem Vorschlag 
neu elngefQgt. Wir haben uns ebenfalls bereits In der letzten 
Beratung In dieser Hinsicht geäussert. Die Kantone sollen 
sich mit 20 Prozent an den Kosten beteiligen. 20 Prozent 
sind durchaus ein Ermessensansatz; dieser Ansatz rechtfer­
tigt s1cn aaaurcn, aass a1e Kantone tJamll Wli:Jlllenu1ut1- t111 
Fürsorgeleistungen einsparen, umgekehrt aber durch dieses 
zusätzliche Taggeld auch wieder Steuereinnahmen generie­
ren können. Wir haben uns dieser Beteiligung von 20 Pro­
zent In der Kommission ausdnlckllch angeschlossen und 
haben höhere Beitragssätze verworlen. 
6. Die Massnahme muss sich auf einen Kanton oder ein we­
sentliches Teilgebiet eines Kantons beziehen. Es geht 
darum, dass filr grosse Kantone, welche mehrere Regionen 
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umfassen - wie beispielsweise Bern mit Oberland, ·Emmen­
tal, Seeland oder Jura -, eine sachgerechte Lösung gefun­
den werden kann. Wirtschaftsräume decken sich nämlich 
nicht mit Kantonsräumen, und In Regionen wie dem Jura 
oder der Westschweiz können mehrere Kantone ganz oder 
tellwelse betroffen sein. Diese Bestimmung ermöglicht eine 
flexible, sachgerechte Lösung. 
7. Die Anspruchsberechtigung kn0pft auch hier, wie allge­
mein im Arbeitslosenversicherungsrecht, an den Wohnort 
des Arbeitslosen und nicht etwa an den Arbeitsort an. Das 
soll In diesem Rat der Klarstellung halber gesagt sein. An­
dere Kriterien wären eine Abweichung vom System und Hes­
sen sich weder sachlich begrOnden noch konsequent ver­
wtrkllchen. 
Die Kommission bittet Sie einstimmig, sich mit diesen Ergän­
zungen dem Nationalrat anzuschliessen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Je crois quand /'l'IAme 
que sur ce polnt, II est souhaltable que je m'exprlme. t:artl­
cle 27 est l'un des deux artlcles qui ont une portee polltique 
certalne. II est essentlel que cet allnea 5 soft lntrodult pour 
permettre un plus !arge soutlen a la lol. La modlflcation qul a 
ete apportee par la commlsslon correspond a l'esprlt dans 
lequel nous aurlons appllque la declslon du Conseil natio­
nal. J'ai donc l'impresslon que 1a modlflcation qu'appor­
teralt votre Conseil pourra Atre acceptee par le Conseil na­
tional. 
Pour ce qul nous concerne, nous sommes prits a nous y ral­
lier. Je repllte que ce polnt est lmportant pour le soutlen a la 
lol dans l'oplnlon publlque. 

Angenommen -Adopte 

Art 59 Abs. 3bls, 3ter 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art 59 al. 3bls, 3ter 
Proposition de la commlsslon 
Malntenlr 

Frlck Bruno (C, SZ), fOr die Kommission: Artikel 59 Ab­
satz 3bls Ist Jene Bestimmung, an welcher wir ge/'l'IAss unse­
rem bisherigen Beschluss festhalten wollen. Worum geht 
es? 
Es geht um die Teilnahme von ausgesteuerten Arbeitslosen 
an Massnahmen und Programmen der Arbeltslosenversl­
cherung zur Schulung und Wiedereingliederung. Bereits 
heute können ausgesteuerte Arbeitslose an diesen Pro­
grammen teilnehmen. Die Mögllchkelt Ist gegeben, aller­
dings muss der Kanton fOr die Kosten aufkommen. Der 
Nationalrat will nur etwas ändern, nämlich eine Kostenverla­
gerung zulasten der Arbeitslosenkasse. Nach dem letzten 
Entscheid des Nationalrates WOrde die Arbeitslosenkasse 
60 Prozent und worden die Kantone 40 Prozent Oberneh­
men. Wir glauben, dass diese Massnahme weiterhin Auf­
gabe der Kantone sein muss und dass es ein grosser 
8nbruch Ins System der Arbeitslosenversicherung wäre, 
wenn auch die Massnahmen fOr die ausgesteuerten Arbeits­
losen durch die Arbeitslosenkasse finanziert werden m0ss­
ten. 
Es geht nicht darum, Arbeitslosen eine Massnahme zu ver­
weigern oder zu gestatten - sie besteht ohnehin -, es geht 
nur darum, wer die Kosten trägt: weiterhin der Kanton oder 
neu die Arbeitslosenkasse. 
VVlr spracnen uns in aer l\omm1ss1on mit , zu 2 tmmmen aa­
fOr aus, dass wir die heutige Regelung beibehalten und die 
Kantone fOr die Kosten aufkommen m0ssen. Das Ist der ein­
zige der drei politischen Punkte, wo wir an unserer Fassung 
festhalten. Es Ist von der Ttagwelte her fOr die Arbeitslosen 
der geringste Punkt, hat fOr sie kaum praktische Bedeutung, 
sondern lediglich Auswirkungen auf die Kosten der Kantone. 
Wir bitten Sie, In diesem Punkt am früheren Beschluss fest­
zuhalten. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Nous remerclons la. 
commlsslon de faire cette proposltlon. Aussl blen lcl que lors 
des deliberations au Conseil national, le Conseil federal 
s'est exprlme contre cette adjonctlon qul est, en effet, 
comme ra dlt M. Frlck, un moyen de transferer sur rassu­
rance-chOmage des coOts qul dolvent Atre supportes par 
l'aide soclale du canton ou de la commune. Cela ne slgnlfle 
pas, et je tlens a le redlre, que les chömeurs en fln de drolts 
ne peuvent pas beneficler de la collaboratlon des offlces re­
glonaux de placement. II y a des gens en fln de drolts qul 
restent lnscrlts aux offlces reglonaux de placement et qul be­
neflclent des consells, mals lls ne peuvent pas beneflcler du 
palement par l'assurance-ch0mage de programmes comple­
mentalres de formatlon. Encore une fols, ces programmes 
sont posslbles, mals lls dolvent lltre payes par l'alde soclale 
du canton ou de la commune. Les servlces de l'assurance­
ch0mage mettent a dlsposltion gratultement leurs capacltes 
de consell et de suM des dosslers des ch0meurs. 

Angenommen -Adoptt§ 

Art 62 Abs. 3; 64b Abs. 1; 79 Abs. 1; 80 Abs. 1, 2; 
85g Abs. 2; 100 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art 62 al. 3; 64b al. 1; 79 al. 1; 80 aL 1, 2; 
85g al. 2; 100 al. 1 
Proposition de /a commlsslon 
AdMrer a la declslon du Conseil national 

Frlck Bruno (C, 82), fOr die Kommission: Alle weiteren Än­
derungen sind von der Redaktlonskommlsslon angeregt und 
von unserer Kommission elnhelllg unterstotzt worden. Ich 
verzichte darauf, sie zu erläutern. 

Angenommen -Adoptt§ 
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Bundesgesetz Ober die obligatorische Arbeltslosenver­
slcherung und die lnsolvenzentschldlgung 
Lol f-Wrale sur l'assurance-ch6mage obllgatolre et l'ln­
demnlt, en cas d'lnsolvabllM 

Art. 27 Abe. 5 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Mlndarhalt 
(Rennwald, Berberat, Favre, Goll, Gysln Remo, Martl Wer­
ner, Mugny, Peßl, Rechsteiner Paul, Strahm) 
Festhalten 

Art. 27 al.5 
Proposition da Ja commlsslon 
Majorlts 
AdMrer a la declslon du Conseil des Etats 
Mlnorlts 
(Rennwald, Berberat, Favre, Goll, Gysln Remo, Martl Wer­
ner, Mugny, Pelll, Rechsteiner Paul, Strahm) 
Malntenlr 

Rennwald Jean-Claude (S, JU): Nous sommes lcl presque 
a 1a fln d'un long marathon et a ravant-demlere dlvergence 
de cette loi sur l'assurance-chOmage. A l'artlcle 27 alln~a 5, 
je vous demande de sulvre la mlnorM de la commission et 
aonc de matntenlr Ia veraIon de notre consetl. 
II m'apparan que l'hlstoire de cette dlsposltlon, c'est en quel­
que sorte l'hlstolre d'une d~radatlon contlnue. En effet, on 
est tout d'abord ~ de 520 a 400 lndemnlt•. Je n'y 
revlens pas dans ce cadre, on y revlendra peut-&tre par 
allleurs. Puls, on a decl~ de donner au Conseil federal la 
com~tence de relever le nombre d'lndemnlt• journalleres 
a 520 dans un canton en cas de chOmage eleve, ce qul etatt 
un molndre mal. Ensulte, on a deflnl, en termes de future or-
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donnance, des criteres s'aglssant de ce chOmage eleve, a 
savolr un taux de 5 pour cent durant slx mols au molns, ce 
qul, heureusement, ne se prodult pas tous les matlnsl En­
sulte encore, on a declde de faire partlclper les cantons con­
cem• aux coQts de cette o~ratlon, a ralson de 20 pour 
cent, ce qul me semble quand mime assez penible dens la 
mesure ofJ les cantons touch• sont ~Ja dans une sltuatlon 
dlfflcile. En effet, en cas de chOmage aussl eleve, lls dolvent 
vlvre avec une balsse des recettes flscales et aussl une aug­
mentatlon des depenses de l'alde soclale notamment. 
Apres, on a dlt: •OUI, mals cette dlsposltlon, II ne taudralt 
pas seulement l'appllquer pour un canton, II faudralt aussl 
prMlr cela pour une partle du canton seulement», ce qul 
peut encore se tenir pulsque, par exemple durant la crlse 
des annees septante, dans le canton de Yaud, la Vallee de 
Joux, typlquement horlogere, a conl)u un chOmage nette­
ment plus ~lev~ que le canton de Vaud en moyenne. Et on 
va en rajouter en prevoyant «par une partle lmportante du 
canton seulement». Je trouve que cette dlsposHion esttout a 
la fols floue et dangereuse. Avec ceia, on rlsque de tomber 
dans l'arbltralre. SI j'al blen compris le ralsonnement du 
Conseil des Etats, on a prevu cela parce qu'on a peur que 
cette dlsposltlon ne s'appllque qu'a une seule commune. II 
m'apparatt qu'en fran981s, •une partle du canton», Qa re­
coupe quelque chose d'un peu plus vaste qu'une seule com­
mune. Je me demande pourquol le Conseil des Etats 
manifeste une telle meflance ou une teile deflance dans ce 
casprecls. 
Et on veut encore donner cette com~tence pour une pe­
rlode de 6 mols au maxlmum. Cette adJonctlon-la me paratt 
aussl dengereuse parce qu'elle rtsque de creer une sltuatlon 
d'lnstabll~ pour les chOmeuses et les chOmeurs, mals aussl 
pour les calsses de chOmage. Je crols qu'on c""ra alnsl da­
vantage de precarlte et d'lnsecurite, parce que le couperet 
de Berne tombera au bout de slx mols, et que certalns chO­
meurs et chOmeuses ne sauront plus tres blen ofJ lls en sont 
Dans ce cas, on est en prasence d'une clause qul me paratt 
a la fols compllquN et tres bureaucratique. 
Pour termlner, je dlral que Jusqu'lcl, avec cette dlsposltlon, 
on avait vouiu creer une clause soupape pour les cas dlfflcl­
les. Mals je crols qu'avec ces deux adjonctlons, cette clause 
soupape n'en est plus une. Je pense aussl que lorsqu'on ~ 
legue une competence au Conseil federal, II taut lul accorder 
un mlnlmum de conflance, slnon cette del~atlon de compe­
tence ne fonctlonne plus. SI ce Conseil devalt s'en tenlr a 
la verslon adoptN par le Conseil des Etats avec les deux 
adJonctlons pr~cltees, on n'aurait plus, dans ce texte, une 
clause soupape, mals une clause de deflance. 
Pour termlner, je constate avec bonheur qu'II n"y a pas que 
des gens de gauche dans la mlnorit~. mals aussl deux mem­
bres du groupe radlcal-democratlque, ce qul montre que, 
dans ce pays, II y a encore un certaln nombre de bourgeois 
~alr•. J'espere qu'lls seront majorltalres dans cette salle. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, pr•ldente): Le 
groupe democrate-chretlen communlque qu'II soutlent la 
maJorite. 

Genner Ruth (G, ZH): Wir befinden uns In einem langsa­
men Annäherungsprozess. Insbesondere bei Artikel 27 hat 
sich der Ständerat doch dem Nationalrat angenähert und, 
zumindest was die Formulierung dieses Artikels anbetrifft, 
einiges vom Nationalrat übernommen. 
Der Ständerat hat nun jedoch In seiner letzten Debatte neu 
eine zeHiiche Befristung der Massnahme eingeführt. Damit 
na1 er, so meine 1cn, formal e1n1gw vom Nau1:1ni:llral Ober· 
nommen, aber nicht die mOgllche Dimension des Problems 
verstanden. 
Die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit, einer schweren oder 
erhöhten Arbeitslosigkeit, die gerade die Massnahme der 
Verlängerung der TaggeldansprQche notwendig macht, kann 
doch nicht auf sechs Monate beschränkt werden. Stellen Sie 
sich das doch einmal praktisch vor: Eine Verlängerung auf 
120 Tage, wie sie hier postullert wird, entspricht vier Mo-
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naten. Diese Verlängerungsfrist, die Möglichkeit, dass man 
diese Massnahme Oberhaupt elnfOhrt, soll auf sechs Monate 
beschränkt werden. Das hlesse, dass ja nur ein ganz kleiner 
Tell der Arbeltslosen überhaupt von dieser Massnahme pro­
fitieren könnte. Es sind ja Immer Regionen oder Kantone, 
Tellgeblete von Kantonen, die von dieser Massnahme be­
sonders profitieren sollen, wenn sie von einer erhöhten Ar­
beitslosigkeit betroffen sind. Eine erhöhte Arbeltsloslgkelt Ist 
keine Eintagsfliege. Sie müssen sich konkret in diese Mate­
rie hineinversetzen, und dann sehen Sie, dass die Frist fOr 
diese Massnahme - wenn es Ihnen mit dieser Massnahme 
ernst Ist - offen bleiben muss. 
Ich möchte Sie bmen, den Antrag Rennwald zu unterstotzen. 

Schneider Johann N. (R, BE): Die FDP-Deputation der WAK 
hat sich an der gestrigen vorberatenden Kommissionssit­
zung davon Oberzeugen lassen, dass es sich nicht lohnt, 
eine Differenz zum SUl.nderat bestehen zu lassen. Die FDP­
Fraktion stimmt - wenn auch nicht unisono - der Fassung 
des Ständerates zu. Wir sehen die Notwendigkeit einer Zu­
satzunterstotzung fOr besonders hart betroffene Arbeltslose 
In besonders leidenden Gebieten. Allerdings wollen wir das 
Risiko einer zu extensiven Nutzung einschränken. Die Fas­
sung des Ständerates schränkt zweckmässlg ein und sorgt 
dafür, dass der Anspruch alle sechs Monate neu geprüft 
werden muss. Dies wird nicht zum Nachtell der betroffenen 
Arbeltslosen sein. 
Die FDP-Fraktion stimmt der Fassung des Ständerates zu. 

Polla Barbara (L, GE): Je ne revlendral pas sur les ques­
tlons de fond, mals le groupe liberal se comptera avec les ra­
dlcaux de la mlnorlte dans ce que M. Rennwald appelle les 
bourgeois 6clalr& II sulvra donc la mlnorlte il l'article 'Z1 all­
nea 5, et pour le reste le Conseil des Etats. 
Le groupe liberal adopte cette posltlon pour des ralsons 
essentlellement formelles plus que de fond. En effet, la limi­
tatlon de slx mols n'a pas vralment de justlflcatlon fonda­
mentale, quand on falt le calcul des Jours d'lndemnlt~ con­
cemes, de mllme que le terme «lmportante» qul est evl­
demment lndeflnlssable en tant que tel. Flnalement, nous 
adherons egalement ä l'argument pr~ente par M. Renn­
wald qul dlt que, sl on accorde une competence au Conseil 
federal, II n'est pas vralment de ralsons de la llmlter lmme­
dlatement aussltOt accordee, de la llmlter dans le temps par 
la clause des 6 mols et de fay0n qualitative par le terme «lm­
portante». 
Le groupe liberal sulvra donc la minorlte a l'article 27 all­
nea 5, et pour le raste la majorlte de la commlsslon. 

Rechstelner Paul (S, SG): Ich möchte Sie namens der SP­
Fraktlon ebenfalls ersuchen, der Minderheit zu folgen und 
die vom SUl.nderat formulierten neuen, einschränkenden Be­
dingungen der Bestimmung In Artikel 27 Absatz 5 - die In 
Regionen oder Kantonen, wo die Arbeitslosigkeit erhöht Ist, 
die Erhöhung um 120 Taggelder zulässt- abzulehnen. 
Wenn Insbesondere diese einschränkende Bestimmung der 
sechs Monate drinbleibt, dann entwertet sich der Kompro­
misscharakter dieser Bestimmung sehr stark. Die enge Be­
fristung auf sechs Monate führt Im Ergebnis dazu, dass bei 
der Anwendung dieser Bestimmung eine «HOst-und-hott­
Polltlk», eine «stop-and-go-Polltlk», Platz greifen wird. 
Man muss sehen, dass sie auch nicht sachgerecht Ist, well 
In der Regel beim Aufschwung - wenn die Arbeitslosigkeit 
zurückgeht - zunächst die neu auf den Arbeitsmarkt kom­
menden Personen eine Arbeit finden. In zweiter Linie sind es 
dIeJemgen Leute, aie KUrz amensIos waren, aIe also nocn 
nicht längere Zelt In der Arbeitslosigkeit waren. Erst zuletzt 
werden dann auch die Langzeitarbeitslosen wieder In den 
Arbeitsmarkt Integriert. Mit dieser engen zeitlichen Limitie­
rung werden eigentlich genau die Langzeitarbeitslosen be­
straft; eile Langzeltarbeltslosen sind es, um die es In dieser 
Klausel bezüglich der Erhöhung um 120 Taggelder geht. 
Das fOhrt dazu, dass eigentlich aus dem Stand heraus die 
jeweiligen laggeldansprQche gemäss dieser Befristung von 

jeweils sechs Monaten entstehen und wieder wegfallen -
eine Bestimmung, die keine sachgerechten Entscheidungen 
erlaubt bzw. diese behindert 
In diesem Sinne möchte Ich Sie bitten, der Minderheit zu fol­
gen und bei dieser Bestimmung am Beschluss unseres Ra­
tes festzuhalten. 

La pmldente (Maury Pasquler Lillane, ~ldente): Le 
groupe de l'Unlon democratlque du centre communlque qu'il 
soutlent la majorlte. 

Baader Caspar (V, BL), für die Kommission: Bel der ersten 
der beiden Differenzen, die nach der drmen Beratung des 
Arbeltslosenverslcherungsgesetzes im ständerat verblieben 
sind, beantragt Ihnen die Kommission mit 12 zu 1 o Stimmen, 
dem ständerat zu folgen. 
Der .SUl.nderat Ist grundsätzlich auf die Lösung des National­
rates eingeschwenkt. Dieser hat, mit Artikel 27 Absatz 5, 
dem Bundesrat die Kompetenz eingeräumt, In Kantonen 
oder Tellgebleten von Kantonen mit erhöhter Arbeltslosig­
kelt den Höchstanspruch von 400 Taggeldem um höchstens 
120 Taggelder zu erhöhen. Voraussetzungen sind allerdings, 
dass erstens der betreffende Kanton ein Gesuch stellt und 
sich mit 20 Prozent an den Kosten beteiligt und zweitens 
diese Verlängerung zeitlich zu befristen Ist. 
Der ständerat hat nun diese Voraussetzungen In seiner letz­
ten Fassung noch In zwei Punkten präzisiert. In zeitlicher 
Hinsicht soll der Bundesrat - nach der Fassung des SUl.nde­
rates - diese Erhöhung der Anzahl Taggelder auf jeweils 
maximal sechs Monate befristen können. Das helsst, der 
Bundesrat kann für den betreffenden Kanton oder fOr ein 
Tellgebiet desselben eine maxJmal halbjährige Dauer 
festlegen. Läuft für einen betroffenen Arbeltslosen Innerhalb 
dieser Dauer vorerst der ordentliche, 400-tägige Taggeldan­
spruch weiter und ändert dieser beispielsweise nach zwei 
Monaten, so verlängert sich der Anspruch des Arbeltslosen 
nicht um volle 120 Tage, sondern um die restlichen vier Mo­
nate bis zum Ablauf der sechsmonatigen Frist, d. h., der Ar­
beltslose kann dann noch etwa 80 zusätzliche Taggelder 
beziehen. Allerdings kann der Bundesrat bei andauernder 
erhöhter Arbeltsloslgkelt In einem Kanton diese erste Frist 
um jeweils eine oder mehrere weitere, maximal sechsmona­
tige Perioden verlängern. Dabei kann dann der oben ge­
nannte Arbeltslose In der zweiten Verlängerung noch die 
restlichen 40 zusätzlichen Taggelder beziehen, bis er total 
120 laggelder ausgeschöpft hat. Mit diesen sechsmonati­
gen Fristen kann der Bundesrat alle sechs Monate wieder 
überprüfen, ob die Voraussetzungen der erhöhten Arbeltslo­
slgkelt noch erlOllt sind. 
Die zweite Änderung des Ständerates betrifft eine örtliche 
Präzisierung, Indem det Bundesrat diese Erhöhung der Tag­
gelder nicht für Jeden noch so kleinen Tell eines Kantons, 
sondern nur für wesentliche Teilgebiete bewilligen kann. Da­
mit soll eine gemelndewelse Erhöhung verhindert werden. 
Mit diesen beiden Eingrenzungen soll der Ausnahmecharak­
ter dieser Bestimmung unterstrichen werden. 
Eine Minderheit der Kommission will an der natlonalrätilchen 
Fassung festhalten und lehnt die Ergänzungen gemäss 
Ständerat ab. Ich bme Sie aber, der Mehrheit - sie kam mit 
12 zu 10 Stimmen zustande- zu folgen und den Antrag der 
Minderheit Rennwald abzulehnen. 

Pelll FuMo (R, Tl), pour 1a commlssion: Apres le dernler 
examen du dossier par le Conseil des Etats, n reste deux dl­
vergences seulement. 
La preml&re se 1.rOuve a ra.rl.k.1e z.7 1:111ne1:1 o. L1:1 CU1llff:tll 1.1!:lti 
Etats a suM l'ldee du Conseil national selon laquelle II est 
n~lre que le Conseil federal pulsse prolonger de 400 il 
520 le nombre d'lndemnlt~ Joumalleres, sl un canton ou 
une partie d'un canton devalt se trouver dans une sltuatlon 
de chömage tres eleve. 
Mals 1a regle elaboree par l'admlnlstratlon, que le Conseil 
national a adoptee la semalne passee, a paru lnsufflsam­
ment precise au Conseil des Etats. Celul-cl a voulu y ajouter 

Bullelln ofllclel de fAssernl!lal fed6rale 
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deux limltatlons qul en renforcent le caractere d'exceptlon; 
l'une de nature temporelle, l'autre de nature geographlque. II 
a alnsl pr6vu que le Conseil federal ne pourra proceder a 
l'augmentatlon temporalre que pour des p6riodes de slx 
mols au maxlmum a chaque fols. II a aussl d6clde que la 
mesure ne pourra Atre lntrodulte que sl une partle lmpor­
tante du canton est toucMe par un taux de chOmage tres 
elev1t Cette demlere preclslon a pour but d'evlter que la me­
sure solt appllquee sans qu'au molns une reglon du canton 
solt toucMe. On redoute que l'on pulsse lnvoquer l'excep­
tlon pour des ralsons de polltlque locale 11688, par exemple, 
a la fermeture d'une entreprise. 
Sur l'opportunlte du delal de slx mols, II y a eu en commls­
slon une longue dlscusslon, car son utlllt6 est douteuse. II ne 
taut pas oubller que 120 Jours, cela represente quatre mois, 
et je vous lalsse le soln d'6valuer le rapport entre ces deux 
d61als: slx mols qui peuvent Atre rep6tes et quatre mols 
d'augmentatlon d'lndemnltes. En tout cas, par l'acceptatlon 
d'une duree de slx mols au maxlmum, la maJorite de la com­
mlsslon a voulu slgnaler au Conseil Mderal que l'exceptlon 
ne dolt pas devenlr 1a regle. Personnellement, Je pense qu'II 
l'avalt compris tout seul. 
Par 12 volx contre 10, 1a commlsslon vous propose de suivre 
la verslon du Conseil des Etats et d'ellmlner alnsl cette dlver­
gence. 

Couchepln Pascal, conselller federal: A l'artlcle 27 allnea 5 
selon la verslon du Conseil des Etats, Ja llmltatton lll slx mois 
slgnlfle qu'un chömeur peut toucher 520 lndemnltes jouma­
lleres au plus pendant cette periode. Au terme de ces six 
mols, II n'a plus drolt aux lndemnltes Journalleres mAme s'II 
n'en a pas encore touche 520. Le Conseil federal dolt llmlter 
la prolongatlon a slx mois. Cela slgnlfie que la sltuatlon sera 
analysee apres quatre ou clnq mols avant de d6clder d'une 
nouvelle prolongatlon de slx mols. Aucun chömeur ne bene­
flclera alnsl d'une prolongatlon allant au total au-dela de 
deux ans ou de 520 lndemnltes Joumalieres. 
En ce qul conceme l'adJonctlon de l'expresslon «une partle 
importante du canton», nous n'entendons pas slmplement 
par la une commune mals une reglon sp6clfique d'un can­
ton, par exemple 1a Vallee de Joux, le Jura bernols ou le 
Haut-Valals. Le Conseil federal entendalt Interpreter cette 
dlsposltlon dans ce sens. Cette Interpretation est malntenant 
conflrmee par ecrit, ce qul n'etalt pas forcement n6cessalre 
mais ne derange pas. 
Nous conslderons que les adjonctlons du Conseil des Etats 
ne changent rien quant au fond, c'est la raison pour laquelie 
alles peuvent Atre adoptees. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 89 stimmen 
For den Antrag e!9r Minderheit .... 72 Stimmen 

Art 59 Abs. 3bl8, 3ter 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
ZUstlmmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Goll, Berberat, Gysln Remo, Martl Werner, Mugny, Rech• 
stelner Paul, Rennwald, Strahm) 
Festhalten 

Art 59 al. 3bls, Ster 
Proposil/on de Ja commlsslon 
Majorlte 
Aclh6rer a 11:1 d6clslon du comsell des Etau. 
Minorlte 
(Goll, Berberat, Gysln Remo, Martl Werner, Mugny, Rech­
stelner Paul, Rennwald, Strahm) 
Malntenir 

Goll Christine (S, ZH): Wenn Sie das Amtliche Bulletin des 
Standerates nachlesen, dann stellen Sie eine gewisse Über­
heblichkeit fest Ich erinnere Sie daran, dass unser Rat bei 

Amtliches Bulletin der Bundesveraammlung 

Artikel 59 diese Frage, nämlich das Schloksal der Ober 55-
Jährlgen ausgesteuerten Arbeitslosen, ausfQhrllchstens dis­
kutiert hat. Ich erinnere Sie auch daran, dass die Fassung, 
die der Nationalrat beschlossen hat, auf der Jahrelangen Ar­
beit seiner Kommission filr soziale Sicherheit und Gesund­
heit beruht. Deshalb finde Ich es auch Oberhebllch, wenn der 
Ständerat es nicht einmal fOr nötig befindet, sich mit dieser 
Frage seriös auseinander zu setzen. 
Im Amtlichen Bulletin finden Sie In der letzten Debatte des 
Ständerates die Berichterstattung des Kommissionspräsi­
denten, Herrn Bruno Frick. Er filhrt als einziges Argument 
filr die Ablehnung dieser Bestimmung bei Artikel 59 Ins Feld, 
dass es einzig und allein um die Frage gehe, wer die Kosten 
trage, wenn ausgesteuerte Arbeitslose zu Bildungs- oder 
Beschäftigungsprogrammen zugelassen werden. Diese Be­
hauptung stimmt so nicht Die Realität Ist nämlich folgende: 
Wenn sich der Bund nicht an der Finanzierung von Program­
men filr Ober 55-jährige ausgesteuerte Arbeitslose beteiligt. 
können diese Betroffenen auch nicht aktiv an arbeltsmarktll­
chen Massnahmen teilnehmen. 
Unser Rat hat bereits einen grossen Schritt gemacht Wir 
haben In der letzten Runde In diesem Saal einem Kompro­
miss zugestimmt, Indem wir gesagt haben: Wir sind be­
reit vorzusehen, dass sich die Kantone nicht nur mit 20 Pro­
zent wie in der ursprilngllchen Fassung, sondern sogar mit 
40 Prozent an den Kosten filr arbeltsmarktllche Massnah­
men für Ober 55-Jährlge ausgesteuerte Arbeitslose beteili­
gen. 
Ich möchte Ihnen auch aus persönllcher Erfahrung sagen -
Ich habe Jahrelang Arbeitslosenkurse gegeben -, welche 
DemQtfgung die Aussteuerung filr Arbeitslose grundsätzlich 
bedeutet und welche Dematigung sie vor allem dann bedeu­
tet. wenn diese Leute schon älter sind. In diesem Fall geht 
es einzig und allein um Ober 55-Jährige ausgesteuerte Ar­
beitslose. 
Ich muss Ihnen auch sagen, dass mich die Kehrtwendung 
der CVP-Fraktlon In der WAK erstaunt Die CVP-Fraktlon Ist 
offenbar nicht mehr bereit, diese moderata Bestimmung, 
diese Massnahme filr Ober 55-Jährlge Ausgesteuerte, mitzu­
tragen. Es waren Im Wesentlichen aber gerade auch Mitglie­
der der CVP-Fraktlon, die sich In der Kommission für soziale 
Sicherheit und Gesundheit filr eben diese Massnahmen 
stark gemacht hatten. 
Ich möchte Herrn Bundesrat Couchepln noch eine Frage 
stellen: Ich möchte, dass Sie uns hier In dieser Debatte ein­
mal die Zahlen auf den Tisch legen. Wenn Sie schon sagen, 
heute bestehe für Ober 55-Jährige Ausgesteuerte die Mög­
lichkeit, an solchen Programmen teilzunehmen, möchte Ich 
hier einmal wissen, wie viele es In der Realität sind und wie 
gross der Anteil der Ober 55-Jährigen Ausgesteuerten Ist, die 
eine solche Chance Oberhaupt erhalten. 
Ich möchte Sie also bitten, die Minderheit zu unterstiltzen 
und den Ober 55-Jährlgen Ausgesteuerten eine Chance zu 
geben. 

La presldente (Maury Pasquler Llllane, presldente): Le 
groupe democrate-chretlen communlque qu'li soutlent 1a 
maJorite. 

Genner Ruth (G, ZH): Sie haben es gehört: Es geht bei der 
Gruppe, die In Artikel 59 behandelt wird, um eine ganz spe­
zifische Gruppe, nämlich um arbeitslose Menschen, die 
bereits ausgesteuert und Oberdles Ober 55 Jahre alt sind. 
Das Ist eine Gruppe von Menschen, filr die wir - wie auch 
Immer - Lösungen finden mOssen. Klar können Sie heute 
auf «Kästchencfenken» machen und sagen, der Versuch, 
ausgesteuerte Arbeitslose Innerhalb des Arbeitslosenver­
sicherungsgesetzes aufzufangen, sei systemfremd; doch 
dann haben Sie für die betroffenen Menschen nichts ge­
macht. ccKästchendenken» wird diesem Problem also nicht 
gerecht. Ich möchte Sie bitten, das Ziel nicht aus den Augen 
zu variieren. Wir wollen nämlich auch ausgesteuerte Ar­
beitslose wi6der In den Arbeitsprozess Integrieren, gerade 
weil es darum geht, hohe Kostenfolgen zu vermelden. Ich 
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möchte Sie daran erinnern, dass Gesundheitskosten und 
Sozlalkosten anfallen und FOrsorgegelder ausbezahlt wer­
den müssen, sobald Arbeltslose Ihre Tagesstrukturen variie­
ren. Well es Im Fall von älteren ausgesteuerten Arbeltslosen 
Sinn macht, die Sozialversicherungen Ineinander greifen zu 
lassen, wurde Artikel 59 Absatz 3bls eingeführt Ich möchte 
Sie auch noch einmal daran erinnern, dass der Mitbericht 
der SGK eben genau diese Gruppe von arbeitslosen Män­
nern und Frauen Ober 55 Jahren als besonders kritisch beur­
teilt hat. Gerade diese Gruppe verdient auch besondere 
Massnahmen. Wir können heute den Kopf in den Sand ste­
cken und die Kantone und Gemeinden hängen lassen, aber 
dann mOssen sich andere mit diesem Problem herumschla­
gen. Dieses Gremium kann arrogant Ober die Tatsache hin­
weggehen, dass es diese Menschen gibt. Es Ist aber eine 
Chance vertan, wenn wir diesem Absatz heute nicht zu­
stimmen, weil das lntagratlonsprogramm, wie es hier skiz­
ziert Ist, fQr diese Menschen eine ausgesprochen wichtige 
Chance darstellt. Es sind wahrscheinlich wenige Men­
schen - Herr Bundesrat, wir sind froh, auch von Ihnen diese 
Zahlen zu hören-, aber für diese Menschen sind es lebens­
notwendige Massnahmen. 
Die grüne Fraktion wird die Minderheit Goll unterstützen. 

Schneider Johann N. (R, BE): Die FDP-Fraktion will die Ab­
sätze 3bls und 3ter aufgrund der Empfehlung Ihrer einstim­
migen WAK-Deputatlon streichen. Sie eliminiert damit die 
Differenz zum Ständerat. 
Wir sind der Ansicht, dass den betroffenen Arbeltslosen, die 
Innerhalb dar Frist von 520 Tagen nicht wieder eingegliedert 
werden können, eine näher liegende kantonale Unterstüt­
zung besser hilft als eine eidgenössische Garantie, deren 
Ausmass wir nicht abschätzen können. Die Lösung des 
Ständerates legt die Kompetenzabgrenzung zwischen Bund 
und Kanton eindeutig fest. Die Systemgrenzen bleiben un­
verwlscht, und der Ausbau der Arbeitslosenversicherung 
wird eingeschränkt. Den Betroffenen stehen de arbelts­
marktllchen Massnahmen dennoch offen - wir wissen, dass 
es sich dabei um die Älteren handelt und dass diese mehr 
Mühe beim Finden einer neu~n Arbeitstätigkeit bekunden -, 
allerdings Hegt dies In der alleinigen Verantwortung der Kan­
tone. 
Die FDP-Fraktion will die Absätze 3bls und Ster streichen. 

Gysln Remo (S, BS): Das Anliegen, die arbeltsmarktllchen 
Massnahmen auch den 55-jährlgen und älteren Arbeitslosen 
zu öffnen, Ist ursprünglich ein Anllegen der Kommission für 
soziale Sicherheit und Gesundheit. Wir haben Im Nationalrat 
dazu bereits zwei Kompromisse gemacht, einen ersten 
Kompromiss In Bezug auf das Alter: Ursprünglich haben wir 
auf 50 Jahre tendiert, dann aber 55 Jahre beschlossen. 
Ich möchte In Erinnerung rufen, um wen es hier geht: 55-Jäh­
rlge und ältere Arbeltslose sind nicht mehr - nicht In absolu­
ten und auch nicht In relativen Zahlen - als andere 
arbeitslos, aber sie sind länger arbeitslos. Dabei spielen 
nicht das lndlvlduelle Versagen oder indMduelle Fähigkeiten 
die primäre Rolle, sondern die Konjunkturlage und das Ver­
halten der Arbeitgeberschaft 
Wir haben Im Nationalrat einen zweiten Kompromiss ge­
macht, Indem wir die kantonale Betelllgung von ursprünglich 
20 Prozent und 80 Prozent Beteiligung durch den Bund Ins 
Verhältnis 40 zu 60 verwandelten. Jetzt kommen die Arbeit­
geberschaft, die SVP-Fraktlon und leider auch die CVP­
Fraktlon und sagen: Es bleibt alles beim Alten, wenn wir die 
55-Jährlgen In die Fürsorge schicken. Wissen Sie, was das 
subJekUv ror ein C.tmg ltJI, welche l:mpllmiunyen dil bt:11 a111:r 
ran Arbeltslosen ausgelöst werden? Wissen Sie, wie Sie mit 
älteren Arbeitslosen hier umgehen? Dieser sich unter Druck 
vollziehende Schritt weg von der Arbeltslosenverslcherung 
und hinein in de kantonale Fürsorge Ist eine ganz grosse, 
einschneidende Belastung. 
Es Ist auch eine Art «Zwischenbehörde». die Sie da zwi­
schen Bundesmassnahmen und Betroffenen einschieben. In 
einer Bundeslösung gehen Sie auf die Stufe Kanton zurOck. 

Sie wissen, dass es 26 kantonale Systeme mit 26 unter­
schiedlichen Ermessensspielräumen gibt, und wenn Sie das 
mit den Beamten und Beamtinnen multlpllzleren, dann se­
hen Sie, welche uneinheitliche Lösung Sie zusammen mit 
dem Ständerat präjudizieren würden. 
Ich bitte Sie, das nicht einfach auf die leichte Schulter zu 
nehmen und schon gar nicht, wie das die SVP-Fraktlon tut, 
zu sagen: Das Ist egal, wir wollen das Beste für die Arbeits­
losen, es blelbt alles beim Alten, und wir schicken sie jetzt 
einfach auf die Fürsorge. Ich bitte Sie Im Namen der SP­
Fraktlon, für unsere, für die natlonalrätliche Lö&ung eine 
Lanze zu brechen. ich bitte Sie um Festhalten am Beschluss 
unseres Rates. 
Ich gestatte mir noch einen weiteren Hinweis: Wir haben 
zwei Differenzen zum Ständerat. Wir haben bei der ersten 
Differenz nachgegeben. Ich denke, es würde einem Gleich­
gewicht entsprechen, wenn wir bei dem sozial wichtigeren 
Punkt festhalten würden. Eine Eins-zu-eins-Lösung Ist eine 
gute Ausgangslage filr die Verhandlung mit dem Ständerat. 
Hier geht es um etwas aErzsozlales» Mr unsere ältere Ar­
beitnehmerschaft. 
Ich bitte Sie, der Minderheit Goll zu folgen. 

Zupplger Bruno (V, ZH): Herr Gysln, es geht nicht darum, 
wie viele Differenzen nach der Behandlung noch bestehen 
bleiben und wie viel wir nachgeben oder nicht. Bel diesem 
Artikel geht es auch nicht darum, ob ältere Arbeltslose ab 55 
Jahren an arbeltsmarktlichen Wlederelngllederungsmass­
nahmen teilnehmen können oder nicht. Es geht auch nicht, 
wie das Frau Genner gesagt hat, um das SchlcksaJ der Ober 
55-Jährlgen, die wir aus dem Arbeitsmarkt apushen» wollen. 
Wir wissen auch ganz genau, dass diese Gruppe von be­
rufstätigen Menschen es schwieriger hat. wenn sie wieder In 
den Arbeitsprozess Integriert werden soll. Aber nach 400 
oder sogar nach 520 Tagen, die In verschiedenen Massnah­
men zur Wlederelngllederung absoMert worden sind, 
scheint es uns sinnvoll und richtig, dass sich andere Instan­
zen - nämlich die kantonalen FQrsorgelnstanzen - um sol­
che Menschen kOmmern, sie betreuen und mit geeigneten 
Massnahmen wieder dem Arbeitsprozess zuführen. 
Es geht hier darum - das Ist ein sehr wichtiger Punkt -, ob 
Sie das System der Arbeitslosenversicherung verändern 
bzw. aufweichen wollen oder nicht. Bisher galt der Grund­
satz, dass die Arbeitslosenversicherung filr eine bestimmte 
Zelt - wir haben das hier auf 400 Tage festgelegt - für die 
Kosten aufkommt, welche durch Arbeltsloslgkelt entstehen. 
Die ausgesteuerten Arbeitslosen werden anschllessend, ge­
stützt auf kantonales Recht, durch die Institutionen der Für­
sorge betreut, und die Kantone oder auch die Gemeinden 
kommen fQr diese Kosten auf. Es geht darum, dass nach 
diesen 400 Tagen eine andere Gruppe eine spezlellere, lndl­
vlduellere Betreuung dieser Menschen aufnehmen kann. 
Zusammen mit dem Bundesrat und einer grossen Mehrheit 
der WAK beantrage ich Ihnen daher, diesen Systembruch 
nicht zu begehen und dem Ständerat zu folgen. Den Antrag 
der Minderheit Goll lehnen wir ab. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, presldente}: Le 
groupe liberal communlque qu'II soutlent la majorlte. 

Peill FuMo (R, Tl), pour la commlsslon: A rartlcle 59 all­
neas 3bls et 3ter, la commlsslon a d~lde, par 14 volx contre 
8, de vous proposer de vous ralller au Consell des Etats. 
Nous avons dejli. dlscute lt. deux reprlses de l'opportunlte de 
cette dlsposltlon qul prevolt qua les chömeurs de plus de 
::,::, ans quI ne peuvem pius DenencIer a1nuemnnes om 1e 
drolt de particlper quand ml:lme a des mesures de reinser­
tlon. La dernl~re fols, nous avlons reparti les frais lt. ralson 
de eo pour cent li. la charge de rassurance-chOmage et de 
40 pour cent lt. la charge des cantons, pour essayer de trou­
ver un compromls. Mals le Conseil federal et le Conseil des 
Etats ne veulent pas introdulre une n,gle qul est manlfeste­
ment contraJre au prlnclpe selon lequel rassurance-chö­
mage ne dolt plus lntervenlr dN qu'un chömeur perd son 

Bulletin offlclel de rAasemblee f6derale 



,o 
19. März 2002 317 Nationalrat 

drolt aux lndemnltes. C'est alors aux cantons de trouver les 
solutlons les plus appropriees pour cette categorle de chO­
meurs dlfflcßes a reclasser et d'en supporter les coOts. Une 
partlclpatlon ulterieure du ch6meur aux mesures de relnser­
tlon n'est donc pas exclue, mals eile dolt titre entlnment fi­
nancee par les cantons. 
La dlsposltlon adoptee par Ie Conseil des Etats trouve son 
sens non seulement dans 1a loglque de la lol, que Je vlens 
d'lllustrer, mals aussl dans 1a probablllte tres faible qu'apres 
520 Jours durant lesquels un ch6meur de plus de 55 ans a 
pu partlclper a des mesures de reinsertlon, une partlclpatlon 
ulterleure a des cours de formatlon pulsse effectlvement lul 
tltre utlle. 
Je vous demande donc de sulvre la majorlte et d'ellmlner 
cette deml~re dlvergence. 

Baader c~ (V, BL), ror die Kommission: Bel der zweiten 
- ·vom .Ständerat geschaffenen Differenz geht es um die Teil­

nahme von ausgesteuerten Arbeitslosen an den Massnah­
men und Programmen der Arbeitslosenversicherung sowie 
um Massnahmen zur Schulung und Wlederelngllederung. 
Bereits heute können ausgesteuerte Arbeitslose an diesen 
Programmen teilnehmen, allerdings muss der Kanton dafOr 
aufkommen. 
Unser Rat wollte mit seinem Beschluss eine Kostenverla­
gerung von 60 Prozent von den Kantonen zur Arbeitslo­
senkasse vornehmen, sodass die Kantone nachher nur 
noch 40 Prozent der Kosten zu tragen hätten. Die Mehrheit 
der Kommission Ist aber der Auffassung, dass dies ein Sys­
tembruch wäre. Es widerspricht dem Versicherungsgedan­
ken des Arbeitslosenversicherungsgesetzes, wenn auch 
Massnahmen ror Ausgesteuerte durch die Arbeitslosen­
kasse finanziert werden. Dies soll Aufgabe der Kantone bzw. 
der kommunalen FOrsorgebehörden bleiben, was der klaren 
Aufgabentrennung zwischen den verschiedenen Trägem 
des sozialen Netzwerkes entspricht. Es geht also nicht 
darum, den Ausgesteuerten eine weitere Massnahme zu 
verweigern - fQr die Betroffenen ändert sich mit dem Stref.. 
chungsantrag nichts -, sondern letztlich geht es nur um die 
Frage, wer die Kosten zu tragen hat 
Nicht Obersehen darf man auch, dass die Ober 55-jährigen 
Ausgesteuerten vorher zulasten der Arbeitslosenversiche­
rung bereits während 520 Tagen an solchen Massnahmen 
teilnehmen konnten. Wenn es nach dieser Zelt nicht gelun­
gen Ist, sie In den Arbeitsprozess zu reintegrieren, Ist es 
nach Meinung der klaren Kommissionsmehrheit richtig, dass 
eine lndMduellere Betreuung durch die FDrsorgebehörde er­
folgen muss. Deren Arbeit Ist nämllch gut, jedenfalls wesent­
lich besser, als die Kommissionsminderheit Immer wieder 
behauptet. 
Namens der Kommissionsmehrheit - die Kommission hat Ih­
ren Entscheid mit 14 zu 8 Stimmen gefasst - bitte Ich Sie da­
her, dem Ständerat zu folgen, das helsst, die Absätze 3bls 
und 3ter zu streichen und den Antrag der Minderheit Goll ab­
zulehnen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: II ne s'aglt pas lcl de 
savolr sl les personnes en fln de drolts peuvent partlclper a 
des mesures actlves de marche du travall, II s'aglt de savolr 
qul pale ces mesures. 
Mme Goll a pose la questlon sulvante: comblen y a-HI de 
chOmeurs en fln de drolts qul partlclpent a ces mesures? 
Nous n'avons pas de statlstlques exbflmement preclses, 
mals selon les lndlcatlons des speclallstes, plusleurs cental­
nes de personnes - ce qul n'est pas lnslgnHlant - partlclpe­
ratont cwjou1d'hul u ._.,. llltN>UJ tRI. Mtskl ltlti l111Jt1111111llki &l 185 

mesures sont payees a cent pour cent par l'autorlte canto­
nale qul les a ordonnees. 
Le Consell des Etats consld~re avec ralson que c'est quel­
que chose qul sort du syst~e de l'assurance-ch6mage. 
Dans la pratlque, ce n'est pas quelque chose de tres lmpor­
tant; on l'a w pulsque, aujourd'hul deja, des centalnes de 
parsonnes partlclpent aux mesures actlves de marche du 
travall. Mals Je crols qu'II est Juste de ne pas faire une faute 
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de systeme en lntrodulsant un allnea qul est de surcroit dlffl­
clle a Interpreter. 
1.!allnea 3bls prevolt que les chOmeurs en fln de drolts peu­
vent partlclper a certalnes mesures, mals qui declde s'ils 
peuvent y partlclper? Est-ce que ce sont eux? Est-ce que 
c'est l'autorlte cantonale? Est-ce que c'est l'autorlte de ch6-
mage? Cela ne peut pas Atre l'autorlte de chömage, pulsqu'II 
s'aglt de chömeurs en fln de drolts. Alors, Q8. peut Mre l'auto­
rlte cantonale, ou alors le ch6meur lul-mAme. Mals sl c'est 
l'autorlte cantonale, pourquol n'avolr pas dlt: «Les chOmeurs 
en fin de drolts peuvent, a la demande de l'autorlte canto­
nale, partlclper»? 1.!allnea 3bls lntrodulralt plus de dlfflcultes 
qu'II n'en resout. 
Le Conseil federe! vous demande de vous ralller a la majo­
rlte. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomtnatif: Beilage - Annexe 01.01912112) 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 92 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit •••. 70 Stimmen 

f ,u,e. tv(),, 
J/f-"f 
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01.019 

Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
3. Revision 
Loi sur l'assurance-chomage. 
3e revislon 

Schlussabstimmung - Vote final 
Bolschaft des Bundesrates 28.02.01 (BBI 2001 2245) 
Message du ConseD fed6ral 28.02.01 (FF 2001 2123) 
stinderatfConsell des Etats 19.08.01 (Erstrat- Premier Consel~ 
Stilnderat/Consell des Etats 19.06.01 (Fortsetzung - SU!te) 
NatlonalratfConsell national 12.12.01 (Zweitrat - Deuxi~me Conseil) 
NatlonalratfConsell national 12.12.01 (Fortselzung- Suite) 
NatlonalratfConseß national 12.12.01 (Fortsetzung- Suite) 
Stlnderat/Consell des Elats 07.03.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil national 12.03.02 (Differenzen - Dlvergences) 
stinderatfConsell des Etats 14.03.02 (Differenzen- Dlvergences) 
Nallonalrat/Consell national 19.03.02 (Differenzen - Dlvergences) 
stinderat/Consell des Etats 22.QS.02 (Schlussabstimmung - Vote ftnal) 
NallonalratfConseil national 22.03.02 (Schlussabstimmung - Vole final) 

Bundesgesetz über die obllgatorlsche Arbeltslosenver• 
slcherung und die lnsolvenzentschidlgung 
Lol f.t6rale sur l'assurance-ch6mage obllgatolre et l'ln­
dernnlte en cas d'lnsolvablllte 

Abstimmung - Vote 
FQr Annahme des Entwurfes .... 36 Stimmen 
Dagegen .... 5 Stimmen 

~A 
265 Ständerat 



01.019 Conseil national 

01.019 

Arbeltslosenverslcherungsgesetz. 
3. Revision 
Lol sur l'assurance-ch6mage. 
3e revlslon 

Schlussabstimmung- Vote final 
Botschaft des Bundesrates 28.02.01 {BBI 2001 2245) 
Message du Conseil fikleral 28.02.01 (FF 2001 2123) 
stAnderat/Conseil des Etat& 19.06.01 (Erstrat - Premier Conseil) 
stAnderat/Conseil des Etats 19.06.01 (Fortsetzung - Suite) 
Nallonalrat/Consell nstlonal 12.12.01 (Zwellrat- Deuxl6me Conseil) 
Nallonalraf/Conseß nstlonal 12.12.01 (Fortsetzung-Suite) 
Natlonalraf/Conseß national 12.12.01 (Fortsetzung- SUlte) 
Stllnderat/Consell des Elats 07.03.02 (Olfferenzen - Dlvergences) 
Natlonelrat/ConseU nstlonal 12.03.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 14.03.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil national 19.03.02 (Differenzen - Dlvargences) 
Stllnderat/Conseß des Etats 22.03.02 (Schlusssbstimmung - Vote final) 
Natlonalrat/Consell national 22.03.02 (Schlussal'lsllmmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2002 2771) 
Texte de racte 16glslatif (FF 2002 2602) 

Goll Christine (S, ZH}: Die SP-Fraktlon kann dieser Revi­
sion nicht zustimmen. Arbeitslosigkeit hat nichts mit lndMdu­
ellem Selbstverschulden zu tun; das hat uns die Wirtschafts­
krise der Neunzlgerjahre deutllch vor Augen geführt, als 
auch In der Schweiz Hunderttausende von Menschen auf 
der Strasse standen. Die Solidarität mit denjenigen, die ihre 
Stelle verloren haben und deren Existenzgrundlage damit 
gefährdet Ist, stellt ror einen sozialen Staat eine Verpflich­
tung dar. Die Arbeitslosenversicherung Ist keine Almosen­
einrichtung. Sie erfüllt soziale Grundrechte In der Schweiz. 
Die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen bezahlen Ihre Bel­
träge In dieses Sozialwerk und haben deshalb auch ein 
Recht auf Leistungen dieser Versicherung. Das Avlg basiert 
auf gegenseitiger Verpflichtung. Pflichten müssen auch er­
werbslose Menschen erfüllen. Das Ergebnis dieser Revision 
Ist eine Kündigung. Entlassen wird die Solldarltät, Indem Ka­
derlohnempfänger entlastet, Langzeitarbeitslose datar be­
straft werden sollen. Den von der Mehrheit unterstatzten 
Leistungsabbau kann die SP-Fraktlon nicht akzeptieren. 

Genner Ruth (G, ZH): Die Arbeitslosenversicherung soll 
eine Sozialversicherung sein. Deshalb hat sich die grüne 
Fraktion bei der Beratung des Arbeitslosenversicherungs­
gesetzes für einen Beitragssatz von zwei Prozent auf den 
gesamten Lohn eingesetzt. Dass nun gute und hohe Ein­
kommen ab 106 000 Franken von Beiträgen befreit sein sol­
len, finden wir sozlalpolltlsch falsch. Dieser Plafond Ist 
Inakzeptabel. Wir sind nicht einverstanden, dass die Be­
zugsdauer von 520 auf 400 Tage gekürzt, andererseits die 
Beitragszelt von sechs auf zwölf Monate erhöht wird, was 
nichts anderes bedeutet, als dass der ZUgang zur Arbeits­
losenversicherung erschwert wird. 
Die grQne Fraktion lehnt das vorliegende Arbeitslosenversi­
cherungsgesetz ab. Die Grane Partei unterstatzt ein allfälli­
ges Referendum klar. 

Bundesgesetz Ober die obllgatorlsche Arbeltslosenver­
slcherung und die lnsolvenzentschiidlgung 
Lol fckt6rale sur l'assurance-chömage obllgatolre et l'ln­
demnlte en cas d"lnsoMIDHRe 

Abs'timmung - Vote 
(namentHch - nomtnattt: Benage - Annexe 01,019/21 a1) 
Für Annahme des Entwurfes ..•. 114 Stimmen 
Dagegen .... 58 Stimmen 

472 22mars2002 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Geschlft / Objet: 

<f3 
01.0019 

Ref. 1874 

Namentliche Abstimmung/ Vote nomlnatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG) 
Loi federale sur l'assurance-ch6mage obligatoire et rindemnite sn cas d'insolvabilite (Loi sur l'assurance-chömage, LACI) 

Gegenstand / Objet du vote: 

art 27 al. 5 

Abstimmung vom / Vote du: 12.12.2001 19:02:30 
: Abate 

AetmUWartmann 
Aeschbacher 

' Antille 
!Baadercasoar 
1 BaderElvira 
1 Banaa 

B:mnarter 
, Baumann Alexander 
! Baumann Ruedi 

BaumannSle!lhanle 
'Beck 
: Barberat 

Bemasconi 
Bezzola 
Binller 

· Bianasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 

: BrunnerToni 
Buanon 
Bllhlmann 

', Bllhrer 
! Cavalß 
cnannuls 
Chevrier 
Chiffelle 

1 Christen 
Clna 

,Cuche 
de Daniel 
Decurlins 
Donze 

1DorrnennRosemarie 
! OormondMarM!A 
i Dunant 
: Dtmraz 

Ebelhan:I 
, E11M171M'li 
1 Effl"llv 

Ehrler 
1 r 

Estermann 
' Fasel 
1 Fllssler 
: Fattebert 
LFavre 
+ ja/ oul/sl 
= nein / non / no 

= R Tl : FehrHans = V ZH i Kurrus 
+ S ZH . Fahr Hans-Jilrn + s SH ' lachat 
+ E ZH ! Fahr'--·-·~ I+ s ZH' Lallve d'Enimlv 

= R vs : Fehr Lisbelh = V ZH : Laubacher 

= V BL FehrMerlo + S ZH Launer 
=!C so Fetz + s BS Leu .. s so ! Flscher&enoen = RAG ' Leuteneaoer Halo 
= R BE Föhn = V sz LeumnAnrrer Susanne 
= V TG : Freund = V AR : Lel.dhan:I 
+ G BE FreVClaude • R NE . LMnfe 
+ s BE Gadlent !+ V GR Lustenbemer 
+ L VD ! GalB + C BE ! Malllard 
+ S NE Garbanl + S NE Maiire 
+ R GE ': Genner + G ZH 1 Mari8lan 
= R GR . Glezendanner . V AG Marll Werner 
= V SG Glasson = R FA' Martvl<älln . . TI . Glur = V AG i Masooll 

= V ZH! Goll + S ZHI Mathvs 
• V ZH •Graf + G BL Maurer 
= V SOi Grobei :• S GEi Mall!vPasquier 

= V ZH 1 Grass Andreas . S ZH 1 Meier-Schatz 
• R ZH GrossJost + S TG MenatrevSBverv 
= V SG : Gulsen + A VD, Messmer 

' . V VD 1 Ganter ! + S BE I Mever Therese 
+ G w Gutzwlller • R ZH Mllmeli 
= R SH Gvsin Hans Rudolf = R BL 1 Muanv 
+ S TI GVllinRerno + s BS MOl!er Erich 
• SFR Haine Binder . s ZH , MOl!er-Hemmi 
+ C VS , Haller . V BE' 1 Nebholz 
• S VD Hämmerle + S GR Neirvnck 
• R VD Hassler + V GR Oehrll 
+ C VS . Heberlein . A ZH ! Pedrtna 
+ G NE H . R ZH Pell! 
+ S GE 1 Helm • i C so ! Pfister ThAnnhil 
+ ,C GR Hass Berhan:t . • BE Polla 
+ E BE Hass Peter = C ZG 1 

+ C w ' Hass Waller = C SG ! Rand!!!IOel' 
+ S VD Hofmann Urs + s AG Rechsteiner Paul 
= V BS ; HoUensteln + G SG Rechslelner-Basel 
= R GE Hubmann + s ZH 'Rennwald 
= C sz , lmfeld = C O'IJ 1 Riklln 
= RAG 'lmhof = C BL ! Robbiani 
+ L GE Jeniak + s BL ' Rossinl 
• C AG j Joder = V BE Ruey 

= R NW . Jassen + s vs 1 Sandoz Marcel 
= C w Jutzet + s FA Schenk 
+ G FA 1 Kaufmann = V ZH i Scherer Marcel 
+ s SG ' Keller Robert = V ZH : Scheurer Rolmv 

= V VD . Kofmel . A so Schibll . R VD 'Kunz • V w i Schlller 

• entschuldlgt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= R BL 
+ C JU 
= R SZ 
= V w 
+ C FA 
= C LU 
= R ZG 
+ s BL 
• C AG 
= C Al, . C,W 1 

+iS VD 
+ C GE .. C vs 
+ s GL 
+ s ZH . . Tl 
= V AG 
= V ZH 
# s GE 
+ C SG 
+ G VD 
= R TG 
+ C FA 
= V ZH 
+ G GE 
= R ZH 
+ s ZH 
• R ZH 
• C VD 
= V BE 
+ s TI 

i+ R TI 
= V SG 
+ L GE 
- C TG . R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s JU 
• C ZHi 
+ C TI 
+ s vs 
+ L VD . R VD 
• V BE 
= V ZG 
+ L NE 
= V ZH 
= V ZH 

o enm.tlWSLtast. {I Der f"rtu11\.11:111L ~UmmL 11h..11L / Lt:, .,.~nL no prcnd pco pa,t cwx votoo 

Ergebnisse / Resultats: 
: Gesamt/ lte / Tutto Fraktion / Gl'OUD8 / Grupoo C G L A s E V 
, Ja/oul/sl 83 ja/oul /s1 14 10 6 3 44 4 2 

nein / non / no 70 nein / non / no 12 0 0 23 0 0 35 
, enth. / abst. / ast. O enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 

entschuldl / excuse / scusato 46 entschuldigt/ excusil / scusato 9 0 0 16 7 1 8 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcatlon de oul: Proposition de la majorlte 
Bedeutung Nein/ Slgniflcatlon de non: Proposition de 1a minorite Schneider 

Schmid Odllo + C vs 
, Schmied Wallar = V BE 
I Schneider = A BE 

Schwaab + S VD 
: SeUer Hall!llll!ll!r • V BE 

Slamist = V AG 
' Slmoneschi-Cort + C TI 

+ s BE 
mAllk = V AG . • GE '"' 
lmlhlar • V TG 

, stahl = V ZH 
Stamm Luzl = .V AG: 

' Stllint!IW!r . R UR 
Stelner = R SO 

i Stmhm + S BE 
Studer Helner + E AG 

i Slumo + s AG, 
Suter = A BEI 
Teuscher + G BEi 

I Thanei + S ZH! 
Theller . A w 

1 Tillmanns + s VD 
TrtPOneZ = R BE 
TschAooät + s BEI 

i Tsr.hunMrt = R LU! 
ValJender = RAR 

1 Vaudroz Jean.Claude • C GE 
VaUdroz Rene • R VD 
Vermot • S BE 
Vollmer + S BE 
Waller Christian • E BE 

! Walker Ft!ffx = C SG 
Wallar Hansl6r!I = V TG 

: Wandfluh = V BE 
Wasserfallen • R BE 

1 WSlllelt . R SG 
WIM!l!Alh - V BE 
Wldmer + S LU 

, W111ria = C SG 
Wiederkehr + E ZH 

1 Wirz-von Planta + L BS 
. Wlttenwiler = R SG 
i Wvss Ursula + S BE, 

Zäch + C AG 
2'anetti + s so 
Zllllfl . C ZH 

'Zblnden + SAG 
. 7lmnml!I . • VD 
1 Zllnllim!r = V ZH 

~ 

0 
0 
01 
5 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Geschlft / Objet: 

•T 
01.0019 

Ref. 1893 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NA 1"IONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz Ober die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG) 
Loi fl!dl!rale sur rassurance-chömage obligatoire et Fmdemnita en cas d'insolvabilitl! (Loi sur l'assurance-chOmage, LACO 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote sur rensemble 

Abstimmung vom /Vota du: 12.12.2001 20:53:37 
Abate 
Aeon6 WllrlmllM 
Aeschbacher 
Antile 
Baaderr.-
Bader Elvira 

~ 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann S!AnhAnle 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 

!Blmmr 
1 Blanasca 

Binder 
• Bioeber 

Borer 
Bortaluzzi 
Bosshard 
BnmnerToni 
Rtmnnn 

BOhlmann 
Bllhrer 
Cavalll 
Channuls 
Chevrier 

1 ChilfelJe 
Christen 
Cina 
CUche 
de Daniel 
DecUltins 
Donzd 
Dormann Rosemarie 
Dormond MmMa 

Dunant 
Dunraz 
Eberhard 
E~I 
Emdv 
Ehrler 
E ,~-
Estermann 
Fasel 
Flssler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja/ oul/ sl 
= nein / non / no 

0 R Tl FehrHans • V ZH Kumls 
0 S ZH Felv Hans-Jom 0 S SH Lachat 
+ E ZH • Fehr Jacaueline 0 S ZH Lalive d'EOlll8V . R VS I Fehr Lisbeth + V ZH Laubadler 
o V BI. FehrMario . S ZH Lmmer 
+ C so Fetz 0 S BS Leu . s so Flscher-Seenaen 0 RAG Leutenaimer Halo 
0 R BE Föhn = V SZ Leuteneoaer SUSllnne 
:: V TG Frewtd o V AR Leuthard . G BE Frevctaude * R NE Loeofe . S BE 1 Gadlent + V GR Lustenberaer 
+ L VD Galll * C BE Mafflard 
0 S NE Gmbani = S NE Maiire 
+ R GE Genner o G ZH Maril!lan 
• R GR Giezendanner . V AG MartiWemer 
0 V SG ! Glasson + R FR MartvKälln 
• - Tl Glor o V AG MasnoB 
= V ZH Goß 0 S ZH Malhys . V ZH Graf 0 G BI. 1 Maurer . V SO Grobet • S GE 1 MaUrV PasQuier 
o V ZH Gross Andreas • S ZH Meier-Schatz 
• R ZH GrossJost 0 S TG 

MA_,., ___ 

o V SG Guisan . R VD MesSlner 
• V VD GQnter • S BE Mevarll1'!rese . G LU 1 Gutzwlller • R ZH: Mömell 

o R SH Gvsin Hans Rudolf = R BI. Muanv 
0 S Tl Gv,:inRemo 0 S BS MOOer Erich . SFR MaarinnBlnder . S ZH MODer-Hemmi 
+ C vs Haller • V BE Nabholz . S VD Hammerle 0 S GR Neirvnck . R VD Hassler • V GR Oehrli 
+ C vs Hebellein 0 R ZH • Pedrlna 
o G NE Heaetschweiler • R ZH Pelli 
= S GE Heim * C SO Pfister I ll80tlltll 

+ C GR HessBedlard . - BE PoDa . E BEI Hess Peter + C ZG Raaaenbass 
+ C LU 1 Hess Walter + C SG Randeooer 
= S VD 1 Hofmann Urs 0 SAG Rechsteiner Paul 
o V BS Hollenstein 0 G SG Rechstelner..ßasel 
+ R GE Hubmann = s ZHI Rennwald 
• C SZ lmfeld . C OWI Rlklin 
0 RAG lmhof * C BL Robblanl 
+ L GE Janlak 0 S BL Rosslni . C AG Joder o V BE RUIW 
o R ffl Jessen 0 S VSI Sandoz Man:el 
• C LU Jutzet • SFR: 1 Schenk 
o G FR Kaufmann o V ZH Scherer Man:el 
0 s SG Keller Robert o V ZH 1 ScheurerRemV 
0 V VD Kofmel . R SO Sc:hlbD 
* R VD Kunz . V LU Sdllller 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas ~/non ha votato 

0 R BL . C JU 
0 R SZ 
0 V LU 
+ C FR 
+ C LU 
0 R ZG 
0 S BL . C AG .. C Al .. C LU 
= S VD 
+ C GEI . C VS 
• S GL . S ZH 
• - 11 
0 V AG 
0 V ZH 
# S GE 
+ C SG 
0 G VD . R TG 
+ C FR 
= V ZH 
= G GE 
0 R ZH 
0 S ZH 
• R ZH . C VD 
o V BE 
0 S Tl 
0 R 11 
o V SG 
+ L GE, 
• C TG 
• R BS 
0 S SG . s BS 
0 S JUi 
+ C ZHI 
+ C 11' 
= s vs 
+ L VD . R VDI 
• V BE 
o V ZG 
+ L NE 
= V ZH 
= V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presk:lent ne prend pas part aux votes 

Ergebnlsae / Resultats: 
Gesamt/ ComDlete / Tutto Fraktion / Groupe / Gn.tDDO C G L R s E V 
Ja/ oul / sl 32 Ja/ oul/ sl 18 0 5 4 0 3 2 
nein / non / no 22 nein / non / no 0 1 0 4 9 0 8 
enth. / abst / ast. 72 enth. / abst. / ast. 1 7 0 15 26 0 23 
entschuldigt/ excus6 / scusato 73 entschuldlat / excuse / scusato 16 2 1 19 16 2 12 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcatlon de out: 
Bedeutung Nein / Slgnlllcatlon de non: 

Schmid OdJJo + C vs 
Schmied Walter o V BE 
Schneider o R BE 
Schwaab = S VDI 

1 Seiler Hansneter o V BE 
: :sieonst • V AG 
Slmoneschl-Cort + C TII 
Sommaruoa 0 S BE 
5lleCk o V AG 
Spielmann • - GE 
Spuhler • V TG 
Stahl . V ZH 

1 Stamm Luzi o V AG 
:smineooer . R UR 
stelner = R SO 
Strahm 0 S BE 
Studer Helner + E AG 
Stump 0 SAG 
SUter • R BE 
Teuscher 0 G BE 
Thanei 0 S ZH 
Theßer = R LU 
11Dmanns = S VD 
Trioonez = R BE 
TsdlaDDllt • s BEI 
TsdwDDert o R LU 
Vaßender + R AR 
Vaudroz Jean-Claude . C GE 
Vaudroz Reoo • R VD 

1 Vennot . S BE: 
1 Voßmer 0 S BE 

Waber Christian • E BE 
WalkerF61ix + C SG 
Walter HansiOr!J 0 V TGI 
Wandfluh = V BE 
Wasserfallen • R BE 
Weiuelt o R SG 
Wevena111 = V BE 
Wldmer 0 S LU 
.Wldrl!I 0 C SG 
Wiederkehr + E ZH 
Wirz-von Planla • L BS 
Wittenwiler • R SG 
WvssUrsula = S BE 
Zäch + C AG 
Zanelli 0 S so 
Zlmll • C ZH 
Zbinden • SAG 
ZlsYadis • - VD 
Zuooloer o V ZH 

. 
0 
0 
0 
5 
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NA 1"1ONALRA T 
Abstimmungsprotokoll 

Geschäft/ Objet: 

[ c:> 
01.0019 

Ref.2050 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatlf 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz Ober die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG) 
Loi federale sur rassurance-chömage obligatoire et l'indernnlte en cas d'lnsolvabiliM (Lol sur l'assurance-chömage. LACQ 

Gegenstand/ Objet du vote: 

Art. 3 

Abstimmung vom/ Vote du: 12.03.2002 08:36:05 
Abate 
AflDDII Wartmann 
Aeschbadler 

. AnllDe 
! Baader casnar 
BaderElvlra 
Banaa 
'Banaerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Steohanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 
Biaaer 
Billnasca 
Binder 
Blocher 
Barer 
Bortoluzzi 
Basshanf 
BnmnerToni 
Buanon 
Büh!mann 
BOhrer 
Cavalli 
ChaDDUis 
Chevrler 
Chiffelle 
Chrislen 
Cina 

1 CUche 
: de Daniel 

Decurtins 
Donze 
Darmann Rasemarie 
Dormond Mamise 

Dunant 
llllllffl7 

Eberhard 
Eaerszeai 
Ennlv 
Ehrfer 

: ~. ·~-
Estmmann 
Fasel 
Fassler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja/oui/sl 
= neln/non/no 

+ R Tl FehrHans • V ZH Kurrus 
= S ZH Fehr Hans-Joro = S SH Lachal 
• E ZH ' Fehr Jacouelne = s ZH Lalive d'Eoinav 
= R VS. i Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
• V BL 1 FehrMarlo = S ZH 1 Lallll!!I' . C SO Fetz = S BS Leu 
= s so f"ISCher-:seenaen + R AG 1 Leuteneac er Haio 
+ R BE Föhn + V SZ Lm11AM11ner Susanne 
+ V TG Freund + V AR Leuthard 
= G BE FrevClaude + R NE Loeore 

= S BE Gadienl + V GR Lustenber!ler 
= L VD Gall! = C BE Maillard 
= S NE Garbani = S NE Maiire 
= R GE Genner = G ZH 'Marietan . R GR Glezendanner + V AG Marti Werner 
+ V SG i Glasson = R FR MartvKl!n . . Tl Glur + V AG MallllOU 
+ V ZH Goß = s ZH Mathvs . V ZH Graf = G BL Maurer 
+ V so Grobet = S GE MauryPasquler 
+ V ZH Gross Andreas = S ZH Meier-Sdlalz 
+ R ZH GrossJost = S TG Men~ev savarv 
+ V SG Gulsan = R VD Messmer . V VD Gllntllr = s BE Mever Therese 
= G LU Gutzwlßer + R ZH . Mi!meli 
+ R SH Gvstn Hans Rudolf + R BL . Mtmnv 

= s Tl GvsinRemo = s BS i Mllller Erich 
= s FR Haerina Binder = s ZH ! MO0er-Hemmi 
= C VS Haller + V BE Nabholz 
= S VD i Hämmelfe = s GR Neirmck 
+ R VD ! Hassler + V GR Oehrli 
+ C vs Heberleln + R ZH Pedrina 
= G NE ·er + R ZH Pel6 
= s GE Helm + C so Pfister Theollllll 
+ C GR Hess Berhard . • BE Polla 
= E BE HessPeter + C ZG 1 Raaaenbass 
• C LU HessWaller + C SG - . 
= s VD Hofmann Urs = s AG Rechstelner Paul 
+ V BS Hollenstein = G SG i Rechstelner-Basel 
= R GE Hubmann = s ZH 1 Rennwald 
+ C sz lmfeld + C OVI Riklin 
0 R AG lmhof + C BL Robbiani 
= L GE : Janlak = s BL : Rassini 
+ C AG Joder + V BE 1 RueV 

+ R NW Jossen = s vs i Sandoz Marcel 
+ C LU IJUIZel = s FR Schenk 
= G FR Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
= s SG Keller Robert + V ZH Scheurer Remv 
+ V VD Kofmel • R so Schlbli 
+ R VD Kunz + V LU ScldOer 

• entschuldigt/ excus6 / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R BL . C JU 
+ R sz 
+ V LU 
= C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C vs 
= s GL 
= S ZH 
• . TI 
+ V AG 
+ V ZH 
# s GE 
= C SG 
= G VD 
+ R TG . C FR 
+ V ZH 
= G GE . R ZH 
• s ZH . R ZH 
• C VD 
• V BE 
= s TI 
+ R Tl 
+ V SG 
= L GEI 
+ C TGI . R BS 
= s SG 
= s BS: 
= s JU' 
+ C ZH 
= C Tl 
= s vs . L VD 
= R vo: 
+ V BE 
+ V ZG 
= L NE 
+ V ZH 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le pr6sldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo 
Ja/ oul / sl 85 ja/ oul / sl 
nein/ non / no 81 nein / non / no 
enth. / abst. / ast 1 enth. / abst. / ast. 
entschuldigt/ excus6 / scusato 32 entschuldigt/ excus6 / scusato 

Bedeutung Ja / Slgniflcatlon de oul: Proposition de 1a majorlte 
Bedeutung Nein / Slgnlficatlon de non: Proposition de la minorlte Goll 

C 
20 
7 
0 
8 

G L R s E V 
0 0 27 0 0 38 
10 5 8 47 2 0 
0 0 1 0 0 0 
0 1 6 4 3 7 

SchmklOdilo = C VS 
Schmied Waller + V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab = S VD 
5eiler Hans1181er + V BE 
Siemist • V AG 
Slmoneschi-Conesi = C Tl 
Sommaruaa = s BE 
SDeck + V AG 
Solelmann = - GE 
SDuhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Stammluzi + V AG 

: Steineaaer + R UR 
Steiner + R so 
Slrahm = S BE 
SluderHelner = E AG 
summ = SAG 
Suter . R BE 
Teuscher = G BE 
Thanel = S ZH 

: lbeiler + R LU 
. Tillmanns • s VD 

Trll'IOIIQZ + R BE 
Tschanoat = S BE 
TschuPlll!ll = R LU 
Vallender + R AR 
Vaudroz Jean-Claude • C GE 
Vaudroz Rene = R VD 
Vermot = s BE. 
Voßmer = s BE 
Waber Clvlslian . E BE 
Walker Fl!llx • C SG 
Walter ttansiora • V TG 
Wandfluh + V BE 

1 Wasserfallen + R BE: 
Weluelt + R SG 
Weveneth + V BE 
Wldmer = s LU 
Wllfflll + C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wirz-von Planla = L BS 
Willenwller + R SG 
wYSSUrsula . s BE 
Zäch + C AG 
Zanelli = s so 
ZaPII . C ZH 
Zbinden . s AG 
ZisvaälS = • VD 
Zunolller + V ZH 

-
0 
2 
0 
3 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Geschäft/ Objet: 

l'O 
01.0019 

Ref.2051 

Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz Ober die obligatorische Arbebslosenverslcherung und die lnsolvenZentschädlgung (Arbebslosenversicherungsgesetz. AVIG) 
Loi fmt~rale sur rassurance-chomage obligatoire et rindemnit~ en cas d'insolvabilM (Loi sur rassurance.chomage, LACQ 

Gegenstand / Objet du vote: 

Art 27 al. 5 

Abstimmung vom / Vote du: 12.03.2002 09:09:28 
Abate + R Tl FehrHans . V ZH. Kmrus 
Aeonll Wartmann = S ZH Fehr Hans-Jilm = S SH Lad1at 
Aeschbacher = E ZH! Fehr JBClluellne = S ZH Lalive d'EDinav 

1 Anlille + R VSI Fehr Lisbeth . V ZH Laubadler 
Baader casnar • V BL FehrMarlo = S ZH Launer 
BaderEJvira + C so 'Fetz = S BS Leu 
Banaa = S SOi Flscher-~en ·+ R AG' LeutenAnner Haio 
Banaerter + R BEI Föhn + V sz 1 Leuteneoner Susanne 
Baumann Alexander + V TG Freund + V AR Lelllhard 
Baumann Ruedi = G BE FrevClaude . R NE Llleofe 
Baumann Stephanie = s BE Gadlent + V GR Lustenhr!rrMr 
Beck + L VD GalD + C BE . Maillard 
Berberal = S NE Garbanl = S NE : Maiire 
Bemasconi + R GEI Germer = G ZH' 1Maridtan 
Bezzola + R GR i Giezendanner + V AG : Malti Werner 
BklOer * V SG : Glasson + R FR Martv Kalin 
HillllaSCa * . Tl Glur + V AG Masooli 
Binder + V ZH Goll = S ZH Malhvs 
Blocher • V ZH Graf = G BL Mamer 
Borer + V so Grobet = S GE Maurv Pasauier 
Bortoluzzl + V ZH Gross Andreas = S ZH Meler•Schatz 
Bosshard + R ZH GrossJost = s TG Mllootrev Savarv 
Brurmer Toni + V SG Guisan + R VD : Messmer 
Rlllmnn . V VD Günter = S BE MAVl!f Thert!se 
Bllhlmann = G LU Gutzwiller + R ZH. Mllmeli 
Bllltrer + R SH : Gvsin Hans Rudolf + R BL Muanv 
CavaJll = S Tl · GV!llnRemo - s BS MOOer Erich 
ChaDDlllS = s FRi Hlllll1ml Binder = S ZH Mßßer-Hemml 
Chavrier + C VS: Haller . V BE Nabholz 
Chiffelle = s VD Hammerle = s GR : NeirYllck 
Christen + R VD Hassler + V GR Oehr6 
Cina + C vs IHeberleln + R ZH Pedtina 
Cuche = G NE "er + R ZH Peffi 
de Daniel = s GE Helm • C so Pfister 1'heonhll 
Decmdns + C GR 1 Hess Barhard . • BE Pol! 
llonz6 + E BE i HessPeter . C ZG ·~ 

Dormann Rosemarie • C LU 1 Hess Walter + C SG Randeooer 
Donnond Marlvsa = s VDI Hofmarm Urs = s AG RechsteinerPaul 
Dunant + V BS Hollensleln = G SG Rechsleiner-Basel 

1 Dunraz = R GE : Hubmann = s ZH Rennwald 
Eberhard + C sz lmfeld • C DVI Rik6n 
Elll!l'Slelll + R AG lmhof + C BL Robbiani 
EIIIIIV + L GE Janiak = s BL . Rosslnl 
Ehrler + C AG Joder • V BE : RuAv 

- + R NVI Jossen = s vs Sandoz Marcel 
Estermann + C LU Jutzet = s FR i Schenk 
Fasel = G FR Kaufmann + V ZH 1 Scherer Marcel 
Fässler = s SG Keller Robert + V ZH Scheurer Rmnv 
Fattebert + V VD Kofmel + R so Schibll 
Favre + R VD Kunz + V LU Schliler 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

• entschuldlgt / excuae / scusato, abwesend / abSent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R BL 
:• C JU 
+ R sz 
+ V LU. 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C VS 
= s GL 
= S ZH . . ·n 
+ V AG 
+ V ZH 
# S GE 
+ C SG 
= G VD 
+ R TG . C FR 
+ V ZH 
= G GE 
+ R ZH . s ZH 
• R ZH ,. 

C VD 
+ V BE 
= s Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE . C TG 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 
= s JU 
+ C ZH 
+ C Tl 
= s vs 
• L VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
= L NE 
+ V ZH 

!+ V ZH 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le pnisldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Grunoo C G L R s E V 
Ja/oul/sl 101 i Ja/oul/sl 25 0 4 38 0 1 33 
nein / non / no 84 nein / non / no 0 10 1 1 47 3 0 
enth. labst. last O 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldlat / excu8' / scusato 34 1 entschuldlat / excusä / scusato 10 0 1 3 4 1 12 

Bedeutung Ja / Slgnlficatlon de oul: Proposition de la majorit6 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Proposition de la mlnorit6 Rennwald 

Schmid Odilo + C vs 
Schmied Walter + V BE 
Schneider + R BE 

! Schwaab = S VD 
. Seiler Haßsl'll!h!r • V BE 

Swrrl'lt • V AG 
Slmoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommaruaa = S BE 
SDeck • V AG 
Spielmann = • GE 
SnuhlP.r + V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm LUzi + V AG 
StAinanner + R UR 

i Steiner + R so 
! Slrahm = S BE 
Studer Helner = E AG 
SlumD = s AG 
Suter . R BE 
Teuscher = G BE 
Thanel = s ZH 
Theller + R LU 
Tlllmanns • S VD 
Trinonez + R BE 
Tschl!Dllllt = s BE 
TschunnArt + R LU 
Vaßender + R AR 
Vaudroz Jean-Claude * C GE 

i Vaudroz Rene + R VD 
Vermot = S BE 
Vollmer = s BE 
Waber Christian • E BE 
Walker Fl!llx + C SG 
Walter Hansiörll "V TG 
Wandlluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Welaelt + R SG 
Wavenelh + V BE 
Wldmer = s LU 

i Wldrln + C SG 
• Wiederkehr = E ZH 
1 Wirz-von Pianta + L BS 
Wd.tenWiler + R SG 
Ww.,;Ursula . s BE 
Zäch + C AGi 
Zanelll = s so 
7Anfl • C ZH! 
Zblnden " s AG! 
Zisvadls = - VD 
7nnnlner + V ZH 

. 
0 
2 
0 
3 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Geschäft/ Objet: 

. ')).. 
01.0619 

Ref.2112 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz Ober die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG) 
Loi fedarale sur rassurance-chömage obligatoire et l'indemnita en cas d1nsolvabilita (Loi sur rassurance-chomage, LACO 
Gegenstand / Objet du vote: 

Art 59 al. 3bis et 3ter 

Abstimmung vom / Vote du: 19.03.2002 08:44:16 
Abate 
Aennfi Wal11nann 

. Aeschbacher 
Anlllle 
Baader f".-.ar 

Bader Elvira 
Banoa 
Banoerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Steohanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 

' Bezzola 
Biooer 
Blmiasca 
Binder 
Biocher 

! Borer 
i BortoJuzzl 
Bosshard 
BnmnerTonl 
Buonon 
8llhlmann 
BQhrer 

Cavalli 
ChaDDuis 
Chevrier 
Chllfelle 
Christen 
Clna 
Cuche 
de Daniel 
Decuttins 

. Donze 
Dormann Rosemarle 
Dormond M1111VSe 
Dunant 
Dunraz 

' Eberhard 
E~i 
EaalV 

Ehrler -
Estermann 
Fasel 
Fässler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja/oul/sl 
= nein / non / no 

+ R Tl FehrHans + V ZH Kurrus 
= S ZH Fehr Hans-Jora = S SH Lachat 
+ E ZH . Fehr jANIIIAIIM = S ZH Laßve d'EDlnav 
+ R VS , Fehr Lisbeth + V ZH • Laubacher 
+ V BL ! FehrMario = S ZH i lalllll!I' 
+ C so 'Fetz = s 8S Leu 
= s so ftseher-Sl!Anmm + A AG 1 Leutenmmer Main 
• R BE Föhn + V SZ ll!IIIAnl!!lller Susanne 
+ V TG Freund + V AR Leulhard 
= G BE 1 Frev Claude . R NE loeofe 
= S BE Gadient . V GR • Lustenberoer 
+ L VD GalB + C BE Maillard 
= S NE Gmbanl = S NE Maiire 
+ R GE Genner = G ZH Marl1ltan 
+ R GR Glezendanner + V AG Marti Werner 
+ V SG : Glasson + A FR MartVKillln 
• • Tl Glur * V AGi Ma<:M6 
+ V ZH Goll = S ZH MallrB 
+ V ZH Graf = G BL Maurer 
* V SO Grobet = S GE MalllV Pastluier 
= V ZH 1 Gross Andreas = S ZH 1 Meier-Schatz 
+ R ZH i GrossJost = S TG M .. ..-... --:-: 
+ V SG , Gulsan + R VD. Messrner 
* V VD Gllnter * S BE MeverTtrerese 
= G LU Gutzwiller + R ZH Möraell 
+ R SH ' Gvsin Hans Rudolf + R BL Muonv 
= s Tl Gvi;m Rerno = s 8S i MODer Erich . s FR Haertno Binder = S ZH · MODer-Hemmi 
= C vs Haßer + V BE Nabholz . s Vll Hllmmerle = S GR .NAlnmck 
+ R VD Hassler + V GR Oehrli 
+ C vs Heberleln . R ZH Pedrina 
= G NE H Der + R ZH Pelli 
= s GE Heim + C SO Plisler Thl!ODltH 

= C GR . Hess Belhard * • BEI Polla 
+ E BE, Hess Peter + C ZG Raaaenbass 
= C LUi HessWaller = C SG -
= s VD . Hofmann Urs = s AG RechSlelner Paul 
+ V es! Hollenstein = G SG i Rechstelner-Basel 
+ R GE Hubmann = s ZH Rennwald 
+ C sz • lmfeld + C 01111 Rik1!n 
+ R AG! lmhof + C BL 1 Robbiani 
+ L GE Janlak = s BL • Rossini . C AG Joder * V BEi Ruev 
+ R NW Jassen = s vs 5andoz Marcel 
+ C LU Jutmt = s FRi Schenk 
= G FR Kaufmann + V ZH, Scherer Marcel 
= s SG Keller Robert + V ZH 1 ScheurerRmnv 
• V VD i Kofmel * R SOi Schibll 
+ R VD Kunz + V LU Schlller 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R BL . C JU! 
+ R SZi 
+ V LU 
+ C FRi . C LU 
+ R ZG 

= S BLI 
+ C AG 

'+ C Al 
+ C LUi 
= SVD 1 

+ C GE. 
= C VS 
= S Gl 
= S ZH .. . Tl 
+ V AG! 
+ V ZH 
# S GE 

i* C SG 
= G VD 
+ R TG 

; = C FR 
+ V ZH 
= G GE 
+ R ZH 
= S ZH 
• R ZH 
- C VD 
+ V BE 
= S Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG 
+ R 8S 
= s SG 
= s BS 
= s JU 
* C ZH 
= C Tl 
= s vs 
• L VD 
* R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE! 
+ V ZH 
+ V ZH 

o entll. I absl / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Compiete / Tutto Fraktion / Groupe / Grunoo C G L R s E V 

i Ja/oui/si 92 Ja/ oui/ sl 18 0 5 33 0 2 34 
nein / non / no 70 nein / non / no 10 10 0 0 46 0 2 
enth. / abst. / ast. 0 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 37 ! entschuldigt/ excuse / scusato 7 0 1 9 5 3 9 

Bedeutung Ja/ Slgnlllcatlon de oui: Proposition de la majortt6 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Proposition de la minorlte Goll 

Schmid Odilo = C VSi 
Schmied Waller + V BEi 
Schneider + R BE 1 

Schwaab = S VDi 
SellerHansneter + V BE 
Sieorist * V AG: 
Slmoneschl-Conesi = C Tii 
Sommaruaa = S BE 
Sllecl( + V AGi 
Spielmann = • GE 
Souhler + V TG 
Stahl = V ZHi 
Slammluzi + V AG 
Slelneauer • R UR 
Steiner * R SOi 
Strahm = s BE 
Sluder Helner .. E AG 
StumD = SAG 
SUler * R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = S ZH 
Theiler + R LU 
TlDmanns = S VD 
Trloonez + R BE 
Tschänoat * s BE! 

• Tschumiert + R Wi 
Vallender + RAR 
Vaudroz Jean-claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot = S BE 
Vollmer = s BE 
Waber Christian * E BE 
WalkerFtffix * C SG 
Waller Hansllllll * V TG 

· Wandlluh * V BE 
• Wassert'allen + R BE 
Waioell + R SG 
Wewme111 + V BE 
Wldmer = s LU 
Widrlrl + C SG 

1 Wiederkehr . E ZH 
Wirz.von Pianla + L 8S 
Wlllenwiler + R SG 
wvssUrsula = s BE 
Zäc:h * C AG 
Zanetti . s so 
Zapll + C ZH 
Zbinden = s AG 
Tl!Mldis = ·W 
Zunnloer + V ZH 

. 
0 
2 
0 
3 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Geschäft/ Objet: 

,o 
01.0019 

Ref.2181 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz Ober die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG) 
Loi fadlärale sur rassurance-chömage obligatoire et rindemnite en cas d'insolvabillte (Loi sur l'assurance-chömage, LACI) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Votefinal 
Abstimmung vom/ Vote du: 22.03.2002 08:40:49 
Abate 
AMnH W1111mann 
Aeschbacher 
Ant!De 
Baaderr:iiffl>II' 
Bader Elvira 
RaMA 

Banaener 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann c:truthanle 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 
Biaoer 
BinnlßCII 

Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzl 
Bosshard 
BnmnerToni 
Bunnon 
Bllhlmann 
Bllhrer 
cavam 
Challlllli!. 

Chavrier 
Chlffele 
Christen 
Cina 
CUche 
de Dardel 
Decurtlns 
DonZI! 
Dormann Rosemarie 
Dormond MarlVse 
Dunant 
Duoraz 
Eberhard 
Err1m:7Alli 
Errmv 
Elu1er 
l'nnelberaer 
Estermann 
Fasel 
Fllssler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja/oul/sl 
= nein/ non/ no 

+ R Tl • FehrHans + V ZH! Kwrus 
0 S ZH • Fehl' Hans-Jürn = S SH! Lachat 
= E ZH • Fahr .Jacoue6ne = s ZH 1 Lalive d'EPinav 
+ R VS Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
+ V BL Fehl' Marlo 0 S ZH! LanMr 
+ C so Fetz 0 S BSi Leu 

= s so Fischer-Sl!enllen + RAG! Leutenl!llller Haio 
+ R BE i Föhn + V SZ! Leutenl!llller Susanne 
+ V TG i Freund + V AR Leuthard 
= G BE Frev Claude + R NE Loeofe 

= S BE Gadlent + V GR LuslenhP.mer 
+ L VD GalD + C BE Maßlard 
= s NE Garbanl = s NE Maiire 
= R GE Germer = G ZH Marretan 
+ R GR Glezendanner + V AG MmtiWerner 
+ V SG Glasson + R FR MarlVKalin . • Tl Glur + V AG Ma,;oofi 

+ V ZH Goll = s ZH MallM; 

+ V ZH Graf = G BL Maurer 
+ V so Grobet = s GE Maurv Pasouier 
+ V ZH Gross Andreas = s ZH Meier-Schatz 
+ R ZH GrossJost = s TG ,u-~--~--• 
+ V SG i Gulsan = R VD Messmer 
"V VD Gllllll!r . s BE MAver Therese 
= G LU 
+ R SH 

~ffli 
Gutzwlller 

-GV!lln Hans Rudolf 

A~ 
Haller + V BE 
Hmnerle = S GR 

Mllmeli 
Munnv 
MOßerErich 
Mllßer-Hemml 
Nabholz 
NelMICk 

+ R VD Hassler + V GR Oehrli 
+ C vs Heberleln + R ZH Pedrina 
= G NE + R ZH Pelli 
= S GE Heim + C so Pllsler Theophil 
+ C GR HessBelhard + • BE Polla 
= E BE HessPeter + C ZG Raaaenbass 
o C LU HessWalter • C SG Randealllll' 
= s VD Hofmann Urs = SAG Rechsteiner Paul 
+ V BS Hollenstein = G SG Rechsteiner-Basel 
= R GE Hubmann = s ZH Rennwald 
• C sz hnfeld + C ow Rlklln 
+ R AG lmhof + C BL Robblani . L GE Janiak 0 s BL Rossini 
+ C AG Joder + V BE Ruev 
+ R MIM Jossen = s vs SandozMarcel 
+ C LU Jutzel = s FR Schenk 
= G FR Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
= S SG KeDer Robert + V ZH Scheurer Rl\mv 

+ V VD Kofmel + R SO Schlbß 
+ R VD Kunz + V LU Schlller 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R BL 
0 C JU 
+ R sz 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C vs 
= S GL 
= s ZH 
+ • Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
# s GE 
o C SG 
= G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
- G GE 
+ R ZH 
= s ZH 
+ R ZH 
* C VD 
+ V BE 
= s Tl 
+ R Tl 
+ V SG . L GE 
+ C TG 
• R BS 
= s SG 
0 S BS 
= s JU 
+ C ZH 
0 C Tl 
= s vs 
+ L VD 
= R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V ZH 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Comulete / Tutto Fraktion / Groupe / Grup C G L R S E V -
ja/ oul/sl 114 / oul/ sl 'ZT o 4 36 o 1 44 2 
nein / non / no 58 
enth. / abst / ast. 15 
entschuldigt/ excuse / scusato 12 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcatlon de oul: 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: 

SchmldOdDo + C vs 
Schmied Walter + V BE! 
Schneider • R BE 
Schwaab = S VD 
SeDer HanslllllP.r + V BE 
Slea!ISt + V AG 
Simoneschl-Cortesi 0 C Tl 
Sammaruoa 0 S BE 
SDAdc + V AG 
Soielmann = • GE 
Souhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Slammluzi + V AG 
Steineaaer + R UR 
Steiner + R SO 
Slrahm 0 S BE 
SluderHainer = E AG 
Slump = SAG 
Suter + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 
Theller + R w 
Tillmanns = s VD 
T'1MIIP.7 + R BE 
Tschanmlt 0 S BE 
Tsdwlllll!lt + R LU 
Vallender + RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot = s RF 

Vollmer 0 S BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hanslilra + V TG 
Wandßuh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Welaelt + R SG 
Wevenetn + V BE 
Widmer = s LU 
Wilfrin + C SG 
Wiederkehr = E ZH 
Wn-von Planla + L BS 
Wdlenwiler + R SG 
Wv,;.., Ursula = s BE 
Zäch + C AG 
Zanelli = s so 
ZaDII + C ZH 
Zbinden = s AG 
Zisvadis = • VD 
Zunnioer + V ZH 
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